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VORWORT 

Der vorliegende Bericht geht zurück auf einen Vortrag zu dem 
Thema: "Der sowjetische Staatsdienst: Reformen tun not - gegenwärti­
ger Zustand, Probleme und die Hauptrichtungen der Reform", den ich 

im Rahmen des von Prof. Dr. Ulrich Battis geleiteten öffentlich-rechtli­
chen Seminars an der Fernuniversität Hagen im Juli 1991 gehalten habe. 
Dieser Vortrag sollte Grundlage für eine Veröffentlichung werden; 
bekanntlich wurde der inhaltliche Tenor des Vortrags durch die 

politische Entwicklung in der damaligen UdSSR überholt. Die rasante 
Entwicklung im russischen Recht machte eine völlige Neufassung erfor­
derlich, die hiermit vorgelegt wird. 

Dieser Bericht wurde im wesentlichen am Forschungsinstitut für öf­
fentliche Verwaltung während eines Forschungsaufenthalts im Herbst 
1994 verfaßt. 

Dieser Bericht wird in russischer Sprache als Teil einer rechtsverglei­
chenden Monographie über das Recht des öffentlichen Dienstes in der 

Russischen Föderation und in Deutschland und als Teil eines Lehrbuchs 
zum russischen Dienstrecht veröffentlicht. Er faßt den derzeitigen Stand 
der Reformbestrebungen im Rereich des russischen öffentlichen 
Dienstes zusammen. 

Ich möchte an dieser Stelle allen Personen danken, die zur Verwirk­
lichung dieser Veröffenlichung beigetragen haben, insbesondere Herrn 

Assessor Dr. Matthias Niedobitek für die Unterstützung bei der Vorbe­
reitung dieses Berichts. 

Für die Einräumung der Forschungsmöglichkeit am Forschungsin­
stitut, insbesondere für die hervorragenden Arbeitsbedingungen, sei dem 
Geschäftsführenden Direktor, Herrn Universitätsprofessor Dr. Willi 

Blümel, sowie allen Mitarbeitern des Instituts gedankt. 

Speyer, im November 1994 Jurij Starilow 



VI 



VII 

ßPElUICJIOBHE 

Ilpe.U.JiaraeMaSI qßTaTeJIIO pa6ora yxo.lUIT CBOHMH KOpHHMH B 

HayqHhIH .llOKJHUI. Ha TeMy 11CoBeTCKaH rocy.aapCTBeHHaH CJI)'JK6a: 

PecpopMbI Heo6XOD.ßMbl ( COBpeMeHHoe COCTOHHHe, npo6JieMhl H 

OCHOBHhie HanpaBJieHHH pecpopMHpOBaHHH yi, KOTOpbIH H c.ueJiaJI B 

1uoJie 1991 r. Ha pyxoBOJI.lfMOH npcxpeccopoM .aoKTopoM Y.11bpuxo.M 

Eammuco.M KOHcpepeHI.J.HH 110 Borrpoca.M 11y6nHqHoro rrpaBa 

(YHHBepcHTeT B r. XareH, <l>Pr). Ilpe.lllloJiaraJioch, qro 3TOT .11.0KJia,u 

craHeT OCHOBOH 0.11,HOHMeHHOH rry6JIHKaII,HH. Ü.1l,HaKO IlOJIHTHl.JeCKOe 

pa3BHTHe B 6hrnrneM CCCP B 1991 r. onepe.aHJio BhIXO.ll B cseT 3TOH 

ny6JIH KaUHH. pa3BHTHe poccnilcKoro 

3aKOHO.U,aTeJihCTBa B reqeHHe IIOCJie,UHHX 1'peX JieT o6yCJIOBHJIO 

Heo6xo,lIJIMOCTh rronne:Hme:H 11epepa6onrn Marepua.rrn H BHeceHHH 

MHO)f(eCTBa HOBhIX .UOIIOJIHeHHH. 

B uacroHme:H pa6oTe paccMaTPHBa.IOTCH BonpocbI ucropu'llecKoro 

pa3BHTHH, COBpeMeHHOro COCTOSIHHSI rocyaapCTBeHHOH CJI)1)1(6hI B 

PocCHMCKOH <l>e.II.epaUHH, a TaIOKe npHqßßbl H co.uep)KaHHe ee 

pe<flopMHpoBaHHH. B 6y,rr,ymeM oHa craBeT qaCThIO MOHorpacpHH 

cpaBHHTeJihHo-11pasosoro xapaKTepa no BonpocaM ny6nHqHo:H 

(rocy.uapcrBeHHOH) CJIYJK6hI, a TaIOKe 6yaeT HCIIOJib30BaThC.SI npH 

IIOD.rOTOBKe yqe6Horo noco6HR 11CnpKe6Hoe rrpaBo PoccH:HcKoß 

<l>e.uepaUHH 11
• 

Bcex JIHII., KOTOpbIC cnoco6CTBOBaJIH ll3I(aHHJO B CBeT JI.aHHOH 

KHHrn, .SI xoTeJI 6w no6Jiaro.u.apHTh. Oco6m1 6JJaronapHOCTH 3a 

IIOMOlll,b B IlO,ll.I'OTOBKe 3TOro HayqHoro coo6meHHH 3aCJiyxHBaeT 

rocnoJlHH aceccop .umcrop Mamuac HuiJo6umoK. 

3a reIIJibIÜ npHeM H C03.U.aHHe rrpeKpaCHhIX ycnoBHH .llJISI pa6on1 B 

HccneaoBareJibCKOM HHCTHTYTe ITy6nHqHoro YnpasJieHHH H 

6Jiaronamo nuoeKTooa 3Toro HHCTHIVra rocnoIIHHa nocxheccooa 
.... . . .L .L "" . . .L .&. .1. 

.llOKTopa Bu.!l.!lU EA10.Me.!l!il, a TruGKe scex corpy.LUIHKOB 3roro 

HHCTHJYTa. 

r. llinaflep, HOH6ph 1994 r. IOpuü CrapHJIOB 
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1. EINLEITUNG 

Für ein richtiges Verständnis der folgenden Ausführungen zum russi­
schen öffentlichen Dienst sind Kenntnisse der Grundstrukturen des rus­

sischen Verfassungsrechts unentbehrlich. Deshalb wird vorher eme 

kurze Einführung in das russische Verfassungsrecht gegeben. 

1. Einführung in das russische Verfassungsrecht1 

Rußland hat eine neue Verfassung. Die russischen Wähler haben am 

12.12.1993 über den Entwurf einer Verfassung abgestimmt, der das Er­
gebnis einer dreijährigen, von harten politischen Auseinandersetzungen 
begleiteten Arbeit ist. 

Die Bezeichnungen "Russische Föderation" und 11Rußland" sind 
gleichbedeutend. Die Verfassung definiert die Russische Föderation als 
"demokratischen, föderativen Rechtsstaat mit republikanischer Regie­

rungsform" (Art. 1), als 11sozialen Staat, dessen Politik auf die Schaffung 
von Voraussetzungen gerichtet ist, die ein würdiges Leben und die freie 
Entfaltung des Menschen gewährleisten" (Art. 7) und als säkularen Staat 
(.c.\rt. 14). Damit \Verden bereits im 1. Kapitel die Grundentscheidungen 

genannt: das Demokratieprinzip, das Bundesstaatsprinzip und das 
Rechtsstaatsprinzip. Art. 2 legt das Grundverhältnis zwischen Mensch 
und Staat fest "Der Mensch, seine Rechte und Freiheiten sind die 

1 Der Text der russischen Verfassung vom 12.12.1994 findet sich bei D. Frenzke, 

Der Wortlaut der russ1schen Verfassung vom 12.12.1993, Osteuroparecht 1994, S. 

292 (296 ff.); dieser Text ist auch als Anhang zu dem vorliegenden Bericht abge­

druckt; eine weitere nichtamtliche Übersetzung der neuen russischen Verfassung 

ist vorn Wostok V erlag (Köln, 1994) veröffentlicht worden; W. Göckeritz, Verfas­

sung der Russischen Föderation - Chronik der Rechtsentwicklung, Russische 

Föderation, ROW 1994, S. 53-55; Verfassung der Russischen Föderation, in: J. C. 

Traut (Hrsg.), Verfassungsentwürfe der Russischen Föderation, 1994, S. 381 ff.; 

T. Schweisfurth, Der Staat soll in Zukunft für den Menschen da se1n, FAZ vom 

9.12.1993, s. 10. 
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höchsten Werte. Anerkennung, Achtung und Schutz der Rechte und 
seine Freiheiten des Menschen und des Bürgers sind Pflicht des Staates11

• 

Das Demokratieprinzip wird in Art. 3 ausformuliert: Träger der Sou­
veränität und einzige Quelle der Gewalt in der Russischen Föderation ist 
ihr multinationales Volk, das seine Macht unmittelbar durch Referen­
dum und freie Wahlen sowie durch die Organe der Staatsgewalt und die 
Organe der örtlichen Selbstverwaltung ausübt. 

Das Strukturprinzip der Verfassung ist das der repräsentativen De­
mokratie. In diesem Sinne bezeichnet Art. 94 der Föderale Versamm­
lung, das Parlament, als das Vertretungs- und Gesetzgebungsorgan der 

Russischen Föderation. 

Die Verfassung anerkennt ausdrücklich "politische Vielfalt" und den 
Parteienpluralismus und verbietet die Festsetzung einer Staatsideologie. 
Das gilt ebenso für die Gründung und Tätigkeit gesellschaftlicher Verei­
nigungen, deren Ziele auf eine gewaltsame Änderung der Grundlagen 
des Verfassungssystems, auf die Verletzung der Integrität Rußlands, die 
Untergrabung der Staatssicherheit, die Schaffung bewaffneter Forma­
tionen und die Entfesselung sozialen, rassistischen, nationalen und reli­
giösen Haders gerichtet sind (Art. 13). Was für die Ideologie zutrifft, gilt 
auch für die Religion: "Die Russische Föderation ist ein weltlicher Staat. 
Keine Keligion darf sich zur Staatsreligion oder verbindiichen Religion 
herausbilden" (Art. 14 Abs. 1). 

Die Elemente des Rechtsstaatsprinzips sind in mehreren Artikeln 
verankert. So normieren Art. 10 und 11 die Gewaltenteilung sowohl auf 
horizontaler Ebene zwischen den obersten Staatsorganen der Föderation 
als auch vertikal zwischen der Russischen Föderation und ihren Subjek­
ten. Die Staatsgewalt in der Russischen Föderation wird auf der Grund­
lage der Teilung in die gesetzgebende, vollziehende und rechtsprechende 
Gewalt ausgeübt. Die Organe der gesetzgebenden, vollziehenden und 
rechtsprechenden Gewalt sind selbständig (Art. 10) . 

.a. • ... !!- 1 „ 1 n 1 • ... „ ~ ..-.. n t „ „ .. „ . -r-.. 1 • 11 r~ 

An. 1.) oesagt, aan me v errassung Kuu1anos nocnste KecntsKrarr 
und unmittelbare Geltung hat sowie auf dem gesamten Territorium der 
Russischen Föderation angewendet wird. Alle Gesetze und anderen 
Rechtsakte müssen mit ihr übereinstimmen. Ergänzend heißt es in Art. 
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90, daß die Dekrete und Verfügungen des Präsidenten der Verfassung 
und den Bundesgesetzen nicht widersprechen dürfen. Der Rang der 
Normen ist somit von der Verfassung eindeutig festgelegt Rußland soll 
sich als Rechts- und Verfassungsstaat etablieren. 

Als Sozialstaat wird die Russische Föderation in Art. 1 nicht defi­
niert, wohl aber als ein solcher in Art. 7 bezeichnet. Aus der Formulie­
rung, daß die staatliche Politik auf 11die Schaffung von Zuständen ge­
richtet ist, die ein würdiges Leben und eine freie Entfaltung des Men­
schen gewährleisten", ist jedoch zu entnehmen, daß die Sozialstaatlich­
keit eher als Staatszielbestimmung denn als Grundrechtsbestimmung zu 
verstehen ist. 

Garantiert werden die Einheit des Wirtschaftsraums, der freie Ver-
kehr von \Varen, Dienstleistungen und Finanzmitteln, die Förderung des 
Wettbewerbs und die Freiheit der wirtschaftlichen Tätigkeit. Privat-, 
Staats-, Kommunaleigentum sowie andere Eigentumsformen werden 
gleichermaßen anerkannt und geschützt (Art. 8). Grund und Boden so­
wie andere Naturressourcen dürfen sich in diesen Eigentumsformen be­
finden (Art. 9). 

Die Verfassung garantiert die Menschen- und Bürgerrechte und -
freiheiten entsprechend den allgemeingültigen Prinzipien und Normen 
des Völkerrechts (Art. 17), darunter die Gleichheit aller vor dem Gesetz 
und vor Gericht (Art. 19), das Recht auf Leben (Art. 20), den Schutz der 
Menschenwürde (Art. 21), das Recht auf Freiheit und persönliche Un­
antastbarkeit (Art. 22), auf Unantastbarkeit des Privatlebens, das Post­
und Telefongeheimnis (Art. 23), die Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 25), das Recht auf den Gebrauch der Muttersprache (Art. 26), auf 
Freizügigkeit in und Ausreise aus der Russischen Föderation (Art. 27), 
die Glaubens- und Gewissensfreiheit {Art. 28), Gedanken-, Rede- und 
Pressefreiheit (Art. 29), Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit (Art. 
30, 31) sowie das aktive und passive Wahlrecht (Art. 32). 

Die Verfassung verkündet als wesentliche neue Elemente das Recht 
auf Privateigentum (Art. 35), auf unternehmerische Tätigkeit (Art. 34) 
und explizit auf Privateigentum an Grund und Boden (Art. 36). 
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Die russische Verfassung verkündet des weiteren u. a. die Freiheit 
der Arbeit und der Wahl der Tätigkeit, das Recht auf Arbeit (Art. 37), 
\Vohnung (Art. 40), Schutz der Gesundheit und unentgeltliche medizini-
sehe Hilfe (Art. 41), Bildung (Art. 43), eine verträgliche Umwelt (Art. 
42), gerichtlichen Schutz der Rechte und Freiheiten der Bürger (Art. 
46), juristischen (in gesetzlich vorgesehenen Fällen unentgeltlichen) Bei­

stand (Art. 48) und das Asylrecht nach den allgemein anerkannten Nor­
men des Völkerrechts (Art. 63). 

Die Wahrnehmung der Rechte und Freiheiten des Menschen und 
Bürgers darf nicht gegen die Rechte und Freiheiten anderer Personen 
verstoßen. Die Bestimmungen des Kapitels 2 - 11die Rechte und Frei­
heiten des Menschen und Bürgers" - bilden die Grundlagen des Rechts­
status der Person in der Russischen Föderation und können nur gemäß 
dem in der Verfassung festgelegten Verfahren geändert werden. 

Den Grundlagen der Verfassungsordnung (Kapitel 1) dürfen andere 
Verfassungsbestimmungen nicht widersprechen (Art. 16 Abs. 2). Damit 
wird ein Rangverhältnis innerhalb der Verfassungsnormen hergestellt, 
die Möglichkeit "verfassungswidriger Verfassungsnormen„ also einkal­
kuliert. 

Die Russische Föderation besteht aus 21 Republiken, sechs Regio­
nen (krai), 49 Gebieten ( oblast ), dem jüdischen autonomen Gebiet, 2 
Städten von föderaler Bedeutung (Moskau und St. Petersburg) sowie 
zehn autonomen Kreisen (Art. 65). Im ersten Verfassungsentwurf der 
Verfassungskommission war vorgeschlagen worden, sämtliche Ge­
bietseinheiten Rußlands (nach deutschem Muster) in "Länder" (semli) 
umzuwandeln. Dieser Vorschlag setzte sich nicht durch. 

Nach Art. 5 besteht Rußland aus "gleichberechtigten Subjekten der 
Russischen Föderation". Einen Unterschied zwischen den Gebietsein­
heiten macht die Verfassung jedoch insofern, als sie die Republiken in 
einem Klammerzusatz als "Staaten11 bezeichnet; nur die Republiken ha-

ben eigene Verfassungen und Gesetzgebung, während die übiigen Ge-
bietseinheiten ein Statut und Gesetzgebung erhalten sollen. Die födera­
tive Ordnung der Russischen Föderation beruht auf ihrer staatlichen 
Integrität, dem einheitlichen System der Staatsgewalt, der Abgrenzung 
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der Zuständigkeitsbereiche und der Befugnisse zwischen den Organen 
der Staatsgewalt der Russischen Föderation und den Organen der 
Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation sow-1e der Gleich­
berechtigung und Selbstbestimmung der Völker in der Russischen Föde­
ration (Art. 5 Abs. 3). 

Die gleiche Rechtsstellung der Subjekte drückt sich auch in der 
Kompetenzabgrenzung zwischen diesen und der Föderation aus. Die 
Verfassung sieht einen Katalog (ausschließlicher) Zuständigkeiten der 
Föderation und einen etwa gleich langen Katalog tlgemeinsamer Zustän­
digkeiten" der Föderation und ihrer Subjekte vor. Die Kompetenzab­
grenzung ist vergleichbar der Regelung im deutschen Grundgesetz über 
die ausschließliche Gesetzgebung des Bundes und die konkurrierende 
Gesetzgebung. 

Insgesamt läßt sich sagen, daß die Russische Föderation ein Bundes­
staat ist. Durch die namentliche Aufzählung der Subjekte in der Verfas­
sung und die Bestimmung, daß der Status eines Subjekts der Föderation 
nur mit dessen Zustimmung geändert werden darf (Art. 66 Abs. 5), ge­
nießen sie eine verfassungsrechtliche Bestandsgarantie. Durch den Fö­
derationsrat wirken die Subjekte der Föderation maßgeblich an der 
Willensbildung der Föderation mit. Verfassungsänderungen sind nur 
möglich mit einer Dreiviertelmehrheit im Föderationsrat; sie bedürfen 
überdies auch noch der Zustimmung von zwei Dritteln der Subjekte der 
Föderation. 

Die obersten Staatsorgane der Russischen Föderation sind der Prä­
sident, die Föderale Versammlung, die Regierung und das Verfassungs­
gericht. Ihre Kompetenzen sind im wesentlichen in der Verfassung gere­
gelt. Der Präsident ist das Staatsoberhaupt der Russischen Föderation, 
die Föderale Versammlung wird als das repräsentative und gesetzge­
bende Organ bezeichnet. Die ausführende Gewalt obliegt der Regie­
rung, wesentliche Regierungsfunktionen aber auch dem Präsidenten, so 
daß er ebenfalls der F.xekutive zuzurechnen ist. Die rechtsprechende 
Gewalt wird von der Verfassungs-, Zivil-, Verwaltungs- und Strafge­
richtsbarkeit wahrgenommen. Die so deutlich voneinander getrennten 
Gewalten sind gieichwohi wechselseitig miteinander verschränkt, um 
eine gegenseitige Kontrolle zu gewährleisten. Angesichts dieser Macht-
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verteilung wird das Parlament wohl kaum ein Gegengewicht zur Politik 
des Präsidenten bilden können. 

Ver Präsident der Kussischen t<öderation wird von den Bürgern der 
Russischen Föderation auf der Grundlage des allgemeinen, gleichen und 
unmittelbaren Wahlrechts in geheimer Abstimmung für vier Jahre ge­
wählt. Ein und dieselbe Person darf das Amt des Präsidenten nicht mehr 
als zwei Amtsperioden nacheinander innehaben. 

Die Föderale Versammlung besteht aus zwei Kammern: der Staats­
duma und dem Föderationsrat. Beide Kammern des Parlaments haben 
nach der Verfassung normalerweise eine Amtsdauer von vier Jahren. In 
einer Übergangsbestimmung wurde jedoch einmalig festgelegt, daß die 
erste Legislaturperiode der beiden Parlamentskammern zunächst nur 
Z'Nei Jahre betragen soll. Das Gesetz "Über den Status der ~A„bgeordne-
ten des Föderationsrates und den Status der Abgeordneten der Staats­
duma" vom 8.5.1994 definiert in 4 Kapiteln mit 47 Paragraphen die 
Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeit der Abgeordneten beider 
Kammern des Parlaments sowie die juristischen und sozialen Garantien 
für die Wahrnehmung ihres Mandats. Im Zusammenhang mit der Un­
terzeichnung dieses Gesetzes richtete der Präsident ein Schreiben an die 
Abgeordneten des Föderationsrates und der Staatsduma, in dem er auf 
juristische Unzulänglichkeiten des Gesetzes, Widersprüche zur Verfas­
sung und ungerechtfertigte Privilegien der Abgeordneten verwies und 
empfahl, die der Verfassung widersprechenden Normen zu suspendieren 
und das Gesetz entsprechend zu novellieren. 

Die Staatsduma hat zwar nicht mehr die starke Stellung wie der 
Volksdeputiertenkongreß beziehungsweise der Oberste Sowjet, jedoch 
obliegen ihr wichtige Funktionen. Die Staatsduma 

kann Gesetze mit einfacher Mehrheit aller ihrer Abgeordneten be­
schließen; 

kann mit zwei Dritteln ihrer Abgeordneten die Ablehnung eines 
Gesetzes durch den Föderationsrat überstimmen; 

kann mit zwei Dritteln ihrer Abgeordneten zusammen mit dem 
Föderationsrat das Veto des Präsidenten gegen ein ~esetz über­
stimmen; 
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muß dem vom Präsidenten vorzuschlagenden Kandidaten für das 
Amt des Regierungschefs zustimmen, aber nicht der Ernennung 

der übrigen Regiernngsmitglieder; 

kann der Regierung das Mißtrauen aussprechen, ohne sie jedoch 

absetzen zu können; 

kann ein - kompliziertes - Verfahren zur Amtsenthebung des 

Präsidenten beim Verfassungsgericht einleiten, wenn er Hochverrat 
oder ein schweres Verbrechen begangen hat, ohne ihn aber selbst 
absetzen zu können; 

kann die Verfassung (außer die Kapitel 1, 2 und 9) mit zwei Drit­
teln der Stimmen ihrer Abgeordneten zusammen mit drei Viertel 
der Stimmen der Mitglieder des Föderationsrates ändern. 

Der Präsident seinerseits kann die Staatsduma auflösen, wenn sie 
den vom Präsidenten vorgeschlagenen Kandidaten für das Amt des Re­
gierungschefs dreimal abgelehnt hat oder wenn sie innerhalb von drei 
Monaten der Regierung erneut ihr Mißtrauen ausgesprochen hat und 
der Präsident an der Regierung festhalten will. 

Die 450 Abgeordneten der Staatsduma werden ebenfalls auf vier 
Jahre vom Volk gewählt. 

ver t'öderationsrat setzt sich aus je zwei Vertretern eines Jeaen 
Subjektes der Republik zusammen. Bei 89 Subjekten der Föderation be­
steht er also aus 178 Vertretern. Dem Föderationsrat gehören je zwei 
Vertreter aus jedem Subjekt der Russischen Föderation an: je einer aus 
dem Vertretungs- und aus dem ausführenden Organ der Staatsgewalt. 
Unmittelbar demokratisch legitimiert sind also nur der russische Präsi­
dent und die 450 Deputierten der Staatsduma. 

Für die Bestellung des Regierungschefs ist ein Zusammenwirken 
zwischen Präsident und Staatsduma erforderlich. Der Präsident ernennt 

den Regierungschef, bedarf dazu aber des Einverständnisses der Staats-
duma. Die Kabinettsbildung erfolgt i..~ Zusammen,,.rirken v-„\ischen Re~ 
gierungschef und Präsidenten. 

Bei der Ernennung der Richter des Verfassungsgerichts und des 
Obersten Gerichts müssen Präsident und Föderationsrat zusammenwir-
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ken. Der Präsident schlägt die Richter vor, der Föderationsrat ernennt 
sie. Besonders bemerkenswert sind die Veränderungen hinsichtlich des 
Verfassungsgerichts. Nach der bisherigen Regelung sollte es aus 15 
Richtern bestehen; es wurden aber nur zwölf auf Vorschlag des Vorsit­
zenden des Obersten Sowjets durch den Kongreß der Yolksdeputierten 
gewählt. Nach den Übergangsbestimmungen der neuen Verfassung blei­
ben die Richter sämtlicher Gerichte Rußlands im Amt, also auch die 
Richter des Verfassungsgerichts. Die neue Verfassung erhöht aber die 
Zahl der Richter des Verfassungsgerichts auf 19. Es werden also sieben 
Richter nachzuwählen sein. 

Auch die Amtsenthebung des Präsidenten wird wesentlich erschwert. 
Sie macht ein Zusammenwirken der Staatsduma, des Obersten Gerichts, 
des Verfassungsgerichts und des Föderationsrats erforderlich. Die 
Staatsduma kann den Präsidenten nur wegen Hochverrats oder wegen 
eines anderen schweren Verbrechens anklagen. Das Oberste Gericht 
stellt dann fest, ob die Verbrechenstatbestände vorliegen, während das 
Verfassungsgericht lediglich gutachtlich darüber zu befinden hat, ob das 
Verfahren der Präsidentenanklage eingehalten worden ist. Erst danach 
kann der Föderationsrat den Beschluß über die Amtsenthebung des Prä­
sidenten fassen. Geschieht das innerhalb von drei Monaten nach Erhe­
bung der Anklage nicht; gilt er als abgelehnt. Zudem müssen die Be­
schlüsse beider Kammern der Bundesversammlung mit jeweils 
Zweidrittelmehrheit gefaßt werden. 

Nach der Verfassung von 1978 hatte der Präsident kein Recht zur 
Parlamentsauflösung. Nach der neuen Verfassung soll er es in drei Fäl­
len haben, allerdings nur zur Auflösung der Staatsduma, nicht des Föde­
rationsrats. Der Präsident hat die Staatsduma aufzulösen und Neuwah­
len anzusetzen, wenn diese dreimal hintereinander seinen Vorschlag zur 
Ernennung eines Regierungschefs abgelehnt hat. Bei einem einmaligen 
Mißtrauensvotum der Duma gegen die Regierung ist der Präsident nicht 
verpflichtet, die Regierung zu entlassen. Bei einem wiederholten Miß­
trauensvotum innerhalb von drei Monaten muß der Präsident entweder 
die Regierung entlassen oder die Staatsduma auflösen. Das Recht zur 
Parlamentsauflösung ist allerdings eingeschränkt. Es entfällt im Laufe 
des ersten Jahres einer Legislaturperiode ungeachtet allfälliger Mißtrau-
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ensvoten der Duma, nach Erhebung 
. 

emer Präsidentenanklage und 
ebenso während eines Kriegs- oder Ausnahmezustandes. Hingegen ist 
die Regierung in ihrem Bestand völlig vom Präsidenten abhängig. Sie 
weist unverkennbar eine monokratische Struktur auf und ist das ausfüh­
rende Organ des Präsidenten. 

Der Präsident "bestimmt die Grundrichtungen der Innen- und Au­
ßenpolitik des Staates" (Art. 80 Abs. 3), hat also innen- und außenpoliti­
sche Richtlinienkompetenz. Mit Blick auf die Außenpolitik wird dieses 
zusätzlich in Art. 86 unterstrichen, wonach der Präsident 11die Leitung 
der Außenpolitik der Russischen Föderation wahrnimmt11

• Er hat auch 
das Recht, Regierungsverordnungen und -verfügungen aufzuheben, 
wenn sie mit der Verfassung, den Bundesgesetzen und den Präsidialde­
kreten nicht übereinstimmen. Zudem hat der Präsident Anspruch dar­
auf, bei Kabinettssitzungen den Vorsitz zu übernehmen. 

Der russische Präsident hat demnach folgende Kompetenzen: 

Er bestellt mit Zustimmung der Staatsduma den Regierungschef, 
den er auch entlassen kann; 

er ernennt die Minister, die nicht die Zustimmung der Duma 
benötigen; 

er gibt sein Plazet zur Ernennung des Zentralbankpräsidenten und 
des stellvertretenden lVHnisterpräsidenten; 

er schlägt dem Parlament die Kandidaten für das Verfassungsge­
richt, das Oberste Gericht und die Generalstaatsanwaltschaft vor; 

er bestimmt die Grundlinien der Innen- und Außenpolitik und lei­

tet letztere; 

er kann Neuwahlen und ein Referendum ansetzen; 

er ist Oberbefehlshaber der Streitkräfte. 

Wie der französische und der amerikanische Präsident ist der russi­
sche Präsident Oberkommandierender der Streitkräfte. Beim operativen 
"T""""I. • 1 ... „ „ r"t"' 'I 'I ·~ „ ... ,.., . ~ „ • „ ,... ..• 
r.1nsatz aer Armee una anaerer :::.1cnerneusKrane ist aer russ1scne rras1-
dent jedoch auf die Mitwirkung der Föderalen Versammlung angewie­
sen. So kann er zwar die Verhängung des Kriegszustands und des Aus­
nahmezustands verfügen, jedoch bedürfen die entsprechenden Dekrete 
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der Bestätigung durch den Föderationsrat. Dieser beschließt auch über 
t
1die Möglichkeit" des Auslandseinsatzes der Streitkräfte. Als 11Garant der 
Verfassung" kann das Staatsoberhaupt freilich besondere Maßnahmen 
treffen, wenn es zu Friktionen im föderalen Verhältnis kommt. Der Prä­
sident kann schon vor einer verfassungsgerichtlichen Entscheidung Akte 
der Subjekte der Föderation suspendieren, von denen er annimmt, daß 
sie der Bundesverfassung oder den Bundesgesetzen widersprechen. 

Die beiden Kammern der Föderalen Versammlung tagen grundsätz­
lich getrennt. Gemeinsame Sitzungen sieht die Verfassung nur für die 
Entgegennahme von ttBotschaften'1 des Präsidenten und des Verfas­
sungsgerichts sowie bei Reden ausländischer Staatsmänner vor. Neben 
der zentralen Aufgabe der Gesetzgebung werden der Föderalen Ver­
sammlung nur wenige weitere Kompetenzen zugestanden. So ist die 
Staatsduma zuständig für Ernennung und Entlassung des Chefs der 
Zentralbank, des Vorsitzenden der Rechnungskammer und eines Be­
vollmächtigten für Fragen der Menschenrechte. Dem Föderationsrat ist 
es unter anderem vorbehalten, Grenzänderungen zwischen den Subjek­
ten der Föderation zu bestätigen, den Termin für die Wahl des Staats­
präsidenten zu bestimmen und den Generalstaatsanwalt zu berufen. Für 
die Budgetkontrolle bilden beide Kammern ein besonderes Organ: die 
Rechnungskammer. Davon und vom Mißtrauenvotum gegen die Regie­
rung abgesehen, sind die Kontrollrechte des Parlaments recht beschei­
den. Es fehlen das Zitier- und das Interpellationsrecht, und auch parla­
mentarische Untersuchungsausschüsse sind nicht ausdrücklich vorgese­
hen. 

Die Rechtsprechung erfolgt ausschließlich durch Gerichte, Ausnah­
mengerichte sind unzulässig. Die Richter sind unabhängig und nur der 
Verfassung und dem föderalen Gesetz unterworfen (Art. 120), unab­
setzbar und können nur in gesetzlich geregelten Fällen und nach dem 
gesetzlich bestimmten Verfahren entlassen oder suspendiert werden 
(Art. 121). Sie genießen Immunität (Art. 122). 

Die örtliche Selbstverwaltung in der Russischen Föderation gewähr­
leistet die selbständige Entscheidung der Bevölkerung über die Fragen 
von örtlicher Bedeutung sowie den Besitz und die Nutzung von munizi­
palem Eigentum und die Verfügung über dieses (Art. 130 Abs. 1). Die 
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Organe der örtlichen Seibstverwaitung verwaiten seibständig das muni­
zipale Eigentum, stellen den örtlichen Haushalt auf, bestätigen und voll­
ziehen ihn, legen örtliche Steuern und Abgaben fest, sorgen für den 
Schutz der öffentlichen Ordnung und entscheiden sonstige Fragen von 
örtlicher Bedeutung (Art. 132 Abs. 1). 

2. Vorbemerkungen zum öffentlichen Dienst in Rußland 

In Rußland ist im Bereich des öffentlichen Dienstes seit 1991 eine 
Reform im Gange. Das Dienstrecht in Rußland entsprach in der ehe­
maligen Sowjetunion dem soajetischen Dienstrechts. Alle sowjetischen 
Gesetze und Verordnungen im Bereich des öffentlichen Dienstes galten 
auch in Rußland als Bestandteil der Sowjetunion (damalige RSFSR). 
T''\° ~' ' ' ' '' Tl.. 'l.. l.. A A' JJie ...,owjetunion existiert seit ein paar Ja.uen n1c1.t me.tü. Lius utesem 

Grunde ist in Rußland eine Reform des russischen Rechts und selbstver­
ständlich des Dienstrechts vonnöten. 

Erörterungen zum öffentlichen Dienst der ehemaligen UdSSR sind 
in der deutschen rechtswissenschaftlichen Literatur nur schwach vertre­
ten. Es gibt nur wenige Artikel zu diesem Bereich2

; sie wurden in den 
Jahren von 1970 bis 1982 veröffentlicht. Seit dieser Zeit hat sich aller­
dings in der ehemaligen UdSSR und in dem jetztigen Rußland einiges 
im politisch-rechtlichen Bereich geändert. Damit einhergehend erschie­
nen Artikel und Bücher zum Personalwesen und zum Staatsdienst, die 
den Fragen des Personalwesens und des öffentlichen Dienstes Rußlands 

2 A. Bilinsky, Der sowjetische öffentliche Dienst vor dem Hintergrund des deut­

schen Beamtenrechts, ROW 1981, S. 41 ff.; H. H. Kaysers, Der öffentliche Dienst 

in der DDR, Historische Entwicklung und geltendes Recht, RiA 1971, S. 144; W. 

laskiewicz, Allgemeines Gutachten zu besonderen Fragen des öffentlichen 

Dienstes in den sozialistischen Staaten, in: Studienkommission für die Reform 

des öffentlichen Dienstrechts, Bd. 3, Recht und System des öffentlichen Dienstes 

(Österreich, sozialistische Staaten, Jugoslavlien, Polen, Ungarn), hrsg. von J. lf. 

Kaiser, F. Mayer, C. H Ute, 1973, S. 65 (67 ff.); 0. Luchterhandt, Zur Klassifizie­

rung und Rechtsstellung der sowjetischen Staatsangestellten, in: Meiss­

ner /Brunner /Löwenthal (Hn1g. ), Einparteiensystem und bürokratische Herr-

schaft in der Sowjetunion, 1978, S. 137 (139 ff.). 
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nachgingen-'. Fast alle Autoren heben hervor, daß der Staatsdienst m 
Rußland zu einem nicht geringen Teil vom Arbeitsrecht geregelt wird, 
man jedoch sagen kann, daß der russische Staatsdienst in der Tat einen 
selbständigen Teil des russischen öffentlichen Rechts darstellt - aller­
dings behaftet mit vielen Problemen und Mängeln. In der letzten Zeit 
entstanden notwendige Tendenzen für die Entwicklung des öffentlichen 

Dienstes. 

Ein Berufsbeamtentum, wie es im alten Rußland vorherrschte, gab es 
nach der Revolution von 1917 nicht mehr. Das Berufsbeamtentum war 
schon 1917-1918 abgeschafft worden. Es wurde durch das sogenannte 
Staatsfunktionärstum ersetzt. Das Problem war allerdings, daß hierfür 
keine entsprechende Rechtsentwicklung eingeleitet wurde. Die 
11Schöpf er" des neuen Staats- und Rechtssystems lehnten die Begriffe 
"Beamter" und "Berufsbeamtentum" als "bourgeois" ab. Sie wollten einen 

3 Vgl. z. B. G. Atamantschuk, Die wichtigsten Grundsätze der Konzeption der 

Entwicklung des Staatsdienstes in Rußland (Osnownyje poloshenija konzepzii 

raswitija gosudarstwennoji slushby v rossijiskoji federaziji), Westnik gosudarst­

wennoji slushby Juni 1992, S. 5-16; ders., Der Staatsdienst als eine Verwaltungs­

sphäre (Gosudarstwennaja slushba kak sfera upravlenija), Problemy teorii i prak­

tiki upravlenija 1992, Nr. 4, S. 15-21; D. Bachrach, Der sowjetische Staatsdienst: 

Begriff, Grundsätze, Arten, in: UdSSR-DDF~ Staatsdienst (Sowetskaja slushba: 

ponjatie, prinzipy, widy, in: SSSR-GDR: gosudarstwennaja slushba), 1986, S. 38-

44; V. Vorobjow, Der sowjetische Staatsdienst: verwaltungsrechtliche Aspekte 

(Sowetskaja gosudarstwennaja slushba: administrativno-pravovyje aspekty), 1986; 

A. Kostjukow, Amtsträger: verwaltungsrechtlicher Status (Dolshnostnoje Jizo: 

administrativno-pravovoji status), Pravovedenie 1987, Nr. 2, S. 20-24; S. Mavrin/L 

Pliev, Der Begriff der Amtspersonen im sowjetischen Arbeitsrecht (Ponjatie 

dolshnostnogo liza v sovetskom trudovom prave), Pravovedenie 1983, Nr. 4, S. 

18-24; V. Manochin, Verfassungsrechtliche Grundlagen des Staatsdienstes 

(Konstitucionnyje osnowy sakonodatelstwa o gosudarstwennoji slushbe), Pravo­

vedenie 1983, Nr. 4, S. 11-18; J. Rosenbaum, System der Arbeit mit dem Personal 

in der Perestroika-Periode (Sistema raboty s kadrami v uslovijach perestrojiki), 

Sovetsköe gosudatstwo i pr-avo 1986, Nr. i2, S. 11-20; L. Sergienko, Vervoii­

kornmnung des sowjetischen Staatsdienstes (Soverschenstvovanije sakonoda­

telstva o sovetskoji gosudarstwennoji slushbe ), Sovetskoje gosudarstvo i pravo 

1984, Nr. S, S. 27-34; J. Kosiow (Hrsg.), Sowjetisches Verwaitungsrecht 

(Sovetskoje administrativnoje pravo), 1985. 
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"neuen;; Staatsapparat und den "neuen Beamten" schaffen. In der Praxis 
entwickelte sich ein ideologisierter Staatsapparat mit einem für die Ge­
sellschaft unwirksamen Verwaltungssystem, mit nicht effektiv arbeiten­
dem Verwaltungspersonal und einem ungenügend ausgebauten System 
von Rechtsnormen für den Staatsdienst der ehemaligen UdSSR. 

Der moderne russische Staat verfügt gegenwärtig über kein gesetz­
lich ausgestaltetes Berufsbeamtentum im westlichen Sinn. 

Der russische Staatsdienst hat sich im Laufe von Jahrhunderten her­
ausgebildet. Nach der Revolution 1917 wurde das russische Berufsbe­
amtentum in Übereinstimmung mit der Vorstellung Lenins von der 
"Übergangsperiode" abgeschafft. Viele russische Beamte wurden damals 
verfolgt. Anstelle des alten Berufsbeamtentums wurden zwei neue 
Dienste aufgebaut: der Parteidienst und der Staatsdienst, deren Tätig­
keit gesetzlich nicht festgelegt wurde. 

Die maßgebende Basis des sowjetischen Staates, der Parteidienst, 
bewegte sich tatsächlich völlig außerhalb rechtlicher Regelungen. Der 
Staatsdienst stellte nur den "Schatten" des Parteidienstes dar. Die kom­
munistischen Parteimitarbeiter betrachteten den Staatsdienst als eine 
vorübergehende Zeiterscheinung. 

Der Parteidienst war seit Ende der 20er Jahre dieses Jahrhunderts 
"'F 1 t 'f'f ._ "I • - _...., • • 11 III • „ • . 111 -... ,__ ... ..-. "r T 111 'I „ •. innaoer aller Kecnre. uer ::staatsa1enst a1ente aer Kt"O::S u aazu, alle 1nre 
Maßnahmen durchzusetzen. 

Die wichtigsten Mängel der sowjetischen Verwaltung, die sie zu einer 
unfähigen Verwaltung gemacht haben, waren folgende: 

1) die fehlende Professionalität und Unparteilichkeit der öffentlichen 
Bediensteten. Die Zugehörigkeit zur KPdSU war in der Regel 
Voraussetzung für den Zugang zum öffentlichen Dienst. Die Kor­
ruption war zu Zeiten der Sowjetunion ein großes Problem, und 
daran hat sich bis heute nichts geändert. 

2) Der gesamte öffentliche Dienst entbehrte einer rechtlichen 
Grundlage. Insbesondere fehlte ein rechtlich geregeltes System der 
Beförderung; maßgeblich für das berufliche Fortkommen waren 
hauotsächlich Parteimitfiliedschaft. nersönliche Beziehunt!en usw . ...._ c....;r - „ .... - - - - o-



14 

Es ist kein Zufall, daß in einem der größten Staaten der Welt ein 
Beamtengesetz nicht erlassen wurde. 

3) Es ermangelte eL"'ler Behörde, die sich mit dem Personal im öffent-
liehen Dienst beschäftigt hätte. 

Zu den Staatsfunktionären zählten die Mitarbeiter im Staatsapparat, 
die Leiter staatlicher Institutionen und Einrichtungen, die Richter und 
Staatsanwälte, die Miliz, die Offiziere des Militärdienstes, und schließ­
lich die Direktoren von Kombinaten, Betrieben und Sowchosen. Die 
Staatsfunktionäre erfüllten im Namen des Staates Aufgaben politischer 
Natur, übten die Staatsgewalt aus, erließen Rechtsakte, Urteile und Be­
schlüsse. Staatsfunktionäre waren mit dem Staat durch ein freiwilliges 
und ständiges Dienstverhältnis verbunden und wurden dafür entlohnt. 

Die "leitenden Funktionäre" der ehemaligen UdSSR haben ernsthaft 
geglaubt, daß es ndemnächst" (in 11baldiger Zukunft", in der "kommuni­
stischen Gesellschaft", "im Kommunismus")4 keine Beamten mehr geben 
und der Staatsdienst nicht mehr erforderlich sein würde. Allerdings be­
findet sich Rußland zur Zeit auf dem Wege zu Marktwirtschaft, Demo­
kratie und Freiheit; es braucht daher hochqualifizierte Beamte und 
selbstverständlich einen gesetzlich umfassend und widersprüchsfrei ge­
regelten Staatsdienst. Diesen Entwicklungen müssen auch die gesetzli­
chen Rahmenbedingungen gerecht werden. Das Dienstrecht hinkte 
lange Zeit der neuen Entwicklung hinterher. Erst in den letzten drei bis 
fünf Jahre wurden entscheidende Reformansätze in die Wege geleitet. 

In Deutschland stehen das Beamtentum und die Beamten in der 
Kritik (die "häßlichen Beamten", "Staatsbürokratie'\ "die Beamten haben 
nur Vorteile", lfes gibt zuviele Beamte" usw.)5, in Rußland dagegen das 
"Staatsfunktionärstum" (besonders im Moment, weil Bürokratie, Kor­
ruption und öffentlicher Dienst ziemlich eng verbunden sind); es geht 
heute nicht um den Wiederaufbau des alten russischen Berufsbeamten-

4 Vgl. z. B. U. D. Nienhaus, Revolution und Bürokatie: Staatsveiwaltung und 

Staatskontrolle in Sowjetrußland 1917 - 1924, 1980, S. 11 ff. 

5 F. Ronneberger/U. Rödei/J. Waichshöfer, Der "häßiiche" Beamte (Kritik und Ge­

genkritik des Berufsbeamtentums), 1975, S. 7 ff. 
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tums und dessen Sonderbediensteter (mit vielen Privilegien und Vortei­
len gegenüber anderen öffentlichen Bediensteten). Es geht heute um die 
Reform des alten sowietischen öffentlichen Dienstes und den Aufbau ei-- - - - „ - - -
nes neuen, gesetzlich geregelten modernen russischen öffentlichen 
Dienstes. 

Der vorliegende Beitrag versucht, einen Überblick über das geltende 
Dienstrecht in der Russischen Föderation zu geben und gleichzeitig die 
Reformansätze und Neuerungen in den gesetzlichen Bestimmungen 
herauszuarbeiten. 

Seit etwa 15 Jahren wurden im wissenschaftlichen Bereich - in letz­
ter Zeit auch in der Praxis - erfolgreiche Lösungsmöglichkeiten aus 
dem Westen übernommen. Hier ist allerdings zu bemerken, daß diese 
Lösurnzswee:e nicht als "westliche" Orientierunf!en f!ekennzeichnet wur-..... ...... ....... ....... 

den, sondern quasi als Eigenschöpfungen eingebracht worden sind. 

Die Einleitung sollte eine kurze Einstimmung sein für meine folgen­
den Überlegungen zum gegenwärtigen Zustand sowie zu den Problemen 
und den Hauptrichtungen der eingeleiteten Reformen des Staatsdienstes 
in Rußland. Wir kommen jetzt zu der Frage: Warum ist der öffentliche 
Dienst Rußlands reformbedürftig? 

II. OBJEKTIVE URSACHEN FÜR DIE NOTWENDIGKEIT EI~ 

NER REFORM DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES 

Im Zuge der politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen in Ruß­
land sieht sich auch der Bereich der Staatsverwaltung und der Selbst­
verwaltung mit neuen Problemen konfrontiert. Der Wandel des sozial­
politischen Systems in der ehemaligen Sowjetunion und das Streben 
nach Schaffung eines Rechtsstaats haben die Forderungen nach Verän­
derung des Rechtssystems bzw. nach dem Erlaß einer ganzen Reihe von 
demokratischen Gesetzen aktuell gemacht; damit stand auch eine Ver­
änderung des öffentlichen Dienstes an. Die rechtswissenschaftlichen 
Untersuchungen der theoretischen Fragen und die dienstrechtlichen 
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Probleme in der Praxis sowie die Tendenzen der gegenwärtigen gesetzli­
chen Entwicklung im öffentlichen Dienst kennzeichnen den Bedarf und 
begründen die Durchführung von Reformen im öffentlichen Dienst. 
Auch in den organisatorischen Fehlern des alten Staatsapparates und in 
der schlechten Arbeitshaltung des Verwaltungspersonals im öffentlichen 
Dienst sind Gründe für einer Neuregelung des öffentlichen Dienstes zu 
sehen. Die Ursachen für die Notwendigkeit einer Änderung und Verbes­
serung des Dienstrechts werden in folgenden präzisiert: 

1„ Politisierung des öffentlichen Dienstes 

Es geht heute um die Beseitigung der Politisierung des öffentlichen 
Dienstes. Im heutigen Rußland gibt es kein Berufsbeamtentum. Es gibt 

... • ...,,. „„ . „ „ „ • „ ,... • . .... • t 

dagegen einen ~taatsa1enst onne eme klare unct umrassenae geseczucne 
Regelung. Zum Beispiel sind die Begriffe "Staatsdienst", 'föffentlicher 
Dienst\ "öffentlicher Bediensteter" usw. gesetzlich nicht definiert. Die 
von der Oktoberrevolution ausgehenden Umgestaltungen des öffentli­
chen Dienstes hat Lenin 1917 mit den Worten angekündigt: 11Machen wir 
die Staatsbeamten zu einfachen Ausführenden unserer Aufträge, zu ver­
antwortlichen, absetzbaren, bescheiden bezahlten Aufsehern und Buch­
haltern"6. "Alle Beamten und alle Arten von Abgeordneten müssen nicht 
nur gewählt werden, sondern auch jederzeit dem Widerruf unterworfen 
sein. Der Lohn darf den eines gelernten Arbeiters nicht übersteigen ... "7. 

6 V. Lenin, Ausgewählte Werke, Bd. II, 1972, S. 195. Später hat Lenin geschrieben: 

"Staatsangestellten aus einer privilegierten Schicht, wie sie die Beamtenschaft in 

Rußland vor der Oktoberrevolution darstel1te und wie sie es in den modernen 

bürgerlichen Staaten noch heute ist, müssen in Arbeiter einer besonderen 

'Waffengattung' verwandelt werden, deren Entlohnung nicht höher ist als der 

übliche Lohn eines qualifizierten Arbeiters"; siehe V. Lenin, Gesammelte Werke, 

Bd. 24, 1972, S. 20; Übersetzung zitiert nach Bilinsky (Anm. 2), S. 60. Später hat 

Lenin aber geschrieben: "Wir sind keine Utopisten. Wir wissen, daß ein unge-

lemter Arbeiter und eine Köchin unfähig sind, den Staat zu verwalten"; siehe J..: 
Lenin, Gesammelte Werke, Bd. 34, 1973, S. 315. 

7 Zitiert nach L. Kofler, Stalinismus und Bürokratie, 1970, S. 19. Die wesentlichen 

Merkmale der "sozialistischen" und "kommunistischen" Bürokratie werden von 

Marx und Lenin folgendermaßen beschrieben: "1) Die Beamten werden vom 
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Der Staatsdienst in der ehemaligen UdSSR war ein Teilbereich der 
Organisationstätigkeit des Staates, der der Begründung eines Verwal­
tungspotentials "zum Zwecke des Aufbaus des Sozialismus und Kommu­
nismus"8 diente. So hat sich früher der ehemalige sowjetische Staats­
dienst größtenteils in "politisierenden'' Anstalten realisiert; t'politisie­
rend" deswegen, weil bewußt keine rechtlichen Maßstäbe zugrunde ge­
legt wurden. Die theoretischen Grundsätze des Staatsdienstes in der 
ehe-maligen UdSSR könnte man folgendermaßen umschreiben9

: 

a) Die leitende Rolle bei der Realisierung der Personalpolitik wurde 
von der Staatspartei (KPdSU) wahrgenommen. Die Personalaus­
wahl für den Staatsdienst geschah nach Bewertungskriterien wie 
z.B. "politische, fachliche und moralische Qualitäten der Mitarbei­
ter", wobei die "politischen Qualitäten11 der Bediensteten immer die 

Volke gewählt und sind jeder Zeit absetzbar; 2) Die Entlohnung der Beamten 

darf den Lohn des qualifizierten Arbeiters nicht übersteigen; 3) Eine stehende 

Beamtenschaft soll durch ständigen Wechsel der Funktionen und vor allem 

durch eine ständig sich steigernde Einbeziehung des arbeitenden Volkes verhin­

dert und durch einen labil zusammengesetzten Beamtenkörper ersetzt werden; 4) 

Fachleute mit Spezialkenntnissen werden mit Funktionen betraut, die von jenen 

der Bürokratie unabhängig sind, vergleichbar dem Lehrer oder dem Gelehrten, 

wobei die demokratische Kontrolle durch das Volk auch hier ihre Wirksamkeit 

behält"; Übersetzung zitiert nach L. Kojler, ebd. S. 16 f. 

8 V. Manochin; Der so\\jetische Staatsdienst (Sovetskaja gosudarstvennaja 

slushba), 1963, S. 10-11. 

9 Aufbau und Organisation des Staatsdienstes in der ehemaligen DDR und in der 

ehemaligen UdSSR waren ziemlich ähnlich. Wie in der Ex-DDR galt in der ehe­

maligen UdSSR die Dreiteilung des öffentlichen Dienstes in Beamte; Angestellte 

und Arbeiter nicht; vgl. z. B. W. Scheerbarth/H. Höffken/H. J. Bauschke/L. 

Schmidt, Beamtenrecht, 6. Aufl., 1992, S. 690 ff.; 0. Schneider, Rechtsgedanken 

und Rechtstechniken totalitärer Herrschaft: aufgezeigt am Recht des öffentlichen 

Dienstes im Dritten Reich und der DDR, 1988, S. 126 ff., 185 ff.; M Renger, Ein­

führung des Berufsbeamtentums irt den neuen Bundesländern, 1991, S. 19 ff; K. 

Pohl, Grundiagen des Beamtenrechts im Beitrittsgebiet, RiA 1992, S. 159 ff; E. 

Reiners, Der öffentliche Dienst in der DDR nach dem Beitritt, RiA 1990, S. 283 

ff.; R Wank, Das Arbeits- und Sozialrecht nach dem Einigungsvertrag, RiA 1991, 

S. 5 ff.; H.-J. Nicksch, Die Einführung des Berufsbeamtentums im Gebiet der 

früheren DDR nach dem Einigungsvertrag, DtZ 1990, S. 340 ff. 
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Hauptrolle bei t'Auswahl, Verteilung und Einsatz der Kadern spiel­
ten. Berufliche und moralische Qualitäten waren von geringerer 
Bedeutung. Was man unter dem Begriff 0politische Qualität" zu 

verstehen hatte, bestimmte natürlich die KPdSU. Beim Vollzug der 
Personalpolitik beanspruchte die Partei stets ihre Vormachtstel-
1 ung. Deswegen kann man sagen, daß die "führende Rolle der 
KPdSU11 ein sehr bedeutender Bestandteil des ehemaligen sowjeti­
schen Staatsdienstes war. 

b) Das sogenannte Prinzip des 11demokratischen Zentralismusu galt 
auch im öffentlichen Dienst: 11Absolut hierarchische Ordnung von 
oben nach unten", 11obligatorische Erfüllung von Entscheidungen 
höherstehender Organe 11

• Dieses "Prinzip" hat natürlich viele Ei­
geninitiativen und Unternehmungen der Bediensteten gelähmt; 

c) die Abrufbarkeit von öffentlichen Bediensteten (Lenins Spruch: 
jede Amtsperson kann ausnahmslos jederzeit abberufen werden); 

d) der "enge Zusammenhang zwischen Staatsapparat und Volkt'; 

e) die "strenge" Einhaltung der Gesetzmäßigkeit bei der Tätigkeit der 
öffentlichen Bediensteten; 

t) die Pflicht zur Rechenschaft gegenüber den Sowjets (den Legislati­
vorganen); 

g) die öffentlichen Bediensteten sind Diener der Gesellschaft und 
Ausführende staatlicher Aufträge; 

h) die Gleichheit aller Bürger bei der Ämterbesetzung; 

i) die öffentlichen Bediensteten haben keine Privilegien gegenüber 
anderen Werktätigen10. 

Einzelne dieser Prinzipien des Staatsdienstes (die sich auf den ersten 
Blick als unparteiische Prinzipien darstellten) waren gesetzlich festge­
schrieben. Diese nprinzipien" waren selbstverständlich nicht mehr als 
Deklarationen. Die Mechanismen, die diese Grundsätze hätten verwirk­
lichen können, wurden gesetzlich nicht festgelegt. 

10 in der Wirkiichkeit die Bürokratie bildete in der ehemaligen Sowjetunion eine 

privilegierte Schicht von Partei- und Staatsfunktionären. 
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11 1~ 

2. "Auswahl, Verteilung, Einsatz und ErziehungJ..I. der Kader" ... ~ 

In Rußland existiert der Begriff "System der Arbeit mit den Kadern11 

(Personalpolitik). Dieser Begriff beinhaltet: Vorbereitung des Personals, 
Ausbildung, Auslese, Verteilung, Einsatz der Kader und Bewertung der 
Bediensteten. Das jetztige System ist vor über 70 Jahren entstanden. Die 
Realisierung dieses Systems hat sich in der Praxis als uneffektiv heraus­
gestellt. 

Man kann also feststellen, daß traditionell die Personalpolitik schon 
lange zur wichtigsten Tätigkeit der KPdSU gehört hat. Dafür gibt es ein 
gutes Beispiel: In Gorbatschows Rede vor dem ZK der KPdSU vom 
27.1.1987 ("Über die Umgestaltung und die Kaderpolitik der Partei") be­
zeichnete er eine tiefgreifende Erneuerung der Personalpolitik sowie 
ihre weitere Demokratisierung als ein Hauptproblem. In bezug auf die 
Kaderpolitik (Personalpolitik) kritisierte er erneut "die Intoleranz man­
cher Leute gegenüber selbständigem Handeln und Denken der ihnen 
unterstellten Mitarbeiter" und erläuterte, daß man gegenwärtig zwei ein­
ander entgegengesetzte Tendenzen bekämpfe, die sich in den letzten 
Jahren bemerkbar gemacht hätten, nämlich Stagnationserscheinungen in 
den oberen Bereichen und eine hohe Fluktuation auf der mittleren und 
unteren Ebene. In diesem Zusammenhang wurden die Vervollkomm­
nung des Wahisystems, der Gesetzentwurf über den gerichtlichen 
Rechtsschutz gegen rechtswidrige Handlungen von Amtspersonen und 
andere rechtliche Mechanismen für die Veränderung der Personalpolitik 
vorgeschlagen. 

Zur Zeit werden die Fragen der Auswahl, Verteilung und Aus- und 
Fortbildung des Personals, des Einsatzes der Kader der Verwaltung und 
der Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter durch die Staatsorgane ent­
schieden. Die Mitgliedschaft in den verschiedenen Parteien Rußlands 
spielt für die Ämterbesetzung im Verwaltungsapparat momentan keine 

11 Den typisch sozialistischen Terminus "Erziehung der Kader" kann man im deut­

schen Sprachgebrauch mit "Ausbildung", "Entwicklung der politischen und mo­

ralischen Qualitäten" umschreiben. 

12 Der Begriff beschreibt die Gesamtheit des Personals. 
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Rolle. In der ehemaligen UdSSR durfte niemand einen Betrieb oder 
eine Schule führen, ohne Parteimitglied zu sein. 

Die neue russische Verfassung garantiert allen Parteien die gleiche 
Rechtsstellung. Es ist klar, daß das "revolutionäre Bewußtsein" und die 
"Klassenherkunft" (wie sie früher verstanden wurde) keine geeigneten 
Kriterien für nAuswahl, Verteilung, Einsatz und Erziehung der Kader" 
bilden. Die Ernennung auf Grund von Beziehungen sowie nach dem 
Prinzip der "persönlichen Ergebenheit1' und "persönlichen Abhängigkeit" 
ist eine der wesentlichen Ursachen der Krise in unserem Land. 

Für den Übergang zur Marktwirtschaft ist Verwaltungspersonal er­
forderlich, das eine entsprechende Eignung und Leistungsfähigkeit auf­
weist. Praktisch alle Elemente der Personalpolitik müssen klaren rechtli­
chen Regelungen unterworfen sein. Um weiteren Fehlern in der Perso­
nalpolitik vorzubeugen, müssen dauerhafte effektive Voraussetzungen 
geschaffen werden, die folgendes gewährleisten sollen: 

Kompetenz, Ehrlichkeit und Professionalität der öffentlichen Be­
diensteten; 

Beseitigung der Protektion und der "Vetternwirtschaff' in der Ver­
waltung; 

gerechte dienstliche Beurteilung der öffentlichen Bediensteten; 

wirksames Kontrollsystem für die öffentlichen Bediensteten; 

bessere Ausbildung und Weiterbildung der öffentlichen Bedien­
steten; 

ständige Verbesserung der fachlichen Leistungen von öffentlichen 
Bediensteten. 

Die Realisierung dieser prinzipiellen Thesen muß auf der Basis der 
Demokratie und der rechtlichen Fixierung des öffentlichen Dienstes ge­
schehen. Die Schwäche des gegenwärtigen Personals ist eines der größ­

ten Probleme der jetztigen Zeit. Deswegen wurde schon im Jahre 1990 
ein staatliches Programm zur Ausbildung und zum Einsatz des Verwal-



21 

- - -- 1 'l - - . - - - - • - -tungspersonals geschaften ....... , das in den letzten Jahren bereits mehrmals 
geändert wurde. Im Jahre 1988 wurde die sowjetische Vereinigung von 
Forschern für das Verwaltungspersonal14 gegründet. Die wichtigsten 
Probleme in diesem Bereich sind die Vervollkommnung und Weiterent­
wicklung der rechtlichen Grundlagen des öffentlichen Dienstes. Die 
Wissenschaftler schlugen die Gründung von Organen für das Personal­
wesen, die Schaffung eines Systems der Personalführung, die Koordina­
tion der wissenschaftlichen Forschung im Bereich des Personalwesens 
und der Personalpolitik und die Anwendung moderner Methoden der 
Ausbildung, der Auswahl, des Einsatzes und der Beurteilung der Mitar­
beiter vor. Dafür schlugen die Rechtswissenschaftler (z.B. Prof. J. Ro­
senbaum) die Bildung eines Komitees für Personalwesen vor15. 

Seit 1991 arbeitet das staatliche Komitee für Personalwesen im öf­
fentlichen Dienst. 

3. Verwaltungsrecht und Dienstrecht 

In letzter Zeit wird zunehmend über den Zustand der Wissenschaft 
im Bereich der verwaltungsrechtlichen, insbesondere auch der verwal­
tungsprozeßrechtlichen Forschung diskutiert. Das Dienstrecht in Ruß­
land ist traditionell ein wichtiger Teil des allgemeinen Verwaltungs­
rechts. Dies zeigt eine Analyse der wissenschaftlichen verwaltungsrecht­
lichen Literatur über die Entwicklung der Verwaltungsgesetzgebung und 
über die Verbesserung des Unterrichts im Studienkurs "Verwaltungs­
recht1116. Es zeigt sich, daß es verstärkter Forschung im Bereich der ver-

13 Isvestija vom 27.4.1990: Personal für die Reform; Pravitelstvennyi vestnik 1990, 

Nr.11. 
14 Problemy teorii i praktiki upravlenija 1989, Nr. 6. 

15 J. Rosenbaum (Anm. 3), S. 17. 

16 Vgl. z. B. D. Bachrach, Die wichtigsten Fragen der Verwaltungsrechtswissen­

schaft (Washnyje voprosy nauki administrativnogo prava), Gosudar-stvo i pravo 

1993, Nr. 2, S. 37; ders., Verwaltungsrecht Rußlands (Administrativnoe pravo 

Rossiskoi Federazii), 1993, S. 90-109; W: ManochinjN. Konin, Die Konzept des 

Studienkurses Verwaitungsrecht (Konzepzija programmy kursa administrativ­

nogo prava), Gosudarstvo i pravo 1993, Nr. 5, S. 51-68. 
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waitungsrechtlichen Probfome und über die Entwiddung und den Auf­
bau des modernen Verwaltungsrechts bedarf. Man muß über Gegen­
stand, Struktur und Inhalt des Verwaltungsrechts in Rußland nachden­
ken, man muß einen neuen Inhalt für das Fach 0 Verwaltungsrecht" 
schaffen; dabei sind Änderungen des Verwaltungsrechts in der Vergan­
genheit, die neuen theoretischen Grundsätze und die heutigen Tenden­
zen in der Entwicklung des russischen Verwaltungsrechts zu berück­
sichtigen. Für die Reformierung des Verwaltungsrechts spielten die Er­
fahrungen verschiedener anderer Staaten17 eine positive Rolle. Die Un­
tersuchung der Gesetzentwürfe betreffend den Staatsdienst in Rußland 
zeigt, daß die westliche Beamtengesetzgebung analysiert wurde und Ein­
fluß auf die russische Beamtengesetzgebung genommen hat. Auch das 
Verwaltungsrecht Rußlands vor der Revolution 1917 und die Erfahrung 
auf diesem Gebiet der sowjetische Periode18 sind zu beachten. 

Das Verwaltungsrecht wurde dabei von der Lehre als ein eigener 
Gesetzgebungszweig und als ein Gegenstand der theoretischen For­
schung entwickelt und hat sich im Laufe der letzten Jahre stark verän­
dert. Weitere Reformen des Verwaltungsrechts sind in baldiger Zukunft 

17 Vgl. etwa G. Breban, Das französische Verwaltungsrecht (Franzusskoje admini­

stra tivnoe pravo)t 1988; J. Wedel, Das Verwaltungsrecht Frankreich (Admini­

strativnoje pravo Franzii), 1973; B. Lasarew (Hrsg.), Das Verwaltungsrecht 

Ungarns (Wengerskoje administrativnoje pravo), 1990; R. Drago, Die Verwal­

tungswissenschaft (Administrativnaja nauka), 1982; G. Nikerow, Das Verwaltung­

recht der USA (Administrativnoe pravo Ameriki), 1977; N. Chamanjöva, Die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit in den USA (Administrativnaja justizija Ameriki), 

Gosudarstvo i pravo 1993, Nr. 3, S. 140-147; M. Schtatina, Das Verwaltungsrecht 

der Entwicklungsländer (Administrativnoe pravo rasvivajuschichsja stran), 1989. 

18 Vgl. z. B. N Burge, Das Polizeirecht (Polizeiskoje pravo), 1883; A: Elistratov, 

Fragen des Verwaltungsrechts (Voprosy administrativnogo prava), 1916, 1. Band, 

S. 76-89; W. Derjushinskiji, Das Polizeirecht (Polizeiskoje pravo ), 1917; W. lva­

nowskiji, Lehrbuch des Verwaltungsrechts (Utschebnik administrativnogo prava), 

1911; A. Elistratov~ Lehrbuch des russischen Vert11altungsrechts (Utschebnik 

russkogo administrativnogo prava), 1910; W. Kobalevskiji, Überblick über das 

sowjetische Verwaltungsrecht (Otscherki sowetskogo administrativnogo prava), 

1924; 1'.f. Korkunow, Das russische Staatsrecht (Russkoje gosudarstwennoje 

pravo), 1. Band, 1914. 
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zu erwarten. Uie neuen politischen und wirtschaftiichen Beziehungen, 
die Gewaltenteilung und die Verankerung effektiver Exekutivgewalt in 
Rußland, der Aufbau eines modernen Rechtsstaates, dies alles erfordert 
eine Festschreibung von verwaltungsrechtlichen Normierungen. 

Das bedeutet: Nicht nur das allgemeine Verwaltungsrecht muß re­
formiert werden, sondern auch verschiedene Rechtsinstitute des Ver­
waltungsrechts. Es bedarf Veränderungen der Struktur des Allgemeinen 
und Besonderen Teils des Verwaltungsrechts. In der Lehre müssen neue 
verwaltungsrechtliche Lehrveranstaltungen eingeführt und an den juristi­
schen Fakultäten der Universitäten unterrichtet werden. Konnte man 
z.B. noch vor zwei Jahren nur von Konturen des Kurses "Dienstrecht" in 
Rußland sprechen, so gehört jetzt das Dienstrecht zum Lehrplan einiger 
V niversitäten, und es ist zu erwarten, daß es zu einer baldigen Auf­
nahme in die Lehrpläne auch anderer Universitäten kommt. Das öffent­
liche Dienstrecht wird bald fester Bestandteil des Besonderen Verwal­
tungsrechts Rußlands sein. Es wird damit eigenständig als Teil des Be­
sonderen Verwaltungsrecht neben dem Polizeirecht, dem Kommunal­
recht, dem Baurecht usw. stehen. Die Struktur des russischen Verwal­
tungsrechts nähert sich den westlichen Modellen des Verwaltungsrechts 
an. Vor der Oktoberrevolution in Rußland war das Verwaltungsrecht 
ähnlich strukturiert 19

. 

4. Sonstige Gründe für eine Reform des Dienstrechts und die 
Schaffung eines neuen Studienkurses für das Dienstrecht 

Es gibt zur Zeit neben vielen Rechtsakten (wie z.B. Gesetzen, Präsi­
dentenerlassen, Verordnungen der russischen Regierung u.ä.) im Be­
reich des Dienstrechts auch verschiedene Gesetzentwürfe zum Staats­
dienst in Rußland. In absehbarer Zeit werden der Parlamentsentwurf 
"Grundzüge der Gesetzgebung des Staatsdienstes in Rußland" und an­
dere Gesetze, die die dienstrechtlichen Verhältnisse regeln, verabschie-

19 N. Korkunow, Russisches Staatsrecht (Russkoje gosudarstwennoje pravo), Band 

1, 1914; N. Lasarewsldj, Vorlesungen zum russischen Staatsrecht, Bd. 2. VeIWa.1-

tungsrecht, 1. Teii (Lekzii po russkornu gosudarstwennornu pravu. T.2. Adrnini­

strativnoe pravo. Tschast 1.), 1910. 
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det werden. Das kann bedeuten, daß ein Studienkurs nDienstrechtu all­
gemein an den Universitäten eingeführt wird20

. Aufgrund der neueren 
Gesetzgebung auf dem Gebiet des Dienstrechts in Rußland bilden sich 
erkennbar ein neuer Gesetzgebungszweig und eine neue wissenschaftli­
che Lehre heraus. Die somit aufgeworfenen Fragen nach der Etablie­
rung des öffentlichen Dienstes in Rußland bedürfen einer wissenschaftli­
chen Diskussion. Bis heute wurde die Frage nach den Inhalt des Lehr­
plans für den Dienstrecht in Rußland nicht gestellt. Die Frage, wie das 
Dienstrecht in die Lehrpläne der juristischen Hochschulen21 und der 
Universitäten integriert wird, hat nicht nur eine theoretische Bedeutung, 
sondern ist auch von praktischer und gesetzlicher Notwendigkeit. 

Aktualität und Notwendigkeit der Ausarbeitung neuer Studienkurse, 
die den dienstrechtlichen Fragen gewidmet sind, haben die folgenden 
Ursachen: 

Erstens besteht die verfassungspolitische Bedeutung des Berufsbe­
amtentums, wie man es in anderen europäischen Staaten kennt, darin, 
daß die Beamten die staatlichen Funktionen effektiv und professionell 
ausüben sollen. Die Effektivität der Tätigkeit des Staates und der Wohl­
stand der Gesellschaft hängen auch vom gegenwärtigen Zustand des 
Personalpotentials der Beamten und der Behörden ab. Das wirft die 
Frage nach den rechtlichen, organisatorischen, funktionellen und politi­
schen Garantien und der praktischen Realisierung von Funktionen der 
Legislative, Exekutive, Judikative und der kommunalen Selbstverwaltung 
auf. Diese Funktionen des Staates erfordern die Schaffung einer effekti­
ven Personalpolitik, die im Rechtsstaat mit dem Recht verbunden wer­
den soll. Die Personalpolitik soll auf die Organisation der Verwaltung 
einwirken. Ohne rechtliche Regelungen der Personalpolitik kann kaum 
von effizienter Arbeit der staatlichen Administration, der Behörden und 
der Beamten gesprochen werden. Aus all diesen Gründen wird das Be-

20 An der Universität Woronesh existiert bereits heute ein solcher Kurs; Dienst­

recht als Studienkurs wurde hier im Jahre 1992 eingeführt. 

21 in Rußland gibt es auf bestimmte Fachgebiete - wie z.B. Rechtswissenschaft -

spezialisierte Hochschulen. 
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amtentum als sehr komplizierte, komplexe soziale und staatsrechtliche 
Institution angesehen. 

zweitens muß das Dienstrecht z11 einem \\ichtigen rechtlichen Mittel 
zur Schaffung eines effektiv funktionierenden öffentlichen Dienstes des 
Staates gemacht werden. Das Dienstrecht muß auf staatsrechtliche Ein­
wirkung und Entwicklung der Gesellschaft zielen, um die Schaffung des 
Rechtsstaates zu gewährleisten, um den Maßstab, die Grenze und die 
Aufgabe der Festlegung der dienstrechtlichen Verhältnisse zu klären, 
um den rechtlichen Status der öffentlichen Bediensteten festzulegen und 
um die Entwicklung einer sinnvollen Personalpolitik zu garantieren. Ins­
besondere soll die Entwicklung des moralisch-psychologischen Klimas 
innerhalb des Verwaltungspersonals gewährleistet werden. Ein Axiom 
des Staatsaufbaus ist die Übertragung der entsprechenden Aufgaben 
und Funktionen des Staates auf das Beamtentum. Der Staat kann ohne 
ein speziell gebildetes Beamtentum nicht funktionieren. "Das Berufsbe­
amtentum ist eine Institution, die gegründet auf Sachwissen, fachliche 
Leistung und loyale Pflichterfüllung, eine stabile Verwaltung sichern und 
damit einen ausgleichenden Faktor gegenüber den das Staatswesen ge­
staltenden politischen Kräften darstellen soll"22

. Deswegen ist die heu­
tige Reform des Systems der Staatsverwaltung mit der Schaffung eines 
effektiven Beamtentums verbunden. Die Verbesserung der Tätigkeit des 
Staatsapparates erhöht sofort die Meinung der Bürger über den Staat · 
und verstärkt das Prestige seiner Beamten. 

Mehrere Schwierigkeiten, die heute als Barriere für die Reformen zu 

sehen sind, haben ihren Grund darin, daß der Aufbau eines neuen Sy­
stems des öffentlichen Dienstes in Rußland nicht als eine der kompli­
ziertesten Aufgaben anerkannt wird. Korruption, fehlende Professiona­
lität, niedrige Qualifikation des Personals und Bürokratismus sind nur 
einige der Hauptbarrieren im russischen Staatsapparat. In der Tat kann 
man diese Barrieren nur dann beseitigen, wenn der Aufbau der Perso­
nalpolitik und des Staatsapparates auf den Grundsätzen des Beamten­
tums begründet ist. Ganz eindeutig steht die Frage nach der Qualifika­
tion des Personals an erster Stelle, und sie ist damit die zentrale Frage. 

22 BVerfGE 7, 155 (162) = NJW 1957, 1795 ff. 
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Das sehen wir heute überall in Rußland: bei der Regierung, bei der Ge­
bietsverwaltung und bei der Selbstverwaltung. 

Drittens hat sich in den letzten 3 Jahren die rechtliche Basis des Be-
amtentums sehr stark entwickelt. Das meiste ist völlig geändert worden. 
Die Gesetzgebung zum Beamtentum besteht zur Zeit aus einer Reihe 
von Rechtsverordnungen; bei der Systematisierung und Kodifizierung 
spricht man von einem neuen Rechtszweig im öffentlichen Recht: 
Dienstrecht. Selbstverständlich wird sich dieses Rechtsgebiet in Zukunft 
weiterentwickeln. Die Reform des öffentlichen Dienstes wird sich den 
politischen und wirtschaftlichen Reformen entsprechend weiterentwic­
keln. Die Frage nach einer Verbesserung der Tätigkeit der Verwal­
tungsbediensteten aktualisiert auch die Probleme des Aufbaus und der 
Entwicklung der Gesetzgebung des öffentlichen Dienstes in Rußland. 

Die Schaffung neuer Gesetze zum öffentlichen Dienst hat auch an­
dere Gründe: die schnelle Reorganisation des Systems und der Struktur 
der Behörden der Staatsverwaltung sowie des Mechanismus' der Ver­
waltungstätigkeit; die Notwendigkeit der Verbesserung der Kontrolle in 
der Verwaltung; die Veränderungen im System des Staats- und Verwal­
tungszwang. Die Beamten müssen loyal dem Staat und der Gesellschaft 
dienen; um dies zu garantieren, muß eine ganze Reihe von dienstrechtli­
chen Gesetzen ausgearbeitet und verabschiedet werden, die die ver­
schiedenen Seiten des Berufsbeamtentums regeln: Rechte, Pflichten, 
Beförderung, dienstliche Beurteilung, Verantwortlichkeit. Das Dienst­
recht als Rechtszweig muß als das wesentliche rechtliche Instrument der 
Regelung für alle Handlungen der jeweiligen Subjekte des Verwaltungs­
rechts werden. 

Viertens muß das Dienstrecht in naher Zukunft einen ganz anderen 
Platz im Verwaltungsrecht bekommen. Man muß das Allgemeine und 
Besondere Verwaltungsrecht bearbeiten und ändern. In moderner Sicht 
(unter Berücksichtigung der beschleunigten Entwicklung der rechtlichen 
Normen des Bauwesens, des Verwaltungszwangs und der Kontrolle, der 
Polizei, des Ordnungswidrigkeitsrechts, der Ausbildung, der kommuna­
len Selbstverwaltung, des Zollwesens usw.) wird das Besondere Ver-
waltungsrecht u. a. folgende Elemente umfassen: Dienstrecht, Baurecht, 
Kommunalrecht, Polizeirecht, Schulrecht. Das Dienstrecht wird das all-
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gemeine Rechtsinstitut für die verschiedenen Verwaltungsrechtssubjekte 
werden. Die öffentliche Bediensteten sind die wichtigsten Träger der 
Verwirklichunl! der Rechtsnormen. der Verwaltumr. der Kontrolle usw. 0 - ,,. ,,,_......-

Schon jetzt ist eine große Anzahl dienstrechtlicher Normen zu verzeich­
nen. Deswegen kann man das Dienstrecht als besonderen Rechtszweig 
des Verwaltungsrechts bezeichnen. 

Fünftens ist zur Zeit eine im wesentlichen theoretische Aufarbeitung 
der dienstrechtlichen Fragen in der russischen rechtswissenschaftlichen 
Literatur zu beobachten23

• 

Sechstens stellt heute die Korruption im öffentlichen Dienst ein ganz 
besonderes Problem dar. Der Begriff 11Korruption" hängt mit dem Be­
griff der 11öffentlichen Bedienstetenl' zusammen. In der Praxis sind öf­
fentliche Bedienstete, Amtspersone, kommunale Bedienstete, Polizeibe­
amte und Richter in der Tat häufig in Korruption verstrickt. Dem Land 

wird durch korrupte Staatsbedienstete ein gigantischer Schaden zuge­
fügt. Die Zahl der Amtsdelikte ist immer weiter gestiegen24

. Die Amts­
träger im öffentlichen Dienst Rußlands dürfen keine Nebentätigkeit bei 
Privatfirmen, Banken oder Genossenschaften wahrnehmen. Aber sie 
üben solche Nebentätigkeiten dennnoch aus. Die Amtsträger verletzen 
auch viele andere Regelungen. Es gibt heute den Entwurf eines Gesetzes 
1'Über den Kampf gegen Korruption1

'. Wahrscheinlich wird dieses Gesetz 

bald vom russischen Parlament verabschiedet werden. Im russischen 
Schrifttum wird dieser Entwurf kritisiert, weil er den Begriff des Beam­

ten als einer Kategorie von öffentlichen Bediensteten nicht kennt. 

Siebtens gibt es an den Universitäten in der Regel die Möglichkeit 
einer Spezialisierung auf das Verwaltungsrecht. Die juristischen Fakul­
täten bildet die Mitarbeiter für den öffentlichen Dienst aus. Im Rahmen 
dieser Spezialisierung gibt es verschiedene spezielle Studienkurse. Der 
Studienkurs "Dienstrecht11 wird sicher ein wesentlicher Faktor der Aus-

23 Vgl. K Belskij, Über die Konzeption der Reform des Staatsdienstes in Rußland 

(0 konzepzii reformy gosudarstwennoi slushby v rossii), Gosudarstvo i pravo 

1994, Nr. 4, S. 24-32. 

24 Vgl. E. Nowikow, Das Bändigen des Monsters "Korruption" (Obusdat monstra 

korrupzii), Rossijskije westi vom 15.8.1993. 
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bildung der Juristen sein. Also werden viele der Absolventen der juristi­
schen Fakultäten Staatsbedienstete werden. 

\l/ enn wir über die Gründen für die Ausarbeitung eines neuen Studi-
enkurses "Dienstrecht" sprechen, dann stoßen wir nicht nur auf die Not­
wendigkeit einer Reformierung und Vervollkommnung des öffentlichen 
Dienstes, so wie er bis jetzt bestand, sondern auf die Notwendigkeit des 
Aufbaus einer ganz neuen Systems des öffentlichen Dienstes25

• 

Aus all diesen Gründen können wir sagen, daß es wichtige Gründe 
für die Schaffung eines neuen Studienkurses 11Dienstrecht11 gibt. 

III. DIE EN'IWICKLUNG EINER THEORIE DES ÖFFENTLI­

CHEN DIENSTES UND DIE SCHAFFUNG EINER EINHEIT­

LICHEN GESETZLICHEN GRUNDLAGE IM BEREICH DES 

ÖFFENTLICHEN DIENSTES 

Der russische Staatsdienst (öffentliche Dienst) wird im Allgemeinen 
Verwaltungsrecht nur in geringem Umfang beachtet. An den juristischen 
Fakuitäten der Universitäten und an den juristischen Hochschulen wird 
jeweils nur eine Vorlesung zum Thema "öffentlicher Dienst" angeboten. 

Die Fragen des öffentlichen Dienstes werden in Rußland in letzter 
Zeit in der juristischen, politischen und ökönomischen Literatur26 sehr 

25 Vgl. G. Atamantschuk, Der Staatsdienst als eine Verwaltungssphäre 

(Gosudarstvennaja slushba kak sfera upravlenija), Problemy teorii i praktiki 

upravlenija 1992, Nr. 4, S. 16. 

26 Vgl. etwa G. Atamantschuk, Die wichtigsten Grundsätze der Konzeption der 

Entwicklung des Staatsdienstes in Rußland (Osnownyje poloshenija konzepzii 

raswitija gosudarstwennoji siushby v rossijiskoji federazii), Westnik gosudarst­

wennoji slushby Juni 1992, S. 5-16; G. Atamantschuk (Anm. 25), S. 15-21; A. Wol­

gin, Ziele und Aufgaben der Personalpolitik (Zeli i sadatschi kadrovoji politiki), 

in: Problemy teorii i praktiki upravlenija 1992, Nr. 4, S. 45-50; J. Ermilin, Der öf­

fentliche Dienst: die rechtlichen Fragen (Gosudarstwennaja slushba: pravovyje 
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eingehend erörtert. Allerdings ist hier anzumerken, daß sich schon seit 
geraumer Zeit die Rechtswissenschaftler mit diesem Thema beschäftigt 
haben. Hier sind unter anderen zu nennen: G. Atamantschuk, /. Bat­
schulo, D. Bachrach, K Belskij, W. Wischnjakow, V. Vorobjov, V. Vlasov, 
N. Kanin, B. Lazarew, V. Manoc/Jin, A. Nosdratschjow, /. Pachomov, G. 

Petrov, J. Rosenbaum, L. Sergienko. Im Schrifttum wird auch das inter­
nationale Modell des öffentlichen Dienstes rechtsvergleichend analy­
siert27; es wurden verschiedene Entwürfe für ein Gesetz über den 
Staatsdienst28 ausgearbeitet; es wurden Gesetze und andere normative 

aspekty), Sow. justizija 1991, Nr. 9, S. 7-8; B. Lisin, Die Entwicklung des Verwal­

tungspotentials im Moment des Überganges zur Marktwirtschaft (Raswitije 

uprawlentscheskogo potenziala v uslowojach perechoda k rynku), Problemy teorii 

i praktiki upravlenija 1992, Nr. 4, S. 27-33; W. Manochin, Das Konzept des Geset­

zes über den Staatsdienst (Konzepzija sakona o gosudarstwennoji slushbe), So­

vetskoje gosudarstvo i pravo 1991, Nr. 12, S. 90·98; Die Entwicklung des öffentli­

chen Dienstes in der Russischen Föderation [Die These der Konzept] (Raswitije 

gosudarstwennoji slushby v Rossiiskoi Federazii [tesisy konzepzii]), Westnik go­

sudarstwennoji slushby August 1992, S. 2-8; W. Jusupow, Die aktuellen Probleme 

des Verwaltungsrechts (Aktualnyje problemy administrativnogo prava), Sovets­

koje gosudarswo i pravo 1991, Nr. 11, S. 35-41. 

27 Vgl. z. B. A. WolginjW. Matirko/A. Modin, Die Personalverwaltung in der 

Marktwirtschaft - Die Erfahrung der Bundesrepublik Deutschland (Upravlenije 

personalom v uslowijaich rynotschnoi ekonomiki [opyt FRG]), 1992; A. Nosdrat­

schew, Öffentliche Dienst in Deutschland, (Gosudarstvennaja slushba - sakono­

datelnyji opyt FRG), Sow. justizija 1993, Nr. 16, S. 21-22. 

28 Vgl. hierzu den Entwurf des Gesetzes der Russischen Föderation "Über die 

Grundlage des Staatsdienstes (Proekt sakona rossiiskoi federazii "Ob osnownych 

natschalach gosudarstwenniji slucshby"), Vestnik gosudarstwennoji slushby Juni 

1992, S. 33-51; Die Grundlage des Staatsdienstes in der Russischen Föderation 

(Osnownyje natschala gosydarstwennoi slushby v rossiiskoji federazii), Vestnik 

gosudarstwennoji slushby August 1992, S. 9-23; Gesetzentwurf des Obersten So­

wjets Rußlands über den Staatsdienst der Russischen Föderation (Projekt osnow 

sakonodateistwa rossiiskoi federazii o gosudarstwennoi siushbe [rasrabotan byw­

schim verchownym sovetom rossii]), Vestnik gosudarstwennoji slushby Juni 1993, 

S. 5-24; V. Manochin, Verfassungsrechtliche Grundlage der Gesetzgebung über 

den Staatsdienst (Konstituzionno-pravovyje osnovy sakonodatelstva o gosudarst­

vennoji slushbe), Pravovedenie 1983, Nr. 4, S. 16-18; M. Studenikina, Die Ver-
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Akte erlassen, die verschiedene Fragen im Bereich des öffentlichen 
Dienstes in den staatlichen Organen der Legislative, Exekutive und Ju­
dikative auf der Ebene der Russischen Föderation, der Ebene der Re­
publiken und den anderen Subjekte der Föderation sowie auf der Ebene 
der kommunalen Selbstverwaltung, bei der Polizei, bei der Steuerpolizei, 
bei der Staatsanwaltschaft und bei den Gerichten regeln29

. 

Die gegenwärtige Existenz solcher Begriffe in der Gesetzgebung zum 
Staatsdienst wie "Probezeif', "Rangklassen", "Rangstufen", "besondere 
Disziplinarbestimmungen für die öffentlichen Bediensteten", "Diensteidn 
und viele andere zeigen neue Richtungen der künftigen Entwicklung und 
Begründung eines wirksamen Systems des Dienstrechts. 

Im Rußland von heute wird ein gesetzlich geregelter Staatsdienst an­
gestrebt, der eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Bildung eines 
Rechtsstaates darstellt. Die wichtigste Anforderung an einen Rechtsstaat 
besteht für mich darin, daß jede staatliche Politik - und damit auch die 
Personalpolitik - dem Gesetz unterworfen sein muß. Das Gesetz muß 
Öffentlichkeit, Demokratie und Gerechtigkeit im Personalwesen ge­
währleisten. Alle Fragen des Staatsdienstes (Einstellung, Laufbahn, 
dienstliche Beurteilung usw.) müssen gesetzlich geregelt werden. In der 

vollkommnung der Gesetzgebung über den Staatsdienst in der UdSSR 

(Soverschenstvovfnije sakonodatelstva o gosudarstvennoji slushbe v SSSR), 

Trudy VNIISZ 1975, Nr. 2, S. 72-85; Die Wirksamkeit und Qualität der Verwal­

tungstätigkeit (Effektivnoct i katschestvo upravlentscheskoji dejatelnosti), 1980, 

s. 189-201. 

29 Siehe etwa die Gesetze "Über den Staatlichen Steuerdienst in Rußland" vom 

21.3.1991; "Über die Miliz" vom 18.4.1991; Seuchenschutzgesetz vom 19.4.1991; 

"Über den Status der Richter" vom 26.6.1992; "Über die Staatsanwaltschaft" vom 

17.1.1992; "Über den Status der Militärangehörigen" vom 22.1.1993; "Über die 

Wehrpflicht und den Wehrdienst" vom 11.2.1993; Verordnung "über die diszipli­

narische Verantwortung des Veiwaltungschefs" vom 7.8.1992; Verordnung "Über 

das Hauptressort für die Ausbildung (Vorbereitung) des Personals für den öf­

feniiichen Dienst" vom 6.3.1992; Eriaß des Präsidenten Rußiands "Über den 

Kampf gegen die Korruption im öffentlichen Dienst" vom 4.4.1992; Verordnung 

"Über die wichtigsten Maßnahmen im Bereich der Organisation des Systems des 

öffentiichen Dienstes in der Russischen Föderation11 vom 3.6.1993; Verordnung 

"Über den Rat für die Personalpolitik beim Präsidenten Rußlands" vom 3.6.1993. 



31 

Praxis müssen die Fälle von Ungerechtigkeit in personalpoiitischen An­

gelegenheiten beseitigt werden. 

Für e1ne theoretische Best1nimung der Probleme des nienstrechts 
sind zuerst folgende Fragen zu beantworten: 

1) Was bedeutet der Staatsdienst als sozialpolitische und rechtliche 
Institution? Welche Struktur hat das Rechtsinstitut Staatsdienst? 

2) Welches System der gesetzgebenden und anderen normativen Akte 
ist notwendig, um den Bereich des öffentlichen Dienstes zu regeln? 
Welches Niveau der normativen Regelungen? 

3) Welches sind die Grundsätze und Funktionen des öffentlichen 
Dienstes? 

4) Welches sind die hauptsächlichen Richtungen, Zwecke und Grund­
sätze der Reformierung des öffentlichen Dienstes? 

5) In welche die Richtung ist die Gesetzgebung zu entwickeln, die mit 
der Gesetzgebung des Staatsdienstes verbunden ist? 

In der ehemaligen UdSSR und in Rußland war es üblich, den öffent­
lichen Dienst als eine unbedeutende Institution des öffentlichen Rechts 
anzusehen. Einerseits beruhte dies auf der Mißachtung des öffentlichen 
Dienstes, andererseits auf der absichtlichen Ignorierung der tatsächli­
chen Bedeutung der öffentlichen Bediensteten im öffentlichen Dienst. 
Das schafft momentan auch die Skepsis gegenüber der Tendenz einer 
Entwicklung des öffentlichen Dienstes in Rußland. Zum ersten Mal 
steht in der neuen russischen Verfassung der Begriff 11Staatsdienst'1 (Art. 
32 Abs. 4, Art. 71 [t], Art. 98). 
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IV. ZUSAMMENFASSUNG DER GESCHICHTLICHEN ENT­

WICKLUNG UND GEGENWÄRTIGER EN1WICKLUNGS­

STAND DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES IN RUSSLAND 

1. Geschichtliche Entwicklung 

Die geschichtliche Entwicklung des Staatsdienstes im Zarenreich und 

in der ehemaligen UdSSR (das bedeutet auch im damaligen Rußland) 

wurde im deutschen rechtswissenschaftlichen Schrifttum sehr gut von A. 

Bilinsky, R. Melville, U. D. Nienhaus, S. Plaggenborg, T. Steffens und H. J. 

Torke untersucht30
; diese Untersuchungen haben für die damaligen po­

litischen Verhältnisse und die damalige Rechtlage wesentliche Aussagen 

geiiefert. zur ueschichte genügen daher die foigenden kurzen Ausfüh­
rungen. 

Es war Peter der Große, der den zivilen - wie auch den militäri­
schen - Staatsdienst in eine übergreifende systematische Ordnung 
brachte, ja im eigentlichen Sinne erst schuf. Die 1722 erlassene Rangta­
belle ("Tabel o rangach") führte für den militärischen, höfischen und zi­

vilen Dienstbereich parallele Hierarchien von Rangklassen ("tschin ") ein. 

Diese Ordnung der Rangklassen erhielt sich fast unverändert bis 1917. 

Das zaristische Recht unterschied zwischen dem Militärdienst und 
dem zivilen Dienst31

. Der letztere war in Swod zakonov, Bd. III, Dienst-

30 Bilinsky (Anm. 2), S. 41 ff.; H. J. Torke, Das russische Beamtentum in der ersten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts, in: Forschungen zur osteuropäischen Geschichte, 

Band 13, 1967; U. D. Nienhaus, Revolution und Bürokratie: Staatsverwaltung und 

Staatskontrolle in Sowjetrußland 1917 - 1924, 1980, S. 3 ff.; R Melviile(F. Stef 

fens, Die Bevölkerung, in: G. Schramm (Hrsg.), Handbuch der Geschichte Ruß­

lands, Band 3 {1856 - 1945: Von den autokratischen Reformen zum Sowjet­

staat), II. Halbband, 1992, S. 1009 (1174 - 1179); S. Plaggenborg, Die Organisa­

tion des Sowjetstaates; in: ebd.; S. 1413 (1487 - 1492). 

31 Vgl. etwa Bilinsky (Anm. 2), S. 43 f.; V. Ewreinow, Das zivile Rangsystem in 

Rußland. Historischer Abriß (Grashdanskoje tschinoproiswodstwo v Rossii), 

1888; A. Kenigson, Verfehlung und Verbrechen im Staatsdienst und im gesell-

schaftlichen Dienst (Prostupki i prestuplenija po slushbe gosudarstwennoij i obt-
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ordnung, Art. 1 bis 812 nebst Anlage, geregelt. Die öffentlichen Bedien­
steten im Zarenreich hießen "slushatschije", d. h. Diener, Staatsdiener. 

Das Amt hieß 11dolshnost", der Beamte "dolshnostnoje lizo". Ein Beam­
ter, der einen Rang ("tschin ") hatte, hieß "tschinownik". Zur Übertragung 
eines Amtes war es erforderlich, daß der Staatsdiener den dem Amt ent­
sprechenden Klassenrang Ctscltin") erworben hatte. Alle Ämter waren 

bestimmten Dienstklassen zugeteilt. Peter der Große führte die Rang­
klassen ein (insgesamt 14 Ränge); damals hatte die Ernennung zu einer 
bestimmten Klasse die Zuteilung eines Amtes zur Folge. Allerdings 
wurden der dreizehnte und der elfte im zivilen Staatsdienst nicht verge­

ben. Der unterste war der des Kollegienregistrators, der höchste - des­
sen Besetzung allein dem Zaren vorbehalten war - der des Kanzlers. 
Die Ämter der vier ersten Klassen konnten von Militärpersonen beklei­
det werden unter Beibehaltung des i'v1ilitärranges, ebenso Än1ter im 
Hofdienst und im Polizeidienst. Unterhalb der Rangtabelle stand die 
Gruppe der Kanzleidiener Ckanzeljarskij sluschitel"), deren einfache 
Schreibertätigkeit eine Art Vorbereitungsdienst darstellte und die nach 
Ablauf bestimmter Fristen gewöhnlich in die niedrigste Rangklasse auf­
rückten. 

Staatsdiener war, wer sich freiwillig auf den Namen des Zaren ver­

pflichtete, die ihm vom Gesetz oder von den Vorgesetzten in gesetzli­
cher Weise auferlegten Geschäfte zu verrichten. Wesentlich für die Ei­
genschaft eines Staatsdieners war die Verpflichtung, ein Amt zu über­
nehmen. Es gab Beamte, die keine Staatsdiener waren. Für den Staats­

dienerbegriff war es egal, ob die Geschäfte höhere oder niedrigere wa­
ren, ob mit der Amtsführung die Handhabung obrigkeitlicher Befugnisse 
verbunden war oder ob sie in der Verrichtung technischer Arbeiten be­
stand. Nur ein sehr kleiner Bruchteil der Beamten hatte die Staatsgewalt 

als solche auszuüben. Die Kanzleibeamten, ferner Personen, die wissen­
schaftliche und technische Arbeiten ausführten, die Lehrer usw. waren 
Staatsdiener. Der Staatsdiener unterwarf sich der Dienstgewalt des Vor-

schestwennoij), 1913; Die russische Gesetzgebung vom X-XX. Jahrhundert, Band 

4, Gesetzgebung in der Absolutismusperiode (Rossijiskoje sakonodatelstvo X-

XX vekov, Tom 4, Sakonodatelstvo perioda absoljutisma), 1986, S. 52 - 78. 
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gesetzten, und im russischen Staatsrecht wurden im Dienstverhältnis die 
Autorität und das Ermessen des Vorgesetzten ganz besonders betont. 

Die besondere rechtliche Stellung der Bean1ten ("tschinovnik") - das 
geforderte Loyalitätsverhältnis zum Staat und die genau festgelegten 
Rechte und Pflichten - verschaffte ihnen schon früh das Ansehen eines 
eigenen Standes. Nach der Reform der 60er Jahre des 19. Jahrhunderts 
bürgerte sich in den Gesetzestexten "dolschnostnoje lizo" - Amtsperson 
- statt t'tschinovnik11 ein. 

Das Rangsystem, durch das seinerzeit die Beamtenschaft als eigene, 
mit besonderen Rechten versehene Gruppe ausgegrenzt worden war, fiel 
im 19. Jahrhundert schon nicht mehr mit der Amtshierarchie zusammen, 
weil für gewisse Posten nicht nur Inhaber eines einzelnen Ranges, son­
dern Amtsträger aus verschiedenen Rangstufen in Frage kamen. So 
konkurrierte eine Ranghierarchie mit einer nach Ämtern gestaffelten 

Hierarchie. Die Rangtabelle überstand, so überaltet sie offenkundig war, 
alle Ansätze zu einer Reform. Eine Plazierung bis herab zum 4. Rang 
gewährte Zutritt bei Hofe. Die Klassen 1 - 5 waren den obersten Be­
amten (Reichsräten, Senatoren, Chefs von Ministerialdepartemens, 
Gouverneuren, Leitern von Kameralhöfen, Gerichtspräsidenten usw. 
vorbehalten. Eine Mittelgruppe des Zivildienstes, die den Obersten, 
Oberleutna_nten und Majoren im Militär gleichgeordnet war, bildeten 
die Staats-, Kollegien- und Hofräte (6 - 8), die Unterabteilungen der 
Ministerialdepartements vorstanden oder selbständige Verwaltungsstel­
len in der Provinz leiteten. Um 1850 ermöglichte erst die 6. Klasse eine 
einigermaßen auskömmliche Existenz. Die wesentlich bescheidener do­
tierten unteren Exekutivorgane mit geringer Entscheidungskorn petenz 
füllten die Klassen 9 - 1432. 

Der Beamte mußte in seinem Diensteid im voraus unbedingten Ge­

horsam geloben. Wenn auch in solchen Fällen erworbene Rechte meist 
berücksichtigt wurden, so hatte der einzelne doch kein unantastbares 
Recht darauf. Gewisse Seiten des Dienstverhältnisses waren durch Ge-

32 G. Schramm, Der zarische Staat und die verfasste Gesellschaft, in: G. Schramm 

(Hrsg.), Handbuch der Geschichte Rußlands, Band 3 (1856 - 1945: Von den au­

tokratischen Reformen zum Sowjetstaat), II. Halbband, 1992, S. 1300 (1315 ff.). 
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setz geregelt: Gehalt, Pension, Ersatz von Auslagen für im Dienst erlit­
tenen Schaden. Aber das Ermessen des Vorgesetzten herrschte im all­
gemeinen vor, besonders in bezug auf die oft reich bemessenen Beloh­
nungen. Die Beamten bildeten eine besondere Klasse gegenüber den 
übrigen Untertanen. 

Die Einstellung eines Staatsdieners und die Übertragung eines Am­
tes waren zwei verschiedene Sachen, ebenso wie die Entziehung eines 
bestimmten Amtes und die Beendigung des Dienstverhältnisses. Die 
Einstellung erfolgte im Namen des Zaren, jedoch niemals durch den Za­
ren, sondern durch eine Behörde. Die Übertragung der höheren Ämter 
der drei ersten Rangklassen (Reichsratsmitglieder, Senatoren, Minister, 
Gouverneure) erfolgte stets durch einen eigenhändig unterzeichneten 
allerhöchsten Befehl des Zaren. Die Verleihung der Ämter der IV. 
Klasse (Direktoren in den Ministerien, Oberprokuratoren, Prokuratoren 
u.ä.) erfolgte in der gleichen Weise auf Antrag der Minister, der Ämter 
der V. und VI. Klasse durch allerhöchste Tagesbefehle, die von Mini­
stern unterzeichnet wurden. Die Ämter bis zur VII. Klasse wurden von 
den Gouvernementsregierungen und in den Zentralbehörden von den 
Ministern und Departmentschefs verliehen. Die Ableistung des Dienst-

- eides mußte sofort nach der Einstellung erfolgen. 

Um die Jahrhundertwende durfte der Beamte um die Würde eines 
erblichen Ehrenbürgers nachsuchen, sobald er die Rangklasse des Kol­
legienregistrators, die unterste der Rangtabelle, erreicht hatte. Titular­
räte - im neunten Rang - erhielten den persönlichen Adel und 
0 Wirkliche Staatsräte" - im vierten Rang - den Erbadel zugesprochen. 
Dem dienstlichen und damit sozialen Aufstieg lag ein relativ kompli­
ziertes Beförderungssystem zugrunde, bei dem der erreichte Rang 
f'tschin") und das Amt Cdo/schnost') nicht immer übereinstimmen 
mußten. Zweierlei Arten des Emporkommens wurden unterschieden: 
die Regelbeförderung nach dem "Abdienen" ("lrysluga") bestimmter Fri­
sten und die vorfristige Ausstattung mit einem höheren Rang wegen be­
sonderer Verdienste ("za otlitscjije"). Eine Beförderung in die Rangklas-
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sen vier bis zwei und damit in den erblichen Adel war nur auf diesem 
Wege möglich33. 

Die Beamten "'".irden auf Lebenszeit angestellt. i1Jt. 761 der Dienst­
ordnung besagte aber: ''Beamte, welche nach Überzeugung der Vorge­
setzten unfähig oder aus irgend einem Grund unzuverlässig sind oder 
sich etwas haben zuschulden kommen lassen, was dem Vorgesetzten be­
kannt ist, aber durch Tatsachen nicht bewiesen werden kann, werden 
nach Ermessen des Vorgesetzten entlassen11

, und Art. 762 11Gegen solche 
Entlassung darf keine Klage geführt, und über eine etwaige Klage wegen 
solcher Entlassung ... darf weder im Senat noch in der Bittschriften­
Kanzlei auch nur verhandelt werden"34

. Diese Artikel stellten den Be­
amten in unbedingte Abhängigkeit von seinem Vorgesetzten. 

Der Beamte war vor allem zur Treue dem Monarchen gegenüber 
verpflichtet und sollte für die Rechte desselben eintreten 11nach bestem 
Wissen, bester Kraft und Möglichkeit". Dieser Pflicht konnte ihn kein 
Befehl des Vorgesetzten entheben. Für Verletzung seiner Pflichten trug 
der Beamte die privatrechtliche, disziplinarische und strafrechtliche 
Verantwortung. 

Durch Dekret des AZEK (Allruss. Zentralexekutivkomitee) und des 
RdVK (Rat der Volkskomissare) vom 10.11.1917 wurden die Zivilränge 
und alle diesbezüglichen Gesetze, also in erster Linie die Sam.mlung der 
Statuten über den Zivildienst, aufgehoben. Alle Beschäftigten im Staats­
apparat und in privaten Betrieben galten als "Werktätige" oder "Arbeiter 
und Angestellte". Zunächst hielt man an dem Grundsatz des Aufbaus 
des Verwaltungsapparates ausschließlich aus den "werktätigen Massen" 
fest; die Angehörigen der früheren "herrschenden Klassen" durften sich 
nicht an den Wahlen beteiligen. Mit der Zeit wurde das Verzeichnis die­
ser Personen wesentlich gekürzt und die "Spezialisten" aus den 

33 R Melville/I'. Steffens (Anm. 30), S. 1175; vgl. auch H J. Torke (Anm. 30), S. 48-
nry 
':11. 

34 Zitiert nach Büinsky (Anm. 2), S. 43. 
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11bourgeoisen Klassen" durften - allerdings nur mit Genehmigung der 
politischen Instanzen - in den Staatsdienst aufgenommen werden35. 

Am 21.12.1922 wurden die "vorläufigen Dienstvorschriften für die 
staatlichen Behörden und Betriebe" erlassen36, durch die bestimmte 
Einschränkungen sowohl für die Einstellung der Funktionäre als auch 
für ihren Dienstablauf eingeführt wurden. In allen erwähnten Verord­
nungen wurde der Terminus "Staatsdienst" verwendet. Es gab schon zu 
jener Zeit besondere Vorschriften über die disziplinarische, strafrechtli­
che und zivilrechtliche Verantwortlichkeit der öffentlichen Bediensteten 
für Dienstverfehlungen. Für die disziplinarische Verantwortung der Mi­
litärangehörigen, der GPU-Funktionäre37 und der Miliz (Polizei) galten 
damals besondere Militärdienstverordnungen. 

Im Jahre 1929 wurde der Beschluß t
1Über die Grundlagen der diszi­

plinarischen Gesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken" er­
lassen38. In den 40er Jahren wurde eine ganze Reihe von Beschlüssen 
des Ministerrats der ehemaligen UdSSR über die Laufbahn der öffentli­
chen Bediensteten in den Ministerien und Ressorts erlassen. Im Jahre 
1967 hat das Staatskomitee des Ministerrates der ehemaligen UdSSR für 
Arbeit und Lohn die heute noch geltende offizielle "Einheitliche No­
menklatur der Ämter der Bediensteten1139 (ENDS) beschlossen und da­
mit die Klassifikation von öffentlichen Bediensteten festgelegt 

Im Jahre 1972 wurden der "Einheitliche Beschluß über Hauptju­
stitiare11 und 1980 der "Einheitliche Beschluß über Hauptbuchhalter" 
verabschiedet. Diese Beschlüsse haben den Status dieser Amtspersonen 
festgelegt40

. Auch in vielen anderen Rechtsakten gibt es einzelne Be-

35 Vgl. /. Evtichiev, Grundlagen des sowjetischen Verwaltungsrechts (Osnovy so­

vetskogo administrativnogo prava), 1925, S. 165; A. Elistratov, Veiwaltungsrecht 

Rußlands (Administrativnoje pravo RSFSR), 1925, S. 3-88. 

36 SV RSFSR, 1923, Nr. 1, Art. 8. 

37 Vereinigte staatliche politische Verwaltung. 

38 SZ SSSR, 1929, Nr. 71, Art. 670. 

39 Bulletin des Staatskomitees des Ministerrates der UdSSR für Arbeit und Lohn, 
-. nL",.., 1'... t __ ... ... eo n .......... 
1:10 f' !'lff. 11, ;:), :1--'J. 

40 SP SSSR, 1972, Nr. 13, Art. 70; SP SSSR, 1980, Nr. 6, Art. 43. 
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stimmungen und konkrete Normen zur Organisation des öffentlichen 

Dienstes. 

In den Jahren 1985 bis 1994 ~nurden ebenfalls viele Rechtsakte erlas-
sen, z.B. das "Statut über die Disziplin der Mitarbeiter der staatlichen 

Zollkontrolle der UdSSR" vom 9.10.1981n und der Beschluß des Mini­

sterrates Rußlands "Über das Wahlverfahren der Räte des Arbeitskol­
lektives und die Durchführung der Wahl der Leiter der Betriebe 

(Vereinigungen)" vom 24.2.198842
. Außerdem gab es die "Empfehlungen 

über das Wahlverfahren der Räte des Arbeitskollektives und die 
Durchführung der Wahlen der Leiter und Bewerbungsverfahren für die 

Besetzung der Ämter der Spezialisten der Staatsbetriebe 
(Vereinigungen)", das "Statut über die Disziplin der Mitarbeiter des Sy­

stems der Staatsaufsicht für die gefahrlose Durchführung der Arbeitstä­
tigkeit im Bereich der atomaren Energieversorgungtt43 und andere 

Rechtsakte44
• 

Am 22. Dezember 1993 wurde durch Dekret des russischen Präsi­
denten Nr. 2263 die "Verordnung über den föderalen Staatsdienst'45 

verabschiedet. Die Verordnung gilt für Beamte in der Präsidialverwal­

tung, im Apparat der Regierung, in den Apparaten der Kammern der 
Föderalen Versammlung, der Zentralwahlkomission, des Verfassungsge­

richts, des Obersten Gerichts und des Obersten Schiedsgerichts, in dem 
Präsidenten unterstellten föderalen Staatsorganen und in anderen Posi­

tionen. Sie definiert die Rechte und Pflichten der föderalen Beamten, 
die mit 11 verschiedenen Rängen (vom "Obersten Staatsrat der Russi­
schen Föderation" über den t•staatsrat" 1., 2. oder 3. Klasse bis zum 

"Referenten des Staatsdiensts 3. Klasse11
) fünf verschiedene Kategorien 

von Staatsämtern einnehmen können. Föderale Beamte dürfen u.a. we­
der selbst noch über eine Vertrauensperson einer gewerblichen Tätigkeit 

nachgehen. Die von dieser Verordnung erfaßten föderalen Bediensteten 

41 

42 

43 

44 

45 

SP SSSR, 1987, Nr. 49, Art. 159. 

SP RSFSR, 1988, Nr. 8, Art. 36. 

SP SSSR, 1987, Nr. 2, Art. 3. 

SAPiP RF, 1993, Nr. 52, Art. 5073. 
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sind tatsächlich "Berufsbeamte\ da sie einen beamtenrechtlichen Status 
(wie z.B. in Deutschland) innehaben46

. 

Nach der "Verordnung über den föderalen Staatsdienst" vom 
22.12.1993 unterscheidet man zwischen dem Staatsdienst und der Zivil­
tätigkeit im öffentlichen Dienst. Dieser Dienst ("Zivildienst") ist die Tä­
tigkeit von Bürgern der Russischen Föderation, die Ämter in den staatli­
chen Betrieben, Organisationen und Stiftungen innehaben. Dieser 
Dienst ist nicht ein Instrument der Ausübung der Aufgaben und Funk­
tionen des Staates, sondern der Wahrnehmung der Interessen und 
Rechte der Bürger und gesellschaftlichen Vereinigungen. 

Die "Verordnung über den föderalen Staatsdienst" gilt nicht für die 
öffentlichen Bediensteten, deren Rechtsstatus durch andere Gesetze und 
Verordnungen festgelegt wurde ( z. B. für Staatsbedienstete beim Mili­
tär, bei der Miliz, der Steuerpolizei, der Staatsanwaltschaft, dem Zoll). 
Die Verordnung über den föderalen Staatsdienst regelt auch keine Fra­
gen des Dienstes des Mitglieder der russischen Regierung, des Leiters 
der Präsidialverwaltung und des Sekretärs des Sicherheitsrates der Rus­
sischen Föderation. 

Das Dekret Nr. 66 des russischen Präsidenten "Über die Struktur der 
föderalen Exekutivorgane'.47 vom 10.1.1994 paßt die Struktur der fö-
deralen Exekutive den Bestimmungen der neuen Verfassung an. Nach 
der neuen Struktur gehören zur Regierung 67 zentrale Behörden ( d.h. 
auf der föderalen Ebene): 23 föderale Ministerien, 9 Staatskomitees, 16 
den Staatskomitees jetzt gleichgestellte Komitees der Russischen Föde­
ration, 13 Dienste, zwei Agenturen, zwei Aufsichtsbehörden, das De­
partement der Steuerpolizei und die Hauptverwaltung für Personen­
schutz (einschließlich der dem Präsidenten direkt unterstellten Ministe­
rien und Dienste). Alle Bediensteten, die bei den verschiedenen obenge­
nannten zentralen Behörden tätig sind, sind die föderale Beamten. 

46 Sie unterliegen typisch beamtenrechtlichen Regelungen; insbesondere sind sie 

unkündbar. 

47 SAPiP RF, 1994, Nr. 3, Art. 66. 
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2. Begriff des öffentlichen Dienstes 

In Rußland ist mit "Staatsdienst" die Berufstätigkeit ( d.er Bedienste­
ten) in den Staatsorganen "zum Zwecke der Erfüllung von Aufgaben und 
Funktionen im Staat" gemeint. In dieser Weise wird der Begriff 
"Staatsdienst" in fast allen Lehrbüchern des Verwaltungsrechts benutzt. 
Viele Rechtswissenschaftler verstehen unter 11Staatsdienst11 die Ausübung 
hoheitlicher Tätigkeiten, die (entscheidende) Rechtsfolgen auslösen 
können. Es gibt auch eine andere Definition: Der Staatsdienst ist eine 
Form der Realisierung der Staatsfunktionen im Bereich der wirtschaftli­
chen und sozialen Entwicklung des Landes. Man kann den Begriff 
"Staatsdiensf' in zweifacher Hinsicht bestimmem: 

1. Im weiteren Sinne ist der Staatsdienst die Tätigkeit der Bedienste­
ten in den Staatsbehörden, Staatsbetrieben, gesellschaftlichen Ver­
einigungen, Genossenschaften usw. 

2. Im engeren Sinne ist Staatsdienst die Tätigkeit der öffentlichen Be­
diensteten nur in den direkte Verwaltungsapparaten (im öffentli­
chen Dienst - Stadtverwaltung etc.). 

Den staatlichen (öffentlichen) Dienst definiert man als eine Form 
der von den Bürgern auf professioneller Grundlage geleisteten Be­
rufstätigkeit in staatlichen Organen, die die Ausübung der Funktionen 
des Staates gewährleisten. Hauptaufgaben des Dienstes im Staatsapparat 
sind die Durchsetzung der Staatspolitik, die Vorbereitung, Annahme, 
Ausführung und Kontrolle von Beschlüssen staatlicher Organe in den 
Grenzen der jeweiligen Kompetenzen, die Sicherung einer effektiven 
Tätigkeit der Staatsorgane und die Gewährleistung der Rechte und ge­
setzlichen Interessen der Bürger und juristischen Personen. Der öffentli­
che Dienst gründet sich u.a. auf die Prinzipien der Gesetzlichkeit und 
der Priorität der Interessen der Bürger gegenüber den Interessen des 
Staates. 

nie Rürger Rußlands haben ungeachtet ihrer sozialen und Vermö­
genspositionen, ihrer Rasse und Nationalität, ihres Verhältnisses zur 
Religion und ihrer politischen Überzeugungen das gleiche Recht, im 
öffentiichen Dienst zu arbeiten. Ausiänder und Staateniose können ais 



41 

Konsultanten und Experten für die Arbeit im öffentlichen Dienst hin­
zugezogen werden. 

Zum Staatsapparat gehören die Präsidialver..valtung, der Apparat der 
Regierung, die Ministerien, Staatskomitees, Komitees der Russischen 
Föderation, Dienste, Agenturen, Aufsichtsbehörden, das Departement 
der Steuerpolizei, die Hauptverwaltung für Personenschutz, der Apparat 
der Kammern der Föderalen Versammlung, des Verfassungsgerichts, 
Obersten Gerichts und Obersten Schiedsgerichts, die Staatsanwaltschaft, 
die Zentralbank, die diplomatischen und konsularischen Vertretungen 
und die Zollorgane. 

Zum kommunalen Dienst gehören die Beschäftigten der Organe der 
örtlichen Selbstverwaltung (der Stadt, des Stadtbezirks, der Ortschaft 
und Siedlung), nämlich die örtlichen Legislativ- und Selbsverwaltungsor­
gane, z.B. die Stadtduma und die Stadtverwaltung. Die kommunalen Be­
diensteten nehmen die Exekutiv- und Weisungsfunktionen wahr48

• 

Der Staatsdienst in Rußland ist auch eine rechtliche Institution, d.h. 
ein System von Normen, die verschiedenen - durch die Organisation 
des Staatsdienstes und durch die Wahrnehmung der dienstlichen Funk­
tionen durch öffentlichen Bediensteten begründeten - Verhältnisse re­
gelt. Die Institution "Staatsdienst" ist auch noch jetzt eine komplexe 
rechtliche Institution. Sie \VUrde früher aus Normen anderer Rechts-
zweige (Verwaltungsrecht, Arbeitsrecht, Staatsrecht usw.) gebildet. Die 
Fragen der Laufbahnordnung, der Besoldung, des Rechtsschutzes für 
den Bediensteten und der Versorgung wurden zumeist durch das Ar­
beitsrecht geregelt. Teils ist dies auch heute noch so49

• Aber im Laufe 

48 Das Dekret des Präsidenten Rußland "Über die Reform der Vertretungsorgane 

und der örtlichen Selbstverwaltungsorgane" vom 9.10.1993 leitete mit dem Ziel 

der Durchsetzung der Gewaltenteilung erste Schritte zur Aufhebung des Smvjet­

systems auf allen Ebenen ein, gerichtet auf die Selbstauflösung der Volksdepu-

tiertcnscrwiets, und übertrug die Exekutiv- und \Veisungsfunktionen der letzteren 

bis zur Wahl neuer Legislativ- und örtlicher Selbsverwaltungsorgane der Admini­

stration des jeweiligen Föderationssubjekts. 

49 Die Verordnung "Über den Dienst in der Steuerfahndung;; vom 20.5.1993 enthäit 

z. B. beamten- und arbeitsrechtliche Regelungen zum Disziplinarrecht, zum Ur-
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der Zeit wird die Bedeutung der arbeitsrechtlichen Normen zurückge­
hen; die Strukturen der öffentlichen Dienstes (wie z.B. die Arten der 
Ämterbesetzung oder der dienstlichen Beurteilungen) werden vom Ver­
waltungsrecht geregelt. Die Rechtsinstitution "Staatsdienst" selbst be­
steht daher aus verschiedenen Gruppen von Normen. Meistens sind 
diese Normen nicht arbeitsrechtliche. Sie betreffen: 

öffentlicher Dienst; Grundsätze im öffentlichen Dienst; öffentliches 
Amt; Klassifikation der politischen staatlichen Ämter und der admini­
strativen staatlichen Ämter; Bedienstete; Begründung des Staatsdienst­
verhältnisses und Arten der Ämterbesetzung von öffentlichen Bedien­
steten; Rechtsstellung der Bediensteten (Rechte und Pflichten im öf­
fentlichen Dienst), Verantwortlichkeit der öffentlichen Bediensteten, 
Beschränkungen für die Bediensteten, die mit dem öffentlichen Dienst 
verbunden sind; Gewährleistungen (Garantien) für die Bediensteten; 
Realisierung der öffentlichen Funktionen durch Staatsbedienstete 
(Festlegung von Arten, Strukturen und Inhalt der wichtigsten Doku­
mente, die die Tätigkeit der Bediensteten regeln); Besoldung, Fürsorge 
und Motivierung der Bediensteten; Laufbahnordnung (Laufbahn, Beur­
teilung, Beförderung); Rangstufe der Bediensteten; Nebentätigkeit im 
öffentlichen Dienst; Voraussetzungen der Beendigung des Staats­
dienstes; Gründe der Beendigung der dienstrechtlichen Beziehungen; 
Verwaltung des öffentlichen Dienstes, Verwaltungsbehörde des öff entli­
chen Dienstes; Streitigkeiten im öffentlichen Dienst; Kontrolle im öf­

fentlichen Dienst. 

Diese Rechtsinstitutionen haben zur Zeit viele Mängel und bedürfen 
der Änderung und Verbesserung. Vor einer Erläuterung der Einzelhei­
ten ist eine kurze Darstellung der geschichtlichen Entwicklung erf order­
lich. 

Schon Mitte der zwanziger Jahre wurde in dem ersten Lehrbuch zum 
Verwaltungsrecht Rußlands vonA. E/istratow beklagt: "Bis jetzt sind die 
speziellen Richtlinien zum sowjetischen Staatsdienst voneinander ge­
trennt; sie wurden nicht in einem einheitlichen Gesetzgebungsakt verei-

laubsrecht, zum Vereinigungsrecht und zum inneren Dienstabiauf. Darin werden 

auch die personellen Anforderungen für eine derartige Tätigkeit festgelegt. 
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nigt. Die entsprechenden Entwürfe wurden zwar behandelt, aber sie 
wurden nicht als Gesetz verabschiedet'so. Aber auch damals gab es ver­
schiedene Meinuni!en. A. Kolesnikow hat z.B. im Jahre 1923 einen Ent-._, 

wurf eines Verwaltungsgesetzes vorgeschlagen. Er hat dazu geschrieben: 
"Der Status der öffentlichen Bediensteten muß prinzipiell mit den glei­
chen Instrumenten, die für Bedienstete und Arbeiter in verschiedenen 
wirtschaftlichen Betrieben gelten, geregelt werden, d. h. mit den Instru­
menten des Arbeitsgesetzbuches. Es gibt keinen Grund, besondere Re­
gelungen für den sowjetischen Staatsdienst zu schaffen"51. Später im 
Jahre 1968 hat Prof. V. Manochin festgestellt, daß die rechtliche Rege­
lung des so\\<jetischen Staatsdienst im Vergleich zu den anderen rechtli­
chen Institutionen weitgehend zurückgeblieben ist. Die Bestimmungen 
über die Aufnahme in den Staatsdienst wurden 1923 verabschiedet; in 
den nachfolgenden Jahren wurden daran einige Änderungen vorge­
nommen. In der damals geltenden einschlägigen Recht bestanden zahl­
reiche Widersprüche. Die Fragen der Organisation des Staatsdienstes 
(Schaffung von Ämtern, ihre Besetzung, die Gestaltung der Dienstver­
hältnisse usw.) wurden vom Gesetzgeber schlechthin ignoriert52. 

"Abgesehen von diesen Mängeln ist davon auszugehen, daß in der So­
wjetunion der Staatsdienst de facto existiert 11

, - hat 1981 A. Bilinsky ge-
h . b 53 sc ne en . 

Seither hat sich dieser Zustand sehr stark verändert, besonders in 
den letzten drei Jahren. Erst in den letzten Jahren wurde in der rechts-

50 A. Elistratow, Das Vetwaltungsrecht Rußlands (Administrativnoe pravo RSFSR), 

1925, s. 34. 

51 A. Kolesnikow, Verwaltungsrecht in Rußland (Zur Frage des Inhalts des Veiwal­

tungsgesetzes) (Admimistrativnoje pravo RSFSR), Wlast sowetow 1923, Nr. 3, S. 

39-41. 

52 V. Manochin, Rechtsstellung des sowjetischen Staatsdienstes (Pravovoe poloshe­

nie sovetskoi gosudarstvennoi slushby), Sovetskoje gosudarstvo i pravo 1968, Nr. 

53 Bilinsky (Anm. 2), S. 59 f. 
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wissenschaftlichen Literatur wieder verstärkt die Forderung nach einem 
11Gesetz über den öffentlichen Diensf1 erhoben54. 

Es gibt zur Zeit einen Gesetzesent-findrf zum Staatsdienst, der aller-
dings viele Probleme aufwirft. So bedarf es z.B. der Klärung des Ver­
hältnisses zwischen Dienstrecht und Arbeitsrecht; ferner werden viele 
Änderungen in den Bereichen Strafrecht, Disziplinarrecht und in ande­
ren Rechtszweigen erforderlich; es müssen neue Kriterien für Klassifi­
kationen von öffentlichen Bediensteten und für eine Verbesserung der 
Lautbahnordnungen gefunden werden. 

Im Dezember 1993 wurde die neue russische Verfassung verabschie­
det. Leider enthält sie nicht alle notwendigen und wichtigen Aussagen 
und Grundsätze zum Staatsdienst. Dies wirkt sich besonders auf die Ge­
setze zum Staatsdienst nachteilig an, da diese einer verfassungsrechtli­
chen Begründung bedürfen. 

3. Dienstverhältnisse 

Die Verhältnisse zwischen öffentlichen Bediensteten und staatlichen 
Behörden sind öffentlichen Dienstverhältnisse. Man könnte nun Paral­
lelen zwischen der rechtlichen Regelung der Arbeitsverhältnisse und der 
rechtlichen Regelung der Dienstverhältnisse ziehen. Bei einem öffentli­
chen Dienstverhältnisse handelt es sich jedoch um ein Dienstverhältnis 
zwischen einer Person und dem Staat als solchem, der auch diese Person 
ermächtigt, im Namen des Staates zu handeln und unter Umständen so­
gar Zwang anzuwenden. Die Staatsdienstverhältnisse können also nicht 
zum Arbeitsrecht gehören; sie gehören zum Verwaltungsrecht. In den 
Gesetze fehlen Begriffe wie Dienstverhältnis, Laufbahnrecht, Änderung 
des funktionellen Amtes, Beendigung des Dienstverhältnisses, Be-

54 V gi. etwa i. Batschiio, Die Organisation der SOWJet1scnen Staatsverwaitung: 

Rechtliche Probleme (Organisazija sovetskogo gosudarstvennogo upravlenija: 

Pravovyje problemy), 1984, S. 228-234; W. Manochin (Anm. 8), S. 30-31; L. Ser­

gienko (Anm. 3), S. 29-34; Die Wirksamkeit und Qualität der Verwaltungstätig­

keit (Effektivnost i katschestvo upravlentscheskoji dejatelnosti), 1980, S. 188-192. 
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schwerdeweg oder Rechtschutz. Diese Begriffen existieren nur in der 
Praxis. 

Ergänzend ist zu sagen, daß die einzelnen Fragen des russischen 
Staatsdienstes nicht durch ein einziges Gesetz, sondern durch eine Viel­
zahl von Ver- und Anordnungen, Beschlüssen, Instruktionen und dgl. 
unterschiedlicher Zentralorgane der föderativen Exekutivgewalt 
(Ministerien, Staatskomitees, Aufsichtorgane, Staatsdienst) und 
manchmal sogar "gewohnheitsrechtlich", d. h. durch praktische Übung 
ohne gesetzliche Grundlage, geregelt sind. 

Die einzelnen Fragen des Staatsdienstes wie Einstellung, Beförde­
rung, Entlassung, Besoldung und dgl. sind u.a. durch folgende wichtigen 
Rechtsakte geregelt: 

1. Gesetze über den Status der öffentlichen Bediensteten und der ver-
schiedenen Arten des Staatsdienstes: Gesetz "Über den Staatlichen 
Steuerdienst11 vom 21.3.1991, "Über die Beschäftigung der Bevölke­
rung" vom 19.4.1991, "Über den Ausnahmenzustand" vom 
17.5.1991, "Über die örtliche Selbstverwaltung" vom 6.7.1991, 
"Über die Wahl der Verwaltungschefst• vom 24.10.1991, 11Über die 
Staatsanwaltschaft" vom 17.1.1992, "Über den Schutz der Rechte 
der Verbraucher„ vom 7.2.1992, "Über die Miliz" vom 18.4.1991, 

"Über die Bezirks- und Gebietsverwaltung!! vom 5.3.1992, "Über 
den Status der Richter" vom 26.6. 1992, "Über die Entlassung von 
Offizieren aus dem aktiven Wehrdienst auf eigenen Wunsch" vom 
17.7.1992, "Über die inneren Truppen des Ministeriums des Innern" 
vom 24.9.1992, "Über die Wehrpflicht und den Wehrdienst" vom 
11.2.1993, "Über den Status der Militärangehörigen" vom 22.1.1993, 

"Über die Rentenversorgung der Wehrdienst und Dienst in den 
Organen des Innern leistenden Personen und ihrer Familien" vom 

12.2.1993, "Grundlagen der Forstgesetzgebung" vom 6.3.1993, 
"Über den staatlichen Schutz der obersten staatlichen Machtorgane 
und ihrer Amtspersonen" vom 28.4.1993, "Über die Standardisie­
rung" vom 10.6.1993, "Zollgesetzbuch" vom 21.6.1993, "Über die 
Steuerpolizei" vom 24.6.1993, "Über das Verfahren der Ernennung 
und Entlassung des Venvaltungsschefs des Bezirks, Gebiets, auto­
nomen Gebiets, autonomen Kreises, der Stadt, des Stadtbezirks, 
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2. 

3. 

der Ortschaft und Siedlung" vom 1.4.1993, "Über das Verfahren bei 
individuellen Arbeitsstreitigkeiten'' vom 11.3.1993. 
~ „ • • 1 .,..,. .„ • 11 • ....-.- 11 n „ ... T1 t ...-r r .tr1asse aes russ1scnen rras1aenten: .tr1ao „uoer aen ~ampr gegen 
Korruption im öffentlichen Dienst" vom 4.4.1992; Erlaß "Über das 
System der zentralen Organe föderativer Exekutivgewalt" vom 
30.9.1992; Erlaß "Über die wichtigsten Maßnahmen zur Organisa­
tion eines Systems des öffentlichen Dienstes in der Russischen Fö­
deration11 vom 3.6.1993. 

Beschlüsse der russischen Regierung: Beschluß "Über die Vor­
schriften und Bedingungen für Nebentätigkeiten im Bereich des 
Ministeriums des Innern der Russischen Föderation" vom 
23.6.1993; Beschluß "Über die Fragen des Föderationsdienstes 
Rußlands für Währungs- und Exportkontro!!e" vom 16.6.1993; Be-
schluß 11Über die Hauptverwaltung für die Vorbereitung des Perso­
nals für den öffentlichen Dienst bei der Regierung der Russischen 
Föderation" vom 6.3.1992. 

4. Verordnung 11Über den Dienst in den Behörden des Ministeriums 
des Innern" vom 23.12.1992; Verordnung "Über die disziplinarische 
Verantwortung des Verwaltungschefs" vom 7.8.1992; Verordnung 
"Über die Laufbahn in den Behörden der Steuerpolizei der Russi­
schen t'öderationn vom 20.5.1993. 

5. Verordnungen über die einzelnen Arten von Föderationsdiensten: 
Verordnung "Über den föderalen Migrationsdienst Rußlands" vom 
4.3.1993; Verordnung "Über den föderalen Dienst für die Arbeits­
beschaffung der Russischen Föderation" vom 8.6.1993; 

6. Verordnungen über die einzelnen Organe der Staatsverwaltung, in 
denen die Kompetenz und die Struktur dieser Organe sowie die 
Ämter der leitenden Bediensteten festgelegt sind (z.B. die Verord­
nung für das Umweltschutzministerium); 

7. Verordnungen zu den untergeordneten Stellen der unter 6. ge­
nannten Organe. Diese Verordnungen werden üblicherweise durch 
die Organe, deren Bestandteil sie sind, bestätigt. Auch hier werden 
die Ämter der leitenden Bediensteten genannt; 
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8. Stellenpläne der Staatsorgane, die Verzeichnisse der Ämter des je­
weiligen Organs enthalten; 

ten regeln: z.B. Erlaß des russischen Präsidenten "Über die zusätz­
lichen Maßnahmen für den Rechts- und Sozialschutz der Verwal­
tungsleiter bei den Subjekten der Russischen Föderation11 vom 
23.8.1993. 

Das russische Dienstrecht kennt erstmalig fünf Laufbahngruppen 
(Art. 4 der "Verordnung über den föderalen Staatsdienst": 

unterer Dienst; 

einfacher Dienst; 

mittlerer Dienst; 

gehobener Dienst; 

höherer Dienst. 

Es gibt nunmehr die Möglichkeiten der Beförderung der öffentlichen 
Bediensteten. Diese Möglichkeiten der Beförderung sollen mit der 
Möglichkeit, sein Einkommen zu verbessern und die Positionen mit hö­
herem Prestige zu erreichen, zu besonderen Leistungen motivieren. 

uie föderalen Beamten können 11 verschiedene Ränge einnehmen: 

1) der Oberste Staatsrat der Russischen Föderation; 

2) der Staatsrat der Russischen Föderation; 

3) der Staatsrat 1. Klasse; 

4) der Staatsrat 2. Klasse; 

5) der Staatsrat 3. Klasse; 

6) der Rat des Staatsdienstes 1. Klasse; 

7) der Rat des Staatsdienstes 2. Klasse; 

8) der Rat des Staatsdienstes 3. Klasse; 

9) der Referent des Staatsdienstes 1. Klasse; 

10) der Referent des Staatsdienstes 2. Klasse; 

11) der Referent des Staatsdienstes 3. Klasse. 



48 

Gemäß Art. 32 und 33 der "Verordnung über den föderalen Staats­
dienst" kennt das russische Recht folgende Arten der Beendigung des 

Dienstverhäitnisses (die zum Verlust des Staatsdienststatus führen): 

1. Eintritt in den Ruhestand (Art. 33); 

2. Verlust der russischen Staatsangehörigkeit (Art. 32); 

3. Nichterfüllung der Dienstaufgaben (Entlassung auf Initiative des 
Dienstherrn; vgl. Art. 8, 10, 11, 25). Bei Pflichtverletzungen sind 
Disziplinarverfahren Voraussetzung für eine Entfernung aus dem 
Dienst. Im Disziplinarverfahren entscheiden die vorgesetzten Be­

diensteten über die Verfehlung ihrer Kollegen. 

Neben diesen Arten der Beendigung des Dienstverhältnisses gelten 
weitere allgemeine arbeistrechdiche Gründe der Beendigung des 
Dienstverhältnisses (z. B. Art. 33, 135, 254 des russischen Arbeitsgesetz­
buches). Soweit die Verordnung über den föderalen Staatsdienst keine 
Regelungen enthalten, wird das allgemeine Arbeitsrecht im Bereich der 
Beendigung des Dienstverhältnisses heranzuziehen sein. 

Das allgemeine Arbeitsrecht regelt auch die Fragen der Versetzung 
und der Abordnung der öffentlichen Bediensteten. Es gibt aber schon 
einzelne Rechtsakte, die Versetzungen und Abordnungen geregelt ha­
ben. Die öffentlichen Bediensteten können an eine andere Behörde auch 
gegen ihren Willen versetzt werden (z. B. Art. 16, 18 der Verordnung 
"Über den Dienst in den Behörden des Ministerium des Innern11 vom 
23.12.1992). Voraussetzung der Versetzung ist das Staatsinteresse. Der 
Staatsbedienste kann auch an einen anderen Ort versetzt werden. Be­

hördenleiter sollen einen öffentlichen Bediensteten kurzfristig an eine 
andere Behörde abordnen können, wenn ein berechtigtes Staatsinteresse 
für die Abordnung gegeben ist. 

4. Grundsätze des öffentlichen Dienstes 

Im russischen Schrifttum hatten die Grundsätze des Staatsdienstes 
bis zuletzt nur eine abstrakte Bedeutung. Diese Grundsätze waren nicht 
rechtlich fixiert. Trotzdem haben Wissenschaftier darüber geschrieben. 
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Einige Verwaltungswissenschafler nennen foigende Grundsätze: ;;Demo­
kratismus" des Staatsdienstes, Professionalität und soziale Absicherung 

der öffentlichen Bediensteten55
• 

Mehrere Grundsätze des Staatsdienstes sind zur Zeit in verschie­

denen Gesetzen festgelegt. Die 'tVerordnung über den föderalen Staats­
diest1' (Art. 2) sieht vor: 

das Recht auf gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte nach 
Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung (Art. 32 Abs. 4 der 
neuen russischen Verfassung 1993). Die Bürger Rußlands haben 
ungeachtet ihrer sozialen und Vermögenspositionen, ihrer Rasse 

und Nationalität, ihres Verhältnisses zur Religion und ihrer politi­
schen Überzeugungen das gleiche Recht, im Bereich des Staats­
dienstes zu arbeiten. Der Zugang zum Staatsdienst steht grund­
sätzlich allen russischen Staatsbürgern, die 18 bis 60 Jahre alt sind, 
offen, soweit sie die vollen bürgerlichen Rechte genießen und nicht 
strafgerichtliche Verurteilungen entgegenstehen. Einstellungsvor­
aussetzung ist unter anderem ein entsprechender Gesundheitszu­
stand; 

parteipolitische Neutralität des Staatsdienstes; 

Gesetzmäßigkeit des Staatsdienstes; 

Unterordnung und Gehorsam gegenüber den Vorgesetzten; der 
Staatsbedienstete ist jedoch nicht verpflichtet, offensichtlich 
rechtswidrige Anordnungen zu befolgen, es sei denn, sie werden 

schriftlich bestätigt. Auf keinen Fall ist er verpflichtet, Anordnun­

gen auszuführen, die die Begehung einer Straftat bedeutet würden. 

Haftung des öffentlichen Bediensteten für die Nichterfüllung oder 
nicht gehörige Erfüllung seiner Pflichten und dienstlichen Aufga­

ben. Mißachtet ein öffentlicher Bediensteter seine Pflichten, so hat 
dies zivilrechtliche, strafrechtliche, ordnungsrechtliche und diszipli­
narrechtliche Folgen, je nach Art der damit verbundenen Haftung; 

55 Vgi. dazu D. Bachl'ach, Verwaitungsrecht (Administrativnoje pravo), 1993, S. 

102-108. 
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Streikverbot. Mehrere russische Gesetze legen als Grundsatz des 
öffentlichen Dienstes ein Streikverbot für bestimmte Bediensteten­
gruppen fest (z.B. Gesetz 11Über die föderativen Organe der Steu­
erpolizei"). Der Staatsbedienstete ist selbst Teil des Staatsorganisa­
tion; er kann nicht gegen sich selbst streiken. Ein Streik ist mit dem 
Wesen eines Dienst- und Treueverhältnisses unvereinbar; 

soziale Sicherung der öffentlichen Bediensteten; 

Stabilität des Dienstverhältnisses; dieser Grundsatz ist nicht ein­
deutig festgelegt. Man kann sagen, daß die Stabilität des Staats­
dienstes ein Synonym für das Berufsbeamtentum ist. 

Andere russische Gesetze und Rechtsvorschriften bestimmen das 
Prinzip der Beförderung durch Leistung (z.B. 11Verordnung über die 
Laufbahn in der Behörden der Steuerpolizei" vom 20.5.1993, 

"Verordnung über den Dienst in den Behörden des Ministeriums des In­
nern" vom 23.12.1992). 

5. Begriff und Arten der öffentlichen Bediensteten 

Unter einem öffentlichen Bediensteten versteht man einen russi­
schen Bürger, der aufgrund einer Wahl oder einer Ernennung, der in 
manchen Fällen ein Wettbewerb vorausgeht, dauernd oder zeitweilig ein 
Amt im öffentlichen Dienst besetzt und für seine Diensttätigkeit eine 
Vergütung (Gehalt, Arbeitslohn) erhält und immer häufiger vereidigt 
wird (Treueverhältniss). Das ist eine allgemeine Definition des öffentli­
chen Bediensteten. Eine solche Definition konnte und kann man in 
vielen verwaltungsrechtlichen Lehrbüchern finden. 

Es gibt noch einen anderen Begriff des öffentlichen Bediensteten: 
Danach ist ein öffentlichen Bediensteter jeder russische Bürger, der in 
den staatlichen Organisationen beschäftigt ist und dort ein Amt auf­
grund einer Ernennung, einer Wahl oder eines anderen durch Gesetz 
bestimmten Verfahrens bekleidet, mit entsprechenden Amtsbefugnissen 
ausgestattet ist und im Namen des Staates und in seinem Auftrage mit 
den Ziel der praktischen Verwirklichung der staatlichen Aufgaben gegen 
eine bestimmtes Entgelt handelt. 
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Eine derartige Begriffsbestimmung erfordert eine klare Abgrenzung 
der öffentlichen Bediensteten von allen übrigen Bürgern, die beim Staat 
beschäftigt sind (z. B. }\.rbeiter im öffentlichen Dienst). Für ma..11che 
Wissenschaftler zählten alle, die sich mit "physischer11 Arbeit beschäftig­
ten, d. h. die Arbeiter, nicht zu den öffentlichen Bediensteten, während 
die mit intellektueller Tätigkeit befaßten Personen Staatsbedienstete wa­
ren. Der Arbeiter wirkt aufgrund privatrechtlichen Beschäftigungim 
Prozeß seiner Tätigkeit auf die Objekte der materiellen Welt, der Natur 
ein, während der Bedienstete das Verhalten von Menschen beeinflußt. 
Daher gehören Ärzte, Lehrer und Schauspieler zu den Bediensteten. Zu 
den Bediensteten kann man auch Ingenieure zählen, die sich mit Ent­
wicklungsarbeiten beschäftigen, denn sie wirken auf die Natur nicht un­
mittelbar1 sondern durch die Arbeiter ein. Die Bediensteten müssen ein 
Amt im öffentlichen Dienst bekleiden. 

Nach der Lehre besteht die Staatsverwaltung aus zahlreichen Behör­
den. Ein Amt ist ein Strukturbestandteil einer Behörde, das in be­
stimmten Rechsakten (wie z.B. im Stellenplan, im Tarif der Amtsgehäl­
ter) verankert ist und einen Teil der Kompetenz seines Organs besitzt. 
Danach hätte man denken können, daß es innerhalb des Staatsapparates 
Bedienstete gibt, die ein Amt bekleiden und solche kein Amt bekleiden. 
Jeder Bedienstete muß indes eine Planstelle, also ein Amt innehaben. 

Der öffentliche Dienst umfaßt alle abhängig Beschäftigten, die be­
rufsmäßig Staatsaufgaben erfüllen und in die Staatsorganisation einge­
gliedert sind, somit das Pesonal der föderalen Behörden der Russischen 
Föderation, der Föderationssubjekte und der Gemeinden (sog. Behör­
den der örtlichen Selbsverwaltung). 

In der neuen russischen Verfassung vom 12.12.1993 ist in Art. 80 
Abs. 1 folgendes festgelegt: Der Präsident der Russischen Föderation ist 
das Staatsoberhaupt56

• Die Verfassung gestaltet in Kapitel 4 die neue 

56 In der neuen russischen Verfassung wird der Präsident nicht mehr als Amtsträ­

ger bezeichnet. In der ehemaligen Sowjetunion gab es das Gesetz "Über die Ein­

richtung eines Präsidentenamtes und die Aufnahme von Änderungen und Ergän­

zungen in die Verfassung der UdSSR" vom 14.3.1990. Dieses Gesetz enthielt für 

den Präsidenten neue Bezeichungen wie "die höchsten staatlichen Amtsträger 
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Rechtsteilung und die Befugnisse des russischen Präsidenten als die ei­
nes starken Präsidenten. Der Präsident wird 11auf der Grundlage des all­

l!emeinen. l!leichen und direkten Wahlrechts in geheimer Wahl" für vier 
~ ~~ ~ 

Jahre aus einer unbegrenzten Zahl von Kandidaten gewählt (Art. 81 
Abs. 1). In den Art. 83-90 der russischen Verfassung werden die Befug­
nisse des Präsidenten aufgezählt. Gemäß Art. 91 genießt der Präsident 
Immunität. Er kann vom Föderationsrat nur abgesetzt werden, wenn er 
gegen die Verfassung und die Gesetze des Rußlands verstößt. Der 
Amtsantritt des Präsidenten erfolgt mit dem Augenblick seiner Vereidi­
gung, wobei folgender Eid abgelegt werden muß (Art. 82): 

"Ich schwöre, bei der Ausübung der Vollmachten des Prä­
sidenten der Russischen Föderation die Rechte und Frei­
heiten des Menschen und des Bürgers zu achten und zu 
wahren, die Verfassung der Russischen Föderation einzu­
halten und zu verteidigen, die Souveränität und Unabhän­
gigkeit, die Sicherheit und Integrität des Staates zu vertei­
digen und dem Volk treu zu dienen". 

Hier gibt es zwei neue rechtliche Regeln im Staatsdienst Rußlands. 
Erstens: Im Gesetz wurde die Vereidigung der öffentlichen Bediensteten 
festgesetzt. Früher gab es das nicht. Momentan müssen außer dem Prä­
sidenten auch die Richter, die Staatsanwälte und andere Bedienstete im 
öffentlichen Dienst einen Eid ablegen (Gesetz "Über den Status der 
Richter"; Gesetz "Über die Milizn, Gesetz nÜber die Staatsanwaltschaft", 
Verordnung 11Über den Dienst in den Organen des Ministeriums des In­
nern" vom 23. Dezember 1992; Verordnung 11Über den Dienst in der 
Steuerfahndung11 vom 20. Mai 1993; Gesetz 0 Über die Wehrpflicht und 
den Wehrdienst" und andere Gesetze und Verordnungen). Zweitens: 
Erstmalig wurde das Dienstverhältnis als Treueverhältnis zum Staat aus­
gestaltet. (Früher hatte man "linientreu" zur Partei zu sein!) Die Rechte 
und Pflichten des Präsidenten ergeben sich aus der Verfassung und aus 

(Amtsperson) der Unionsrepubiiken", "die höchsten Amtsträger der Autonomen 

Republiken, Autonomen Gebiete und Autonomen Kreise" (Art. 127 der Verfas­

sung der ehemaligen UdSSR). Man kann sagen, das der Präsident der ehemali­

gen UdSSR und der Präsident Rußiands (in der ehemaiigen Verfassung des 

Rußlands vom 12.4.1978) die höchsten staatlichen Amtsträger waren. 
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anderen Gesetzen. Deswegen kann man sagen, daß die Rechtsstellung 
dieser Amtsträger eine klare rechtliche Grundlage hat: von der Wahl bis 

zur Absetzung. 

Im Dezember 1993 hat das russische Volle über die Verfassung der 

Russischen Föderation abgestimmt. Die Verfassung hat sich im Hinblick 
auf die Stärkung der Macht des Präsidenten grundlegend geändert. Das 
System der Exekutivgewalt wurde neu organisiert. Die Exekutivgewalt 
wird von der Regierung Rußlands ausgeübt. Gemäß Art. 111 ernennt 

der Präsident den Regierungschef mit Zustimmung der Staatsduma und 
ernennt auf dessen Vorschlag hin die stellvertretenden Regierungschefs 
und die föderalen Minister (Art. 112). Die rechtliche Stellung des Regie­
rungschefs) seiner Stellvertreter und der Minister wurde auch klar defi­
niert. Der Regierungschef bestimmt in Übereinstimmung mit der Ver­
fassung, den föderalen Gesetzen und den Dekreten des Präsidenten die 
Hauptrichtung der Tätigkeit der Regierung und organisiert deren Ar­
beit Die Regierung erläßt verbindliche Verordnungen und Verfügun­

gen. 

Im deutschen Beamtenrecht sind gubernale Staatsorgane (wie in 
Rußland der Präsident) oder deren Teile (z. B. der Regierungschef, 

seine Stellvertreter und die föderalen Minister) zwar der Exekutive zu-
zurechnen. Den11noch \vird deren öffentlich-rechtliches i\mtsverhältnis 
nicht als Beamtenverhältnis angesehen57. Im russischen Dienstrecht hin­
gegen sind der Präsident Rußlands, der Regierungschef, die stellvertre­
tenden Regierungschef und die f"öderalen Minister Amtspersonen mit 
der Folge, daß sie z. B. beamtenrechtliche Straftaten begehen können. 

Die Abgeordneten der Föderalen Versammlung der Russischen Fö­
deration (Föderationsrat und Staatsduma) und der Parlamente der ver­
schiedenen Föderationssubjekte58 gehören zur gesetzgebenden, nicht zur 

57 Hierzu Detlef Merten, Das Recht des öffentlichen Dienstes in Deutschland, in: S. 

Magiera/H. Siedentopf (Hrsg.), Das Recht des öffentlichen Dienstes in den Mit­

gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 1994, S. 183 ff. 

58 Nach den Bestimmungen der neuen Verfassung besteht die Russische Födera­

tion aus 89 Föderationssubjekten - 21 Republiken, sechs Regionen (kraj), 49 

Gebieten (ablast), Moskau und St. Petersburg als Städte mit föderaler Bedeu-
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vollziehenden Gewalt. Als Mandatsträger (nicht Amtsträger) sind sie in 
keine Weisungshierarchie eingebunden, sondern sachlich unabhängig. 
Zudem kann L_J..Je Tätigkeit wegen der demokratischen Prinzipien der 
Wahlperiodizität und der Herrschaft auf Zeit nicht als berufsmäßig qua­
lifiziert werden, auch wenn soziologisch gesehen Politik immer mehr 

zum Beruf gerät. 

Das föderale Gesetz vom 8.5.1994 11Über den Status der Abgeordne­
ten des Föderationsrates und den Status der Abgeordneten der Staats­
duma"59 definiert in 4 Kapiteln mit 47 Paragraphen die Rechte, Pflichten 
und Verantwortlichkeiten der Abgeordneten beider Kammern des Par­
laments sowie die juristischen und sozialen Garantien für die W ahrneh­
mung ihres Mandats. 

Die ~~hgeorc!neten c!er Staatsduma sind keine Beamten. Die ~~bge-
ordneten des Föderationsrats können gleichzeitig Beamte sein (z.B. der 
Verwaltungschef des Bezirks, Gebiets, autonomen Gebiets und autono­
men Kreises)60

• Die Abgeordneten des Föderationsrats sind vom Voile 
gewählte, zur Ausübung legislativer Machtbefugnisse im Föderationsrat 
bevollmächtigte Vertreter eines Föderationssubjektes. Die Abgeordne­
ten der Staatsduma sind vorn Volk gewählte, zur Ausübung legislativer 

Machtbefugnisse in der Staatsduma bevollmächtigte Vertreter. Ein und 
dieselbe Person darf nicht gleichzeitig Abgeordneter des Föderationsrats 
und der Staatsduma sein. Während für die Abgeordneten der Staats­

duma die Bestimmung gilt, daß sie nicht gleichzeitig Abgeordnete in an­
deren Vertretungsorganen und in örtlichen Selbstverwaltungsorganen 

tung, einem autonomen Gebiet und 10 autonomen Bezirken (Art. 65). In die Zu­

ständigkeit der Föderation fallen 18 Bereiche, darunter Außenpolitik, Verteidi­

gung, Sicherheit sowie Außenwirtschaft (Art. 71 ), in die gemeinsame Zuständig­

keit der Föderation und ihrer Subjekte 14 Bereiche, darunter das Steuerrecht. 

59 SZ RF, 1994, Nr. 2, Art. 74. 

60 Gesetz der Russischen Föderation "Über den Bezirks- und Gebietssowjet der 

Volksdeputierten und die Bezirks- und Gebietsverwaltung" vom 5.3.1992 (zum 

großen Teil noch heute in Geltung), "Über das Verfahren der Ernennung und 

Entlassung des Verwaltungschefs des Bezirks, Gebiets, autonomen Gebiets, au­

tonomen Kreises, der Stadt von föderaler Bedeutung, des Kreises, der Stadt, des 

Stadtbezirks, der Ortschaft und Siedlung" vom 1.4.1993. 
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sein dürfen, ist diese Möglichkeit für die Abgeordneten des Föderations­
rats ausdrücklich vorgesehen (Art. 25). Die Vollmachten eines Abge-
ordneten der Staatsduma erlöschen im Falle seiner Wa.PJ zum i\.bgeord-
neten eines anderen Vertretungs- oder örtlichen Selbstverwaltungsor­
gans bei Fehlen einer Verzichtserklärung auf dieses Mandat, weiterhin 
im Falle seines Eintritts in den öffentlichen Dienst oder der Aufnahme 
einer anderen besoldeten Tätigkeit (mit Ausnahme von Lehr-, wissen­
schaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten) sowie im Falle der Auflö­
sung der Staatsduma nach Art. 111 und 117 der Verfassung. 

Zum öffentlichen Dienst gehören auch die (Berufs-) Richter, deren 
Aufgabe nicht Verwaltung, sondern Rechtsprechung ist. Nach der russi­
schen Verfassung von 1993 erfolgt die Rechtsprechung ausschließlich 
durch Gerichte, Ausnahmegerichte sind unzulässig (Art. 118). Die 
Richter sind unabhängig und nur der Verfassung und dem föderalen Ge­
setz unterworfen (Art. 120), sie sind unabsetzbar und können nur aus 
gesetzlich bestimmten Gründen und nach dem gesetzlich vorgesehenen 
Verfahren entlassen oder vom Dienst suspendiert werden (Art. 121). Sie 
genießen Immunität {Art. 122). 

Das am 26.6.1992 angenommene Gesetz 11Über den Status der Rich­
ter" in der Russischen Föderation ist zweifellos ein Akt von grundlegen-
der Bedeutung für den Aufbau einer unabhängigen, starken und angese-
henen Gerichtsbarkeit. Das neue Gesetz ist entideologisiert, befreit von 
Attributen der sozialistischen Terminologie. Erstmals wird in einem Ge­
setz eine so sichere Garantie für die Unabhängigkeit der Richter wie 
ihre Unabsetzbarkeit eingeführt. 

Kein Gesetz der früheren UdSSR berührte jemals die Frage der Zu­
gehörigkeit der öffentlichen Bediensteten, speziell der Richter, zu politi­
schen Parteien und Bewegungen. Das Problem selbst existierte einfach 
nicht. Da es im Land neben der KPdSU keine offiziellen politischen 
Parteien oder Bewegungen gab, vereinfachte sich die Regulierung der 
politischen Orientierung der öffentlichen Bediensteten entscheidend: 
Karriere machen konnte nur der, der in die berüchtigte Parteinomen-
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klatura hineinkam, die auf verschiedenen Ebenen über 20000 Posten 
umfaßte, darunter ausnahmslos alle Funktionen bei Gericht61. 

Zum öffentlichen Dienst gehören die Rerufsso!daten, deren Tätig-
keit ebenfalls nicht auf die Verwaltung eines Amtes gerichtet ist, und 
darüber hinaus - ohne das Merkmal beruflicher Tätigkeit - die Solda­
ten überhaupt. Nach dem Gesetz der Russischen Föderation "Über die 
Wehrpflicht und den Wehrdienst" vom 11.2.1993 ist Wehrdienst ein Teil 
des staatlichen Dienstes. Ein anderes Gesetz "Über den Status der Mi­
litärangehörigen" vom 22.1.1993 definiert die Rechtsstellung der Mili­
tärangehörigen62. Die Berufssoldaten stehen in einem öffentlich-rechtli­
chen Dienst- und Treueverhältnis. Im übrigen steht bei den Soldaten im 

61 Es ist klar, daß die Nomenklatura vor allem für die Parteimitglieder Privilegien 

schuf. Deshalb stellten die Kommunisten bis in die letzten Jahre hinein 85-90 % 

aller Volksrichter und 100 % der Richter übergeordneter Gerichte. Durch ihre 

Zugehörigkeit zur KPdSU waren sie alle an die Parteidisziplin gebunden und ge­

zwungen, sich weniger vom Gesetz als von den Richtlinien der Parteikomitees 

und von einzelnen Funktionären leiten zu lassen. Gerade das Nomenklaturasy­

stem diente als Nährboden eines so mächtigen Hebels zur Einwirkung auf die 

Richter wie das sogenannte "Telefonrecht", d. h. die direkte telefonische Ein­

flußnahme von Parteifunktionären auf die Rechtsprechung. Gerade das Nomen­

klaturasystem formte eine gesichtslose und bestechliche, vom Parteiapparat völ­

lig abhängige Gerichtsbarkeit im Land. Der Erlaß des Präsidenten der RSFSR 

vom 20.7.1991 "Über die Unterbindung der Tätigkeit der Organisationsstruktu­

ren politischer Parteien und gesellschaftlicher Massenorganisationen in den 

staatlichen Organen, Einrichtungen und Organisationen der RSFSR" sollte mit 

dieser Abhängigkeit brechen. In Umsetzung des Grundgedankens des Erlasses 

verbot das die Rechtsstellung der Richter regelnde Gesetz den Richtern, politi­

schen Parteien und Bewegungen anzugehören. 

62 Am 22.4.1994 wurde von der Regierung die Verordnung Nr. 355 "Über die Kon­

zeption der staatlichen Politik gegenüber dem Kosakentum" verabschiedet. Die 

mit der Verordnung bestätigte Konzeption sieht u.a. die Wiederherstellung von 

staatlichem Dienstverhältnis der Kosaken vor, das in seiner traditionellen Form 

der Kombinaiion des staatiichen Dienstverhältnisses mit dem Wehrbauerntum 

als eines der Elemente der Herausbildung der neuen russischen Staatlichkeit und 

der Festigung ihrer Sicherheit angesehen wird; dazu auch A. Pokaseew, Die 

Kosaken und der Wehrdienst (Kasaki i voennaja siushba), Russfändische Födera­

tion 1994, Nr. 6. S. 59-60. 
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Vergleich zu den vielfältigen Pflichten der Amtspersonen die Pflicht zum 

Gehorsam im Vordergrund. Für sie gelten Vorschriften über das Ver­

halten im Dienst und außerhalb des Dienstes, das Urkundsprinzip für 

die Begründung des Dienstverhältnisses und seine Umwandlung sowie 

für die Beförderung. Es gibt den Eintritt in den Ruhestand mit Alter­

grenzen, gesetzlich normierte Entlassungsgründe usw. In diesem Bereich 

gelten verschiedene Gesetze, z.B. Gesetz vom 17.7.1992 "Über die Ent­

lassung von Offizieren aus dem aktiven Wehrdienst auf eigenen 

Wunsch". 

Die staatlichen Notare gehören auch zum öffentlichen Dienst. In 

Rußland gibt es neben privaten Notaren ein staatliches Notariat mit 

Notaren im Dienstverhältnis. Dem liegt das Gesetz vom 11.2.1993 über 

"Grundlagen über das Notariat" zugrunde. Sie stehen als Amtsträger in 

einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis. 

Als besondere Gruppe von öffentlichen Bediensteten sind die kom­
munalen Bediensteten auszusehen. Besondere Rechtsvorschriften für 

die Bediensteten in den Organen der örtlichen Selbstverwaltung finden 

sich z. T. im Gesetz 11Über die örtliche Selbstverwaltung" vom 6.7.1991 

(mit der Änderungen und Ergänzungen vom 25.6.1992 und im Zusam­

menhang mit dem Präsidialdekret "Über die Reform der örtlichen 

Selbstverwaltumr" vom 26.10.1993). in den Gesetzen "Über die Wahl des 
~ #• 

Verwaltungschefs" vom 24.10.1991, '1Über das Verfahren der Ernennung 

und Entlassung des Verwaltungschefs des Bezirks, Gebiets, autonomen 

Gebiets, autonomen Kreises, der Stadt von föderaler Bedeutung, des 

Kreises, der Stadt, des Stadtbezirks, der Ortschaft und Siedlung" vom 

1.4.1993, daneben aber auch in den Kommunalverfassungsgesetzen 

(Gemeindeordnungen, Stadt-, Ortschafts- und Siedlungsordnungen), 

insbesondere für die leitenden kommunalen Bediensteten, die durchweg 

Wahlbedienstete (auf Zeit) sind. 

Die öffentliche Verwaltung gliedert sich in die unmittelbare Staats­

verwaltung und die Kommunalverwaltung. Dieser Gliederung entspre­

chend sind zu unterscheiden: 
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1) Bedienstete auf föderativer Ebene (in der Administration des Prä­
sidenten, der Ministerien, Dienste, Aufsichtsbehörden usw.); ihr 
Dienstherr ist die Russische Föderation; 

2) Bedienstete der Republiken Rußlands (bei Ministerien, staatlichen 

Komitees, Diensten, Aufsichtsbehörden usw.); deren Dienstherr 
eine Republik Rußlands ist; 

3) Bedienstete der anderen Föderationssubjekte (Regionen, Gebiete, 
Moskau und St. Petersburg als Städte mit föderaler Beteutung, 
autonome Gebiete, autonome Bezirke); ihre Dienstherren sind Re­
gionen, Gebiete, Moskau und St. Petersburg als Städte mit födera­

ler Bedeutung, autonome Gebiete, autonome Bezirke; 

4) Kommunalbedienstete, deren Dienstherr eine Gemeinde ist (Stadt, 

Ortschaft, Siedlung). 

Die "Einheitliche Nomenklaturn (ENDS) und das russische Schrift­
tum gliedern die öffentliche Bediensteten in drei Gruppen: 

1) die Leiter: das sind leitende Beschäftigte der Staatsbehörden, Be­
triebe und Organisationen sowie von deren Ausschüssen (Minister, 
Verwaltungschef, Vorgesetzter der Verwaltungsansschuß, Direktor 
usw.); 

2) die Spezialisten (die Fachleute): das sind solche Staatsbedienstete, 
die eine höhere oder mittlere spezielle Ausbildung haben müssen, 
um die Funktionen, welche spezielle Kenntnisse erfordern, wahr­
zunehmen (Lehrer, Hochschullehrer, Ärzte, Rechtsberater, Ingeni­
eure, Agronomen usw.); 

3) die sogenannten technischen Ausführenden: das sind solche Staats­
bedienstete, die mehr manuell in der Vorbereitung und Ausgestal­
tung der Dokumentation tätig sind. Sie dienen auf technischer Seite 
dem Prozeß der Verwaltung. Als Beispiele seien hier genannt: Re­

gistratoren, Kassierer und Kassiererinnen, Stenotypistinnen, Putz­
frauen, Pförtner, Telefonistinnen, Aufwartefrauen usw.). Dieser 
Personenkreis erfüllt eine Aufgabe, die keine spezielle Ausbildung 
erfordert. 
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Das ist die gesetzlich geregelte Klassifikation der Staatsbediensteten 
(ENDS). Gliederungskriterium dieser Einteilung ist die Wesensart 
(Qualität) der Leistung. Die Rechtswissenschaftler bestreiten, daß diese 
"Einheitliche Nomenklatur" einen rechtlichen Wert besitzt. Ihre Gliede­
rung der Staatsbediensteten richtet sich nach der Beschaffenheit der 
ausgeübten Tätigkeit und ignoriert völlig die rechtlichen Kriterien. Sie ist 
darüber hinaus veraltet. Diese Klassifikation von Bediensteten wird aber 
in der neuen Verordnung "Über die Differenzierung der Besoldung der 
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst aufgrund der Einheitlichen Tariford­
nung"63 vom 14.10.1992 bestätigt. Man könnte natürlich hervorheben, 
daß der Begriff "Nomenklatur" gegenwärtig keine so negative Bedeutung 
wie früher hat. Die Nomenklatur gilt innerhalb des öffentlichen 
Dienstes. Unter der Nomenklatur versteht man "ein Verzeichnis von 
Ämtern, deren Besetzung durch Ernennung aufgrund der Entscheidung 
der zuständigen Organe oder Amtsträger erfolgt11

• Die Ministerien und 
anderen Zentralämter der Exekutivgewalt Rußlands, die Ministerien 
und anderen Zentralämter der Republiken und deren nachgeordnete 
Organe bis hinab zur kommunalen Selbstverwaltung haben ihre eigene 
Nomenklatur. Ein Amt kann durch eine Stelle besetzt werden, zu der 
das Amt strukturell zählt, oder aber durch eine übergeordnete Stelle -
gemäß ihrer Nomenklatur. Das Verzeichnis der Ämter ist nicht kon­
stant. Dem Nornenklatursystem zufolge ist ein Beamter der vorgesetzten 
Stelle unterworfen, die ihn ernannt hat. 

Im Hinblick auf die "Einheitliche Nomenklatur" von 1967 wurden von 
verschiedenen Verwaltungsrechtswissenschaftlern auch andere eigene 
Typologien der staatlichen Verwaltungspersonals nach verschiedenen 
Kriteriem, z.B. nach dem Grad der Verantwortung von Bediensteten, 
entwickelt. Die wichtigste Gruppe unter den Staatsbediensteten bilden 
nach diesem Kriterium die Leiter, zu denen man die Minister, die Vor­
sitzenden der Staatskomitees, die Leiter der Zentralämter, Hauptver­
waltungen, staatlichen Betriebe, Behörden und Organisationen, die 
Verwaltungschef, die Leiter der Abteilungen und Verwaltungen der ört­
lichen Administration (kommunale Selbstverwaltung, Hauptspezialisten 

63 SAPiP RF, 1992, Nr. 16, Art. 1253. 
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und deren Stellvertreter) zählt. Sie tragen die Verantwortlichkeit für die 
Ergebnisse der Tätigkeit der durch sie geleiteten Organe und Betriebe. 
Ihre Verantwortlichkeit ist in den geltenden Gesetzen verankert, und 
zwar in den "Ordnungen11 (bzw. Satzungen) dieser Organe und Betriebe 
sowie in besonderen Gesetzen. Die Leiter nehmen die "organisations­
verfügenden" (innerorganisatorischen) Wirtschaftsverwaltungsfunktio­
nen ihres Organs ganz oder teilweise wahr. Sie sind u. a. ermächtigt, 
über die Vermögenswerte und Guthaben der Betriebe in den Grenzen 
ihrer Zuständigkeit zu verfügen, Verträge zu schließen, den übergeord­
neten Organen Vorschläge zu unterbreiten, Anordnungen zu erlassen, 

Arbeitnehmer einzustellen und zu entlassen, Bankkonten zu eröffnen, 
die Pflichten und Funktionen der unterstellten Strukturglieder des Or­
gans festzulegen, ihre Satzungen zu bestätigen, über die Kredite zu ver­
fügen, die Bilanzen und Berichte zu bestätigen. 

Eine niedrigere Stufe in der Hierarchie der Staatsbediensteten neh­
men nach diesem Kriterium die "funktionellen Leiter" ein, die die Lei­

tung der Durchführung der einzelnen Verwaltungsfunktionen im Auf­
trage der Leiter innerhalb der Organstruktur wahrnehmen. Sie bereiten 
die Entscheidungen des Leiters vor, indem sie z. B. bestimmte organi­
satorische Maßnahmen treffen, Informationen sammeln und analysieren, 
die unterstellten Bediensteten kontrollieren. Für ihre Tätigkeit si..11d sie 
dem Leiter gegenüber rechenschaftspflichtig. 

Zu den "Ausführenden11 gehören die Fachleute, die keine organisato­
rischen oder Verwaltungsfunktionen wahrnehmen. Sie können aber u. 
U. auch mit der Sammlung und Auswertung von Informationen beauf­
tragt werden und somit dem Leiter helfen, technische Fragen zu lösen. 

Die Rechte und Pflichten der funktionellen Leiter und der Ausfüh­
renden sind in verschiedenen Rechtsakten geregelt, z. B. im Gesetz 
"Über die örtliche Selbstverwaltung in der Russische Föderation1

' vom 
6.7.1991; die der Justitiare in der "Ordnung der Rechtsabteilung (Büro), 
des Hauptjustitiarst des Justitiars des ?\1inisteriums, Zentralamtes, der 
Stadtverwaltung, des staatlichen Betriebes, der Organisation und Be­
hörde11. Die Träger der Amtsgewalt in der Verwaltung (Träger hoheitli­
cher Aufgaben der vollziehenden Gewalt) sind die Leiter, die funktio­
nellen Leiter und in einzelnen seltenen Fällen auch die Ausführenden. 
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Sie sind im Sinne des geltenden Rechts Beamte (Amtsträger). Alle übri­
gen Staatsbediensteten sind keine Verwaltungsträger im genauen Sinne 
dieses Wortes, denn sie besitzen keine Amtsgewalt (Spezialisten, techni­
sches Personal u. a.). 

Die Gruppe der "Leiter" und "Amtspersonen" kann nur "sozialrecht­
lich11 mit den übrigen öffentlichen Bediensteten gleichgestellt werden 
(gemeint sind Entlohnung und Sozialversicherung). Im Bereich der 
Staatsverwaltung dagegen sondert der Gesetzgeber die Gruppe der Lei­
ter und Amtspersonen ab. 

Im russischen Schrifttum und in der Praxis spricht man oft von den 

Amtsträger. Gemeint sind damit nur diejenigen öffentlichen Bedienste­
ten, die ermächtigt sind, hoheitliche Aufgaben der vollziehenden Gewalt 
wahrzunehmen. 

6. Amtsträger 

In allen Lehrbüchern zum Verwaltungsrecht wird die Gliederung der 
öffentlichen Bediensteten in verschiedene Gruppen nach rechtlichen 
Kriterien vorgenommen. Manchmal zählen zu den öffentlichen Bedien­
steten nur die Funktionäre des staatlichen Verwaltungsapparates, jedoch 
nicht Ärzte, Lehrer und ähnliche Funktionäre, die als "Produktionsfunk­
tionärett bezeichnete. Beinahe alle Verwaltungsrechter heben unter den 
öffentlichen Bediensteten eine besondere Gruppe hervor - die Beamten 
( dolshnostnye lica), die die hoheitlichen Aufgaben der vollziehenden Ge­
walt wahrnehmen. Aus der allgemeinen Gruppe von öffentlichen Be­
diensteten ist also eine besondere Kategorie auszugrenzen: die Amts­
personen (Amtsträger) - "dolshnostnoe lico" - bzw. Beamten. 

Im zaristischen Verwaltungsrecht war der "Amtsträger" mit dem Be­
amten identisch. Nun erscheint derselbe Ausdruck in einem anderen 
Kontext und wurde z.B. in der DDR mit "Amtsperson" übersetzt, um 
dem Verdacht zu entgehen, daß in der ehemaligen UdSSR das Beam­
tentum wiederhergestellt worden sei. Es gibt heute keine Gründe, für 
den russischen Ausdruck "Amtsträger" einen anderen Ausdruck zu ver-
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wenden als dies zur Zarenzeit der Fall war. Nachstehend wird der russi­
sche Ausdruck "dolshnostnoe lico" mit "Beamter" übersetzt64

• 

Im russischen A~rbeitsgesetzbuch ist bestimmt, daß "das Gericht dem 
Beamten, der Schuld an einer gesetzwidrigen Entlassung oder Verset­
zung eines Arbeitnehmers trägt, die Verpflichtung auferlegt, den Scha­
den ... zu ersetzenn. Zu den Beamten (Amtspersonen) zählen also Mit­
arbeiter mit Befugnissen zur Entlassung und Versetzung von Arbeit­
nehmern. Nach den Mustervorschriften der inneren Arbeitsordnung für 

Arbeiter und Bedienstete der Betriebe, Behörden und Organisationen 
werden als Beamte Personen bezeichnet, die berechtigt sind, Diszipli­
narstrafen zu verhängen (Direktor, Verwalter, Leiter des Betriebes 
usw.). 

Im Arbeitsrecht werden unter dem Begriff "AmtspersonH drei Grup­
pen von öffentlichen Bediensteten unterschieden: 

1. Mitarbeiter mit hoheitlichen Befugnissen; 

2. Leiter (in der offiziellen, gesetzlich geregelten Klassifikation von 
Staatsbediensteten - ENDS); 

3. Fachleute (Spezialisten) und andere Bedienstete, die auch hoheitli­
che Befugnisse haben. 

In Rußland wird begrifflich unterschieden zwischen "öffentlichen Be­
diensteten" und Beamten. 

Es gibt in Rußland keine offizielle Definition des Begriffs Amtsper­
son, obwohl diese Forderung seit Jahren seitens einzelner Rechtswissen­
schaftler erhoben wird. 

In der russischen Verfassung vom 12.12.1993 bzw. in der Gesetzge­
bung wird der Begriff "Amtsperson" (oder auch "Amtsträger" wie in der 
Ex-DDR) verwendet. Der Begriff "Amtsperson" wird in der heute gülti­
gen neuen russischen Verfassung in fünf Artikeln thematisiert (Art. 15, 
24, 41, 46, 53); ebenso ist dies in der Gesetzgebung. Auf diese Weise 
sondeit also die Verfassung eine Kategorie von öffentlichen Bedienste-

64 Bilinsky (Anm. 2), S. 44. 
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ten ab, die der Amtspersonen. Das Unterscheidungkriterium ist der 
Umfang von dienstlicher Befugnisse. 

Diese Beamten nehmen hoheitliche Aufgaben der verfügenden ünd 
ausführenden Gewalt wahr. Das ist die eine Seite. Die andere Seite ist 
die folgende: Es gibt nicht nur die Amtsträger von Staatsbehörden, son­
dern auch die Amtsträger gesellschaftlicher Organisationen (wie z.B. in 
Gewerkschaftsorganisationen), Amtsträger in Genossenschaften, Akti­
engesellschaften, Wirtschaftsorganisationen und anderen Vereinigungen. 
Darüber hinaus interpretiert der Gesetzgeber den Begriff 0Amtsträger" 
noch in einem weiteren Sinne: Amtspersonen sind auch diejenigen öf­
fentlichen Bediensteten, die in den zur Zeit geltenden Gesetzen als 
"Vertreter der Staatsgewalt" bezeichnet werden (z.B. in Art. 170, 191, 

192 des StGB der Russischen Föderation: das sind die Bediensteten der 
Miliz, die Untersuchungsführer, die Richter). 

Gemäß Art. 98 der russischen Verfassung sind die Abgeordneten 
keine Amtsträger und keine Bediensteten. Die Abgeordneten dürfen 
Ämter im öffentlichen Dienst nicht besetzen. 

Die präziseste Definition von "Amtsperson" findet sich im russischen 
Strafrecht. In der Anmerkung zu Art. 170 des StGB ("Amtsverbrechen") 
der Russischen Föderation heißt es: "Amtsträger im Sinne der Artikel 
„. "TT •. 11 • 11 T"'lli. 11• 11 "'I t •~ •t• 'I• 'r""I 1 .._• 01eses .l\.apue1s sma rersonen, a1e aauerna oaer zenwemg aie runKno-

nen von Vertretern der Amtsgewalt wahrnehmen oder die dauernd oder 
zeitweilig in staatlichen oder gesellschaftlichen Institutionen, Organisa­
tionen oder Betrieben Ämter bekleiden, die mit der Erfüllung organi­
satorisch-verfügender oder wirtschaftlich-administrativer Pflichten zu­
sammenhängen, oder die solche Pflichten in den genannten Institutio­
nen, Organisationen und Betrieben aufgrund einer besonderen Voll­
macht wahrnehmen". 

Das Oberste Gericht der ehemaligen UdSSR und das Oberste Ge­
richt der Russischen Föderation definierten in ihren richtungsweisenden 
Prl~ntPrnnoPn fD1rht1in1Pn\ unm ")'7 '7 1QO{\ h-nu unm ")1 1? lOCn.65 ifpn 
,..._.,&&'4,. ..... ~.._.„ .... ._.o~.&.._ \.&.'-&'""'&.AILA.&.&AA'IWI&.&/ ll''-'.&.a..a J6.ll•l•..L././'\.I L.11..J#'ll'T• ""-IA.&...&- -.,..&,.,_.L-•_&_/,,ro,J ............ .._.. 

Begriff "Amtsträger" übereinstimmend. 

65 Bulletin des Obersten Gerichts der Russischen Föderation, 1994, Nr. 3, S. 4-7. 
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Folglich sind - in Übereinstimmumg mit Art. 170 des russischen 
StGB - "Amtspersonen": 

a) Vertreter der Amtsgewait; 

b) Mitarbeiter, die organisatorisch-verfügende Pflichten erfüllen; 

c) Mitarbeiter, die wirtschaftlich-administrative Pflichten in staatli­
chen oder gesellschaftlichen Institutionen, Organisationen oder 
Betrieben wahrnehmen. 

Im Verwaltungsrecht werden folgende Merkmale für eine "Amtsper­
son" genannt66

: 

a) eine Amtsperson ist ein Bürger der Russischen Föderation, der ein 
Amt in einer staatlichen Behörde, bei einer nichtstaatlichen Orga­
nisation oder einer geseIIschaftlichen Vereinigung innehat, d. h. 
eine Amtsperson ist nicht nur ein öffentlicher Bediensteter, son­
dern auch ein Bediensteter der nichtstaatlichen Organisationen67

; 

b) die Amtspersonen besetzen auf dem gesetzlich vorgeschriebenen 
Weg die Ämter in Behörden, gesellschatlichen Organisationen, An­
stalten, Institutionen, Organisationen und Betrieben; 

c) eine Amtsperson kann organisatorische oder hoheitliche Funktio­
nen innehaben sowie über spezifische Weisungsbefugnisse verfü­
gen, bei deren Erfüllung rechtserhebliche Handlungen erforderlich 
werden; 

66 Vgl. etwa V. Rosenfelt4 Aufsicht der Staatsanwaltschaft über die Amtspersonen 

in den Betrieben (Prokurorskij nadsor sa sobljudeniem sakonnosti v dejatelnosti 

dolshnostnych Iiz predprijatiji), 1973, S. 8-30; A. Kostjukow (Anm. 3), S. 9; V. Ma­
nochin (Anm. 3), S. 123; M. Sabaluijewa, Verantwortlichkeit der Amtsträger der 

Behörden (Administrativnaja otvetstvennost dolshnostnych 1iz apparata go­

sudarstwennogo upraw1enija), 1987, S. 10; P. Kononow, Verantwortlichkeit des 

Amtsträgers (Administrativnaja otvetstvennost dolshnostnych liz), 1994, S. 16-17; 

A. Usolzew, Amtsträger in der sowjetischen Verwaltung (Dolshnostnoje Iizo v 
sowetkom gosudarstwennom uprawlenii), Prawovedenje 1987, Nr. 2, S. 16. 

67 Z. B. eine Bank, die privatrechtlich organisiert ist und sich zu 90 % in staatlicher 

Hand befindet, oder eine ebenfalls privatrechtlich organisierte bäuerliche Genos­

senschaft, die aus staatJichen Mitteln finanziert wird. 
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d) eine Amtsperson kann die Befugnis haben, Disziplinarmaßnahmen 
zwangsweise durchzusetzen; 

e) eine Amstsperson kann Verwaltungsakte erlassen; 

f) eine Amtsperson kann Funktionen bei den Kontroll- und Auf­

sichtsbehörden ausüben; 

g) eine Amtsperson ist der disziplinarischen, zi'vilrechtlichen, ord­
nungsrechtlichen und strafrechtlichen Haftung unterworfen. 

Die Durchführung rechtserheblicher Handlungen hat immer be­
stimmte Rechtsfolgen. Z.B hat der Erlaß von Verwaltungakten die Ent­

stehung, Änderung und Beendigung eines Rechtsverhältnisses zur Folge. 

Man kann also zeigen, daß der Begriff "Amtsperson" in Rußland in 
drei unterschiediichen Kechtsbereichen auch jeweiis unterschiediich de­
finiert wird, nämlich im Verwaltungsrecht, im Arbeitsrecht und im Straf­
recht. Wünschenswert wäre eine einheitliche Definition für alle Rechts­
zweige. Eine solche Definition könnte folgendermaßen aussehen: 

Eine Amtsperson ist ein Bediensteter, der auf gesetzlicher Grundlage 
(Wahl, Ernennung, Bewerbung) ein Amt im öffentlichen Dienst besetzt, 
hoheitliche Funktionen ausübt und rechtserhebliche Handlungen vor­

nimmt, die bestimmte Rechtsfolgen zur Folge haben. 

In Zukunft werden wahrscheinlich gesetzlich zwei Begriffe von 

Amtspersonen festgelegt: einerseits der "öffentliche Amtsträger'ffl, dem 
die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben und die Ausübung hoheits­
rechtlicher Befugnisse obliegt und der in der öffentliche Verwaltung ar­
beitet; andererseits die einfache "Amtsperson", die innerorganisatorische 

Funktionen und Befugnisse bei den Staatsorganen, Einrichtungen, Or­
ganisationen und gesellschaftlichen Vereinigungen wahrnimmt; diese 
kann auch bei privaten Firmen beschäftigt sein. 

Alle Rechtswissenschaftler sind sich einig darüber, daß der Begriff 

des Beamten von dem Begriff des öffentlichen Bediensteten abzugren­
zen ist. Beamte sind also Bedienstete, die im staatlichen oder gesell-

68 P. Kononow, Ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit der Amtspersonen 

(Administrativnaja otvetstvennost dolshnostnych liz), 1994, S. 16-17. 
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schaftlichen Dienst stehen, im jeweiligen Amt Organisationsfunktionen 
und administrative, mit der Verwirklichung der staatlichen oder gesell­
schaftlichen Amtsgewalt zusammenhängende Ven~raltungsfunktionen 

wahrnehmen und die berechtigt sind, in Durchführung dieser Funktio­
nen Handlungen vorzunehmen, als deren Ergebnis bestimmte Rechts­
{ olgen eintreten können. Es gibt zur Zeit den Entwurf eines Gesetzes 
„Über die Bekämpfung der Korruptiont!. Darin gibt es auch eine Be­
stimmung des Begriffes '1öffentlicher Bediensteter" und "Beamter" 
(Amtsträger): Amtsträger sind Personen, die dauernd, zeitweilig oder 
aufgrund einer besonderen Vollmacht Funktionen von Vertretern der 
Amtsgewalt, organisatorisch-verfügende Funktionen oder wirtschaftlich­
administrative Funktionen, einschließlich bei den Streitkräften und bei 
anderen militärischen Behörden, wahrnehmen. Neues bringt dieser Be­
griff aber nicht (vgl Art. 170 wie Strafgesetzbuch). 

Am 27.4.1993 wurde ein Gesetz 11Über die Klagbarkeit der die 
Rechte und Freiheiten der Bürger verletzenden Handlungen und Ent­
scheidungen vor Gericht11 verabschiedet. Dieses Gesetz enthält eine Ge­
neralklausel, wonach der Bürger gegen Beeinträchtigungen seiner ge­
setzlich festgelegten Persönlichkeits-, Vermögens-, Arbeits- und Wohn­
verhältnisse und andere Bereiche betreffende Rechte und Freiheiten 
sowie gegen die Auferlegung gesetzlich nicht vorgesehener Pflichtenge­
richtlich vorgehen kann. Nach diesem Gesetz anfechtbar sind die 
Handlungen und Entscheidungen einzelnen Amtspersonen und die Kol­
legialentscheidungen von Amtspersonen. 

7. Pflichten der öffentlichen Bediensteten 

Dem öffentlichen Dienst anzugehören, bringt zahlreiche Pflichten 
mit sich, die auch ohne besondere Vorschriften gelten. Zugleich wird 
immer stärker betont, daß dem öffentlichen Bediensteten als Gegenge­
wicht zu der von seinem Arbeitgeber eingenommenen Machtposition 
gewisse Rechte eingeräumt werden müssen. 

Die öffentlichen Bediensteten haben eine Reihe von Verpflichtungen 
und Amtspflichten, die ihnen von der Verwaltung kraft des besonderen 
Gewaltverhältnisses, dem sie unterliegen, auferlegt sind. Die Pflichten 
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des Staatsbediensteten sind in Kapitel III der 0 Verordnung über den f ö­
deralen Staatsdienst11 geregelt69

. Die Grundpflichten ergeben sich aus 
dem Dienst- und Treueverhältniss und aus der Verfassungsbestimmung, 
dem Allgemeinwohl unparteiisch zu dienen. 

Die Treuepflicht hat der Staatsbedienstete beim Antritt des Dienstes 
durch den Diensteid zu bekräftigen. Eidesverweigerung führt zur Entlas­
sung. Dem Recht zur parteipolitischen Betätigung außerhalb des 
Dienstes steht die Verpflichtung gegenüber, die Dienstaufgaben unpar­
teiisch und gerecht zu erfüllen und bei der Amtsführung auf das Wohl 
der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen. 

Die Beachtung der Verfassung und ihre Werte ist eine grundlegende 
Pflicht des Staatsbediensteten mit der Folge, daß die Nichterfüllung die­
ser Pflicht als sehr schwere Verfehlunf! einzustufen ist. Diese Pflicht des ...... 

Staatsbediensteten findet ihre Ergänzung in der Pflicht, sich seinem Amt 
ganz zu verschreiben. Diese Verpflichtung kommt dadurch zum Aus­
druck, daß u.a. Bezug auf die getreue Ausübung des Amtes in loyaler 
Zusammenarbeit mit den Vorgesetzten und Mitarbeitern zur Verbesse­
rung des Arbeitsklimas genommen wird. 

Eine weitere Pflicht des öffentlichen Bediensteten ist die Pflicht zum 
Gehorsam gegenüber dem Vorgesetzten, die mit dem verfassungsrecht­
lich anerkannten Grundsatz der Hierarchie einhergeht und kennzeich­
nend für das Wesen des Dienstverhältnisses ist. Aus dieser Verpflich­
tung folgt im weiteren für die öffentlichen Bediensteten die Pflicht zur 
Befolgung aller Anordnungen der Vorgesetzten, auch entgegen der ei­
genen Überzeugung. Die unbedingte Befolgung von Anordnungen hat 

69 Die "Verordnung über den föderalen Staatsdienst" umfaßt nur spezielle Pflichten 

der Staatsbediensteten (für diese Staatsbediensteten gelten aber auch die allge­

meinen Pflichten, die im Arbeitsrecht, insbesondere im Arbeitsgesetzbuch Ruß­

lands enthalten sind). Amtspflichten sind auch in den verschiedenen anderen Ge­

setzen Rußlands nonniert, z.B. im Gesetz "Über den Staatlichen Steuerdienst in 

Rußiand" vom 21.3.1991; "Über die Miliz" vom 18.4.1991; "Über die Staatsanwait­

schaft" vom 17.1.1992; "Über den Status der Militärangehörigen" vom 22.1.1993; 

"Über die Wehrpflicht und den Wehrdienst" vom 11.2.1993; im Erlaß des Präsi­

denten Rußlands "Über die Bekämpfung der Korruption im öffentlichen Dienst" 

vom 4.4.1992. 
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jedoch dort ihre Grenze, wo es sich um rechtswidrige Anordnungen 
handelt. In derartigen Fällen kann der öffentlichen Bediensteten den 
Gehorsam verweigern. Der öffentlichen Bedienstete untersteht der 
dienstlichen Weisungs- und Disziplinargewalt des Dienstherrn. Er ist 
zum Gehorsam verpflichtet, schuldet Dienste, die grundsätzlich nach 
den Arbeitszeitvorschriften bemessen sind, und dabei den ganzen Ein­
satz seiner Person. Der Dienst- und Treuepflicht des öffentlichen Be­
diensteten entspricht die Fürsorge-, Schutz- und Treuepflicht des 
Dienstherrn. Diese Gegenseitigkeit der Verpflichtung ist Ausgangspunkt 
und Grundlage aller Pflichten der öffentlichen Bediensteten und aller 
fürsorgerischen Schutzmaßnahmen des Dienstherrn, sie ist oberste 
Richtschnur für deren Erfüllung. 

Der Staatsbedienstete muß das Befähie:une:sniveau aufrechterhalten. 
~ ~ , 

das für die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben erforderlich ist, und die 
Normen der Dienstethik und der Dienstordnung in den staatlichen Be­
hörden beachten. Das Ziel ist Hinführen zu erlicher und redlicher 
Amtsführung und tadelloser sittlicher Haltung. Der Bedienstete darf 
Handlungen nicht vornehmen, die die Tätigkeit der Organe der Staats­
macht behindern oder die Autorität des staatlichen Dienstes untergra­
ben. Die öffentlichen Bediensteten sind verpflichtet, sich fortzubilden. 
nenn das Niveau und das Wissen der Bediensteten hat Einfluß auf das 
Ansehen der Verwaltung in der Öffentlichkeit. 

Die Sorgfaltspflicht konkretisiert sich in der Pflicht zur pünktlichen, 
sorgfältigen, fleißigen und ordentlichen Erledigung der zugewiesenen 
Aufgaben. Diese Pflicht beinhaltet die Beachtung der Dienstzeiten, die 
Gewährleistung einer regelmäßigen und kontinuierlichen Diensterfül­
lung und normalerweise die Verpflichtung, keine anderen Arbeiten oder 
beruflichen Tätigkeiten auszuführen. 

Die Verpflichtung zur Gesetzmäßigkeit beinhaltet eine genaue Ein­
haltung der Verfassung, der Gesetze und der Rechtsvorschriften bei der 
Ausübung der dienstlichen Aufgaben. Zur Gewährleistung der Unpar­
teilichkeit bestimmter Staatsbediensteter (Richter, Polizeibedienstete, 
Diplomaten), von denen absolute Unabhängigkeit und gleichzeitig ab­
soluter liehorsam gegenüber der bxekutive gefordert wird, kann durch 
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Gesetz die Zugehörigkeit solcher Bediensteter zu politischen Parteien 
eingeschränkt werden. 

Den öffentlichen Bediensteten ist nicht verboten, Mitglied einer 
Partei zu werden und sich politisch zu betätigen. Es ist aber verboten, 
eigene politische Meinungen in der Öffentlichkeit zu äußern. Die 
Dienstausübung darf sich nicht von Interessen einer politischen Gruppe 
leiten lassen. 

Schließlich finden sich unter den Pflichten des öffentlichen Bedien­
steten auch solche beruflicher Art, z.B. die Pflicht zur Erfüllung des Ar­
beitstages, deren Nichterfüllung als schwere Verfehlung anzusehen ist. 
Auch die Wahrung des Staats- und des Berufsgeheimnisses bzw. der 
dienstrechtlichen Verschwiegenheitspflicht zählt zu den grundlegenden 
Pflichten. Der Staatsbedienstete hat, auch nach Beendigung des Dienst­
verhältnisses, über die ihm bei seiner amtlichen Tätigkeit bekannt ge­
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Da die Wahr­
nehmung eines öffentliches Amtes Zugang zu privilegiertem Informati­
onsmaterial gewährt, gilt der Verstoß gegen die Verschwiegenheits­
pflicht allgemein als schwere Verfehlung. 

Im russischen Dienstrecht gibt es außer den Pflichten der öff entli­
chen Bediensteten auch die Beschränkungen und die Verbote (Art. 10 
und 31 der "Verordnung über den föderalen Staatsdienst"). Der Staats­
bedienstete hat sein Amt uneigennützig nach bestem Gewissen zu ver­
walten. Ihm ist verboten, sich durch seine Amtsausübung persönliche 
Vorteile zu verschaffen. Den öffentlichen Bediensteten ist weiterhin fol­
gendes verboten: die Bekleidung eines anderen Amtes in staatlichen Be­
hörden, in örtlichen Selbstverwaltungsorganen, in gesellschaftlichen Or­
ganisationen, in Betrieben und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie 
die Aufnahme einer anderen besoldeten Tätigkeit (mit Ausnahme von 
Lehr-, wissenschaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten). Die Nebentä­
tigkeit als Hochschullehrer, wissenschaftlicher Mitarbeiter oder eine 
Tätigkeit auf dem Gebiet der Forschung und Kunst muß \1om Behör-
denleiter genehmigt werden. Es ist den Bediensteten aber verboten, das 
Honorar für die Veröffentlichungen und die Vorträge einzubehalten. 
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Die öffentliche Bediensteten dürfen nicht gleichzeitig andere Ämter 
besetzen oder behalten, Arbeiten ausführen oder sich von irgendwelchen 
staatlichen oder gesellschaftlichen Organen, auch nicht von Unterneh­
men, Institutionen oder Organisationen, entlohnen lassen und sich nicht 
unternehmerisch betätigen. Die Verletzung dieser Anforderungen ist als 
schwere Verfehlung anzusehen, die zwar weder eine Ordnungswidrigkeit 
noch eine Straftat beinhaltet, die jedoch für die Amtsträger die diszipli­
narische Haftung bis zur Amtsenthebung nach sich zieht oder zur Ab­
stimmung über die Abberufung solcher Personen führt, die Wahlämter 
innehaben. 

Staatsbedienstete müssen ihre Vermögnsverhältnisse offenlegen; 
hierdurch soll der Korruption entgegengewirkt werden. 

8. Rechte der öffentlichen Bediensteten 

Wie der Bedienstete gegenüber dem Staat besondere Pflichten zu 
erfüllen hat, so hat auch der Staat gegenüber dem öffentlichen Bedien­
steten besondere Pflichten, aus denen die Rechte des öffentlichen Be­
diensteten entspringen. 

Kapitel III der "Verordnung über den föderalen Dienst11 umfaßt die 
Rechte der öffentlichen Bediensteten. Die öffentlichen Bediensteten 
üben ihre Rechte nur in den gesetzlich vorgesehenen Grenzen aus. Die 
öffentlichen Bediensteten können schriftliche Ausfertigungen des Inhalts 
und der Grenzen ihrer dienstlichen Kompetenzen anfordern. Sie haben 
Anspruch auf einen angemessenen Aufgabenbereich, d.h. auf die Aus­
führung von Tätigkeiten und Aufgaben, die der jeweiligen beruflichen 
Einstufung entsprechen. Sie können die für die Erfüllung ihrer Dienst­
pflichten erforderlichen Informationen, Dokumentene und Materialien 
bei den verschiedenen staatlichen Behörden auf Anfrage kostenlos er­
halten. 

Die öffentliche Bediensteten haben ein Recht auf Information und 
Fortbildung. Eine Ausbildung ist zu vermitteln, wenn sie eine Beförde­
rungsbedingung darstellt oder Teil der Beurteilungskriterien ist. Wäh­
rend seiner durch die Teilnahme an t•ortbildungsaktivitäten gerechtfer­
tigten Abwesenheit behält der Staatsbedienstete sein Gehalt und seine 
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Beförderungsansprüche. Abwesenheitsperioden werden bei der Berech­
nung des administrativen Dienstalters und des Besoldungsdienstalters 

berücksichtigt. 

Jeder Staatsbedienstete hat das Recht auf Einsicht in seine Perso­
nalakte. Diesem Recht ist ein Anhörungsrecht in all den Fällen hinzu­
zufügen, in denen der Staatsbedienstete im Hinblick auf seine persönli­
chen Leistungen und Verdienste beurteilt wird, also in den laufenden 
Beurteilungs- und Disziplinarverfahren. 

Der Staatsbedienstete hat das Recht auf dienstliche Versetzung. Auf 
seine Bewerbung hin kann dem öffentlichen Bediensteten im Wege der 
Versetzung eine Stelle seines Dienstgrades oder eines gleichwertigen 
Dienstgrades zugewiesen werden. Die Frage der Versetzung ist im russi-
- 1 - .... 1 ·~ • 1 1 t • .... ,.,,,,,. • '· scnen A.roeusgeseczoucn una m weueren ueserzen geregeu.. 

Auf Grund der Vereinigungsfreiheit haben die öffentlichen Bedien­
steten das Recht, sich in Gewerkschaften zusammenzuschließen. Sie 
können ihre Gewerkschaften mit Verhandlungen beauftragen, soweit ge­
setzlich nichts anderes bestimmt ist. Kein Staatsbediensteter darf wegen 
Betätigung für seine Gewerkschaft dienstlich gemaßregelt oder benach­
teiligt werden. 

Bei Ableistung seines Dienstes hat der Staatsbedienstete ein Recht 
auf Besoldung. Die gesamte Besoldung umfaßt verschiedene, voneinan­
der getrennte Bestandteile: einerseits das Gehalt, das den Hauptbe­
standteil der Besoldung darstellt und das in Gehaltstabellen, die ihrer­
seits ein Mindestgehalt und die zwischenzeitlichen Gehaltserhöhungen 
(Gehaltsstufen) umfassen, festgelegt ist; andererseits die Zulagen, Ent­
schädigungen und andere Vorteile, die teilweise Gehaltszuschläge ge­
nannt werden; die häufigsten sind die Ortszulagen, die Aufenthalts- und 
Fahrtkosten, Jahresendzulagen und das Urlaubsgeld. 

Der Staatsbedienstete hat das Recht auf Pension und sozialen 
Schutz. Die im öffentlichen Dienst auf Staatsbedienstete anwendbare 
Pensionsregelung ist günstiger als diejenige, die für die anderen Arbeit­
nehmer gilt. 
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9. Haftung der öffentlichen Bediensteten 

Die Verantwortung des öffentlichen Bediensteten für Handlungen 
und Unterlassungen im Rahmen der Ausübung seines Dienstes kann 
unter mehreren Gesichtspunkten betrachtet werden. Staatsbedienstete 
können sich bei der Ausübung ihres Amtes unrechtmäßig verhalten und 
infolgedessen Haftungsfolgen ausgesetzt sein, von denen es traditionell 
in Rußland vier Arten gibt: disziplinarrechtliche, zivilrechtliche, straf­
rechtliche sowie ordnungsrechtliche, d.h. Haftung im Rahmen des Ord­
nungswidrigkeitengesetzbuches. Darüber hinaus geht es auch um eine 
sogenannte ''politischen Verantwortlichkeit11 der Amtsträger. Die Amts­
träger, die ihre Dienstpflichten schlecht erfüllen, haben die moralische 
Pflicht, von sich aus den Dienst zu verlassen. 

Für bestimmte Staatsbedienstete bzw. Amtspersonen ist die Haftung 
ausdrücklich in Gesetzen oder Verordnungen festgelegt 70. 

Für andere Staatsbedienstete gilt das Prinzip, daß sie sowohl gegen­
über Dritten als auch gegenüber der Verwaltung für den Schaden per­
sönlich haften, den sie durch eine vorsätzliche oder fahrlässige Pflicht­
verletzung verursacht haben. 

a) Disziplinarrechtliche Verant,vortlichkeit 

Dem äff entliehen Bediensteten kann eine Disziplinarstrafe auferlegt 
werden. Als Beispiel seien die Disziplinarstrafen aufgeführt, die gesetz­
lich detalliert für öffentliche Bedienstete festgelegt sind: der Verweis, die 
Suspendierung vom Dienst und die Entlassung aus dem Dienst. Die 
Verhängung von Disziplinarstrafen erfolgt im Rahmen eines Diszipli­
narverfahrens, das unter besonderen Legalitätsgarantien abläuft und in 
dem der Betroffene die Möglichkeit hat, sich zu rechtfertigen. Der diszi­
plinarischen Haftung unterliegen alle öffentlichen Bediensteten. 

70 Vgl. etwa die Gesetze "Über die Miliz" vom 18.4.1991, "Über die Staatsanwalt­

schaft" vom 17.1.1992, "Über den Status der MiJitärangehörigen" vom 22.1.1993; 

zahlreiche Disziplinarordnungen für bestimmten Gruppen des öffentlicher Be­

diensteter (z.B. für Bundesbahnbedienstete, Verwaltungschefs). 
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Insbesondere sieht Art. 135 Arbeitsgesetzbuch in der Neufassung 
vom 25.9.1992 die disziplinarische Haftung der Bediensteten bei den 
staatlichen Betrieben vor. Für Arbeiter gelten allerdings Sonderbestin1-
mungen im Arbeitsgesetzbuch. Die möglichen disziplinarischen Maß­
nahmen sind nunmehr abschließend durch Gesetz (Arbeitsgesetzbuch 
Rußlands) geregelt. Folgende Disziplinarstrafen können hier verhängt 
werden: eine Ermahnung, eine Verwarnung, eine strenge Verwarnung, 
Amtsenthebung. In dem entsprechenden Protokoll muß die verhängte 
Maßnahmen genau bezeichnet sein. Eine Entlassung ist auch möglich 
bei mehrmaliger Verfehlung (Art. 33 Abs. 3, 4, 7, 8 und Art. 254 
ArbGB). Bevor eine dieser Strafen verhängt wird, wird von dem Beam­
ten eine schriftliche Erklärung über sein Verhalten verlangt. Die Ver­
hängung einer Disziplinarstrafe muß schriftlich begründet werden. Sie 
wird durch den Leiter der Behörde bzw. des staatlichen Betriebes in 
Form einer Anordnung ("prikaz") in der Behörde bzw. dem Betrieb be­
kannt gemacht und außerdem dem Betroffenen gegen Empfangsbestäti­
gung zugestellt. Diesem steht gegen die Anordnung die Beschwerde zu, 
die entweder an das übergeordnete Organ oder an den Bediensteten, 
der die Strafe verhängt hat, zu richten ist. Gemäß Art. 2 des Gesetzes 
"Über die Klagbarkeit der die Rechte und Freiheiten der Bürger verlet­
zenden Handlungen und Entscheidungen vor Gericht" vom 27.4.1993 

kann man Beschwerde gegen die Anordnung erheben. Die Richter kön­
nen die Vollstreckung der Bestrafung aussetzen. Die Entscheidung der 
Berufungsinstanz kann auch im Aufsichtswege durch die übergeordneten 
Organe überprüft werden. 

Die Arbeitsordnung des Unternehmens, der Behörde oder der Or­
ganisation wird durch die innerbetriebliche Ordnung bestimmt, die 
durch die allgemeine Versammlung des Arbeitskollektivs (der Konfe­
renz) auf Vorschlag der Verwaltung beschlossen wird. In einigen Zwei­
gen der Volkswirtschaft kann es darüber hinaus besondere Disziplinar­
ordnungen geben (Art. 130 ArbGB). 

Für die Anwendung einer Maßnahme aus der Arbeitsordnung oder 
der Disziplinarordnung ist eine offizielle schriftliche Erklärung seitens 
des Arbeitgebers erforderlich. Der Arbeitgeber muß dabei die Verfeh-
lung schriftlich durch ein Protokoll festgehalten haben. Nach der Ent-
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deckung der Verfehlung und nach der Protokollierung kann der Arbeit­
geber innerhalb eines Monats die festgelegte Buße verhängen. Die Zei-
ten, in denen der Arbeiter oder der Bedienstete krankheitsbedingt dem 
Betrieb ferngeblieben ist, werden dabei nicht mitgerechnet. 

Der Vollzug der verhängten Strafe oder Buße muß innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Vergehen erfolgen. Dabei darf für eine Ver­
fehlung jeweils nur eine Strafe verhängt werden. 

Wenn sich der Bedienstete nicht einer weiteren Verfehlung schuldig 
macht, muß die schriftlich angeordnete und registrierte Maßnahme aus 
den Akten des Bediensteten entfernt werden (Art. 137 ArbGB). 

Gegen die Verhängung einer Maßnahme aus der innerbetrieblichen 
Arbeitsordnung kann Berufung eingelegt werden. Zuständig ist neben 
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duelle Arbeitsrechtstreitigkeiten zu entscheiden hat. Dies ist nach den 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen das örtliche Gericht. 

Es ist hervorzuheben, daß die rechtliche Verantwortlichkeit der öf­
fentlichen Bediensteten bzw. Amtsträger in verschiedenen Gesezten ge­
regelt ist (z.B. "Gesetzbuch über Grund und Boden'1 vom 25.4.1991, 
"Über den Staatlichen Steuerdienst", "Über die Grundlagen des Städte­
baus" vom 14.7.1992, nÜber die Konkurrenz und die Beschränkung mo­
nopolistischer Tätigkeit auf den Warenmärkten11 vom 22.3.1991, 
"Zollgesetzbuch11 vom 18.6.1993, Gesetz "Über die Grundlagen des Steu­
ersystems" vorn 27.12.1991, Gesetz "Über den Schutz der natürlichen 
Umwelt" vom 19.12.1991, "Seuchenschutzgesetz" und mehrere andere 
Gesetze. 

Die Verantwortung der Beamten des Staatsverwaltungsapparates ist 
in Disziplinarordnungen und anderen Sonderbestimmungen geregelt. 
Die Verantwortlichkeit des Verwaltungschefs richtet sich z. B. nach der 
"Disziplinarordnung des Verwaltungschefs" vom 7.8.1992. Aufgrund die­
ser Disziplinarordnung können für den Leiter der Verwaltung folgende 
uiszipiinarstrafen verhängt werden: Verweis, Warnung über nicht volle 
Diensttauglichkeit, Amtsenthebung. Diese Disziplinarstrafen werden ge­
gen öffentlichen Bedienstete wegen Nichterfüllung oder schlechter Er­
füllung der Gesetze Rußlands, der Erlasse des russischen Präsidenten, 
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der Verordnungen der Regierung sowie der Erlasse des vorgesetzten 
Verwaltungschefs von folgenden Amtspersonen verhängt: 

1) vom Präsidenten Rußlands gegenüber dem Verwaltungschef des 
Bezirks, Gebiets, autonomen Gebiets, autonomen Kreises, der 
Stadt von föderaler Bedeutung (Moskau und Sankt-Petersburg); 

2) vom Verwaltungschef des Bezirks, Gebiets, autonomen Gebiets, 
autonomen Kreises, der Stadt von föderaler Bedeutung (Moskau 
und Sankt-Petersburg) gegenüber dem Verwaltungschef des Krei­
ses, der Stadt und des Stadtbezirks; 

3) vom Verwaltungschef des Kreises und der Stadt gegenüber dem 
Verwaltungschef des Stadtbezirks; 

4) vom Verwaltungschef des Stadtbezirks gegenüber anderen Ver­
waltungschefs untergeordneter administrativ-territorialer Organe 
(der Ortschaft und Siedlung). Bevor eine dieser Strafen verhängt 
wird, wird von dem Beamten eine schriftliche Erklärung über sein 
Verhalten verlangt. Die Verhängung einer Disziplinarstrafe muß 
auch schriftlich begründet werden. 

Für die Ressorts der Verteidigung, des Verkehrswesens, der Hoch­
seeflotte, der Binnenschiffahrtsflotte, der Zivilluftfahrt, der inneren An­
gelegenheiten, der Staatssicherheit, des Forstschutzes, der Fischereiin­
spektion u. a. gelten besondere Disziplinarordnungen. Der Inhalt fast 
aller Verordnungen über die Disziplinarstrafen ist ziemlich ähnlich. Eine 
Voraussetzung der Disziplinarstrafe ist ein Disziplinarvergehen, d. h. die 
Nichterfüllung oder schlechte Erfüllung von Dienstpflichten durch den 
öffentlichen Bediensteten. Was 11Nichterfüllung" oder "schlechte Erfül­
lung" bedeutet, ist ziemlich unklar. 
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b) Ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit11 

Es gibt weiterhin eine Verantwortlichkeit rm R~ hmen des Ord­
nungswidrigkeitenrechts (ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit). Diese 
Art juristischer Verantwortlichkeit ist in Rußland besonders für die 
Amtsträger verbreitet. Sie ist in dem Ordnungswidrigkeitengesetzbuch 
vom 20.6.1984 (mit vielen Änderungen und Ergänzungen) geregelt. 

Das Ordnungswidrigkeitenrecht betrifft nicht nur die Bürger, son­
dern auch Amtspersonen und weitere Staatsbedienstete für bestimmte 
Ornungswidrigkeitstatbestände. 

Das Wesen der ordnungsrechtlichen Verantwortlichkeit liegt darin, 
daß die Verwaltungsstrafen durch Organe und Amtspersonen verhängt 
werden, zu denen ein Bediensteter in keinem direkten Dienstverhältnis 
steht. Ordnungsstrafbefugnis besitzen die Richter, die Leiter bzw. lei­
tenden Staatsbediensteten föderaler Behörden und zentraler Staatsor­
gane der jeweiligen Subjekte der Russischen Föderation, die Leiterbe~ 
sonderer Inspektions-, Kontroll- und Aufsichtorgane und Einrichtungen. 
Die administrative Verantwortlichkeit im Rahmen des Ordnungswidrig­
keitenrechts basiert auf einem administrativen Vergehen (das ist mehr 
als ein einfaches disziplinarisches Vergehen). Dieses Vergehen ist 
gleichzeitig administratives und disziplinarisches Vergehen. 

Unterhalb der Schwelle von Straftatbeständen liegend, gelangen 
Ordnungsstrafen vor allem bei Rechtsverletzungen, die die Leitung und 
Organisation des Zusammenlebens der Bürger erschweren oder auf die 
Gemeinschaftbeziehungen störend wirken, zum Einsatz. 

Das materielle und verfahrensrechtliche Ordnungswidrigkeitenrecht 
ist im Ordnungswidrigkeitengesetzbuch vom 20.6.1984 geregelt. Dieses 
Gesetz hat vor allem zwei Funktionen: Zum ersten enthält es solche 
Grundsatzregelungen für das Ordnungswidrigkeitsrecht, wie die Legal­
definition der Ordnungswidrigkeit, die Enumeration der Kompetenzen 
zum Prlaß von Ordnungswidrigkeitstatbeständen, den verbindlichen 

71 In der ehemaligen DDR wurde die Frage des Ordnungswidrigkeitsrechts ähnlich 

gesetzlich geregelt; vgl. W Bemet, Probleme des Verwaltungsrechts der ehemali­

gen DDR, RiA 1990, S. 213 ff. 
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Rahmenkatalog von Ordnungsstrafmaßnahmen, der beim Erlaß von 
Ordnungsstraftatbeständen einzuhalten ist, die Befugnis zur Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten, die allgemeinen Voraussetzungen und die 
Besonderheiten bestimmer Personengruppen und die Verjährungsrege­
lungen. Zum zweiten regelt es detailliert und differenziert die Arbeits­
weise und das Verfahren für die zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­

keiten zuständigen Organe. 

Voraussetzung für die Verfolgung einer Rechtsverletzung als Ord­
nungswidrigkeit und die Verhängung einer Ordnungsstrafe ist stets de­
ren ausdrückliche Bezeichnung als Ordnungswidrigkeit in einer speziel­
len Rechtsnorm. Diese Ordnungsstraftatbestände sind gegenwärtig in 
insgesamt 205 Artikeln des Ordnungswidrigkeitsgesetzbuchs enthalten 
(z. B. für die Bereiche Verstöße gegen staatliche Ordnung, gegen die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit, Gewährleistung der Rechte und 
Freiheiten der Bürgern, Sicherung des Umweltschutzes). 

Über 150 Ordnungswidrigkeitstatbestände sind mittlerweile in weite­
ren Gesetzen der Russischen Föderation, Erlassen des russischen Präsi­
denten sowie Verordnungen der russischen Regierung enthalten (z. B. 
"Verordnung über das Ordnungswidrigkeitsverfahren im Bereich des 
Bauwesens" vom 27.7.1993 [Art. 2-6), "Zollgesetzbuch" vom 18.6.1993 
[Kapitel 38-59, Art. 230-419]). 

Der administrativen Verantwortlichkeit unterliegen in der Regel die 
Bediensteten und besondere Amtsträger, die die öffentlichen Regelun­
gen verletzen. Die Einhaltung dieser speziellen Regelungen ist gerade 
die Dienstpflicht dieser Bediensteten und Amtsträger. Seit ein paar J ah­
ren ist in der russischen Rechtsetzung eine Tendenz zur Vermehrung 
der Ordnungswidrigkeitentatbestände zu verzeichnen, in denen Amts­
personen Subjekte der Ordnungswidrigkeiten sind. Dies hat seine U rsa­
che darin, daß durch rechtswidrige Handlungen von Amtspersonen dem 
Staat und der Gesellschaft viel größerer Schaden zugefügt werden kann 
als von den Bürgern. 

Gegen die Bediensteten und Amtsträger können nur folgende admi­
nistrativen Strafen verhängt werden: Verwarnung und Geldstrafe. Die 

administrativen Strafen sind in dem Ordnungswidrigkeitengesetzbuch 
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Rußlands (Art. 24) und in mehreren russischen Gesetzen festgelegt: z.B. 
Gesetz "Über den Staatlichen Steuerdienst", "Über Konkurrenz und die 
Beschränkung monopolistischer Tätigkeit auf den \Varefuuärkten", 
"Seuchenschutzgesetz", "Über den Ausnahmenzustand11

, "Über das Vete­
rinärwesen", "Über die Grundlagen des Städtebaus", "Über die Haftung 
für Verletzungen des Verfahrens der Vorlage staatlicher statistischer 
Angaben" vom 13.5 .1992. 

Die Bemessung der administrativen Geldstrafe schwankt. Die Infla­
tionsrate Rußlands wirkt sich auch auf das Ordnungswidrigkeitenrecht 
aus. So wurden im Juli 1992 durch das Gesetz "Über das Verfahren der 
Neubewertung der durch das Ordnungswidrigkeitengesetzbuch vorgese­
henen Strafen" die Vorschriften über die bisher in absoluten Ziffern 
ausgedrückten Geldstrafen allgemein durch das Monatsmindestlohn­
prinzip ersetzt. Hiervon betroffen sind alle Ordnungswidrigkeitensnor­
men, die die Möglichkeit einer Geldstrafe vorsehen. Jetzt fixiert das 
Ordnungswidrigkeitengesetzbuch (in Art. 27) folgende Bemessung ad­
ministrativer Geldstrafen: von 1/10 bis zum 100-fachen des Mindest­
lohns in Rußland. Die administrative Strafe verhängen zahlreiche Amts­
personen, die bei den unterschiedlichen staatlichen Organen tätig sind 
( z. B. Polizeibeamte, Amtspersonen beim Steueramt, beim Feueramt, 
Richter). Alle Amtsträger mit dieser Funktion sind in verschiedenen rus-
sischen Gesetzen festgelegt. 

Es gibt heute auch eine ordnungsrechtliche Haftung von juristischen 
Personen (vgl. z. B. Gesetz "Über die administrative Haftung von Un­
ternehmen, Einrichtungen, Organisationen und Vereinigungen für 
Rechtsverletzungen im Bereich des Bauwesens" vom 17.12.1992). 

Darüber hinaus erstreckt sich auf die Ampspersonen auch die zivil­
rechtliche Haftung und die strafrechtliche Haftung. 

c) Zivilrechtliche Haftung 

Die zivilrechtliche Haftung wegen Dienstvergehen der Amtspersonen 
bedeutet folgendes: Der Amtsträger muß seine Schulden begleichen . 

... 11 1• • 1 1 • 1 1 1 """ t• 1 ......... t _. ~ •_.. „ •_. 11• t A.llermngs wira oe1 ruesoezugucnen .Kecnrssrre1ugicenen, rue vor aem 
Zivilrichter auszutragen sind, meistens die öffentliche Verwaltung allein 
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oder zusammen mit dem betroffenen Staatsbediensteten zu Schadener­
satz verurteilt. Im Falle einer schweren Verfehlung oder eines Betrugs 
wird die Behörde den ausbezahlten Schadenersatz von dem Staatsbe­
diensteten zurückfordern. Um jedoch die Einsatzbereitschaft der im öf­
f entliehen Dienst Beschäftigten nicht zu lähmen, läßt man es meist nicht 
dazu kommen. 

d) Strafrechtliche Haftung 

Das Strafgesetzbuch enthält ein eigenes Kapitel mit sogenannten 
Amtsdelikten (Art. 170-175), bei denen nur Amtspersonen als Täter in 
Frage kommen. Diese Bestimmungen beziehen sich auf Straftaten, die 
durch Staatsbedienstete (bzw. Amtsträger) in Ausübung ihres Amtes 
begangen werden können, wie z.B. Amtsmißbrauch, Bestechlichkeit 
oder Urkundenfälschung. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit berüht 
auf einer Straftat einer Amtsperson. 

10. Arten der Ämterbesetzung 

In Rußland findet man im geltenden Recht drei Möglichkeiten der 
Ämterbesetzung: 

1. Die Ernennung. Im Bereich der Einstellung zeichnen sich ganz 
deutlich verschiedene Gruppen von öffentlichen Bediensteten ab. Das 
technische Personal wird aufgrund von Arbeitsverträgen (bzw. Kon­
trakten) im Sinne des russischen Arbeitsrechts eingestellt. Auch die 
"Spezialisten" bei den Staatsbehörden und Kommunalverwaltungsbehör­
den und in den staatlichen Betrieben, d. h. Fachleute, die keine 
"vollziehend-veffügenden" Funktionen wahrnehmen, sondern sich aus­
schließlich mit ihrer fachlichen Arbeit beschäftigen, werden durch Ar­
beitsverträge eingestellt. Zwar wird anschließend ihre Einstellung durch 
eine dienstliche Anordnung oder Verfügung (prikaz, rasporjashnie) des 
Behörden- oder Betriebsleiters bekanntgegeben, jedoch ist diese Anord­
nung nur eine Art Bestätigung des zustandegekommenen Arbeitsvertra­
ges und bringt die Zustimmung des Leiters zur Einstellung des betref­
fenden Arbeitnehmers zum Ausdruck. Die Entlassung dieser Personen 
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erfolgt durch Auflösung des Arbeitsvertrages, d. h. nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Arbeitsrechts. 

Anderes gilt bei den "leitenden Bedienstetenu. Ihre Einstellung er­
folgt durch Ernennung. Das Wesen der Ernennung liegt darin, daß der 
ernannte Bedienstete mit dem Recht ausgestattet wird, die Tätigkeit der 
unterstellten Arbeitnehmer in den Grenzen seiner Zuständigkeit zu or­
ganisieren, d. h. die hoheitlichen Aufgaben der vollziehenden Gewalt 
wahrzunehmen. Der Ernennungsakt ist nicht in erster Linie an den er­
nannten Funktionär gerichtet, sondern vor allem an den Personenkreis 
und an die Behörden und staatlichen Betriebe, mit denen der ernannte 
Funktionär im Zusammenhang mit der Wahrnehmung seiner Dienst­
pflichten in verwaltungsrechtliche Beziehung treten wird. Er handelt 
dann im Namen des Staates. 

Die Ernennung erfolgt üblicherweise aufgrund eines Vorschlags des 
Leiters des Organs, in dessen Nomenklatur das betreffende Amt fällt. 
Die Auswahl des Kandidaten erfolgt nach seiner Vorstellung bei den zu­
ständigen Staatsorganen. In den zuständigen Organen wird ausführlich 
über die Kandidaten diskutiert. Der Ernennungsakt berechtigt den be­
treff enden Bediensteten, hoheitsrechtliche Funktionen wahrzunehmen. 
Ausschlaggebend ist das Datum der Ernennung, es sei denn, daß im Er~ 
nennungsakt ein anderes Datum angegeben wird. Manchmal muß die 
Ernennung durch ein übergeordnetes Organ bestätigt werden. Trotzdem 
gilt der Tag der Ernennung als Beginn des Dienstverhältnisses. 

Daran schließt sich die Frage an: Was bedeutet die Ernennung in 
Rußland? Es gibt zur Zeit im russischen Recht kein Lebenszeitprinzip 
für die öffentlichen Bediensteten (keine Einstellung auf Lebenszeit). Im 
russischen Schrifttum wird immer wieder der Spruch Lenins wiederholt, 
daß jede Amtsperson ausnahmslos jederzeit abberufen werden können 
muß. Niemand versucht jedoch, genauer zu präzisieren, worum es sich in 
diesen Fällen handelt. Bekanntlich kann ein einfacher Arbeitnehmer nur 
in den durch das ArbGB Rußlands (Art. 33, 254) vorgesehenen Fällen 
entlassen werden. Andererseits sehen jüngere russische Gesetze ("Über 
die Staatsanwaltschafe (Art. 37-41], "Über die örtliche Selbstverwaltung'' 
[Art. 92, 95], "Über die Bezirks- und Gebietsverwaltungtt [Art. 39, 41, 42, 
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43, 64, 66, 68], 0 Über die Klagbarkeit der die Rechte und Freiheiten der 
Bürger verletzenden Handlungen und Entscheidungen vor Gericht" [Art. 
1, 2, 4], "lJber die Miliz" [Art. 19, 20] und andere Gesetze) ganz be­
simmte Gründe für die Entlassung der Bediensteten vor. Die Amtsent­
hebung ist also nicht dem Ermessen des Vorgesetzten oder der überge­
ordneten Behörde überlassen, sondern gesetzlich geregelt. Die Entlas­
sung auf eigenen Wunsch ist möglich und gesetzlich genau geregelt. Ein 
öffentlicher Bediensteter kann etwa wegen Untauglichkeit entlassen 
werden (z.B.: der Verwaltungsdirektor nach Art. 42 des Gesetzes 11Über 
die Kreis- und Gebietsverwaltung"). 

2. Die Wahl. Gewählt werden der Präsident Rußlands, der Verwal­
tungschef (Leiter der Verwaltung - glawa administrazii) des Bezirkes 
und Gebiets, die Rektoren der Universitäten und der Fachhochschulen, 
Dekane der Fakultäten, Betriebsleiter und andere. Die Aufstellung der 
Kandidaten obliegt dem Bürger, verschiedenen politischen Parteien, ge­
sellschaftlichen Organisationen, Bediensteten und anderen Rechtssub­
jekten. Die Stellung der gewählten Personen unterscheidet sich kaum 
von der der ernannten Bediensteten. 

3. Der russischen Praxis ist auch der Auswahlwettbewerb um ein Amt 
bekannt. Die Verfahren des Auswahlwettbewerbs betreffen z. B. die 
Staatsbediensteten in den zentraien Behörden der föderativen Exekutiv­
gewalt 72

, Lehrstuhlinhaber, alle anderen Professoren, Dozenten, Hoch­
schullehrer. Der Wettbewerb ist die wichtigste Art der Ämterbesetzung 
im föderalen Staatsdienst (Art. 24 der 11Verordnung über den föderalen 
Staatsdienst'1). Nach dem Bewerbungsverfahren erläßt z.B. im Bereich 
der kommunalen Selbstverwaltung der Verwaltungschef (der Leiter der 
Administation [glawa administazii]) die dienstliche Anordnung oder 
Verfügung zur Einstellung des Bewerbers in das jeweilige Amt. Der Tag 
der Ernennung gilt als Beginn des Dienstverhältnisses. Beim Bewer­
bungsverfahren müssen sich mindestens zwei Personen bewerben. Es 
existiert eine genaue Ree:elun~ dieses Verfahrens. - ...... ...... 

72 Vgl. dazu die Verordnung ~Über die Einführung von Wettbewerbsverfahren bei 

der Zulassung zum öffentlichen Dienst in den zentralen Behörden der föderati­

ven Exekutivgewalt" vom 23.7.1993, Rossisk:ije westi 1993, Nr. 157. 
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Über offene Stellen muß eine breite Öffentlichkeit informiert wer­

den. Ein entsprechender Wettbewerb soll die Gewinnung der bestge-
• . ...„ 1111• • . „ • „ _ 1111 -. „... - •. • r. r„ 'I • "I 

eigneten Kane11c1aten er1e1cntern une1 aucn cue tserenscnan roraern, s1cn 

weiter zu qualifizieren. 

4. Die Einstellung durch Vertrag. Die öffentliche Bediensteten wer­
den auch durch Arbeitsvertrag oder Arbeitskontrakt 73 in den staatlichen 

Unternehmen, Behörden, Einrichtungen und Organisationen eingestellt. 

Der Vertrag wird zwischen dem Beschäftigten und einem Betrieb, 
einer Behörde oder einer Organisation geschlossen. Der Arbeitsvertrag 
ist nach Art. 15 ArbG B eine Vereinbarung zwischen Unternehmen und 

Bedienstetem, durch die der Bedienstete verpflichtet wird, bestimmte 
Aufgaben zu erfüllen und die Betriebsordnung einzuhalten. Der Arbeit-

1 -t• A•t •. •'f 1'""'711t t •1 ~ T 1 geoer nmgegen verprucnrer s1cn zur Lanmng aes veremoanen Lonnes 
und zur Gewährleistung von Arbeitsbedingungen, die dem geltenden 

Recht und den bestehenden Kollektivverträgen entsprechen. 

Nach der Neufassung des Art. 18 ArbGB bedarf auch der Arbeits­

vertrag unabdingbar der Schriftform. Der faktische Antritt einer Be­
schäftigung führt zum Zustandekommen eines faktischen Arbeitsver­
hältnisses. Der Arbeitgeber ist bei Kenntnis dieses faktischen Verhält­

nisses verpflichtet, einen Arbeitsvertrag mit dem Mitarbeiter abzuschlie­

ßen. Im Arbeitsvertrag ist die Vereinbarung einer Probezeit möglich. 

In der Regel wird ein solcher Arbeitsvertrag auf unbestimmte Zeit 

geschlossen. Aber eine Befristung ist auch möglich, wenn wegen der Be­
sonderheit der Arbeit kein unbefristeter Abschluß möglich ist oder be­
stimmte Interessen des Bediensteten bestehen. Die Befristung darf nicht 

mehr als fünf Jahre betragen. In der Praxis werden aber befristete Ar­
beitsverträge schon aus dem Grunde gern abgeschlossen, weil sie zu ei­

nem automatischen Auslaufen des Arbeitsvertrages führen und der Ar­

beitgeber nicht durch die umfassenden kündigungsschutzrechtlichen Be­
stimmungen gebunden ist; außerdem besteht jederzeit die Möglichkeit, 

73 Hierbei handelt es sich um eine Besonderheit des russischen Arbeitsrechts; 

"Kontrakte" regeln das Vertragsverhältnis ausführlicher als Arbeitsverträge. Ge­

genwärtig werden etwa beim Militär, bei der Miliz sowie bei der Steuerpolizei 

Kontrakte abgeschlossen. 
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den befristeten Vertrag zu verlängern oder ihn mit anderen Bedingun­
gen neu zu vereinbaren. 

Im übrigen sind die Parteien bei der Ausgestaltung von Arbeitsver­
trägen frei. Das wichtigste Novum im Bereich der Arbeitsvertragsge­
staltung ist der Arbeitskontrakt 74. Durch die Gesetzänderung werden 
Arbeitsverträge und Kontrakte, die früher als eine besondere Form des 
Arbeitsvertrages angesehen wurden, gleichgestellt. Der Kontrakt wurde 
zuerst durch Verordnung des Ministerrates vom 23.10.1990 für die Lei­
ter staatlicher Unternehmen empfohlen. Der Inhalt des Vertrages un­
terlag der Parteivereinbarung. Im allgemeinen wurden darin die Ar­
beitsbedingungen, die gegenseitigen Rechte und Pflichten, Art und Höhe 
der Bezahlung und weitere Bedingungen vereinbart. Typischerweise 
wurden in dem Kontr~Jct auch besondere Treuepflichten, wie Geheim­
haltungs- oder besondere Schadensersatzpflichten bei vorzeitiger Kündi­
gung geregelt. Außerdem hat der durch einen Kontrakt angestellte Mit­
arbeiter das Recht, ohne ausdrückliche Bevollmächtigung im Namen des 
Unternehmens zu handeln und über das Vermögen des Unternehmens 
zu verfügen. Der privatautonome Charakter des Kontraktes dürfte weit­
gehend aufgegeben sein, lediglich die nicht durch Arbeitsrecht geregel­
ten dispositiven Inhalte können entsprechend den privatrechtlichen Be-
stimm ungen vereinbart werden. 

Alle diese vier Besetzungsweisen (Ernennung, Wahl, Auswahlwett­
bewerb und Arbeitsvertrag oder Kontrakt) haben je nach Sichtweise ihre 
Vor- und Nachteile. Zwei Besetzungsweisen (Wahl und Ernennung) sind 
in der Verfassung verankert. 

Es gibt objektive und subjektive Voraussetzungen für die Begrün­
dung eines Dienstverhältnisses, die je nach Art der Stellenbesetzung va­
riieren. Es gibt allerdings bis jetzt keine klare gesetzliche Definition des 
Begriffes "Dienstverhältnis". Zu den objektiven Voraussetzungen gehö­
ren vor allem ein vakanter Nomenklaturposten, ein bestimmtes Alter, 
eine bestimmte .l~usbildung, Berufserfahrung und Gesundheit. Zu den 
subjektiven Voraussetzungen zählen Eignung, Befähigung, fachliche Lei-

74 G. Schrader, Neueste Reformansätze im russischen Arbeitsrecht, ROW 1993, S. 
229-230. 



84 

stung (in der so\\jetischen Zeit natürlich zusätzlich die politische Zuver­
lässigkeit) und Reife des Kandidaten sowie eine entsprechende Vorbil­

dung. Gegenwärtig sind mehrere dieser Fragen gesetzlich geregelt. Eine 
fachliche Vorbildung wird z. B. verlangt von den Staatsanwälten oder 
Richter. Es gibt zur Zeit die "Qualifikationshandbücher" für Staatsbe­
dienstete, die an bestimmte Beamte konkrete "Qualifikationsforderun­

gen" stellen. 

Das heute geltende Arbeitsgesetzbuch Rußlands, die Gesetze "Über 
die Miliz", "Über die Steuerpolizei" und andere Gesetze und Verordnun­
gen sowie der Gesetzentwurf zu den Grundlagen des Staatsdienstes in 
Rußland sehen einen Probezeit (ispytatelnyi srok) vor. Der Staat ist 
daran interessiert, daß die leitenden Ämter in der Staatsverwaltung 
durch erfahrene, sachlich kompetente Staatsbedienstete besetzt werden. 
Wenn die Probezeit abgelaufen ist, und der Bedienstete seinen Dienst 
fortführt, dann bedeutet das automatisch, daß der Bedienstete weiterar­
beiten kann. Wenn der Bedienstete nicht bestanden hat, muß er entlas­
sen werden. Der erfolgreiche Abschluß der Probezeit wird bei der Be­
förderung der öffentlichen Bediensteten berücksichtigt. 

11. Dienstliebe Beurteilung und Beförderung 

a) Dienstliche Beurteilung 

Die öffentliche Bediensteten sollen periodisch beurteilt werden. Die 
Fragen der dienstlichen Beurteilung wurden in Rußland im Laufe der 
letzten 15 Jahre in der juristischen Literatur besonders ausgiebig behan­
delt75. Auch von der Gesetzgebung wurden diese Fragen aufgegriffen 

75 Vgl. etwa V. Glozman, Das Recht und die Bewertung der sachlichen Qualitäten 

der Funktionären (pravo i proverka delovych katschestv rabotnikov), 1981, S. 45-

70; L. Lasor, Die rechtliche Regelung der dienstlichen Beurteilung der Funktio­

näre (pravovoje regulirovanije attestazii rabotnikov), 1985; V. Kurilov, Die 

dienstliche Beurteilung und die Persönlichkeit des Funktionärs im sowjetischen 

Arbeitsrecht (attestazija i litschnost rabotnika v sowetskom trudovom prave), 

1983; G. Schischko, Die dienstliche Beurteilung der Kader. organisatorisch­

rechtliche Aspekte (attestazija kadrov: organisazionno-pravovoji aspekt), 1986. 
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und umfassend geregelt. Im Vergleich zu anderen Bereichen des Staats­
dienstes finden sich hier qualitativ hochwertige Regelungen. 

Zur Geschichte in Kürze folgendes: 

Vor 50 Jahren wurden vom Ministerrat der UdSSR viele Beschlüsse 
über die Laufbahnordnung im militärischen Bereich gefaßt. Dort wurde 
zum ersten Mal die Beurteilung festgelegt. Die Beurteilung war damals 
nur mit der Titel und Ränge, der beruflichen Qualifikation und der 
Dienstsstellung der Mitarbeiter verbunden. 

Der Ministerrat der ehemaligen UdSSR hat am 26.7.1973 den Be­
schluß 11Über die Einführung der dienstlichen Beurteilung für leitende 
und ingenieurtechnische Mitarbeiter und andere Fachleute der Betriebe 
und Organisationen der Industrie, des Bauwesens, der Landwirtschaft, 
des Verkehrs- und Fernmeldewesen" erlassen76

. Das staatliche Komitee 
der ehemaligen UdSSR für Wissenschaft und Technik und das staatliche 
Komitee für die Fragen von Arbeit und Lohn haben am 5.10.1973 den 
Beschluß über die dienstliche Beurteilung der o.a. Beschäftigungskate­
gorien 77 gefaßt. Nach diesem Beschluß mußte sich das oben genannte 
Personal systematisch alle drei bis fünf Jahre einer Eignungsprüfung 
unterziehen. Diese dienstliche Beurteilung wurde von einer aus leiten­
den Funktionären und Fachleuten sowie aus Vertretern der Partei, der 
Gewerkschaften und des Komsomol bestehenden Beurteilungskommis­
sion vorgenommen. Die Beurteilungskomission konnte eine von fol­
gende Bewertungen auswählen: 

a) entspricht den Anforderungen seines Amtes; 

b) entspricht den Anforderungen seines Amtes unter der Bedingung 
der Verbesserung seiner Leistung und der Erfüllung der Kommis­
sionsempfehlungen; 

c) entspricht den Anforderungen seines Amtes nicht. 

76 SP SSSR, 1973, Nr. 18, Art. 103. 

77 Bulletin der Normativakte der Ministerien und Ressorts der UdSSR, 1974, Nr. 1, 

s. 17-22. 
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Anhand der Beurteilungsergebnisse konnte der Betriebsleiter ent­
sprechende Maßnahmen treffen: die Auszeichnung, die Beförderung, die 
Versetzung, die Entlassung, Abordnung zur \Veiterbildung, die Emp­
fehlung der Verbesserung der beruflichen Qualifikation und die Zurück­
stufung. Die Entscheidung des Betriebsleiters konnte in dem für Ar­
beitsstreitigkeiten vorgesehenen Verfahren angefochten werden. Das 
staatliche Komitee der ehemaligen UdSSR für Wissenschaft und Tech­
nik und das staatliche Komitee der ehemaligen UdSSR für Arbeit und 
Lohn haben am 14.11.1986 diesen Beschluß über die dienstliche Beur­
teilung geändert78. Der Beschluß gilt auch noch heute mit vielen Ände­
rungen und Ergänzungen. Jetzt kann der Betriebsleiter noch weitere 
Maßnahmen entsprechend dem Beurteilungsergebnis treffen, z.B. die 
Veränderung des Gehalts des Bediensteten, die Änderung oder die Auf­
hebung des Lohnzuschlages. 

Das staatliche Komitee für Wissenschaft und Technik, das staatliche 
Komitee für Bauwesen und das staatliche Komitee für Arbeit und Lohn 
haben am 17.2.1986 den 11Beschluß über die Durchführungsordnung der 
dienstlichen Beurteilung leitender Mitarbeiter, ingenieurtechnischer 
Mitarbeiter und der Fachleute der wissenschaftlichen Forschungsan­
stalten, der Konstruktionsinstitutionen, der technologischen, der planen­
den, der beschaffenden und der übrigen Organisationen der Wissen­
schaft'' gefaßt 79

• 

Der Ministerrat der ehemaligen UdSSR hat in einem Beschluß im 
Mai 1974 die "Dienstliche Beurteilung ( attestazii) der Lehrer der allge­
meinbildenden Schulen" geregelt. Mit der Beurteilung, die alle fünf 
Jahre stattfindet, wird die regelmäßige Überprüfung der beruflichen 
Qualifikation der Lehrer angestrebt. Nach einem diesbezüglichen Erlaß 
wird über Rechtsstreitigkeiten betreffend die Entlassung von Lehrern, 
die in der Beurteilung als für ihren Beruf ungeeignet befunden wurden, 
im Verwaltungsweg entschieden. Die Gerichte sind hierfür nicht zustän-

78 Bulletin der Normativakte der Ministerien und Ressorts der UdSSR, 1987, Nr. 2, 

s. 41-42. 

79 Bulletin der Normativakte der Ministerien und Ressorts der UdSSR, 1986, Nr. 5, 
s. 3-7. 
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dig, und andere Rechtsmittel sind gegen die Entscheidungen der Ver­
waltungsbehörden nicht gegeben. 

Am 10.7.1987 wurde vom Ministerium für höhere und mittlere Aus­
bildung der UdSSR der noch heute geltende "Beschluß über das Verfah­
ren der Ämterbesetzung und die Beurteilung des unterrichtenden Per­
sonals im Hochschulbereich1180 gefaßt. Das Ziel der Beurteilung der 
Hochschullehrer ist die Bewertung ihrer fachlichen Tätigkeit und die 
Überprüfung, ob diese den Anforderungen des Amtes entspricht. Im 
Verfahren der dienstlichen Beurteilung der Hochschullehrer bestehen 
einige Besonderheiten. Zum Beispiel muß die Beurteilungskomission 
obligatorisch die Ergebnisse einer Befragung der Studenten berücksich­
tigen. Die Beurteilungskommission gibt etwa Empfehlungen zur Erhö-
hung der Dienstgehälter der Hochschullehrer und über die Verbesse-
rung der dienstlichen Tätigkeit. 

Am 5.3.1987 haben das ZK der KPdSU, das Präsidium des Obersten 
Sowjets der UdSSR, der Ministerrat der UdSSR, der Zentralrat der 
Gewerkschaften der So\\jetunion und der ZK-Jugendorganisation der 
UdSSR den Beschluß "Über die Einführung der dienstlichen Beurtei­
lung der verantwortlichen Mitarbeiter des Apparats der sowjetischen 
und gesellschaftlichen Organe"81 verabschiedet. Dieser Beschluß hat die 
Richtiinien für die dienstiiche Beurteiiung festgeiegt. Am 5.3.1987 wurde 
der Beschluß "Über die Einführung der dienstlichen Beurteilung ver­
antwortlicher Funktionäre des Apparats der sowjetischen Organe1182 

(damit waren die Mitarbeiter des Verwaltungsapparates im öffentlichen 
Dienst gemeint) gefaßt. Das Präsidium des Obersten Sowjets der 
UdSSR und der Ministerrat der UdSSR haben am 4.5.1987 den Be­
schluß "Über das Verfahren zur Durchführung der dienstlichen Beur­
teilung der verantwortlichen Funktionäre des Apparats der sowjetischen 

80 Bulletin der Normativakte der Ministerien und Ressorts der UdSSR, 1988, Nr. 2, 

s. 42-46. 

81 VVS SSSR, 1987, Nr. 12, Art. 153. 

82 Beschluß des ZK der KPdSU, des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR 

des Ministerrats der UdSSR, des Zentralrats der Gewerkschaften der So-­

wjetunion und des ZK der LKJ der UdSSR, in: SP SSSR, 1987, Nr. 19, Art. 73. 
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Organe11 verabschiedet83
. In diesen Rechtssetzung ging es um die dienst­

liche Beurteilung der Bediensteten der Staatsverwaltung. Im Prinzip wa­

ren diese Bediensteten bei den Exekutivorganen tätig. 

Die Rechtslage im Bereich der dienstlichen Beurteilung ändert sich 

ständig. Z.B. wurden folgende Verordnungen im Jahre 1992-1993 erlas­
sen: "Wichtigste Bestimmungen über die Einführung der dienstlichen 
Beurteilung der Mitarbeiter im öffentlichen Dienst" vom 23.10.1992 und 
"Wichtigste Kriterien zur Bewertung der fachlichen Qualitäten und 

Qualifikation der Mitarbeiter bei der Feststellung der Besoldungsgrup­
pen", die in der Einheitlichen Tarifbestimmung festgelegt sind84

; Be­
schluß "Über die dienstliche Beurteilung der pädagogischen und leiten­
den Mitarbeiter in staatlichen und kommunalen Organen und Organisa­
tionen der Ausbildung" vom 17.6.199385

; ReschJuß "Über die Einführung 
der dienstlichen Beurteilung der Leiter und Spezialisten in den Struktur­
abteilungen der zentralen Organe der föderativen vollziehenden Gewalt" 
vom 23.7.199386; Beschluß "Über die Einführung der dienstlichen Beur­
teilung der Vertreter des Präsidenten Rußlands im Kreis, Gebiet, Auto­
namen Gebiet, Autonamen Kreis, in Moskau und in Sankt-Petersburg" 
vom 20.3.199387; Beschluß "Über die Durchführung der Bewerbung zur 

Einstellung in den zentralen Organen der föderativen exekutiven Ge­
\valt" vom 23.7.199388. Der Präsident der Russischen Föderation hat am 
4.4.1992 einen Erlaß "Über den Kampf gegen Korruption im öffentli­
chen Dienst" erlassen. Als erste und wichtigste Maßnahme wurde die 
Einführung der dienstlichen Beurteilung aller Bediensteten und Amts­
träger vorgeschrieben. 

Die dienstliche Beurteilung wird zur Zeit zum Zwecke der Verbesse­

rung der Apparatsaktivitäten der exekutiven Organe, der Verbesserung 
der Auswahl, der Verteilung und Erziehung der Mitarbeiter und der 

83 WS SSSR, 1987, Nr. 19, Art. 252. 

84 Rossiiskije vesti 1992, Nr. 103. 

85 Rossiiskije vesti 1993, Nr. 144. 

86 Rossiiskije vesti 1993, Nr. 157. 

87 Rossiiskije vesti 1993, Nr. 60. 

88 Rossiiskije vesti 1993, Nr. 157. 
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Stimulierung und Erhöhung ihrer Qualifikation und ihrer beruflichen 

Tätigkeit durchgeführt. Die dienstliche Beurteilung wird von der Beur­

teilungskommission vorgenommen. Zu jedem Beurteilten wird die Stel­
lungsnahme des Vorgesetzten eingeholt. Die Beurteilung wird in Anwe­
senheit des Vorgesetzten durchgeführt. 

Auf Grund der Prüfung der beruflichen Qualifikation und der fachli­
chen und moralischen Qualitäten des Beurteilten durch die Kommission 
ergibt sich eine der folgenden Bewertungen seiner Tätigkeit: 

a) der Beurteilte entspricht den Anforderungen seines Amtes; 

b) der Beurteilte entspricht den Anforderungen seines Amtes nur 
unter der Bedingung einer Verbesserung seiner beruflichen Quali­
fikation und unter Beachtung der Empfehlungen der Beurteilungs­
kommission; in diesem .t<-all ist eine Wiederholung der Beurteilung 

nach einem Jahr möglich; 

c) der Beurteilte entspricht den Anforderungen nicht. 

Anhand der Beurteilungsergebnisse werden dann u. a. folgende 

Maßnahmen ergriffen: die Motivierung der Mitarbeiter, die Auszeich­
nung, die Veränderung des Gehaltes, die Änderung oder die Aufhebung 
des Lohnzuschlages, die Anordnung einer Verbesserung der beruflichen 
- •• if.e-W • " „. ,.... ~... • . ... „. - ~.. 'II „. ...... . „ t 

l}uallllkauon, a1e L..urucK.stutung, a1e tsernroerung, 01e tnuassung oaer 
die Versetzung. 

Die periodischen Beurteilungen sind öffentlich. Es ist die Möglich­
keit eingeräumt, gerichtlich Rechtsmittel dagegen einzulegen. In der 
Regel kann der Bedienstete nach der zweiten negativen Beurteilung 
entlassen werden. Diese Regelung ist kein Widerspruch zum grundsätz­
lichen Ziel der Stabilität des Dienstverhältnisses, weil die Stabilität an 
die Voraussetzung der fachlichen Kompetenz und der redlichen Amts­
führung anknüpft. 

Arbeitsstreitigkeiten, die auf auf Grund dienstlicher Beurteilungen 
entstehen - darunter auch die Fragen der Versetzung eines Mitarbei­

ters - werden mit Hilfe des Gesetzes "Über die Ordnung der Beilegung 
von Arbeitsstreitigkeiten11 geregelt. In der Praxis allerdings haben sich 
die dienstlichen Beurteilungen als höchst problematisch und auch unef-
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fektiv herausgestellt, da die Beurteilungsverfahren schlecht organisiert 
sind. Von Mitarbeitern der Verwaltungsapparate wird bestätigt, daß die 
„. ~1• „ 'W""liL ~ .„ „ ... t 1 1 ... 1 ~ „ 1 

cuensu1cnen Heurreuungen rus r01geruos zu oecracnren sma. 

Für weitere Beschäftigungskategorien im öffentlichen Dienst gelten 
eigene Gesetze im Bereich der dienstlichen Beurteilung. So wurde für 
Richter am 13.5.199389 ein Beschluß "Über die dienstliche Beurteilung 
der Richter und über die Verleihung der Qualifikationsrangsordnung" 
gefaßt; im Schiedsgerichtsgesetz vom 4.7.1991 wurde in Art. 84 die 
dienstliche Beurteilung von Arbitrage-Richtern verankert. 

b) Befördernng 

Beförderungen - einer der wichtigsten Bereiche des Staatsdienstes 
- wurden bisher nicht gesetzlich geregelt. In der Praxis hängt die Beför­
derung meistens von höchst subjektiven Entscheidungskriterien der 
Vorgesetzten ab. Lautbahnbestimmungen für die allgemeine Verwaltung 
existierten nicht. Ein neues Amt und eine neue Dienstfunktion erhält der 
Mitarbeiter eines Verwaltungsapparates durch Änderung des Arbeits­
vertrages oder durch Beförderung. Im militärischen und im polizeilichen 
Bereich hingegen sind Laufbahnvorschriften geläufig (z.B. Art. 14-17 des 
nesetzes "Über die inneren Truppen des Ministeriums des Innernlt; Art. 
17-22 des Gesetzes "Über die Miliz"). 

Die Beförderung ist eine besondere Art der Ernennung und erfolgt 
durch einen Verwaltungsakt. Die wichtigsten Merkmale der Beförde­
rung sind: 

1) Der Mitarbeiter erhält ein komplizierteres und verantwortlicheres 
Amt· 

' 
2) bessere Bezahlung. 

Zur Zeit spielt für die Beförderung die dienstliche Beurteilung eine 
große Rolle. weil der Beurteilte eine Bewertun2 bekommt. Dies l!ibt die 
~ ~ ~ ~ 

Möglichkeit, über Leistung, Befähigung und Eignung zu urteilen. Später 
sind die Ergebnisse dann bei der Beförderung nützlich. Die Laufbahn-

89 Rossijskaja gaseta vom 26.6.1993. 
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ordnung des öffentlichen Bediensteten ist zur Zeit rechtlich nicht fest­
gelegt. Die Laufbahn hängt momentan in erster Linie von subjektiven 
Faktoren ab. Aber die Aussicht auf eine Beförderung ist eine der wich­
tigsten moralischen und materiellen Voraussetzungen für eine Verbesse­
rung der dienstlichen Leistung. Deswegen sollte im Gesetz festgelegt 
werden, daß der Staatsbedienstete, der eine gute Befähigung, Eignung 
und fachliche Leistung aufweist, ein Recht auf eine Beförderung im 
Laufe von 2-3 Jahren hat. Dieses Recht kann bei dem Vorhandensein 
einer unbesetzten Stelle durch Organisierung von Weiterbildung für die 
Bediensteten und von Umschulungsmaßnahmen sowie durch Empfeh­
lung der Beurteilungkommission realisiert werden. Falls es keine va­
kante Stelle gibt, kann die Beförderung durch die Überführung dieser 
Stelle in den nächsten Dienstrang oder durch die Rangbeförderung ohne 
Veränderung der Stelle durch Einstufung in eine neue Besoldungs­
gruppe erfolgen. 

12. Rechtsschutz im öffentlichen Dienst und Dienststreitigkeiten 

Die individuellen Streitigkeiten der öffentlichen Bediensteten sind im 
Gesetz "Über das Verfahren über die Zulässigkeit individueller Arbeits­
rechtsstreitigkeiten11 vom 11.3.1991, im Gesetz "Über die Klagbarkeit der 
die Rechte und Freiheiten der Bürger verletzenden Handlungen und 
Entscheidungen vor Gericht" vom 27.4.1993 und teilweise in anderen 
russischen Gesetzen und Verordnungen geregelt. Meistens gehören 
diese Rechtsnormen zum Bereich des Arbeitsrechts. 

Das Gesetz "Über das Verfahren über die Zulässigkeit individueller 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten" normiert ein abgestuftes System zur Streit­
beilegung. Die Zuständigkeit zur Behandlung solcher Streitigkeiten ist 
verschiedenen Gremien übertragen. Individuelle Streitigkeiten entstehen 
zwischen Personen, die in einem Arbeitsvertrag oder einem Kontrakt 
beschäftigt sind, und der Verwaltung oder Leitung des Unternehmens, 
der Behörde oder der Organisation, die die staatlichen Bedienstete an­
gestellt hat. Inhaltlich geht es gemäß Art. 1 um Fragen der Anwendung 
von Gesetzen oder anderer normativer Akte, über andere Vereinbarun­
gen oder Übereinkommen über die Arbeit oder die Aufstellung von Ar-
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beitsbedingungen. Erfaßt sind hiermit Streitigkeiten aus einem konkre­
ten Arbeitsverhältnis. Nicht erfaßt ist das Verfahren zur Prüfung von 
Streitigkeiten über die vorzeitige Entlassung von gewählten Amtsperso­
nen gesellschaftlicher Organisationen (Art. 1 Abs. 2). 

Die Gremien, die zuständig sind, werden im einzelnen aufgeführt 
(Art. 2): 

a) Die Kommission für Arbeitsrechtsstreitigkeiten: An erster Stelle ist 
die "Kommission für Arbeitsrechtsstreitigkeiten" zu nennen. Diese 
wird auf einer allgemeinen Versammlung des Arbeitskollektivs von 
mindestens 15 Arbeitnehmern gewählt. Diese Kommission befaßt 
sich zuerst mit den Streitigkeiten. Eine Untersuchung durch die 
Kommission wird eingeleitet, wenn ein Arbeiter oder ein Bedien­
steter diese anruft, nachdem er oder der Vertreter seiner Gewerk­
schaft den Streit mit der Unternehmensleistung nicht bereinigen 
konnte (Art. 5). Die Frist zur Anrufung durch den Beschäftigten 
beträgt drei Monate, beginnend mit dem Tag, an dem der Arbeiter 
oder Bedienstete den Verstoß gegen seine Rechte erfahren hat 
oder hätte erfahren können. Die Kommission hat dann eine Prü­
fungsfrist von zehn Tagen. Bei den Beratungen haben sowohl der 
Arbeiter oder Bedienstete als auch die Verwaltung des Unterneh~ 
mens das Recht zur Teilnahme. Ebenfalls können Zeugen geladen 
werden, die zur Aufklärung beitragen können. Die Entscheidung 
trifft die Kommission durch Mehrheitsbeschluß; gegen diesen Be­
schluß können sowohl der Arbeiter oder der Bedienstete als auch 
die Verwaltung Berufung einlegen. Die Frist dazu beträgt zehn 
Tage. 

b) Das Gewerkschaftskomitee: Als Berufungsinstanz fungiert das Ge­
werkschaftskomitee des Unternehmens. Dieses befaßt sich nach 
der Berufung gegen eine Entscheidung der Kommission mit dem 
Streit. Auch dieses Komitee hat eine eigene Prüfungsfrist von zehn 
Tagen, was der Frist der 111. Instanz" entspricht. Gegen die Ent­
scheidungen des Gewerkschaftskomitees können die Parteien noch 
einmal Berufung einlegen. Die Frist beträgt auch hier zehn Tage. 
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c) Das Gericht: Zweite Berufungsinstanz ist das örtliche Gericht. Vor 
diesem Gericht werden Streitigkeiten behandelt: 

auf Antrag von Bediensteten, der Verwaltung oder einer Ge­
werkschaft, wenn der Spruch der Kommission keine Zustim­
mung fmdet; 
auf Antrag von Bediensteten oder der Verwaltung, wenn sie 
mit dem Spruch des Gewerkschaftskomitees unzufrieden sind; 
auf Antrag von Bediensteten oder der Verwaltung, wenn sie 
mit dem Spruch der Kommission nicht einverstanden sind und 
im Unternehmen verschiedene Gewerkschaften bestehen; 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft, wenn der Beschluß der 
Kommission oder des Gewerkschaftskomitees gegen das Ge­
setz verstößt. 

Daneben gibt es aber auch die Möglichkeit, direkt das Gericht anzu-
rufen. Das ist der Fall (Art. 22): 

auf Antrag des Bediensteten oder der Verwaltung, wenn im Unter­
nehmen keine Kommission gewählt wurde; 

bei einer Kündigungsschutzklage und einer Klage auf Wiederein­
stellung; 

auf Antrag der Verwaltung bei Schadenersatzklagen gegen den Ar­
beiter oder Bediensteten; 

in weiteren gesetzlich geregelten Fällen. 

Die Frist für einen solchen Antrag beträgt drei Monate. 

Mehrere russische Gesetze und Verordnungen, die die Dienstver­
hältnisse regeln, normieren das Recht jedes Bediensteten auf Klage ge­
gen rechtswidrige Handlungen oder Entscheidungen nach dem Gesetz 
"Über die Klagbarkeit der die Rechte und Freiheiten der Bürger verlet­
zenden Handlungen und Entscheidungen vor Gericht11 vom 27.4.1993. 
Das bedeutet, daß jeder Bedienstete die Möglichkeit hat, eine gerichtli­
che Klage zu erheben. Zu den Handlungen und Entscheidungen der 
Staatsorgane, der Organe der kommunalen Selbstverwaltung, der Be­
triebe, Anstalten und ihren Unionen, der gesellschaftlichen Vereinigun-
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gen und der Amtsträger gehören die kollegialen und die Einzelhandlun­
gen und Entscheidungen, wenn: 

1) die Rechte und Freiheiten verletzt wI.irden; 

2) Hindernisse für die Ausübung der Rechten und Freiheiten der 
Bürger errichtet wurden; 

3) dem Bürger ohne Rechtsgrundlage Pflichten auferlegt wurden oder 
er rechtswidrig von einem Gericht verurteilt wurde. Deswegen 
kann jeder Bedienstete oder Amtsträger vor Gericht klagen. 

Als weitere Möglichkeit gibt es die sogenannte Verantwortlichkeit 
durch die übergeordneten Organe: Arbeitsrechtliche Streitigkeiten zwi­
schen den Arbeitnehmern (Arbeitern und Bediensteten) und Arbeitge­
bern (Betrieben, Behörden, Organisationen) werden normalerweise vor 
Schlichtungskommissionen, vor der Betriebsgewerkschaftsleitung und 
vor den Gerichten verhandelt. Früher, in Sowjetischer Zeit, war im Ar­
beitsgesetzbuch folgendes geregelt: 11Streitigkeiten wegen Entlassung 
oder Versetzung an einen anderen Arbeitsplatz von Funktionären, die 
sich in Stellungen befinden, die in einem besonderen Verzeichnis auf­
geführt sind, sowie wegen ihrer disziplinarischen Bestrafung werden ge­
mäß dem Unterstellungsverhältnis von den übergeordneten Instanzen 
entschieden ... 11

• Dabei handelte es sich um ein Verzeichnis von Funktio­
nären, deren Streitigkeiten im Subordinationswege entschieden wurden, 
nämlich um das "Verzeichnis Nr. 1 der Kategorien der Funktionäre, de­
ren Streitigkeiten über Fragen der Entlassung, der Änderung der 
Gründe der Entlassung oder der Versetzung an einen anderen Arbeits­
platz und der Verhängung von Disziplinarstrafen durch die übergeord­
neten Organe ... entschieden werden1190

• Aber die Wissenschaftler haben 
immer über diese Frage gestritten, weil es nicht demokratisch und ge­
recht ist: Eine Gruppe von Bediensteten kann gerichtlichen Schutz bean­
sprüchen, eine andere nicht. Seit 1991 existiert dieses Verzeichnis nicht 
mehr. 

90 Bilinsky (Anm. 2), S. 55 f. 
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V. KORRUPTION IM ÖFFENTLICHEN DIENST 

Das Thema des Kampfes mit dem organisierten Verbrechen und der 
Korruption im öffentlichen Dienst beschäftigt Rechtswissenschaftler, 
Politiker und Regierungsorgane91. Dafür gibt es verschiedene Hinweise. 
Zum Beispiel führten im Dezember 1992 und im Juni 1993 der nationale 
Sicherheitsdienst und das Ministerium für Innere Angelegenheiten der 
Russischen Föderation eine Beratung über das Problem der Korruption 
im Regierungsapparat durch. Dabei wurde konstatiert, daß 1992 auf 
dem gesamten Gebiet Rußlands 400 Staatsbedienstete überführt und 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wurden. Es wurden 3000 Fälle 
von Korruption in Verbindung mit Handlungen verbrecherischer Grup­
pierungen genannt. Die russische Regierungszeitung "Rossijiskije westi11 

berichtet fast in jeder Ausgabe über Korruption im öffentlichen Dienst. 
Leider gehen ähnliche Vor haben sehr oft nicht über die Diskussions­
grenzen der Zeitungen hinaus. Ein wirksamer Kampf gegen die Korrup­
tion ist wohl nur dann organisierbar, wenn wir das Wesen dieser Er­
scheinung verstehen. 

Korruption liegt vor, wenn eine Person, die mit der Ausübung der 
staatlichen Funktionen betraut ist, ihren Status und die damit verbun­
denen Möglichkeiten ausnutzt, indem sie natürlichen oder juristischen 
Personen rechtswidrige Vorteile gewährt, um selbst rechtswidrige Vor­
teile zu erhalten. Die Rechtsverletzungen, die mit der Korruption ver­
bunden sind, haben disziplinarische, zivilrechtliche, strafrechtliche sowie 
ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit zur Folge. 

Eine Analyse des Problems ist unter verschiedenen Aspekten mög­
lich. Die Korruption ist eine der schwersten Straftaten. Der Vertreter 
eines Staatsorgans, der das Gesetz verletzt, indem er Bestechungsgelder 
annimmt, ist in vielen Ländern ein bekannter Fall. Korruption als Sy­
stem, als eine eingeführte Form von Handlungen sowohl in der Politik 

91 Vgl. etwa Ch. Schmidt-Häuer, Rußland in Aufruhr - Innenansichten aus rechtlo­

sem Reich, 1993, S. 264 ff.; L Ermilin, Staatsdienst und Korruption 

(Gosudarstwennaja slushba i korrupzija), Sow. Justizija 1990, Nr. 17. 
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als auch im kommerziellen Bereich, tritt an den Stellen der sozialen 
Struktur auf, wo sich die Interessen von Bürgern, Privatpersonen und 
r.eschäftsleuten mit denen der öffentlichen Rediensteten, die mit ver­
schiedensten Vollmachten ausgestattet sind, überschneiden. 

Korruption ist die Bestechlichkeit und Bestechung von Politikern, 
Vertretern des öffentlichen Lebens, Bediensteten im Staatsdienst und 
Amtspersonen. Korruption muß als eine Erscheinungsform ausgesehen 
werden, die eine wirtschaftliche, eine politische und eine ethische sowie 
eine rechtliche Dimension besitzt. Die Korruption hat als gesellschaftli­
che Erscheinungsform zweifellos eine breitere Bedeutung als es der Be­
griff im Strafgesetzbuch vorsieht. So muß der Begriff der Korruption bei 
allen Bediensteten der Verwaltung und der Rechtsprechung angewandt 
werden. 

Korruption kann z.B. Vetternwirtschaft, Bestechung und die Anwen­
dung anderer nicht illegaler Mittel umfassen, die Staatsbeamte und 
Funktionäre öffentlicher Organisationen anwenden, um für sich Ge­
winne daraus zu ziehen, und die sowohl in sozialer als auch in rechtlicher 
Hinsicht verboten sind. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß dieser Begriff nicht nur direkte Geld­
zahlungen und Geschenke umfaßt, sondern auch Dienstleistungen, die 
einen gewinnbringenden materiellen Charakter tragen: inoffizielle Ge­
währung von Vergünstigungen, Umgehung von gesetzlichen Gewinnbe­
schränkungen und vieles andere. Z. B. kann ein Amtsträger für seine 
dienstliche Tätigkeit ein zusätzliches Gehalt von anderen Behörden, Or­
ganisationen und Betrieben oder von nichtstaatlichen Organisationen, 
natürlichen Personen und gesellschaftlichen Vereinigungen erhalten. 

Personen, die an der Korruption beteiligt sein können, sind die fol­
genden: 

1) föderale und andere Staatsbedienstete; 

2) Amtsträger der staatlichen wirtschaftlichen Betriebe; 

3) Richter; 

4) Mitglieder des Föderationsrates und die Abgeordneten der Staats­
duma; Abgeordnete der Subjekte der Russischen Föderation; 
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5) Mitarbeiter und Gehilien der unter 4) genannten Personen; 

6) Schöffen und Geschworene; 

7) gewählte Personen der Organe der kommunalen Selbstverwaltung; 

8) Amtsträger der kommunalen wirtschaftlichen Betriebe; 

9) Personen, die zur Wahl für eine staatliche oder kommunale Ver­
tretungskörperschaft nominiert sind; 

10) die Bediensteten der Banken oder anderen Organisationen des 
Kredit- und Finanzsystems, unabhängig von der Rechtsform und 
der Trägerschaft; 

11) Beliehene. 

Die betreffende Person nutzt diese Möglichkeit der illegalen 
Machtausübung, den Amtsmißbrauch oder ihren Einfluß zur Gewin­
nerlangung nicht nur im eigenen Interesse, sondern auch für Verwandte 
und Bekannte und auch gegen materielle Gefälligkeiten aus. Personen, 
die Korruptionshandlungen begehen, können Staatsbedienstete und 
Amtspersonen sein, sie können aber auch außerhalb der Machtorgane 
und der Verwaltung agieren. Das Anbieten und die Annahme illegaler 
Belohnungen ist nicht nur eine Verletzung von Rechtsnormen, sondern 
zugleich auch eine bewußte und beabsichtigte Demoralisierung. Dies 
ruft nicht zufällig Besorgnis hervor: nicht nur in der Bevölkerung, son­
dern auch unter den Beamten, die für das Funktionieren des Staatsappa­
rates verantwortlich und um den Erhalt ihres Ansehens besorgt sind. 
Unehrenhaftigkeit von Politikern und Beamten im Staatsdienst bewirkt 
eine ernste Unzufriedenheit der breiten Masse der Bevölkerung. 

Dem Wesen nach stellt die Korruption eine Umgehung der Rechts­
ordnung dar, Staatsstrukturen werden hier zweckentfremdet genutzt. 
Korruption, das ist die Korruption der Macht und die Ausnutzung ihrer 
Möglichkeiten zum Zwecke der eigenen Bereicherung. 

Die Gesetzgebung Rußlands dient der Umgestaltung und Erneue­
rung der Eigentumsverhältnisse, sie proklamiert die Entwicklung des 
Unternehmens und schafft Bedingungen für die Realisierung dieser Be­
schlüsse. Doch deren Umsetzung scheint in der Praxis nicht immer ein­
fach zu sein. So muß z.B. ein Geschäftsmann, um sein Geschäft eröffnen 



98 

und registrieren zu können und eine Lizenz für Handel und Produktion 
zu erhalten, Bestechungsgelder an den öffentlichen Bediensteten zahlen. 
Das betrifft alle Bereiche des wirtschaftlichen Lebens. Am stärksten be­
ginnt sich jedoch die Korruption in den Bereichen auszubreiten, die un­
mitteJbar mit der Regulierung von defizitären Wirtschaftszweigen ver­
bunden sind, z.B. mit der Wohnungszuteilung, mit der Übertragung von 
Gemeinschaftsgrundstücken92 an Geschäftsleute, mit Zollkontrollen, mit 
der Vernichtung von Büroräumen, mit der Gewährung von Bankkredi­
ten93, mit der Schaffung von günstigen Bedingungen bei der Steuerzah­
lung. 

Auf jeden Fall beginnen auch ehrliche Geschäftsleute, die ein Ge­
schäft tätigen wollen, zu erkennen, daß man den öffentlichen Bedien­
steten und Amtspersonen oft Zahlungen leisten muß. Das gilt ebenso für 
ausländische Bürger und Firmen. Es gibt bei westlichen Geschäftsleuten 
schon eine Computerkartei, in der die Daten fast jedes korrupten russi­
schen Beamten mit Hinweis auf seinen "Preis" erfaßt sind94. 

Es ist nicht zu übersehen, daß die Verbindung zwischen Unterneh­
men und öffentlichen Bediensteten anfängt, dauerhafte Züge anzuneh­
men. In der Gesellschaft beginnt sich eine Situation abzuzeichen, in der 
die tatsächlichen Verhaltensweisen von Amtspersonen und U nterneh­
men nicht mehr durch Gesetze geregelt, sondern einer besonderen Art 
ungeschriebener Regeln unterworfen sind. Diese Verhaltensweisen bil­
den oft in ihrer Gesamtheit eine Art "Gesetzbuch" besonderer Regeln, 
das häufig operativer Kodex oder Arbeitskodex genannt wird. Die Be­
stimmungen gelten faktisch, doch offiziell existieren sie nicht; sie be­
stimmen Schmiergelder, die man für ein unvermeidliches Element des 
realen Unternehmertums hält. Weiterhin erzeugen diese Zwischenab­
hängigkeiten von staatlicher Macht und Schattenwirtschaft ein Bezie-

92 A. Erschow, Grundstücke für Bestechungsgelder (Semelnyje utschastki sa vs-

jatki), !svestija vom 8.7.1992. 

93 U. Danilow, Bankier ist in ein Untersuchungsverfahren verwickelt (Bankir vsjat 

pod strashu ), Kommersant 1992, Nr. 15. 

94 Siehe Isvestija vom 17.4.1992: Im Westen weiß man, wer bei uns wie viel nimmt 

(Na sapade snajut, kto u nas skolko berjöt). 
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hungsgeflecht u.a. dadurch, daß die örtliche Mafia im wesentlichen 
durch illegale Privatisierung von Immobilien ihr Geld '1wäscht'1

• Die Pri­
vatisierunQ° verwirklichen aber die Beamten. Das Geld. welches die --- ---- ----o - - - --- - „ 

Straftäter bekommen, wollen sie "sauberwaschen", d.h. die Einnahmen 
legalisieren. Und sehr viele führen eine solche Legalisierung mit Hilfe 
von korrupten öffentlichen Bediensteten und Amtspersonen durch: beim 
Kauf von Cafes, Geschäften, Handwerksbetrieben oder Touristik-Un­
ternehmen, die dann schon legale Einnahmen erwirtschaften. 

Manche russischen Gesetze enthalten Bestimmungen über die Un­
vereinbarkeitensregelungen für Amtsträger, z.B. Art. 92 des Gesetzes 
'
1Über die örtliche Selbsverwaltung": 

"Die Leiter der örtlichen Verwaltung und die Leiter ihrer Organe 
und strukturellen Untergliederungen sowie andere Amtsträger dürfen 
nicht: 

eine bezahlte Tätigkeit in anderen Staatsorganen, gesellschaftlichen 
Vereinigungen, Unternehmen, Institutionen und Organisationen 
ausüben; 

Funktionen in Leitungsgremien registrierter politischer Parteien, 
Klubs oder Gruppierungen innehaben; 

Funktionen in Führungs- oder anderen Leitungsgremien von Un­
ternehmen, Institutionen und Organisationen, die örtliche Haus­
haltsmittel für ihre Tätigkeit erhalten, innehaben; 

beliebige Einkünfte, einmalige oder regelmäßige Vergütungen von 
Unternehmen, Institutionen und Organisationen, die in munizipa­
lem Eigentum stehen, auf dem Territorium der entsprechenden 
Gemeinde tätig sind oder mit dem Haushalt der betreffenden Ge­
meinde dadurch verbunden sind, daß sie entweder Mittel für ihre 
Tätigkeit oder steuerliche oder sonstige finanzielle Vergünstigun­
gen erhalten, beziehen11

• 

Oie Ver!etzl1ng der ~A:..nforderungen dieses i\rtike!s, die \veder eine 
Ordnungswidrigkeit noch eine Straftat darstellt, zieht für die Amtsträger 
die disziplinarische Verantwortlichkeit bis zur Amtsenthebung nach sich 
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oder führt zur Abstimmung über die Abberufung solcher Personen, die 
Wahlämter innehaben. 

In Art. 9 des Gesetzes "L"oer die Konkurrenz und die Beschränkung 
monopolistischer Tätigkeit auf den Warenmärkten" ist für alle Amtsträ­
ger in den Staatsorganen festgelegt: Sie dürfen nicht gleichzeitig andere 
Ämter besetzen oder behalten, Arbeiten ausführen oder sich von ir­
gendwelchen staatlichen oder gesellschaftlichen Organen, auch nicht von 
Unternehmen, Institutionen oder Organisationen, entlohnen lassen und 
nicht unternehmerischen Tätigkeiten nachgehen. 

Normalerweise haben die Amtspersonen das Recht, als Nebentätig­
keit oder bei stundenweiser Bezahlung eine wissenschaftliche oder päd­
agogische Tätigkeit auszuüben. 

Es gibt aber viele Beispiele dafür, daß Amtspersonen ihre dienstli­
chen Beschränkungen verletzen. Seinerzeit wurde der Stellvertreter des 
Ministers für Gesundheitswesen der Russischen Föderation, welcher 
Fragen ausländischer ökönomischer Tätigkeit koordinierte, seines Am­
tes enthoben95

. Der Wunsch, die Dienstposition zur Erlangung eines 
persönlichen Vorteils zu nutzen, führt dazu, daß solche Handlungen 
auch in Bereichen auftreten, wo es nicht nur menschenverachtend ist, 
dies zu tun, sondern auch nur daran zu denken. 

Man muß natürlich nach effektiven Maßnahmen zur wirkungsvollen 
Eindämmung solcher Korruptionserscheinungen suchen. Es entsteht der 
Eindruck, daß das Problem in erster Linie mit Strafmaßnahmen gelöst 
werden kann. Doch müssen Maßnahmen in unterschiedlichsten Rich­
tungen ergriffen werden. Man kann nicht bei der Vielfalt der Gründe im 
Detail stehenbleiben, die diese Erscheinungen erzeugen, sondern muß 
gleichzeitig feststellen, daß sich das allgemeine Niveau der Korruption 
besonders unter den Bedingungen der sehr schwierigen wirtschaftlichen 
Lage und des unzureichenden Lohnniveaus für die Arbeit von Staatsbe­
schäftigten erhöht. Das Gehalt sollte so festgelegt sein, daß ein Beamter 
sorgfältig darüber nachdenken \vijrde, \Vas vorteilhafter für il1n \väre: 

95 Siehe S. Leskow, Angeklagt der Korruption und des Amtes enthoben 

(Obvinjaetsja v korrupzii i osvoboshdjön ot dolshnosti), Isvestija vorn 3.9.1992. 
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ständig ein ausreichend hohes staatliches Gehalt zu haben oder das Ri­
siko einzugehen und sich in einer Lage "der Verlegenheit" zu fühlen. 

Es ist erforderlich, eine Reihe von Gesetzen zu verabschieden, mit 
denen die vier wichtigsten und prinzipiell rechtlichen Aufgaben normiert 

werden: 

a) ökonomische, finanzielle, wirtschaftliche Maßnahmen; 

b) allgemeine Vorbeugung und soziale Maßnahmen; 

c) strafrechtliche Regelungen; 

d) Verfahrensregelungen im Kampf mit der Korruption. 

Es wäre allerdings eine Lösung, zuerst ein Gesetz über den Staats­
dienst zu verabschieden, welches als Basis der Antikorruptionsgesetzge­
bung dienen könnte. Darin sollte insbesondere eine Regelung der For­
men und des Verfahrens der Kontrolle über Diensttätigkeit und Vermö­
genslage der öffentlichen Bediensteten und Amtspersonen enthalten 
sem. 

Ebenso ist es möglich, einen Kodex der Amtsetikette zu erarbeiten 
und zu verabschieden. Bei der Ausarbeitung rechtlicher Maßnahmen im 
Kampf mit der Korruption ist es wichtig, ihre Spezifika in unterschiedli­
chen Sphären beruflicher und wirtschaftlicher Tätigkeit zu erkennen. 
Auch muß der Notwendigkeit der Wahrung eines bestimmten Freiraums 
bei der Rechtsanwendung in der Bewertung einzelner Fälle Rechnung 
getragen werden (Probleme von Souveniren und Geschenken, Versuche 
der Leidtragenden, ihre Dankbarkeit für die Rettung von Leben oder 
Eigentum auszudrücken). 

Erforderlich ist insbesondere der Schutz desjenigen, der den Kampf 
gegen die Korruption führt. Den schichtigen Kampf gegen diese Er­
scheinung mit Enthusiasmus zu führen, ist äußerst schwierig. Dazu ist 
ein grundlegender sozialer und rechtlicher Schutz der Tätigkeit von 
Richtern, Staatsanwälten, Kommissaren und Bediensteten der Miliz er-
t" 1 t• 1 ... 1 1• • 1 „. ,.... . 1 ~1· 1 -w-.. 1' 1 roroerncn. Auen mes sma me t<ragen emer recncncnen Kegemng aes 
äff entliehen Dienstes. 

Anfani! 1993 leQ.te der Oberste Sowiet Rußlands einen Anti-Korruo-"-' u .J ..._ 

tions-Gesetzentwurf vor. Nach diesem Gesetzentwurf sollten Einkorn-
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men und Ausgaben der öffentlichen Bediensteten kontrolliert und 
Wetteinsätze auf Rennbahnen und die Teilnahme an Glücksspielen den 

öff entliehen Bediensteten grundsätzlich verboten \Verden. Der Gesetz-
gebungsausschuß des Parlaments lehnte den Entwurf wegen 
"fehlerhafter Rechtsnormen" und mangelhaften Bezugs zur Wirklichkeit 

ab96
. 

Die Struktur und die wesentlichen Grundsätze des vom Parlament 
der Russischen Föderation am 25.7.1994 vorgelegten Gesetzentwurfes 
"Über die Bekämpfung der Korruption" wurden in der juristischen Lite­
ratur und in der Öffentlichkeit ausführlich behandelt. Dieser Gesetzent­
wurf, der inzwischen verabschiedet worden ist, ist das erste komplexe 
rechtliche Dokument in diesem Bereich. Die Struktur des künftigen Ge­
setzes über die Bekämpfung der Korruption sieht folgendermaßen aus: 

KAPITELL Allgemeine Grundlagen 

Art. 1. 

Art. 2. 

Art. 3. 

Art. 4. 

Art. 5. 

Art. 6. 

Ziel des Gesetzes 

Grundbegriffe 

Subjekt einer Rechtsverletzung, die mit der Korruption ver­
bunden ist 

Anwendungsbereich des Gesetzes 

Grundlagen der Bekämpfung der Korruption 

Behörden, die die Bekämpfung der Korruption durchsetzen 

KAPITEL II. Maßnahmen zur Vorbeugung der Korruption 

Art. 7. 

Art. 8. 

Art. 9. 

Art. 10. 

Spezielle Anforderungen an Personen, die sich um einen Po­
sten bewerben 

Maßnahmen der Finanzkontrolle 

Tätigkeiten, die mit der Ausübung der staatlichen Funktio­
nen unvereinbar sind 

Unzulässigkeit der gemeinsamen Diensterfüllung von nahen 
Verwandten und Verschwägerten 

96 Siehe lsvestija vom 20.3.1993. 
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Rechtsverletzungen, die den Vorwurf der Korruption be­
gründen, sowie die Haftung für diese Rechtsverletzungen 

KAPITEL III. Rechtsverletzungen, die den Tatbestand der 
Korruption erfüllen, und die Verantwortlich-

Art. 12. 

Art. 13. 

Art. 14. 

keit für sie 

Rechtsverletzungen, die den Tatbestand der Korruption er­
füllen und mit dem rechtwidrigen Erhalt von Vorteilen ver­
bunden sind 

Haftung von natürlichen und juristischen Personen für die 
rechtswidrige Auszahlung von Geldern an Personen, die mit 
der Erfüllung staatlicher Funktionen betraut sind 

Haftung von Behörden, Stiftungen und anderen Organisa­
tionen für rechts\.\ridrige unternehmerische Tätigkeiten oder 
für anderweitige Erwirtschaftung rechtswidrigen Einkom­
mens 

KAPITEL IV. Beseitigung der Folgen der Rechtsverletzun­
gen, die den Tatbestand der Korruption erfül-

Art. 15. 

Art. 16. 

Art. 17. 

len 

Beitreibung des rechtswidrig erlangten Vermögens oder des 
Wertes rechtswidrig gewährter Leistungen 

Nichtigerklärung der auf Korruption beruhenden Rechtsakte 
und Entscheidungen 

Haftung der Leiter der Ministerien und Ressorts, Behörden, 
Stiftungen und anderen Organisationen für die Unterlassung 
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption. 

VI. DIE HAUPTRICHTUNGEN DER REFORM DES STAATS­

DIENSTES 

Der Erlaß der "Verordnung über den föderalen Staatsdienst11 vom 

22.12.1993 ist der offizielle Anfang der Reformierung des russischen 
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Staatsdienstes. Danach wurden auch die "Thesen über die Konzeption 
der Reformierung des Staatsdienstes in den Russischen Föderation" ver­
öffentlicht97. 

Das Dienstrecht muß geändert werden. Schon lange gibt es eine wis­
senschaftliche Diskussion über eine Änderung und Reform des Staats­
dienstes und des Dienstrechts in Rußland. 

Für die Erarbeitung von Reformvorschlägen ist die Einrichtung einer 
eigenen Kommission erforderlich. Es gibt schon ein Dekret des russi­
schen Präsidenten 11Über das Hauptamt des föderalen Staatsdienstes 
beim russischen Präsidenten"98 vom 24.12.1993, der Erlaß des Präsiden­
ten Nr. 1140 "Über die Rußländische Akademie für den Staatsdienst 
beim russischen Präsidenten"99 vom 6.6.1994 und die Verfügung des rus­
sischen Präsidenten vom 23.6.1994 betreffend "Die Fragen der Rußlän­
dischen Akademie für den Staatsdienst beim russischen Präsidenten11100• 

Die Reform sollte mit einem neuen föderalen Gesetz in Kraft gesetzt 
werden, in dem die erforderlichen Maßnahmen enthalten sind. Das neue 
Gesetz ("Gesetz über den Staatsdienst" oder über die 11Grundlagen für 
den Staatsdienst") sollte eine vollständige und in sich geschlossene Re­
gelung des Staatsdienstes enthalten. Durch eine solche gesetzliche Re­
gelung wäre die Grundlage für das Berufsbeamtentum geschaffen. 

1. Die wichtigsten Thesen zur Schaffung einer einheitlichen Gesetz~ 
gebung für den Staatsdienst 

Die Reform des Dienstrechts in Rußland wird zur Zeit in verschie­
denen Richtungen durchgeführt: 1) Bildung der politischen Willens für 
die Reformierung und Regelung der dienstrechtlichen Verhältnissen; 2) 
Weiterführung des Rechtsentwicklungsprozesses durch die Ausarbeitung 
neuer Rechtsvorschriften, die die Verhältnisse auf dem Gebiet des 

97 Rossiiskaja gaseta vom 23.12.1993; vg!. dazu K Belskij, Über die Konzeption des 

Staatsdienstes in Rußland, Gosudarstvo i pravo 1994, Nr. 4, S. 24-32. 

98 SAPiP RF, 1994, Nr. 8, Art. 586. 

99 SZ RF, 1994, Nr. 7, Art. 685. 

100 SZ RF, 1994, Nr. 9, Art. 1003. 
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Dienstrechts betreffen; 3) Schaffung theoretischer Grundlagen des Be­
amtentums; Stellungnahmen zu den Gesetzentwürfen betreffend das Be-
amtentum; 4) Durchführung orgariJsatorischer Maßnahmen (z.R. exi-
stiert zur Zeit die "Hauptabteilung für Weiterbildung im öffentlichen 
Dienst" als Behörde der russischen Regierung); Einrichtung von Studi­
enzentren in verschiedenen Regionen für die Aus- und Weiterbildung 
der öffentlichen Bediensteten. Auf die neue Situation der Dezentralisa­
tion der Staatsverwaltung und der Entwicklung der Marktwirtschaft 
müssen die öffentlichen Bediensteten gut vorbereitet werden. Die be­
sondere Aufmerksamkeit, die dem Personal der Staatsverwaltung und 
Kommunalverwaltung zuteil wird, hängt mit der großen Zahl der Be­
diensteten, die im öffentlichen Dienst im Bereich der Exekutive tätig 
sind, zusammen. 97 % der Bediensteten arbeiten im Exekutive, 2, 1 % im 
Bereich der Legislative, und 0.9 % im Bereich der Judikative (z. B. 
Richter, Staatsanwälte)101 . Die Bediensteten sollen qualifiziert sein, um 
unter den gewandelten politischen und wirtschaftlichen Bedingungen 
effektiv arbeiten zu können. Gesetzliche Regelungen müssen umgehend 
die maßgebliche Rolle einnehmen. Deswegen braucht man Ge schneller 
desto besser) ein Gesetz über das Beamtentum in Rußland. 

Die Ref ormierung des Staatsdienstes ist ein langwieriger Prozeß. 
Momentan wird eine Konzeption der Reform des Staatsdienstes ausge­
arbeitet. Diese Konzeption umschließt die verschiedenen Perioden der 
Reform des Staatsdienstes. Von heute auf morgen kann man in diesem 
Bereich nichts bewirken. Diese Konzeption der Reform des Staats­
dienstes sollte insbesondere die vorhandenen Erfahrungen berücksichti­
gen: z. B. die Erfahrung mit dem Modell des Staatsdienstes des zaristi­
schen Rußlands, das Recht des öffentlichen Dienstes in den Mitglied­
staaten der Europäischen Gemeinschaft, in den USA. 

Diese Konzeption sollte folgende Richtungen der Reform umfassen: 

1. Die Einrichtung einer speziellen Behörde auf föderaler Ebene: 
Diese Behörde leitet die Reformarbeit in Rußland und zwar nicht nur 
bei der Exekutive, sondern auch bei den anderen Gewalten. Die übt die 
Kontrolle für die Reform aus. Man kann diese Behörde föderale Agen-

101 Rossiiskaja gaseta vom 18.9.1993. 
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tur für den Staatsdienst (oder Studienkommission) nennen. Diese 
Kommission sollte beim russischen Präsidentn eingerichtet werden, wo-

bei sie teilweise der Staatsduma unterstellt \Verden muß. 

Die Funktionen der Studienkommission sind: 

a) die Ausarbeitung der Grundlagen der Personalpolitik und des Per­
sonalstandards im öffentlichen Dienst; 

b) die Durchführung der Examen für die öffentlichen Bediensteten 
und die Organisation der Prüfungskommissionen bei den entspre­
chenden Fachhochschulen; 

c) die Vorbereitung und Bestätigung eine Lehrprogramms für spe­
zielle Hochschulen, bei denen die öffentlichen Bediensteten der 
Verwaltung weitergebildet werden können; 

d) die Erfassung der föderalen öffentlichen Bediensteten; 

e) die Aufklärung von Vorfällen im Staatsdienst; 

f) die Organisation der wissenschaftlichen Arbeit im Bereich des öf­
fentlichen Dienstes; 

g) die Vorbereitung von Gesetzentwürfen betreffend den öffentlichen 
Dienst. 

Es bedarf in Rußland besonderer Einrichtungen für die Auswahl und 
die Einstellung von Bewerbern für den öffentlichen Dienst, nämlich die 
Staatsdienstkommission auf der föderalen Ebene und die kommunale 
Ernennungskommission auf der örtlichen Ebene. Die Staatsdienstkom­
mission muß eine zentrale Bedeutung für das russische Dienstrecht er­
halten. In ihr werden neben Mitgliedern aus der Beamtenschaft selbst 
die Mitarbeiter der Administration des russischen Präsidenten und die 
zuständigen Beamten bei der russischen Regierung, die Mitarbeiter der 
Russischen Akademie für den Staatsdienst beim russischen Präsidenten 
und die Hochschullehrer vertreten sein. Die Staatsdienstkommission 
wird Prüfungsverfahren organisieren und durchführen sowie Entlassun­
gen und Disziplinarentscheidungen überprüfen. Es ist erforderlich, daß 
gegen Entscheidungen der Staatsdienstkommission eine gerichtliche 
K1age erhoben werden kann. 
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II. Die Reform des öffentlichen Dienstes in Rußland muß sich in drei 
Perioden vollziehen: 

1) trste .l'eriode (1993-1995): 
In dieser Periode könnten per Dekret des russischen Präsidenten 

die Grundlagen des föderalen Staatsdienstes, des Staatsdienstes der 
Subjekte der Russischen Föderation und des Dienstes bei den 
kommunalen Körperschaften geschaffen werden. Diese Rechtsakte 
müßten nur die allgemeinen Statusfragen im öffentlichen Dienst 
regeln. 

2) Zweite Periode (1995-1997): 
Im Laufe dieser Periode wird die Reform nicht nur von den Orga­
nen der föderalen Ebene, sondern auch von den Organen der Sub-
jekte der Russischen Föderation und der kommunalen Selbstver-
waltung in Angriff genommen. In dieser Periode erläßt das Parla­
ment auch alle wichtigen Gesetze im Bereich des öffentlichen 
Dienstes. 

3) Die dritte Periode dauert bis zum Ende dieses Jahrhunderts: 
Analyse der geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsakte im Be­
reich des öffentlichen Dienstes, Änderungen und Ergänzungen der 
dienstrechtlichen Gesetze. In diese Periode fällt die Masse der Ge­
setzgebung betreffend den Staatsdienst, insbesondere die Schaffung 
eines Gesetzbuchs für den öffentlichen Dienst - ein Kodex des 
Staatsdienst es. 
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III. Der Hauptsinn der Reform des Staatsdienstes ist: 

einerseits die Einrichtung des Berufsbeamtentums bei Verringe­
rung der Zahl der Bediensteten. Diese müssen ihre Aufgaben 
pünktlich, sorgfältig, fleißig und ordentlich erledigen. Es ist erfor­
derlich, einen leistungsfähigen und stabilen Staatsdienst zu schaf­
fen; 

andererseits muß sichergestellt werden, daß die Bediensteten ihre 
Funktionen unter Beachtung der Menschenrechte ausüben102

. 

Deswegen ist die öffentliche Kontrolle der Tätigkeit der Bedien­
steten erforderlich. Es gibt verschiedene Formen von Kontrolle: 
parlamentarische, gerichtliche, durch Öffentlichkeit und Presse, 
durch Veröffentlichung von Statistiken über den öffentlichen 
Oienst. niese Kontrolle ist erforderlich, um einen sorgfältigen Um­
gang von Seiten der öffentlichen Bediensteten mit öffentlichen 
Mitteln hinzuführen. 

Die Einzelziele der Reform des öffentlichen Dienst sind: 

Gewährleistung der fachlichen Kompetenz der öffentlichen Bedien­
steten; 

Gewährleistung des Dienstes im Interesse von Staat und Bürger; 

Hinführen zu ehrlicher und redlicher Amtsführung und tadelloser 
sittlicher Haltung; 

Ausschluß von Einflußnahmen bei der Amtsführung durch persön­
liche Beziehungen; 

Stärkung des persönlichen Verantwortlichkeitsgefühls der öffentli­
chen Bediensteten; 

Förderung der Weiterbildung und Fortbildung. 

102 Siehe z B. DIE WELT vom 8.10.1994: Europarat: Keine Rechtssicherheit in Ruß­

land; Menschenrechtsexperten des Europarates haben in Rußland eine grundle­

gende Rechtsunsicherheit festgelegt. Hin Untersuchungsgefängnissen herrschen 

unmenschliche ~dingungen, und bei der Verbrechensbekämpfung wenden die 

Behörden brutale Gewalt an\ hieß es in dem in Straßburg herausgegebenen Be­

richt von Juristen des Gerichtshofes für Menschenrechte. 
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Es ist zur Zeit ein bedeutendes Anliegen, der Bevölkerung ein positi­
ves Bild des Staatsdienstes zu vermitteln. Im Laufe der sowjetischen Zeit 
entstanden in der Gesellschaft bestimmte Traditionen; dementsprechend 
spielt die Gleichheit für die Bürger eine sehr große Rolle. Der Staatsbe­
dienstete hatte viele Privilegien. Daher rührt wahrscheinlich der Wider­
stand der Bürger gegen die Einrichtung des Berufsbeamtentums in 
Rußland. Deshalb müssen Wissenschaftler, Politiker und Journalisten 
stets die soziale Rolle des Berufsbearntums unterstreichen. Hoffentlich 
weckt dies das Verständnis in der Gesellschaft für die Notwendigkeit des 
Berufsbeamtentums. Die Beachtung der Rechtmäßigkeit und der ver­
fahrensrnäßigen Fairneß steht im Einklang mit der Anerkennung öffent­
licher Verwaltung als einer praktischen Tätigkeit, die dem öffentlichen 
Interesse am besten durch die effiziente Verwendung der Mittel und 
eine verantwortungsbewußte Ermessensausübung dient. 

Die Gesetzgebung für den Staatsdienst ist bis heute unbestimmt und 
unvollständig. Viele Rechtsnormen entsprechen nicht den neuen Bedin­
gungen der Verwaltung. Daraus ergeben sich natürlich Schwierigkeiten 
für die Anwendung dieser Rechtsnormen. Die hauptsächlichen Mängel 
zeigen sich zum Beispiel unter folgenden Aspekten: 

a) die rechtliche Unbestimmtheit wird insbesondere deutlich in den 
wichtigsten Fragen der Orgapisation und des Aufbaus des Staats­
dienstes; 

b) unvollständige Berücksichtigung von Besonderheiten der Tätig­
keitsmerkmale im Staatsdienst, d. h. nicht ausreichend differen­
zierte Tätigkeitsbeschreibungen. 

Die gesetzlich geregelte Klassifikation der Ämter von Bediensteten 
(ENDS) ist in der Tat veraltet, widersprüchlich und entspricht schon 
lange nicht mehr der rechtlichen Praxis. Daher wäre es erstrebenswert, 
sie zu verändern. Entwürfe neuer Klassifikationen der öffentlichen Be­
diensteten liegen bereits vor. Zum Beispiel schlägt Prof. Jun"j Rosen­

baum eine einheitliche Klassifikation der Amtsstellung von öffentlichen 
Bediensteten 103 (EKDS) vor. Diese Einteilung ähnelt dem deutschen 

103 Rosenbaum (Anm. 3), S. 18-19. 
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System der Laufbahnen und Besoldungsgruppen. Nach Meinung von 

Rosenbaum sollten alle Ämter im Verwaltungsapparat der Staatsbehör-

den in 4 Gruppen und 15 Stufen gegliedert werden: 

1) die Gruppe '1A" - Ämter des höheren leitenden Personals (die 

Stufen 13-15); 

2) die Gruppe "B11 
- ebenfalls Ämter des höheren leitenden Personals 

(die Stufen 9-12); 

3) die Gruppe "C0 
- Ämter der Spezialisten (die Stufen 4-8); 

4) die Gruppe nD" - Ämter der sogenannten Ausführenden (die Stufe 

1-3). 

In Übereinstimmung mit dieser Klassifikation sollten die öffentlichen 
Institutionen Organigran1me erstellen, in denen die Amter der öffent!i-

eben Bediensteten den entsprechenden Amtsstellen zugeordnet sind 
(z.B. geordnet nach bestimmten Klassifikationsgruppen und Abstufun­
gen je nach Schwierigkeitsgrad der in den Amtstellen wahrzunehmenden 
Funktionen). Jedem öffentlichen Bediensteten müssen unter Bewertung 

seiner Leistung, seiner Ausbildung und unter Berücksichtigung anderer 
Kriterien (z.B. Dienstalter) bestimmte Qualifikationsgruppen und -stu­

fen zugeordnet werden. Die erste Einstufung in die Rangordnung sowie 
die Versetzung in andere Ränge und Gruppen hat auf Gn1nd der Ent­

scheidung von Beurteilungskommissionen zu geschehen; diese sollten in 

allen Staatsbehörden, Betrieben) Anstalten und Organisationen gebildet 
werden und ihre Tätigkeiten unter der Leitung einer zentralen Beurtei­
lungskommission ausüben, die nach Rosenbaums Vorschlag beim 

Hauptdezernat "Personalangelegenheiten der Regierung11 anzusiedeln 

sei. Dazu sollte ein Beschluß "Über die Richtlinien für die dienstliche 
Beurteilung der öffentlichen Bediensteten und die Einstufung in die 

Qualifikationsdiensträngen ausgearbeitet werden. 

Eine wichtige Aufgabe besteht heute darin, die personaltechnischen 
Auswahlmechanismen im Staatsdienst zu verbessern. Dies kann z.B. da­

durch geschehen, daß man bei Stellenbewertungen nach dem Kollegia­

litätsprinzip verfährt, d. h. eine Bewertungskommission einsetzt, und die 
.....,., ~ n , ••'I •• r.r . „. T 1 - "I • • "I! • „„ • 'I • 1, • 

tsewertungsmaJjstaoe orrentucn-recnu1cn Kontrollleroar gestaltet. 
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Ein weiteres Problem liegt in der rechtlichen Regelung von Funktio­
nen und Pflichten der öffentlichen Bediensteten. Hierzu scheinen mir 
• ; 1 r ; 1 _.. 1. • 'I ~· • 1• 'T"'ll. ..._• _ _ _1 __ 1nsoesonaere ro1genae AspeKce Wicnug zu sem: me nesnmmung aes 
rechtlichen Status von öffentlichen Bediensteten; die Regelung der Ver­
waltungstätigkeit der Bediensteten; die Feststellung der Verantwortlich­
keit bei der Erfüllung der Pflichten; die Verfahren der Haftung. 

Die Tätigkeit der öffentlichen Bediensteten wird im einzelnen durch 
Rechtsakte der Verwaltung geregelt. Es gibt momentan nur ein 
"Handbuch0104, in dem Qualifikationsmerkmale bzw. Dienstvorschriften 
mit gemeinsamem Charakter aufgeführt werden; das dies nicht aus­
reicht, liegt auf der Hand. Es erscheint mir sinnvoll, neue Rechtsvor­
schriften vorzubereiten, die prinzipiell eine einheitliche, allumfassende 
und 1N.issenschaft!ich begründete Beschreibung der dienstlichen Stellung 
der öffentlichen Bediensteten gewährleisten. 

Wichtig ist auch, eine rechtliche Regelung der Haftung der öffentli­
chen Bediensteten zu schaffen. 

Die zur Zeit existierenden normativen Regelungen des Rechtsinsti­
tuts "Verantwortlichkeit der Bediensteten11 berücksichtigen nicht genü­
gend die Besonderheiten der Tätigkeit von solchen Bediensteten, die u.a. 
mit der Vorbereitung und Realisierung von Verwaltungsakten betraut 
sind. Auch für die Festigung der dienstlichen Disziplin und das Verant­
wortungsbewußtsein der Bediensteten in der Verwaltung und für die Er­
gebnisse ihrer dienstlichen Tätigkeit hat die Festlegung bzw. Regelung 
von Dienstordnungsverfahren eine große Bedeutung; dies gilt auch für 
die Bestimmung von Grenzen der Unterordnung im Dienst gegenüber 
rechtswidrigen Befehlen von Vorgesetzten. Die Einführung von Rege­
lungen, die eine systematische Darstellung und Bewertung der geschul­
deten Dienste vorsehen, könnte die Objektivität von Verantwortungszu­
weisungen erhöhen. 

Die Verbesserung und Vervollkommnung des Staatsdienstes hängt 
auch von der rechtlichen Kegelung der Interessenssphäre der Bedien­
steten (Laufbahnrecht, Beförderung etc.) ab. Ein Zusammenhang zwi-

104 SP SSSR, 1980, Nr. 3, Art. 17. 
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sehen der Realisierung der Interessen und der Qualität der Diensterfül­
lung der Bediensteten ist offensichtlich; die Schaffung einer Laufbahn­
ordnung erscheint als dringlich. In der wissenschaftlichen Literatur 
wurde das Problem des Laufbahnwesens zwar schon erörtert105

, aller­
dings ohne den Begriff "Laufbahnwesen" zu definieren; gesetzlich aber 
ist zur Zeit hierzu nichts geregelt, es sei denn, man zählt bestimmte Ar­
tikel des russischen Arbeitsgesetzbuches hierzu, in denen allerdings nur 
Vorrechte hinsichtlich Laufbahn und Beförderung für solche Bedien­
steten vorgesehen sind, die erfolgreich und "gewissenhaft" ihre Pflichten 
erfüllt hab~n; eine rechtliche Grundlage für "Vorrechte11 der Bedienste­
ten wurde aber auch hier nicht geschaffen. Das Arbeitsrecht enthält 
keine konkreten Kriterien und keine einheitliche Ordnung der Laufbah­
nen; was bei der Entwicklung einer gesetzlichen Grundlage aber erfor­
derlich ist. In den einzelnen Ressorts, Wirtschaftszweigen, Betrieben, 
Anstalten etc. gelten nur innerdienstliche Regelungen. Die Entwicklung 
der Gesetzgebung in diesem Bereich erfordert die Ausarbeitung kon­
kreter Kriterien für die Verwirklichung des Rechts der Bediensteten auf 

Laufbahn und Beförderung und die Realisierung der Laufbahnordnung. 
Die Sicherung der dienstlichen Interessen der Bediensteten, die mit der 
Laufbahnordnung verbunden sind, kann durch die Einrichtung von 
Lautbahngruppen, Besoldungsgruppen, Titeln und Rängen verwirklicht 
werden. Man kann dieses Problem aber auch durch Lohnerhöhungen 
bei der Erfüllung bestimmter Bedingungen lösen, weiterhin durch die 
Festsetzung eine zusätzlichen Entschädigung für das Dienstalter, dar­
über hinaus auch durch die Zuweisung einer anderen Dienststelle mit 
der Folge der Höhergruppierung und der Vergrößerung der Zahl der 
unterstehenden Mitarbeiter. 

105 Vgl. etwa M. MolodzowjV. Sojifer, Sozial-rechtliche Aspekte der Dienstlautbahn 

(Sozialno-pravovyje aspekty prodvishenija po rabote ), Sovetskoje gosudarstvo i 

pravo 1973, Nr. 6, S. 72-77; V. Panldn, Organisatorisch-rechtliche Fragen der 

Laufbahnordnung auf der Stelle der Leiter (Organisazionno-pravovyje voprosy 

prodvishenija po slushbe na dolshnosti rukovoditeleji), Pravovedenije 1983, Nr. 4, 

s. 24-29. 
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Es bedarf ferner einer gesetzlichen Regelung der Nachwuchsförde­
rung. Die Nachwuchsförderung hat sich nach der dienstlichen Beurtei­
lung zu richten. 

Die Entwicklung des russischen Staatsdienstes setzt die gesetzliche 
Festlegung der wichtigsten Grundsätze des öffentlichen Dienstes voraus. 
Als Grundsätze des Staatsdienstes werden die folgenden genannt: 

das öffentlich-rechtliche Dienst- und Treueverhältnis: Dieser 
Grundsatz sollte in der Verfassung verankert werden. Zur Treue­
pflicht der Bediensteten gehört, daß sie jederzeit für den Staat und 
die Verfassungsordnung eintreten; 

das Neutralitätsprinzip, wonach Staatsbedienstete dem Gemein­
wohl - nicht einer politischen Partei, Interessengruppe oder ande­
ren Gesellschaftsbewegung - dienen sollen; 

die Begründung von Dienstverhältnissen, das Laufbahnwesen, die 
Besoldung und die Versorgung sowie die Beendigung von Dienst­
verhältnissen werden nur durch Gesetz geregelt. Dieses Gesetz 
sollte die Voraussetzungen und Formen der Begründung und 
Beendigung von Dienstverhältnissen genau festsetzen; 

die lebenslange Anstellung (das Lebenszeitprinzip): Dies könnte 
die Ftablierung eines Berufsbeamtentum in Rußland bedeuten. Die 
Einstellung der öffentlichen Bediensteten auf Lebenszeit sollte 
ebenfalls in der Verfassung verankert werden. Sehr wichtig wäre 
die Festlegung einer gesetzlichen Altersgrenze bzw. die gesetzliche 
Festlegung der Voraussetzungen einer vorzeitigen Pensionierung. 
Ein solcher Grundsatz wäre auch deshalb von Bedeutung, weil so 
die Tätigkeiten und Dienstverhältnisse von öffentlichen Bedienste­
ten in den Rang von "Hauptberufen" gehoben würden; 

der Leistungsgrundsatz und das Gleichheitsprinzip: Jeder Bürger 
muß nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt haben. Die Leistung ist 
das entscheidende Zulassungskriterium für den öffentlichen Dienst. 
Zur Sicherung des Leistungsgrundsatzes muß auch ein besonderes 
Disziplinarrecht fiir Bedienstete geschaffen werden. 
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Die Tätigkeit, die im Rahmen des Staatsdienstes ausgeübt wird, muß 
auf der Grundlage einer modernen Gesetzgebung geregelt werden -

• .... . ' 'II ... • .......... „ ... --- . • .„ • ~ „. 1 ... „ 
mcht nur emscnueuucn Cler ttragen mateneu-recnrucnen, sonaern aucn 
der Fragen prozeßrechtlichen Charakters. 

Die öffentliche Bediensteten gehören unterschiedlichen Kategorien 
an und unterliegen daher unterschiedlichen rechtlichen Regelungen. 
Hier tut sich eine entscheidende Frage auf: Können überhaupt alle Ver­
hältnisse, die in den unterschiedlichen Rechtszweigen geregelt werden, 
von nur einem Gesetz über den Staatsdienst erfaßt werden? Ein künfti­
ges Gesetz zum Staatsdienst in Rußland sollte nur ganz bestimmte 
dienstliche Verhältnisse betreffen; die Regelungen sollten nur für Be­
amten gelten; für Arbeiter und andere Beschäftigungskategorien im öf-
fentlichen Dienst sollten andere rechtliche Normen, vor allem arbeits-
rechtliche, erstellt werden. 

Weil die "Amtspersonen11106 im öffentlichen Dienst eine besondere 
Gruppe von öffentlichen Bediensteten darstellt, ist es erforderlich, ein 
Gesetz über die Rechtsstellung der 11Amtsperson" im öffentlichen Dienst 
zu verabschieden107. Ein solches Gesetz ist für eine klare gesetzliche 
Regelung dieser Kategorie der öffentlichen Bediensteten erforderlich. In 
diesem Gesetz muß die berufliche Tätigkeit der "Amtspersonen" gere­
geit werden. Nach meiner Meinung ist es sehr nützlich und an der Zeit, 
eine Sonderregelung der Rechtsstellung der 11Amtsperson11 (denen in 
Deutschland die Kategorie Beamte entspricht) zu treffen. In diesem Ge­
setz könnte z.B. folgendes geregelt werden: 

a) eine einheitliche Definition der "Amtsperson11
; 

b) Zugang zu den Ämtern in der Staatsverwaltung, rechtliche Voraus­
setzungen der Begründung des Dienstverhältnisses, Wesen des 
Dienstverhältnisses, seine Änderung und Beendigung; 

c) Rechte und Pflichten der "Amtspersonen"; 

106 Zur "Amtsperson" vgl. Abschnitt III. 5. 

107 Organisation und Tätigkeit der aus der Verwaltung entsandten Abgeordneten, 

Richter und Staatsanwälte sind schon heute Gegenstand besonderer gesetzlicher 

Regelungen. 
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d) Besoldung und Versorgung der "Amtspersonen"; 

e) Errichtung eines einheitlichen Systems der Motivierung der 
ltAmtspersonen11

• 

Es bedarf auch der Vervollkommnung und Kodifizierung der ord~ 
nungsrechtlichen, disziplinarischen und vermögensrechtlichen Verant­
wortung der ffAmtspersonen". Insbesondere sollten die rechtlichen 
Grundzüge des Disziplinarrechts definiert werden: Zweck des Diszipli­
narrechts, Begriff des Dienstvergehens, das Disziplinarverfahren, die 
Disziplinarorgane. Zwingend erforderlich ist es, den Schutz der 
"Amtspersonen" im Disziplinarverfahren gesetzlich zu regeln. Wie sich 
zeigt, geht es heute um die Wiedergeburt des Berufsbeamtentums in der 
Rußland. 

2. Die Struktur des Gesetzentwurfes über die "Grundlagen des 
Staatsdienstes in der Russischen Föderation" 

Dem russischen Parlament, der Föderativen Versammlung, liegt der­
zeit der Entwurf eines Gesetzes über den Staatsdienst der Russischen 
Föderation vor. Die Struktur und die wesentlichen Grundsätze des vom 
Parlament vor zwei Jahren vorgeschlagenen Gesetzes wurden in der ju­
ristischen Literatur in Rußland ausführlich behandelt. Es geht heute 
nicht nur um die Reform eines Teils des russischen öffentlichen Dienstes 
(die Schaffung des Beamtentums ), sondern auch um die Reform des 
ganzen Dienstrechts Rußlands. Das neue Gesetz soll stark veränderten 
politischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnissen in Rußland 
Rechnung tragen. Die Struktur des künftigen Gesetzes über den Staats­
dienst wurde folgendermaßen festgelegt: 

a) die eigentlichen Aufgaben und die Grundsätze des Staatsdienstes; 

b) die Errichtung und die Aufhebung des öffentlichen Amtes. Das 
Amt ist die zentrale Institution einer jeden Behörde. Das Amt defi­
niert die dienstlichen Aufgaben der Bediensteten, die im öffenli­
chen Dienst tätig sind, sowie ihre Rechte, Pflichten und beruflichen 
Anforderungen. Jedes Amt muß eindeutig definiert sein, weil dies 
in der Praxis eine wichtige Bedingung für die Erfüllung der Staats-
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funktionen ist. Bei der Charakterisierung des Amtes ist wichtig, 
einen Katalog der Arten und des Umfangs der dienstlichen Tätig­
keiten auszuarbeiten; 

c) die Begründung des Dienstverhältnisses; Die Art und Weise der 
Einstellung (Ernennung, Wahl, Vertrag und andere). Das Gesetz 
muß den Zugang zum russischen Staatsdienst regeln, seine Organi~ 
sationsformen und die Qualifikationsverfahren festlegen. Im Gesetz 
müssen alle Arten der Einstellung genannt werden. Deswegen ist es 
sinnvoll, eindeutige und konkrete Kriterien und Anforderungen für 
diese festzulegen. Das Beste wäre, wenn auch die Art und Weise 
der Bewertung der Leistung der Bewerber für ein Amt festgesetzt 
würde. Diese Frage ist in der wissenschaftlichen Literatur noch 
nicht ausreichend diskutiert worden; 

d) die Laufbahnordnung, die Beförderung und das Beurteilungswesen; 
die Errichtung eines Systems von Normen über die Motivierung 
der öffentlichen Bediensteten; die Schaffung von Kriterien und 
konkreten Merkmalen für die Bewertung der Leistung der Bedien­
steten. Im Gesetz sollte bezüglich der dienstlichen Beurteilung f ol­
gendes festgelegt werden: Ziel und Aufgaben der Beurteilung; die 
Grundsätze der Beurteilung; Beurteilungsverfahren: (1) die Be­
stimmung des Kreises der öffentlichen Bediensteten, die einer Be­
urteilung unterliegen; (2) das Verfahren der Errichtung der Beur­
teilungskomissionen und ihre Funktionen; (3) Protokoll über die 
Entscheidungen und Empfehlungen der jeweiligen Beurteilungs­
komission in Bezug auf den beurteilten Bediensteten; ( 4) Rechts­
schutz für die Lösung von Konflikten, die mit dem Ergebnis der 
Beurteilung verbunden sind. Jede staatliche Behörde muß einen ei­
genen Beschluß über die Art und Weise der dienstlichen Beurtei­
lung der Bediensteten dieser Behörde fassen; 

e) die Rechtstellung der Bediensteten, d. h. ihre Rechte und Pflichten: 
Der inhait des rechtlichen Status der öffentlichen Bediensteten und 
die Festlegung ihrer dienstlichen Stellung ist gegenwärtig ein we­
sentliches Problem. Diese Festlegungen sind wichtige Vorausset­
zungen nicht nur für die Organisation der Tätigkeit der Bedienste-
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ten, sondern auch für die Effektivität des Verwaltungsapparates 
insgesamt. 

Zur Zeit gibt es in jeder Behörde ressortmäßige Dienstanweisungen 
und andere Dienstvorschriften, die die Rechte und Pflichten der Staats­
bediensteten definieren. Es gelten darüber hinaus Rechtsakte für ein­
zelne Bediensteten (z.B. 11Einheiticher Beschluß über den Hauptrechts­
berater", ''Einheitlicher Beschluß über den Hauptbuchhalter"). Aber in 
diesen Dienstvorschriften werden nur die beruflichen Rechte und 
Pflichten der Staatsbedienstete bestimmt. Das ist in der Praxis auch sehr 
wichtig. Für jeden öffentlichen Bediensteten müssen einheitliche Rechte 
und Pflichten geschaffen werden, die in der Verfassung und in anderen 
Gesetzen zu verankern sind. Ein Beispiel: Es besteht die allgemeine 
Pflicht der öffentlichen Bediensteten, rechtzeitig und korrekt die dienst­
lichen Weisungen, die Entscheidungen, die Beschlüsse und die anderen 
Handlungen von vorgesetzten Stellen zu erfüllen. Dies muß gesetzlich 
präzisiert werden. Falls der Bedienstete eine rechtswidrige Anweisung 
von seinem Vorgesetzten erhält oder dieser Befehl seine Dienstbefug­
nisse überschreitet, ist er verpflichtet, die Ausführung dieser Weisung zu 

unterlassen. Aber der Bedienstete muß sich schriftlich über die Gründe 
dafür gegenüber der Behörde oder der Amtsperson, die die Anweisung 
erteilt hat, erklären. Anderes Beispiel: Theoretisch besteht die Möglich­
keit, daß ein Bediensteter strafbare Befehle bekommen kann. In diesem 
Fall ist gesetzlich zu regeln, daß er von der Erfüllung dieses Befehls ab­
sehen und schriftlich der Aufsichtsbehörde darüber berichten muß. 

Der Gesetzgeber muß auch in der russischen Verfassung sowie in 
den Verfassungen der russischen Republiken die Grundzüge der 
Rechtsstellung des öffentlichen Dienstes regeln. Wenn in Rußland ein 
Gesetz über die "Grundlagen des Staatsdienstes der Russischen Födera­
tion" verabschiedet wird, dann müssen auch die Republiken Rußlands, 
die Kreise und die Gebiete Gesetze betreffend den Staatsdienst verab-

- • • 1f\Q schieden ... v". 

108 Die Russische Föderation verfügt nach der russischen Verfassung über eine 

Rahmengesetzgebungszuständigkeit für den Staatsdienst. 
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Der oben erwähnte Gesetzentwurf mit dem Titel "Die Grundlage des 
Staatsdienstes der Russischen Föderation" ist das erste komplexe rechtli­

che Dokument im Hereich des öffentlichen Dienstes: 

KAPITEL 1. Allgemeine Grundlagen 

Ziel des Gesetzes Art. 1. 

Art. 2. 

Art. 3. 

Art. 4. 

Art. 5. 

Begriff des öffentlichen Dienstes 

Grundsätze des öffentlichen Dienstes 

Föderative Grundlage des öffentlichen Dienstes 

Gesetzgebung im Bereich des öffentlichen Dienstes 

KAPITEL II. Öffentliches Amt 

Art. 6. 

Art. 7. 

Art. 8. 
Art. 9. 

Begriff des öffentlichen Amtes 

Klassifikation der politischen staatlichen Ämter 

Klassifikation der administrativen staatlichen Ämter 

Qualitative Anforderungen an die administrativen staatli­
chen Ämter 

KAPITEL III. Der Bedienstete 

Art. 10. 

Art. 11. 

Art. 12. 

Art. 13. 

Art. 14. 

Art. 15. 

Art. 16. 

Art. 17. 

Art. 18. 

Art. 19. 

Art. 20. 

Art. 21. 

Bediensteter 

Vorgesetzter 

Pflichten der Bediensteten im öffentlichen Dienst 

Rechte der Bediensteten im öffentlichen Dienst 

Verantwortlichkeit der Bediensteten 

Beschränkungen, die für die Bediensteten mit dem öffentli­
chen Dienst verbunden sind 

Geheimhaltung im öffentlichen Dienst 

Gewährleistungen für die Bediensteten 

Besoldung der Bediensteten 

Zuschläge und Zuwendungen 

Fürsorge gegenüber den Bediensteten 

Motivierung der Bediensteten 
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KAPITEL IV. Laufbahnen 

Art. 22. 

Art. 23. 

Art. 24. 

Art. 25. 

Art. 26. 

Art. 27. 

Art. 28. 

Art. 29. 

Art. 30. 

Art. 31. 

Art. 32. 

Art. 33. 

Art. 34. 

Zulassung zum öffentlichen Dienst 

Diensteid 

Erklärung über das Einkommen und über die Vermögens­
verhältnisse der Bediensteten 

Voraussetz.Ungen für die Zulassung zum öffentlichen Dienst 

Dienstliche Beurteilung 

Beförderung 

Rangstufen der Bediensteten 

Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 

Allgemeine Voraussetzungen der Beendigung des Dienst­
verhältnisses 

Entlassung des Bediensteten, der ein politisches staatliches 
Amt innehat 

Entlassung des Bediensteten, der ein administratives Amt 
und einen Dienstrang innehat 

Entlassung des Bediensteten, der ein administratives Amt 
innehat 

Gründe für die Beendigung des Dienstverhältnisses 

KAPITEL V. Verwaltung des öffentlichen Dienstes 

Art. 35. Verwaltungsbehörde des öffentlichen Dienstes 

Art. 36. 

Art. 37. 

Art. 38. 

Art. 39. 

Art. 40. 

Verwaltungsstandard im öffentlichen Dienst 

Register der Bediensteten 

Finanzierung des öffentlichen Dienstes 

Streitigkeiten im öffentlichen Dienst 

Kontrolle im öffentlichen Dienst. 

Dieser Gesetzentwurf erstreckt sich nicht auf alle Ämter des Staats­
dienstes. Die Rechtsverhältnisse der öffentlichen Bediensteten in der 

Administration des russischen Präsidenten, im Apparat der Regierung, 
in den Apparaten der Kammern der Föderalen Versammlung, des Ver-
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fassungsgerichts, des Obersten Gerichts, des Obersten Schiedsgerichts 
und der Zentralwahlkomission werden durch Sonderrechtsakte geregelt. 

Dieser Gesetzentwurf betrifft nur Staatsbedienstete der unmittelba­
ren Staatsverwaltung. Die gesellschaftlichen Organisationen, Genossen­
schaften und anderen gesellschaftlichen Anstalten des öffentlichen 
Rechts könnten eigene rechtliche Vorschriften im Bereich des öffentli­
chen Dienstes erlassen. 

VII* ZUSAMMENFASSUNG 

Zum Schluß müssen noch kurze Bemerkungen über einige entschei­
dende Auswirkungen der Reform des russischen Dienstrechts gemacht 
werden. Das russische Dienstrecht stellt eine Rechtsmaterie dar, die ge­
rade zur Zeit ständig in Bewegung ist. Die Reform des russischen 
Dienstrechts hat zwar vor etwa drei Jahren begonnen, die bisherigen 
Schritte beruhen indessen nicht auf einem schlüssigen Konzept. Die 
Aufzählung von Problemen des heutigen Dienstrechts macht deutlich, 
daß im Bereich des öffentlichen Dienstes wichtige Veränderungen 
durchgeführt werden müssen. Daneben stellen sich neue Rechtsfragen, 
die auf die Zukunft des öffentlichen Dienstes nicht ohne Einfluß bleiben 
werden. Die Fortentwicklung des Rechts, die Weiterentwicklung von 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik und neue Einzelprobleme werden 
sich in der legislativen Tätigkeit, der Rechtsprechung und in der rechts­
wissenschaftlichen Literatur niederschlagen. Das Dienstrecht Rußlands 
muß unter Berücksichtigung der Wandlungen von Staat und Gesellschaft 
neu geordnet werden. Aufgrund des politischen Konsenses über die 
Notwendigkeit eines föderativ-einheitlichen Dienstrechts legt man die 
Rahmenkompetenz der Föderation so aus, daß den Republiken und den 
anderen Subjekten der Russischen Föderation für ihre Gesetzgebung 
kaum noch Spielraum bleibt. Verwaltungsreform und Reform des öf­
fentlichen Dienstes sind miteinander zu verbinden. Die Laufbahnreform 
muß das Leistungsprinzip stärker in den Vordergrund stellen und die 
Personalführung flexibler gestalten. 
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Der Hauptsinn der Reform des öffentlichen Dienstes besteht in der 
Einrichtung des Berufsbeamtentums bei Verringerung der Zahl der Be­
diensteten, die ihre Funktionen unter Beachtung der Menschenrechte 
ausüben sollen. Es liegt aber auf der Hand, daß der Aufbau des Berufs­
beamtentums in der Russischen Föderation nicht von heute auf morgen 
zu bewerkstelligen ist109. Denn es handelt sich hierbei um eine bislang in 

Rußland nicht existente Rechtsmaterie. 

Das russische Dienstrecht wird momentan in Anlehnung in das deut­
sche Recht reformiert. Die Reform des Dienstrechts begann 1991. Zur 
Zeit wird der Organisationsaufbau des öffentlichen Dienstes durchge­
führt. Der Staatsdienst muß effektiv, stabil, flexibel und offen für Verän­
derungen und Verbesserungen werden. Es ist heute in Rußland an der 
Zeit, den öffentlichen Dienst dem Wandel und der Neuordnung zu un­
terwerfen. 

Der russische öffentliche Dienst ist lange Zeit durch spezielle sowje­
tische Eigenschaften und Merkmale gekennzeichnet gewesen, die ein­
deutig nicht mit dem legalistisch-rationalen Modell 11° einer staatlichen 
Bürokratie übereinstimmen. Der russische Staatsdienst basierte weitge­
hend auf abstrakten, politisierten und für die Praxis irrelevanten Krite­
nen. 

Es sollte deutlich geworden sein, daß zur Organisation des öffentli­
chen Dienstes grundsätzlich ein gesetzlich normiertes, vom öffentlichen 
Recht bestimmtes Dienstverhältnis zwischen den verschiedenen öffentli­
chen Verwaltungen und ihrem Personal gewählt werden muß. 

109 Auch der Aufbau des Berufsbeamtentums in der Republik Polen geht langsam 

voran; siehe dazu S. Nowotny, Der Entwurf eines Gesetzes über den Zivilstaats­

dienst der Republik Polen, ZBR 1994, S. 261 ff. 

110 Vgl. etwa M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft - Grundriss der verstehenden 

Soziologie; 5. AufL; 1972; S. 124 ff.; 551 ff.; G. Schmid/H. Treiber, Bürokratie und 

Politik - Zur Struktur und Funktion der Ministerialbürokratie in der Bundesre­

publik Deutschland, 1975, S. 21 ff.; R. Zippelius, Die Rolle der Bürokratie im plu-

ra!istischen Staat, in: ~ Leisner (Hrsg~), Das Berufsbeamtentum im demok..1'\ti-
sehen Staat, 1975, S. 217 (219 ff.); A. Obolonskij, Bürokratie und Bürokatismus 

(Bürokratija i bürokratizm), Gosudarstvo i pravo 1993, Nr. 12, S. 89 ff. 
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Nach einer langen Zeit rechtlicher Unsicherheit sollte das privat­
rechtliche Dienstverhältnis fest etabliert werden und eine Alternative 
zum klassischen Beamtenverhältnis bilden. Das Dienstrecht der Ange­
stellten und Bediensteten des technischen Personals (Arbeiter) im öf­
fentlichen Dienst sollte durch Tarifverträge augestaltet werden. 

Die Föderale Versammlung (das russische Parlament) zeigt sich un­
zufrieden über den derzeitigen Zustand der dienstrechtlichen Gesetzge­
bung Rußlands. 

Vorgeschlagen wird, daß bei der Festlegung des parlamentarischen 
Gesetzgebungsprogramms Überlegungen zur Reform und zum Neuauf­
bau des Dienstrechts angestellt und auf dieser Grundlage durch die 
Kommission Vorschläge ausgearbeitet werden sollen. Zur besseren In­
formation der ÖffentHchkeit sei es nötig, daß neue Gesetze und Verord­
nungen nicht nur im Amtsblatt, sondern auch durch Presse und Rund­
funk bekanntgemacht werden. 

Zur Zeit besteht die Möglichkeit, Radikale in den öffentlichen 
Dienst einzustellen. Damit Verfassungsfeinde nicht in den Staatsdienst 
gelangen, um den Staat von innen bekämpfen zu können, sollten in dem 
künftigen Gesetz dafür Grundsätze festgelegt werden. 

Heute filbt es in Rußland ein Mehroarteiensvstem. das in der Verfas-
....., ~ ~ J 

sung verankert ist. Rußland steht nunmehr vor dem Problem des Auf­
baus des Staatsdienstes im Parteienstaat. Der Gesetzgeber müßte aus 
diesem Grunde die wichtigsten Grundsätze des modernen öffentlichen 
Dienstes festlegen: 

Treuepflicht der Bediensteten; 

politische Neutralität; 

Schutz der freiheitlichen demokratischen Ordnung; 

Sicherung der Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte durch die 
Bediensteten. 
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IlOD.BO.lIJl HTOm npe.D:hIJI.yrnJIM paccy;«JI.CHHHM. MO)KHO C.ll.CJiaTh 

rJiaBHhie BhlBOD.hl H OTAeJlhHhle KOpOTKHe 33.MeqaHHSI OTHOCHTeJihHO 

B(l)l(He:Hmux qepr H OCHOBHblX HanpaBJieHHH pecpopMbl rocyn.apCTBeH­

HOH CJI}')K6h1 B Poccu:HcKoli <l>eJI.epall,HH. 

I. CospeMeHHoe rocy.uapcrao xapaKTepH3yeTcSI HaJIHqHeM MHO)Ke­

CTBa pa3HOo6pa3HhIX 3allaq H QlyHKUHH, OT npcxpeccHoHaJihHOro H 

TOt.IHOro ocymeCTBJICHHH KOTOpblX 3aBHCHT cp}'HKll,HOHHpOBaHHC BCeH 

o6meCTBeHHO-IIOJIHmqecKOH CHCTCMbl. Il03TOMY OHO JI.OJiiKHO BK.lllO­

qaTb B cBoli opraHH3M npocf:>eccuoHaJihHhIH CJiyJKe6HhIH Kopnyc, opra-

HlI3aUlISI 11: n.esrre.JihHOCTb KOTOporo perJiai\:ieHTHp}1IOTCH 3aKOHOJI.a-

TeJibHhIMH aKTaMH. QqeßH.ll.HO, lJTO B .U.aHHOM CJiyqae peqh H.UeT 0 Ta­

KOM ofül3aTCJihHOM rocy.uapCTBCHHO-IIpaBOBOM HHCTHryre, KOTOphIH 

Ha3bIBaeTCH "rocyn.apcmeHHaSI CJI)1)1(6a'1l; BO MHOrHX CTpaHax ee HMC­

HytOT "rry6JIHqHoß: CJiptc6o:H"2, a B HeKOTOpbIX - "rproKJJ.aIICKOH CJI)')K-

6oß"3. 

1 B Poccnüc1mü cI>e,aepaI.J.HH ( KaK H s 6hrnUieM CoBCTCKoM CowJe) B aJ>epe CJJy­

)l(e6HhlX OTHoUiettuß ynorpe6JJ.HCTCH repMHH "rocy.n.apcrneHtta.H CJJ)')K6a". B uapc­

Koü POCCHtt napR.zzy c noHHTHeM "rocymipcreeHHaR CJIYJfd)a" HCIIOJlb30BaJICR rep­

MaH "o6mecreeHHaR CJiyxct)a" (rrOCJie,lI.Hmi MO)(CHO 6br.110 paCCMa'I'pHBaTb B Ka'.fe­

cree '3KBn83JieHTII nOHHTil.H "ny6.11n'tHaH CJiy:IK6a". CM., HarrpnMep: Keuuzcou A. B. 

npocrynKH H npecryDJleHH.H ßO CJI}?K6e focy.n,apcrneHHOH H 06meCTBeHHOH. 

TawKeIIT, 1913). TepMuH "rocy,n;apcraeuua11 CJIY)ICfia" pacnpocrpaeeH TaIOtCe n B 

Jlpyrnx crpauax (.AHr.11HH, 11pJiaH)l,W[). CM.: N Johnson, Das Recht des öffentli­

chen Dienstes in Großbritannien, in: S. Magiera/H. Siedentopf (Hrsg.), Das 

Recht des öffentlichen Dienstes in den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­

meinschaft, 1994, S. 341 (359 ff.); J. Gallagher/S. Dooney, Das Recht des öffentli­

chen Dienstes in Irland, in: ebd., S. 435 ( 440 ff.). 

2 TepMHH "ny6Jtnlleas CJl~a" ncnoJib3YercH a <l>Pf, l1cna1:1nu, EeJihnrn H B .!lPY­

ntx crpauax. CM., HanpnMep: U. Battis, Beamtenrecht, in: Achterberg/Püttner 

(Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, Bd. I, 1990, S. 899 ff.; R Maes, Das Recht 

des öffentlichen Dienstes in Belgien, in: S. Magiera/H. Siedentopf (Hrsg.), Das 

Recht des öffentlichen Dienstes in den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­

meinschaft, 1994, S. 67 (88 ff.); R Garcia Macho, Das Recht des öffentlichen 
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ohIBIDRH coBeTCKasl rocy.n.apCTBeHHaH CJI)')K.6a no CBOHM KpHTepH­

HM H cym.eCTBeHHbIM npH3Ha.KaM rrpOTHBopeqHJia KOHUCilUHH pau.HO­

HaJibHOH 610poKpaTHe4. CoBeTcKrut rocy.uapCTBeHHasl CJI}')K6a 6a3Hpo­

sanach BO MHOrOM Ha a6crpaKTHhIX, 11IlOJIHTH3HpOBa.HHhrX
1
, a, CJIC,ll.0-

BaTeJihHO, BTopocreneHHbIX H HCBaJKHbIX JJ.JIH npaKTHKH npHHIUIIlax. 

l13MeHeHHe COUH3JihHO-IIOJIH.THqecKOH H rocy.rr.apcrneHHO-npaBOBOH 

cinyaUHH B crpaHe o6yCJIOBH.JIH Heo6xo.QHMOCTh pecl>opMHpOBaHHSI 

rocy.uapCTBeHHoß CJipK6hI. 

CoBpeMeHHaH rocy.rr.apCTBeHHasI CJI)l)I(6a PoccHH npencraBJIHeT co-

6oH. c IOpH.rr.HqecKOH TOl.JKH 3peHHH rrpa.BOBYJO MaTepHIO, KOTOpa.H Ha­

XOLI.HTCH B IlOCTOHHHOM ,llBH)l(eHHH: OHa H3MCHHCTCH, .UOIIOJIHHCTCH, 

H.UeT IIOHCK HOBhIX HHCfp)'MCHTOB B pa3pe1IIeHHH cym.ecrnyrolll.HX 

rrpo6JieM, pa3pa6aThrBaIOTCSI HOBbie HOpMaTHBHhIC aKTbl, perJiaMCH­

Tß pyioilI.H e rocy.uapCTBeHHO-c.n:pKe6Hhle OTIIOIIICHHH. IlepeqH CJICHH e 
Bcex npoTHBopeqHß: H npo6neM rocy.uapcrneHHOH cnyx<6h1 PoccHH 

Il03BOJIHCT HCHO rrpe.rr.craBHTb, l'.JTO B :JTOH o6JiaCTH .llOJIXGJhl npoH30H­

TH B 6y.llym,eM BaiKHeiUIIHe H.3MeHeHHH. Il)'MaCTCH, l'.JTO rpauym.He 3a­

KOHOllaTeJibHhle HOBCJIJibI B ccf>epe rocy.uapCTBCHHOH CJI)'JKOhl npHBe­

.uyr K HOpMaTHBHOMY 3aKpeDJICHHIO oco6oß rpynnhI 3aHHTbIX Ha rocy­

n,apCTBeHHOH CJI)')K6e JIHU - ttU1-WßUUK08 ("2ocydapcmBeU1-iblX cJZy'JICa­

Ul,UX", 
11
00.Jl:JICl-lOCmUblX .llUU.'\ HJIH, MOJKeT 6hITh, HX Ha:JOByr HHaqe ), 

HMCIOIII.HX oco6h1ü rocyn.apCTBeuuo-cnyJKe6HhIH craryc. CoBpeMeeuoe 

Dienstes in Spanien, in: S. Magiera/H. Siedentopf (Hrsg.), Das Recht des öffentli­

chen Dienstes in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 1994, S. 

731 (740 ff.). 

3 B AHrmm yn01pe6JU1CTCH nnoKe TCpMHH "rpa)K,!J,aHCKaH rocy.uapcreeHHaß c.Jiy)K-

6a". CM., HanpHMep: E<jJpe.Mo6 JI. 06 oni,rre opranuJauuu Ep1mrncicoit: rpa)K­

.nanCKoii CJij?K6bf. Coe. lOCTHU,HH. 1991. Na 19. C. 11-12. 

4 CM.: M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft (Grundriß der verstehenden Soziolo-

gie ), 5~ Aufl., 1972, S. 124 ff., 551 ff.; G4 Schmid~q· T;elbe;, Büro~-atie und Pali-

tik - Zur Struktur und Funktion der Ministerialbürokratie in der Bundesrepublik 

Deutschland, 1975, S. 21 ff.; R Zippelius, Die Rolle der Bürokratie im pluralisti-

sehen Staat, in: W. Leisner (Hrsg.), Das Berufsbeamtentum im demokratischen 

Staat, 1975, S. 217 (219 ff.); 06oJ10HcKuu A. B. B10porq>aTHH H 6IOpoKpaTH3M (K 

TeüpHH eonpoca). rocy,u,apcrno H npaBO. 1993. N° 12. c. 88-89. 
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pa3BHTHe 3aKOHO)laTeJihCTBa Il03BOJIHeT yraep)l(JlaTb, KaK 3TO yxe OT­

MeqeHO B nomaroJIOBKe JI.aHHOH KHurn, qro PoccuR Hax:O.II.HTCH Ha rry­

TH B03pO)f(Jl.CHHSI HHCTHJYTa rrpü<f>eccuoHa.rrhHOro quHOBHHqeCTBa. 

3TOT HHCTH'cyT, OCHOBhIBaHCb Ha npocl>eccHOHaJIH3Me, cnoco6HOCT~ 

IlOJIHTH qecKOM Hef.rrpaJIHTeTe CJI)')l(am.ux H KaqeCTBeHHOM HCilOJIHe­

HHH HMH CJiyJKe6HhlX o6H3aHHOCTeH, o6ecaequBaeT BO MHOrHX crpa­

Hax cra6JUihHoe rocyJJ.apcrneHHOC ynpairneHHe H BBJUICTC.SI BruKHeil­

mHM cpaKTopoM coxpaHeHHH H Il03HTHBHOro pa3BHTHH rocyuapCTBeH­

HOcrn. 

II. PecpopMa rocyJI.apCTBeHHoil CJI)')l(6h1 B Pocc11:HcKoli <l>e.aepauuu 

HaqaJiaCh BMecre c npHHHTHCM B 1990-94 IT. HOBblX 3aKOHOB H JJ.pyntx 

HOpMaTHBHblX aKTOB5. Ü)lHaKo 3TH MeponpHHTIUI ocym.eCTBJlSIJIHCh 

.uo nocJie.illiero BpeMeHH 6e3 cneUHaJihHoro pa3pa6oTaHHoro m1aHa 

5 Ha ueo6xo.a;UMOCTb npose.a;eHHH pe<PopMhI rocy.u,apcrueHHoil CJJ}')Kfibt J'ICHbie 

nocroHHHO o6palll8JIH BHHMamie. CM., nanpHMep: MaHOXUH B. M. KoHuenll.IDI 

3aKOHa o rocy,D,apCTBCHHOH CJiy?K6e. Coa. rocy.u,apcreo H npaso. 1991. N° 12. C. 

90-98; Ama.MaH11yK r. B. OcuosnMe noJto)KeHHß Kouuemum pa3sHTIUI rocy.u,apcr­

seHuou CJij')lct)ht s PoccuüCKoß Cl>e,ll,epaUHH. ßeCTHHK rocy.uapcrneHHOH CJJ)')l\f>bl. 

M., 1992, HlOHb. c. 5-16; OH :JiCe. rocy.®pcrBCHHaff ~ KaIC at>epa ynpaB.lle­

HH.R. Ilpo6JteMbl reopmt H npaK'rmrn ynpaBJiemm. 1992. N° 4. C. 15; Po3eH6ay.M 

10. A. CucreMa pa6oTb1 c 11:aii,paMH e yCJJoBHßX nepecrpoiiK11: CounaJihHO-npaeo­

soit acne1tr. Cos. rocy.napCTBO H npaeo. 1986. N° 12. C. 11-20; CepzueHKO JI. A. 

CoseprneHCTBOB~mue 3aJCOHO.l1,aTe.)lbCTBa 0 COBCTCKOH rocy.napcrneHHOH C!Iy.ite6e. 

Cos. rocy,ll,apcrno H npaso. 1984. N° 5. C. 27-34. 

bblJUI ony6JmKOB8Hbl TalOICe pa6orb1, 8 KOTOpbIX pacCMa'I'pHBalOTCH B8)KHCHUIHe 

BOßpüCbl, TCCHO B3aHMOCB.H3aHHblC creopneil rocy.napcrneHHOH CJIY'ld5bI. CM., Ha­

npnMep: Ama.Mall'IYK r. B. 06ecneqeuue paUHOHaJtbHOCilI rocy.zxapcmeHHOJ'O 

ynpaBJ1cHH.R. M., 1990; beJlbCKUU K c. nepcoHaJJbH8ß OTBCTCTBeHHOCTb B COBeTC­

KOM rocy,napcrBCHHOM ynpaBJteHHH: 00HH'I'He, !J>opMbI, cpaKTOpbl ytq>CIUICHHß. 

M., 1988; OH :xce. nepe<JHaJibH8R OTBeTCTBCHHOCTh B COBeTCKOM rocyii;apcreeH­

HOM ynpaB.Jiemm: Mopa.ribHble, '.lKOHOMn'leacne H nOJIHTH\fecme acneKTbt. M., 

1989; OH :JtCe. Pa3.ueJteuue BJiacreü H OTBeTCmeHHOCI'b s rocy.uapcreeHHOM yn­

paBJieHHn: OomrroJtorn'leCKJt.e acneK'fb1. M., 1990; Jla3apee E. M. focy.uapcrnea­

Hoe ynpaBJie1me Ha :mme nepecrpoincn. M., 1988; 06o.11011cKuil A. B. l.leJIOBeK n 

rocy;:i,apcreeuHoe ynpaBJieHne. M., 1987; llucKomuH M. H. CoUHaJIHJM H rocy­
)l.apcraeHHOC ynpaB.lleHHe. M., 1988. 
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pecpopMHpOBaHHH rocy.aapcrneHHOH CJI}1)1(6hI, 6e3 qeTKHX rrpe.rr.CTaBJie­

HHH 06 3Tanax H cyrn HOBOBBeJJ.eHHH B ccpepe rocy.a.apCTBeHHOH CJI}1)K-

6bI. H TOJihKO B Kouue 1993 ro)la OJ.I.HOBpeMeHHO c ymep)l()leHHeM 

YKa:JOM Ilpe3H.UeIITa PoccHH oT 22 .ueKa6pH 1993 r. 
11
IloJ10JKeHHS1 o 

cfJe.uepaJihHOH rocynapCTBeHHOH CJI}'1K6e11 6blJIH ony6JIHKOBaHhI Te3H­

Cbl KoHuerrll.HH o pecpopMHpOBaHHH rocyAapcrneHHoü CJI)')K6b16 B Poc­

CHß. 

ABTophI ony6JIHKoBaHHoü rrporpaMMhI (Te3HCOB) pecpopMhI rocy­

.uapCTBeHHOH CJiyx<6hI onpe.neJIHJUI HeCKOJibKO 3TaIIOB 3TOH pecpop­

Mhl. Ü.LUiaKO B 3THX Te3HCax TpY.llHO YßH.U.eTh KOHKpenryro ueJih npa-
80BOÜ peef>op.MbL H .Moae.llb 6ydyw,eü zocydapcmBe1moü c.1ZyJIC6bt: pe­
<flopMn posaTh crapYJO rocyllapcrneuuyio CJI)1JK6y ( c KaKHMH KOHKpeT-

HblMK ue4.rIHMH H Ha KäKHX IIpHHII.Hrrax?) HJIH C03tI.aBaTL HOBj1IO ( arBe-

qaIOmyro KaKHM T{>e6oBa.HHHM?). KaKOBhl ueJIH npasosoro perynupo­
Ba.HHH OTHOIIIeHHH B ccpepe rocy.uapCTBCHHOH CJ1)7lK6h1? QqeBH)JJIO, 

tITO .uo CHX nop c ropH.llHqecKoil TOqKH 3peHHH He ycraHOBJieHa ueJih 

pecpopMbI 11 apaBoBaH MoneJib rocyn.apCTBeHuoH: cnpg6hI. CoUH aJih­

uo-noJI11mqecKas1 ueJih pe<j>opMhI, noICa3bIBaromas.i: npaKTilqecKHH 

)l(CJiaeMhlH pe3fJibTaT, npe.u.eJihHO HCHa; "OcHOBHOH CMbICJI pecpopMbI 

rocynapcrseHHOH CJipK6bI 3aKJIIOqaeTCSl B TOM, ~o6hI, c O)I.HOH cropo­

Hbl, o6pa3üBaTb KOJill'-IecnseHHO He60JibillOU Küpnyc npocpecCHOHaJih­

HhIX CJl}')f(alll.HX, a c JJ.pyroH: - ocymeCTBJUITb nopHllOK H ynpaBJieHHe, 

He HapymaSI apaB H cBo6o.ll rpruKJJ.aH"7. Ü.II.HaKo ocraeTcSI 6e3 OTBeTa 

so11poc: KaKOBa npaBoBaH o6oJioqKa 6y11.ymeü rocynapcrseHHOÜ CJI}')K-

6hl? Be.ID> TPYLI.HO corJiaCHThCH c TaKofl, HanpHMep, .UOMHHHpyrome.H 

B o6mecrseHHOM co3HaHHH 11.eJibIO pecpopMbI Ka.K 11
C03.lI.aHHe KOJIHqe-

6 CM.: Poc. ra3era. 1994. 23 H 24 .a.eKa6pH. B 1992 r. B cneUHan:bHOM HJAaHHH Poc­

Ka)l,poa Pocrnn 6bIJIH TaIOKe onyfulHKOBaHhI Te3HCbt KOHUenUHH pa3BHTIUI rocy­

,ri;apcrnenuoe C,.ll)')fd5M; CM.: Pa3BHTHe rocy.a,apcrneHHOH ClJ)')KÖhJ B POCCHHCKOit 

<l>e..uepall.HH (re3ttCbl 1eouuenuun). BecnmK rocy.!Ulpcmeuaoß CJiyjK6M. M., 1992, 

aorycr. C. 2-8. B H3)"iHOil mrrepa'I)'PC nOHBHJIHCb }')Ke KpHTHt.teCKHe 3aMeTKH no 

nooo,11y ony6JUIK0BaHHblX Te3HCOB KOHUCUUHH 0 pe<l>opMHpüBaHHH rocy.uapcmeH­

HOU CJI~bl. CM., uanpHMep: Ee11bcKui1 K C. 0 ICOHuenUHH pe<l>opMbI rocy)J.3p­

CTBeHHOH C.il}')K6bI D POCCHH. rocy}],apCTBO H rrpaoo. 1994. N" 4. c. 24-32. 

7 Ee.llhCKUU K C. YKaJ. cot.t. C. 31. 
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CTBeHHo He6oJihmoro Kopnyca rocy.uapcmeHHhIX CJI}'XaID.Hx, Korophle 

}'MCIOT Ka't.leCTBeHHO ocymeCTBJISITb rocy.u.apCTBeHHhie cpyttKUHHH. 

IlYMaeTCH, q'TQ UCJiblO pe<f>opMbl HBJUICTCK C03.UaHHe 3<f><l>eKTHB­

HOH rocyuapCTBeHHOH CJI}")((6hl H rrpocf>eccHoHaJihHOm qHHOBHHqecr­

Ba, opraHH33UIUI H .uewreJibHOCTb KOTOporo peryJIHpyIDTCH 3aKOHO.Ua­

TeJihHbIMH a.KTaMH TpaJI.HUHOHHoro .UJIH 3TOH ccpepbI npasosoro co-

11.epxaHH5.l8. B 3aBHCHMoCTH oT BhI6opa Mo.rr.eJIH rocy.uapCTBeHHOH 

CJI)')l(.6h1 Heo6xoJI.HMO cpopMHpoBaTh cHcreMy 3axouo.uaTeJibCTBa o ro­

cy.uapCTBeHHoii CJiyJK6e, KOTopoe IJ,OJDKHO ycraHaBJIHBaTb IIpH3HaKH 

( o6a3aTeJihHhie qeJ>TbI) noHHTHH rocy.uapcrneHHoro c.rryxamero, BH­

JJ.hI CJI}')f(aIIJ.Hx, KnaccHcpHKaruuo rocy.u.apCTBeHHhIX .U.OJI)l(Rocreii H 

KpHTepHH HX 3aMelll,CHHH, BOilpOCbl npoxo)KJleHHH CJiyJK6bl H IlOBbl­

llICHHH IIO CJI)')l(Oe, rrpHBHJICIBH qHHOBHHKOB H MHorne JJ.pynte BOil­

pochI. 

Cym.eCTBosasmas: B CoseTcKoM CoI03e u npO}l.OJDKa10mas1 HhIHe 

.u.eH:crnosaTL B PocculicKoft 4>eJJ.eparuru KJiaccncpHKaUHH rocyn.apcr­

BeHHbIX CJiyJKalli,HX (pyKOBOJJ.HTCJIH, cneuHaJIHCTbl H TeXH.HqecKHe HC­

IIOJIHHTCJIH) SIBJUICTCH, ua MOH B3rJlß.ll, npHHU,HUHaJihHO HesepHOH, 

TaK KaK OHa HanpaBJieHa npoTHB opraHH3aUHH 3<f><l>eKTI1BHOH rocy­

napcrneHHOH CJI)')K6hl H nopo)l(JlaeT Ha npaKTHKe MHOJKecrso npo6-

neM. Bellh KpoMe yicmaHHblX BßllOB rocyuapcrseHHhlX CJiyJKamHx noT­

pe6oBanach Bhlpa60T1Ca H 06ocu0Bauue TaKnx KaTeropHll. CJIYJf<aill.HX 

KaK 0
.ll,OJDKHOCTHbie JIHI.{a11

, 
11Ilpell.CTaBHTCJIH BJiaCTH 11

, 
110TBCTCTBCHHhIC 

pa60THHK11 11 
H T • .ll.. Ha npaKTHKe JKe 3THM co3nasaJIHCh qacro Henpeo­

.nonHMhie rpya.HoCTH. HecoaepmeHCTBo HhIHe .u.eß:CTByromero 3aKoHo­

.ll.aTeJihCTBa 0 rocynapCTBeHHOH CJI)l)K6e Ta.IOKe SIBJISICTCR npH"IHHOH 

MHornx rrpo6JieM B 3aKOHOTBopqecKoft: .z:teHTCJihHOCTH. Hanp11Mep, B 

npoeKTe 3aKoua PoccuH:cKoli <l>e.IJ.epaunH o 6oph6e c KoppynUHeH: (B 

Bcex rocy,IJ,apCTBeHHblX CJIYJIGlIUHX TaKOH KaTCI'OpHH KaK 'iHHOBHHKH. Ilpe.IUIOJia­

raeTCR, 'iTO .upyrne .JaKOHLI 6y.zcyT pery;mpo.eaT& npaeoeofr craryc "npüCTbIX" c.ny-

CTIJ. CM.: S. Nowotny, Der Entwurf eines Gesetzes über den Zivilstaatsdienst der 

Republik Polen, ZBR 1994, S. 261 ff. 
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pe.U.aKUHH OT IUOJUI 1994 r.) paCIIJibJBqaTOCThlO H HellOHITT"llOCThlO CT­

pan.aeT qyin JIH He KroK,UaR craTbH, Ta.K KaK OCHOBHble IlOHHTHH He on­
pen.eJICHbl .11.0Jl)l(HblM o6pa.30M B 3aKOHO.U.aTCJibCTBC 0 rocyn.apCTBeH­

HOÜ CJI}')Kfie. 

Ilpasosoe peryJI11poBaHHe rocy.u.apCTBeHHO-CJI)')l(e6HhIX npoueccoB 

B Hacrosnuee BpeMH OTCTaeT OT ypoBHil pa.3BHTH.H TCH)l.eHUHH H 3aKo­

HOMepHocreH. B pecpopMHpOBaHHH CHCTCMbl rocy}l,apCTBeHHOro ynpaB­

JieHHH, aIIrrapaTa rocy.u.apCTBa, MYffHUHIIaJihHhIX opraHOB. Bell.h rocy­

napCTBeHHaH cnYJK6a KaK npasosoH. HHCTH'IYJ' HJIH OTPaCJih IIpasa 

( CJI)1)1(e6Hoe npaBo) llOJDKHa o6ecrreqasaTb cra6HJ1hHoe yrrpasJieHHe; 

OHa MO)J(CT urpaTh poJib cra6HJIH3alUfH COII.ßaJibHO-IlOJIHTifqecKOH 

)f(H3HH, pa3pemeHHH ßOJIHTIPleCKHX KoH<:fJJIHKTOB, ypaBHOBeillUBaHHH 

n:eiiCTBlfii pa3.JiffqffbIX IlOJIIfTifqecKlfX CliJI. QqesH;ttIIO, 1ITO pen:reHHe 

OT,!lCJibHhIX IlOJIHTHqecKHX H 3KOHOMHqecKHX IIpo6J1eM BO MHOrOM 

3aBHCHT OT C03.UaHHH H yJiyqrneHHH npaBOBoro MexaHH3Ma peryJiupo­

BaHHH CJipKe6HhIX OTHOIIICHHH. Ilpe.u.croHT orpoMHa.R pa60Ta no pa3-

pa6oTICe H npHHSITHIO MHOXeCTBa 3aKOHOJlaTCJlbHblX H npynix HüpMa­

THBHhIX aKTOB, pen1aMeHTHpYJOIUHX rocy.u.apCTBCHHO-CJipKe6Hbie OT­

HOllICHHH. 

III. rocynapCTBeHHaH CJipK6a rrpeJlCTaBJIHCT co6o:H CHCTCMY npaBO­

OTHOIIICHHH, KOTOpbIC peryJIHp)'IOTCR He TOJihKO 3.)lMHHHcrpaTHBHO­

npaBOBblMH HOpMaMH, HO H HOpMaMH JI.pyrHX OTpaCJieÜ npaBa: rocy­

.uapCTBeHHoro, MyHHUHOaJihHoro, Tpy.uosoro npasa H T • .u. B CBH3H c 

3THM, Ol.IeBH.!lHO, 6yneT ycH.JIHBaTbCSI TaIOKe TeH.II.eHUHH 110 BhID.eJie­

HHIO CXOJlHhIX npa.BoOTHomeHHH B OJl.HY npaBOBYJO orpaCJih. Ha MOB 

B3rJIH.U., 3aKOHOTBopqecKHli npouecc B o6naCTII rocy.uapCTBeHHoii CJiy­
)1(6br PocCHH IIpHBe.U.eT K ToMy, q'TQ B 6JunKa.HmeM 6yn.ym.eM IIOHBHT­

CH uosaSI orpacJih rrpasa - c.11.y-:J1ce61-we npaBo - eo csoHM npeJI.MeToM 

rrpasosoro perynHpOBaHHSI, T. e. KaK CHCTeMa npaBOBbIX HOpM, pery­
JIHPYJOllI.HX OTHOIDeHHH B o6JiaCTH rocynapCTBeHHOH CJI)'JK6hI. c npaK­

THqecKOÜ rocyaapCTBeHHOH ToqKß 3peHHH HTOrOM peqiopMHpOBaHHH 

rocyllapCTBeHHOH CJI)1)1(:6bI CTaHeT, oqeBHJl.HO, B03HHKHOBCHHe Ha Mee­

re ycrapeBmeif H HC3Cfxl>eKTHBHOH rocy.aapCTBeHHOH CJI)1)1(6bI COBpe­

MCHHOH IIyOJIH1JHOH CJI}'JKObl. 
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CJI}')f(e6Hoe npaBo .UOJI)l(HO craTb peryJisrropoM rocy.uapcraeHHO­

CJI}'JKe6HhIX OTHOIIleHHH, B03HHKaIOIUHX He TOJihKO B ccf>epe .ueHTeJib­

HOCTH rocyn.apcraeHHhlX opraHOB, BHYfPH rocyn.apcraeHHOH all,MHHH­

crpaUHH, HO H B o6JiaCTH cpyeKUHOHHpoBaHHH opraHOB MCCTHoro ca­

MoynpaBJICHHH. KoaeqHo, B cucreMe rocyn.apCTBeHHOH CJI)')l(6hl ocra­

HeTcH MHOro Mecra H JJ.JIH OTHOllieHHH, perynnpyeMhIX qaCTHblM npa­

BOM. Be.rr,h orrpe.ueneHHhie rocy.uapCTBennh1e cpyuKUHH 6y.n.yr ocymec­

TBJUITb CJI)l)f(aIIl.He, HMeIOlll.Ile OTJIH1.JHoe OT npaBOBOTO craryca npo­

cpeccHOHaJibHhIX qßHOBHHKOB npaBOBOe IlOJIO)f(eHHe. qHHOBHHKH -

3TO CJI}?KaIIUfe eo cneQMaJihHhIM Ha6opoM rrpa.B H o6.sl3aHHocreft. Bo 
MHOrHX CTpaIIaX OHH SIBJISllOTCSI cy6'heKT<lMH peaJIH3ail.HH BhICIIIHX 

IlOJIHOMQqH.ff rocy.uapcrBeHHOH BJiaCTH, BhlllOJIHSIJOT oco6o BroKHhle 

rocyJJ.apCTBeHHb!e cPYH!(!!,...liH., COCTOHT B oco6eHHh!X npaBOBhLX OTHome­

HHSIX c rocy.uapCTBOM (oTHomeHHe BepnoCTH H .UOBepHR) H Ha.3Ha~rn­

IOTCH Ha 11.0JIJKHOCTb rryreM H3ll,aHHH a.IT.MHHHCTpaTHBHO-IlpaBOBOro 

aKTa. 

IV. Y craaaBJIHBaR B 3aKOHOD.aTeJihHOM rropHJI.Ke KJiacc1P1.ecKoe ro­

cy.uapCTBeHHo-npaBoBoe CJI}l)f(e6Hoe oTHomeuHe, Heo6xoD.HMO cro.ua­

BaTu 3aKOHOD.aTCJlbCTBO, pery11upyromee npaBOBOH CTaT}'C n.pyrHX ro­

cy.uapCTBeHHhIX CJI}l)f(aIII.H'4 cocroHIIJ,HX B -rpy.uoBhIX ( qacrno-npaBo­

BhIX) OTHOIIICHHSIX c rocyn.apCTBeHHblMH opraHaMH. :..:tm JIHUa TaIOKe 

3aHKThl onpeJleJieHHhlM TPYllOM ua rocyJI.apCTBeHHOH CJI}')l(fie~ omiaxo 

OHH He LI.OJI)l(Hbl BblilOJIHRTb cneUHcpu'lJ.eCKHX rocynapCTBeHHbIX 3arI.aq 

H cpYJIKUHH, KOTOpble HaxOJUITCH B KOMileTeHUHH TOJlbKO BhICmeH: Ka­

TeropHH CJiyJKaIII.HX. focynapcrBeHHO-CJiyJKe6Hoe OTHOilleHHe 11rrpoc­

TbIX1 rocynapCTBeHHbIX CJiyJKallI.HX 6yneT B03HHKaTh Ha OCHOBC llpyro­

ro crroco6a 3aMemeHHR JlOJDKHOCTH B rocynapCTBeHHOH aJI.MHHHcrpa­

UHH - nyreM 3aKJIJOqeHHH rpy.n.oBoro n.oroBopa, COll.Cp)f(aJIHe KOTOpo­

ro IlO.llJle)l(HT peryJIHpoBaHHIO qaCTHhIM npaBOM (TPY.LI.OBhIM, HarrpH­

Mep ). IlyMaeTCH, q'fQ J>e<l>opMHpOBaHHC aJI.MHHHcrpaTHBHOro npaBa, 

peryJittpyiomero oTHomeH.HH ny6JI.uqeo-npaBoBoro xapaKTepa, aoJDK­

HhI IlOJIO)l(ßTb Ha'lJ.aJIO pecpopMhl BCeli CHCTCMhl rocynapCTBCHHOH CJiy­

)1(:6hl. 

Ha Maß: B3rJIHJl, npe.u:croHT pa.3BHTHe H KOHCTHJYUHOHHo-npaBo­

BhlX HOpM 0 rocyn.apCTBCHHOH CJI)')K6e (B 1991 rony B 0.il.HOM ß3 rrpoeK-
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TOB KoHCTHT)'II.HH Poccuu collepJK.anach rna.Ba, nocBHlll.eHHaR rocy­

.llapCTBeHHoit: CJI}')l(6e9). CoBpeMeHHbIH ypoBeHb KOHCTH1)'ll.HOHHO­

npa-sosoro peryJIHpOBaHHSI BOIIpOCOB rocy.n.apCTBeHHOH CJIYJK.6bI 

HBJIHeTCH BeChMa HeilOJIHhlM H crpauaeT HeonpeJleJieHHOCTbIO. 

Ha OCHOBe IIOJIHTifqecKoro KOHceHcyca 0 ueo6XO.IlHMOCTH e)UIHOH 

<Pe.rr.epaJihHOH rocy.rr.apCTBeHHO:Ü CJI)l)K6h1 (H, CJie)loBaTeJihHO, eLI.HHoro 

cpe.llepaJihHoro CJI}")Ke6Horo JaKOHO.UaTeJihCTBa H CJipKe6Horo npasa ), 

<PenepaJihHhIM opnrnaM rocynapCTBeHHOH BJiaCTH H)')KHO npe.rr.rrpH­

HHTh sce BOJMO)KHOe no peaJIHJHUHH ycrauosJieHHhIX B KoHCTHTYUIIH 

PoccHHCKOH cf.>en.epau.uH IIOJIHOMQqHß c ueJiblO C03.[l,aHHH TaK Ha3hl­

BaeMoro "paMO'IHoro11 3aKOHO.ll.aTeJihCTBa o rocy.u.apCTBeHHOH CJipK6e 

( cr. 71 KoHCTHI)'UHH PoccnH ). Bce cy6T>eKThI PoccHifcKoJi <l>e.llepa-

UHH, OCHOBbIBaHCb Ha pa3pa60TaHHhlX H npHHJIThIX Ha <Pe.aepaJ'IbHOM 

ypoBHe JaKOHOJl.aTeJlbHhIX aicrax, 6y.ll.yr pa.3pa6aThIBaTh H npHHHMaTh 

co6CTBeHHhie HOpMaTHBHhie aICTbI, peryJiupyroIIlJle rocynapCTBeHHo­

CJiyJKe6Hhie BOilpOCbI. 

V. PecpopMRpOBaHHe rocynapCTBeHHOH CJI)')l(6hl .n.o nJiaHHpyeMhIX 

npen.eJIOB - .UJIHII(HHCH npouecc, CBSl3aHHblH ( a BO MHOrOM H 3aBHCH­

MblH OT .n.pyrwx o6crosrreJibCTB) c !I.pynlMH pe<JlopMaMH, CO MHOrHMH 

.ll.OilOJIHeHHRMH H H3MeHeHH11MH, npoHCXO)lJUII.HMH BH}'TpH caMoro 

rocy.rr.apCTBa H 3aKoHonaTeJihCTBa. Cephe3HhIH rocynapCTBeHHhIÜ non.­

xon K npo6neMaM rocy.u.apcrBeHHoß: CJI}'iK6hI rpe6yer yqera MHornx 

9 IlpaKTH'leCKH ece npoeKThI KoucrmyuuH Pocom BKJIIO'-UlJIH s TCKcr CTaThlO o 

paBHOM )J.ocryrre rpax,a:aH K f'OC}'M_pCTBeHHblM ,[l.OJDKHOCTHM (paBHhnf .a.ocryn JI,!IH 

noeryruieHHR aa rocy)].apcrseHHYJO CJIJ')l'6y). CM., HanpHMep: er. 2.S npoeKTa Kott­

cnrryu.HH Poccun, pa3pa00ra.aaoro pa6oqeß rpynnoü noLI. pYJCOBO)I,cmOM C. M. 

m~; er. 17 (n. 2), er. 28 npoeKTa KOHCTH'IJ'UHH Pocam, paJpaOOraHHOro c. 
C. A.lleKceeBbt.M u A. A. Co~aKoM; er. 30 npoerra Kom:nrry1mu, no,nroroBJ1eH­

uoro KoncnnyuuottHOH KOMHCCUeü POCCHM.cKoü <l>eLI.epauuH; er. 31 npoeKTa Ko­

HCTJriylllfH Pocorn, no)J,J'OTOBJieHHoro KoHcnrryuHOHHhlM CosemaHneM 12 moAR 

1993 r. 

B 1994 ro.ny B fepMaHHH 6bIJia ony6.nmcoeaHa KHHra "IlpoeKThl KOHCTH'l)'U.HH 

Poccniiocon cJ>e.u;epaimn", BKJit0l.fat0w;aH ece no.rr,...r'OTOMeHHhle B 1992-1993 r. npo­

eKTh1 pocCHH.CKoft KOncnnymrn. CM.: !. C. Traut (Hrsg.), Verfassungsentwürfe 

der Russischen Föderation, 1994. 
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cpaKTopoB: ynpaBJieHee, noJIHTHKa, 3KOHOMHKa, npaBo. Bce 3TO rrepe­

rrJieTaeTcR, Kor.ua MhI roBopHM o rocyn.apCTBeHHo:H CJiyJK6e. H3MeHe­

HHH, rrpOHCXO}JJIIQHe B o6mecrse, 3KOHOMHKe H IlOJIHTHKe, HenpeMeH­

HO 6yn.yr BJIHSITh Ha epopMHpOBaHHe HOBOH cecreMhI rocyn.apCTBeH­

HOH CJI)1)1(6hl. PecpopMa rocyLiapCTBeHHoro ynpaBJICHHH H pe4>opMa ro­
cyJJ.apCTBeHHoit: CJiyJK6hI B3aHMOCBH3aHbl Me)l(Jly co6ofl. 

Heo6xo.u11Mo yqHThIBaTh BeCbMa HHTepecHhIH onhrr aopeBOJIIOUH­

OHHOH PocCHHlO, OTJI.eJibHbie IIOJie3Hbie IIOJIO:>K:eHH.SI coBeTCKOH rocy-

10 CM., HanpuMep: Eepeu1106 B. A. fpa)l(,LI,am:Koe •.u1Honpon3B0,1I,CI'BO B Poccnu. Hc-

ropn"leCKHH O"lepx. CTI6., 1888; KeuuzcoH A. B. IlpoCJyJJKH H npecryn:.rieHllil no 

CJtyJK6e rocy;:i;apcrneuuou ff 06wecreeHHOH. Taun:efIT, 1913; Poccuuawe 3a1m­

H0,1I,aTCJibCTBO X - XX aeKOB. B 9-TH TOMax. T. 4. 3aKOH0,1I,STCJibCTBO nepno,11,a 

CTSHOBJieHHH a6coJIIOTH3Ma. M.: IOpn.u.. JIUT., 1986. ÜTcyrcrnne )1,0JDICHOro BHHMa­

HJUI K BOnpocaM HCTOpHH rocy,n:apcrneHHOÜ CJJ}OK6hl B J'OJJlJ cym.ecmoBSHHß 

CCCP no,ITTBepJKJJ;aeTCH T3JOKe OTCyTCTBHeM HBf'"IHhIX pa6ar no ncropttH pa3BH­

TlfH rocy;:i;apcrneHHOH CJiy)l(fü.1 B PoccuH KBK ;:i;o peoomou,HH 1917 r., TilK H noCJie 

Hee. B 3apy6e)IQmft 3anaLI.Hoü mrreparype, Hanponte, MO)IQIO o6uapj')IOITb eeCb­

Ma o6crosrreJJbHbJH 3HBJJH3 BOßpüCOB HCTOpHH pa3BHTIUJ rocy.aapcraeHHOH CJJyJIC-

61.1 a POCCHH. CM., uanpnMep: A. Bilinsky, Der sowjetische öffentliche Dienst vor 

dem Hintergrund des deutschen Beamtenrechts, ROW 1981, S. 41 ff.; H. H. 

Kaysers, Der öffentliche Dienst in der DDR, Historische Entwicklung und gelten­

des Recht, RiA 1971, S. 144; W. Jaskiewicz, Allgemeines Gutachten zu besonde­

ren Fragen des öffentlichen Dienstes in den sozialistischen Staaten, in: Studien­

kommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, Bd. 3, Recht und Sys­

tem des öffentlichen Dienstes (Österreich, sozialistische Staaten, Jugoslawien, 

Polen, Ungarn), hrsg. von 1 H. Kaiser, F. Mayer, C. H. Ule, 1973, S. 65 (67 ff.); 0. 

Luchterhandt, Zur .Klassifizierung und Rechtsstellung der sowjetischen Staats­

angestellten, in: Meissner/Brunner/Löwenthal (Hrsg.), Einparteiensystem und bü­

rokratische Herrschaft in der Sowjetunion, 1978, S. 137 (139 ff.); H. J. Torke, Das 

russische Beamtentum in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in: Forschun­

gen zur osteuropäischen Geschichte, Band 13, 1967; R. Melville/I'. Steffens, Die 

Bevölkerung, in: G. Schramm (Hrsg.), Handbuch der Geschichte Rußlands, Band 

3 (1856 ~ 1945: Von den autokratischen Reformen zum Sowjetstaat), II. Hallr 

band, 1992, S. 1009 (1174 - 1179); S. Plaggenborg, Die Orga11i~tion des Sowjet­

staates, in: ebd., S. 1413 (1487 ~ 1492); U. D. Nienhaus, Revolution und Bürokra­

tie: Staatsverwaltung und Staatskontrolle in Sowjetrußland 1917 - 1924, 1980; 
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napcrneHHOB CJI)')f(6bI, MC>K.D.)'HapO.llHhlH OllbIT B llaHHOH ccpepell. Pe­

<flopMHpOBaHHe rocynapcrseHHo:H CJI}')l<'.6h1 B n.pyntx rocyllapcrnax -

6hIBillHX COUHa.JIHCTHqecKßX crpaHax - IlO,llTBep)fQ:(aeT, ~o 3TOT npo­

uecc npoTeKaeT MellJlenuo. Hanp11Mep, B Pecrry6J1HKe IloJibma B Hac­

TOHIUee BpeMSI n.e6arupyeTCSI npoeKT 3aKOHa 0 rpa)K.UaHCKOH rocynap­

CTBCHHOB c.rryx6e12. B HOBhlX 3eMJISIX repMaHHH 3TOT npou.ecc npoxo-

Handbuch des öffentlichen Rechts, IV. Band, Das Staatsrecht des Russischen 

Reiches, Bearbeitet von 1. Engelmann, Freiburg i. b. 1889. 

11 Bec&Ma mrrepeCHblM HCCJle,IJ.OBaHHeM HHJIHeTCH .1amra, HJ,IJ.aHHaJl B repM3HHH B 

1994 ro,11,y "Ily6JIH•maff C1IyJK6a B crpaHax - „IJieHax EoponeiicKoro Coo6ruecma" 

(Pe)J.arropbl: 3uzifJpua Mazupa H reupux 3udeumomp ). EepJIHH, 1994: l'h)J.-BO 

"llyHiop u X }'M6.rlO'r", 863 c. B )J.aHHOH KHnre npe,!1,craBJieHbl Ba)KffeßlllHe eonpo­

Ch1 rocy.napcrneHHOü CJI}')lc6bl 12 crpau - "IJieHOB EeponeftCKoro Coo6rueCTBa. lla­

Jiee CM., HanpHMep: Ho3iJpait,e6 A. rocy.uapcmeuuaa CJiy:itdja (3aKOHO,!I,aTeJibHhlH 

OilbIT repMaHUH). Coe. IOCTIUUUI. 1993. N° 16. c. 21-22; M. Niedobitek, Das Recht 

des öffentlichen Dienstes in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein­

schaft, in: S. Magiera/H. Siedentopf (Hrsg.), Das Recht des öffentlichen Dienstes 

in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 1994, S. 11 (13 ff.); G. 

Weber, Diensrecht der USA - ein geschichtlicher Überblick, ZBR 1989, S. 65 ff., 

ZBR 1989, S. 97 ff.; A. Weber, Die Grundrechte im europäischen Beamtenrecht, 

ZBR 1978, S. 326 ff.; B. Pieroth/M. Degen, Der öffentliche Dienst in Frankreich, 

ZBR 1990, S. 342 ff.; Y. Hanganner, Neuere Entwicklung im schweizerischen Be­

amtenrecht, ZBR 1984, S. 197 ff.; J. Ried, Das System der Besoldung der Beam­

ten der Europäischen Gemeinschaften, ZBR 1984, S. 330 ff.; H. Traumüller, Das 

Dienstrecht der österreichischen Bundesbeamten, ZBR 1992, S. 6 ff.; D. Rogalla, 

Dienstrecht der Europäischen Gemeinschaften, 1992; /. D. Busch, Dienstrecht 

der Vereinten Nationen, 1981; T. Oppermann, Europarecht, 1991, S. 250 ff., (Per­

sonal, Grundlagen des Europäischen Diensrechts). 

12 S. Nowotny, Der Entwwf eines Gesetzes über den Zivilstaatsdienst der Republik 

Polen, ZBR 1994, S. 261 ff.; CJ1eayeT CYrMCTHTh, 'lTO B POCClm rnlOKe npeP.Jiaraer­

CH H8383Tb 6y,uyuun{ JaKOH, pery;rnpyiomuft CJiy)ICe6HO-,!lOJI)(Q{OCTHble OTHOwe­

Hml, 3ali'.OHOM 0 rp3)1()1.8HCli'.OH ~ ("Ko,IJ.eli'.C rpa)IC,.!J,8.ltCKOH CJI}')l'6bt") c ue­

JlblO HCKJIIO'ieHHff H3 "IHCJJ.a Q>e.n.epaJibHhlX rpa)K.UaHCICHX CJIYJKfllllHX COTpy,ll,HHKOB 

MBll, Boop}')KeHHLIX CHJI, CJiy:itdjbI Kmnppa3Be,l1,KH u ,upyrux KaTeropuil TaK ua-

3b1BaeMhIX Mwnrrapu30BaHHbIX rocy.n.apcrseHHbIX CJl)')li'.allUIX. CM.: Ee.11bc1euu K 

C YKaJ. CO"I. C. 28; CM. TaJOKe: ErßpeMoe JJ. 06 onbrre opraHH3aUHH Ep1mmc­

KOiI rpaÄllaHCKOil C.ll}'JK6LI. CoB. IOCTHUHH. 1991. N° 19. C. 11-12. 
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JUIT Jl.OCTaToqHo 6wcrpo, H TaM yxe npHHHThl COOTBCTCTBYJOIII.HC 3a­

KOHbl 0 qßHOBHHKax13. 

VI. Oco6eHHO Ba.JICHhIM JIBJIHeTCH Bonpoc o rroHHTIIH n cymHoCTH 

LI.OJDKHOCTHoro JIHUa. HecM011u1 Ha MHoroo6p3.311e HaY'"J:HhIX cyxme­

HH H 0 npaBOBOH 11p11po.ue, IlOHSITHH H cneUHqm:qecKHX npH3HaKax 110-

JDICHOCTHoro JIHUa14, C.II.HHoe ero llOHHTHe (noHHMaIIHe ), Bblpa6oTaH­

Hoe iopnLI.HqecKoll Ha)'Koll, paBHhIM o6pa3oM aeßcrnyromee Jl.JIH scex 

OT{>aCJieH npasa II ycraHOBJieHHoe 3a.KOHOJJ.aTeJieM B KaKOM-JIH6o ro­
cy.u.apCTBeHHO-cJI~e6HOM HOpMaTHBHOM aKTe, OTCyrCTByeT )1.0 HaCTo­

HIII,ero BpeMeHH. 3To IIpHBOJUIT TaIOKe K pa3JIHqHoMy TOJIKOBaHHIO 

JI.aHHOro TepMHHa H Ha apaKTHKe. 

IlOHHTHe 
11
)],0JDKHOCTIIoe JIHII.0

11 
OcPHII.HaJihHO onpen.eJIHCTCH B yro­

JIOBHOM npaBe; B COOTHeTcnsuH eo cT. 170 YK PCcl>CP K JlOJ!iKHOc1-

HhIM JIHII.aM OTHOCHTCH: 1) npe.rr.craBHTCJIH BJiaCTH; 2) JIHII.a, BhIIlOJI­

HSllOIUHe opraHH3aUHOHHO-pacrropsulHTeJihHhle o6H3aHHOCTH; 3) JIH­

ua. BbllJOJIHHIOIUH e a,rr.MHHH crpaTHBHO-X03RHCTBeHHbie o6H3aHHOCTH 

B rocy,n.apCTBeHHhIX HJIH o6meCTBeHHhlX opraIUl3aIUIHX, yqpe)l(Jl.eHHHX 

llJIH Ha npeMpHSITll.H.X. Ilpo6JieMa 3aKJiioqaeTCH B TOM, qro 3aKOHO­

n.aTeJib, BO-nepBbl:X, He ycraHaBJIHBaeT IlOHHTHH 
11
opraHH3aUHOHHO­

pacnopsuu1Te.llhHhle11 H "3.UMHHHCTpaTHBHO-X03SIHCTBeHHble
0 

o6sl3aH­

HOCTif, a, BO-BTOphIX, He cnemHT pearnpoBaTh Ha MHOrotJHCJieHHhle 

H3MCHCHHSI B pa.3JIHqHbJX orpacJISIX npasa, HüpMbI KOTOpbIX Herrocpe.n­

CTBeHHO B33HMOCBSl3aHHbl c TeopHeH .LI.OJDKHOCTIIOro JIHUa; HaIIpH­

Mep, .LI.O CHX nop He BHeceHhl H3MeHeHHSI B yroJJOBHbIH 3aKOH, HCCMOT­

pSI Ha IlOSIBJieHHe B IlOCJICJJ.HHe rOJI.hl MHOrOlIHCJICHHblX uerocyn.apcr­

BCHHhlX IIpe.IIJipHSITHH H yqpe)l(JI.eHHH. 

Oco6eHHOCThIO HCCJie.rr.yeMoli npo6JieMhI B aJIMHHHcrpaTHBHO­

npaBoBOM acnerre RBJISleTCSI TO, qyo .UOJDICHOCTIIoe JIHUO MO)ICCT 6h1Th 

13 K Pohl, Grundlagen des Beamtenrechts im Beitrittsgebiet, RiA 1992, S. 159 ff.; 

F. Niehörster, Beamtenrecht in Brandenburg: Vorschriftensammlung, 1993. 

14 CM., ttanpHMep, 3HaJJU3 TCOperH'!.CCKHX BOnpocoe, npoBC,!I,CHHhlÜ B MOHOrpact>uu: 

Po3eH<jjeJtba B. r. IlpcncypopcKH:ü ttamop 3<\ co6JIIO)l.CHHCM 38KOHHOCTH B )I,Cff­

TeJ1bHOCI11 ,1I,OIDKHOCT11b1X JIHU npe)I.11plUTI'Hli. Bopcmex 113,!I,-BO BrY, 1973. C. 8-

30. 
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OJUJOBpeMeHHO HH.Il.HBlUI.yaJJhHhIM H KOJIJieKTHBHhIM cy6neKTOM an.­
MHHHCTpaTHBHOro npaBa H II03TOMY yqaCTByeT B pa3JißqHhIX a,u.MH­

HHCTpaTHBHo-npaBOBhIX OTHomeHHRX. Ceron.HH MO)l(HO BhIJI.eJIHTh 

CJie.z:r.yroIIlße npH3HaKH JI.OJDKHOCTHOI'O JIHUa. 

Bo-nepBblX, n.oJDKHOCTHoe JIHUO - 3TO rpIDKll.aHHH PoccHHCKOH <l>e­

.z:r.epaUHH, 3aHHMaIOIQHH ,ll.OJDKHOCTh B pa3.lIH'lHhIX rocy.uapCTBeHHhlX 

H HerocynapCTBeHHhIX15 opnrnax, o6meCTBeHHbIX 06oeJU1ueHHHX (B 

T.l.J.. B opraHax HCIIOJIHHTeJihHOH BJiacm: Ka.K cpenepanhHOH, TaK H Me­

CTHOH) H BhlilOJIH&IOilUUI COOTBeTCTBytollUle IlOJIHOMQqlfj{ pa.3.lllfl.JHO­

ro xapaKTepa corJiacuo uopMaTHBHhIM aKTaM. 

Bo-emopblX, .U.OJDKHoCTIIoe nuuo peaJIH3yer BJiaCTHLie no.11H0Mo­

l.J.HH, BbIIlOJIHHH BoJno rocy.uapcma H o6meCTBa, y.uosneTBopHH rocy­

.rr.apCTBeuHwe H o6meCTBeHHhle HHTepechI. OcymecrnJIHH cBoß JIHq­

Hhiil IlOTCHUHaJI, JlOJDKHOCTHOC JIHUO rrpH3BaHO pernaTh B03JIO)f(CH­

HbIC Ha Hero 3a.II.at.JH' IlOCKOJibKY HBJIHCTCH B CJI)')KC6HOM npaBOOTHO­

IIICHßß CTOpOHOH, ofüI3aHHOH C.IIYJKHTh KaK ny6JIHl.JHOH BJiaCTII, TaK H 

cy6n.eKTaM qaCTHoro rrpa.Ba. 

B-n1pembUX, OHO MO)l(CT npen.craBJUITb BOBHC (B OTHOIDCHH.ffX c 

HeIIoJlqHHCHHblMH cy6'heKTaMH) rocynapCTBO (rocynapCTBCHHhie op­

raHhl ), KOTopoMy OHO CJI)')KHT. 

B-itemBepmblX, HMeeT npasa, o6sl3aHHOCTH, orpaHHllCHHSI H 3anpe­

ThI IIO CJI}'JK6e. 

B-namblX, MoxeT npHMeHSITb Mephl npHH)")KJJ.eHHSI. 

B-zuecmblx, peaJIH3yeT noJIHOMoq11H rro HaJIO)f(eHHIO )l.HCUHilJIH­

HapHhIX B3hlCKaHH.it 

B-ceab.Mbtx, MoJKeT H3.ZlaBaTh al{MHHHcrpaTHBHbre aKTbI (pa3pa6a­

ThIBaTh H npHHHMaTh ynpaBJieHqecKHe pemeHHSI). 

B-BOCb.MblX, ocym.eCTBJIReT KOHTpOJihHO-Ha.J1.30pHbie rroJIHOMOlIHR. 

15 B coomeTCTBHH c .11.eilCTByKnUHM 33Kouo,uaTCJibCTBOM p)'KOBO,ll,H'I'eJih nerocy.uap­

CTBeHnoro npe.rmpmrnrn ue HB.JllleTCll )10.JDKHOCl'HbIM JJHUOM, TilK KaK ue no)lila­

/lP.eT no.ll npH3HaKH onpeae11eHHH, coaep)f(ameroc.H B rrpHMe'iaHHH tc er. 170 YK 

PC<l>CP. 
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B-aeB!lmbt.x, MoiKeT 6b1Tb cy6'heKToM ropu.rr,1P.1ecKo:H oTBeTCTBeH­

HOCTH (aJJ.MHHHCTpaTHBHOH, JI.HCUHIIJIHHapHOH, yroJIOBHOH, rproK.UaH­

CKo-npaBOBOH ). 

B 6yJiymeM, Bepo.RTHo, 6y21yr ycraHOBJieHhI B poccuft:cKoM 3aKOHO­

JJ.aTeJihCTBe JI.Ba ßOHSITHSI ( COOTBeTCTBeHHO II.Ba BHJJ.a) JlOJI)f(HOCTHOro 

JIHn;a: 1. ny6J1uif11,oe iJoJl:>ICHocmuoe Jluu,o (.uoJIXHoCTIIoe JIHUO, coBep­

maromee BHeIIIHHe BJiaCTHbie ßOJIHOM011HSI H cPYHKUHH ny6Jiuquoro 

xapaKTepa H 3Ha11eHHH, pa60Ta10mee B opnrnax rocynapcrneHuo:ü BJia­

cru H ynpaBJieHHH); 2. aoJl:HCH.OCmuoe .!lUU,O (o6bt'll1-lOe llOJDKHOCTHüe 

Jlßll,O) - CJI)7)K3lllßH, ocymeCTBJISllOIII,HH BHyTpeHHHe QlYHKUHH H ßOJI­

HOMOqHH B rocy.aapCTBeHHhIX opra.Hax, yqpe)K)leHHHX H opraHH3a.IUl­

HX, o6mecrseHHhIX o6neD,HHeHHHX, a TaIOKe TOT, KOTOphIH pa6oTaeT 

Ha npe.ZI.Ilpll.RTI-1~ B jrr-Ipe)f(LteHHRX ll opraHH3au.HHX, OCHOBa.HHbIX Ha 

qaCTHoH. cpopMe co6CTBeHHOCTH. TaKoH: no.II.XOJJ. K onpen.eJieHHIO rro­

H.HTIUI H BH.UOB .UOJDKHOCTIIOro JIHI.la COOTBeTCTByeT 3aIIaJlHOH Mone­

JIH ny6JJHquoH: CJI)7)K6bI, rn.e BbIJieJISieTCR rpynna oco6hIX "qßßOBHH­

KOB11 u rpynna "npoCib1x" rocy.napCTBeHHhIX CJI}1X<alllßxl6. B JIHTepaT)'­

pe yx<e HMeeTCH aHaJiornqHa.H ToqKa 3peHHSI, B cooTBeTCTBHH c KOTO­

poH Bce .IlOJDKHOCTHbie JIHUa D.eJHITCSI IIO npaBOBOMY IlOJIOiKeHHIO Ha 

"ny6JIHqffbIX .ll.OJI)ICHOCTHblX JIHU
11 

(3aHHMalOlIUIC JIOJI)ICHOCTH B opra­

Hax rocyuäpcnseHHoro yupäBJieHüH: u B opnrnax Mecnioro CäMoyupaB­

JieHH.H) H "qaCTHbIX ,llOJI;-KHOCTIIblX JIHU1117 (3aIIHMaIOIII.He .UOJI)ICHOCTif 

16 TepMHH jf.ll.0..IDKHOCTHoe JIHUO)f B CUCTeMe COBercKOH" COBpeMeHHOH püCCHHCKOH 

rocy.n;apcreeHHOH Cll}')K6hl paCCMa1'pUBaeTCH MHOI'HMH 33py6e)KHhlMH HCCTIC.ll,OBa­

TeJIRMH B Ka"leCTBe CHHOHHMa cymeCTB}'IOIUCro B CUCTCMe ny6JIH'iHOH CllyEbl 

crpaH 3ana.lI,a repMHHa "qnHOBHHK". CM., HanpnMep: A. Bilinsky, YKa3. CQq., (om­

CKa 9), C. 44. 

17 Ko1-10Hoe fl. H. AuMnRHCTp8.THBHaH O'I'BeTCrBeHHOCTb .uoJDKHOCTHbIX JJHU: Alrro­

pe<b . .a.nc • ... KaH.ll.. IOpH.n;. Hayte. M., 1994, C. 16-17. BLI.ll.CJieHHe KareropuH "itacm-

1-1020 do.ll:>ICHOCmuozo Auu.a" noJBOJJHT, Ha BJrna.rr. KoHOH06(1 II. H., "or.n;e.JIH'l'b ny 
KaTeropmo JIHU OT rry6JIH'iHhlX ,[l,OJDICHOCTHhlX JIHll H arrpaHU'iHTb py1mBOJI.RllUlX 

H HHLIX OTBeTCTBCHHbIX oa6ornmCOB rocv11aocrneHHblX H HCI'OCVllilVCl'BeHHbIX .L .., •• .L .,,, ..... 

npe.ll.llpllilTIIH, }"lpe)l('.,11,eHHH, opraHHJaUHÜ H o6rn.eCTBeHHhlX o6be,[l,HHeHuli OT 

.rr.pynu: pa6cmuucoe 3THX npe,11,IIpmrmil u opraeu33uuß. floc.ne,Jl.Hee o6crosrre.nb-
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Ha npen.npHHTH~ B yqpe)l(ZI,eHHHX, opraHH3aIUUIX H o6meCTBeHHbIX 

o6neII.HHeHHHX ). IloHHTite 11JI.OJDKHOCTHoe JIHUO" onpeJI.eJIReTcR B .mm­
HOM CJiyq~e KaK 

11
JIHUO, pa6oraromee 110 Bbl60pa.M, H33HaqeßHIO HJIH 

Ha KOHTpaKTHOH OCHOBe B JII06o:ü: rocy.uapCTBeHHOH HJIH HerocyJI.apcr­

BeHHOH opraHH3aUIUf, KOTopoe BhlßOJIHReT cpYßKIUIH ynpasneHIUI 

JIIOJ.I.hMH, HMyrr:t.eCTBOM H cpHHaHCOBbIMH pecypcaMH KaK BHyrpH, TaIC 

H BHe 3TOH opraHH3aU,HH, COBepmaeT ropHJl.HqecKH 3HaqHMhie .ue:Hcr­

BHH OT HMCHH ß B 1urrepecax 3TOÜ opraHH3aUHH ff IIO.U CBOIO JißqJIYIO 

oTBeTCTBeHHOCTb 018. 

VII. Mo)KHO npomo3HpoBaTh, q]'O pecpopMa rocy.u.apcrneHHOH CJIY­
:>K6hl H pa3BHTHe CJiyxe6aoro 11paBa rucryaJIH3HpYJOT Bonpoc H HHH­

mn1pyror pa3pa6oncy H npHHRTHe 33.KOHOJI.aTeJihHhIX a.KTOB, pa3BHBa-

iOIUHX KOHcrttTjUHOHHoe Il0.1lO)KeHHe 06 aaMHHHcrpardBHOM cyao-
npoH3BOll.CTBe B PoccHß:cKo:H <l>e.uepall.HH, H, CJiell.oBaTeJihHO, ycrauas­
JIHBa10mnx CHCTeMy a.IT.MHHHcrpaTHBHhIX cyll.OB. E)J(e.IJ.HeBHaH npaK­

TffqecKaR ll.CSITCJlhHOCTh rocyJI.apCTBeHHhIX CJ1)1)K3IUHX HMeeT H Hera­

THBHhIH OITCHOK: npHHHMaJOTCH npOTHBopeqallI,He 3aKOHOJI.aTCJibCT­

BY aLI.MHHHCTpaTifBHhie aKThl, eapyma10Tc11 rrpasa H cso6oll.hI rpa)l()I.a­

HHHa. Co3JI.aHHe :xl$eKTHBHoH: cucreMbl npasosoü JaIIIJIThI npOTHB 

HC33KOHHblX JI.CÜCTBHH H pemeHHÜ rocynapCTBeHHblX CJiy:>KaIIl,HX - Oll­

HO H3 o6H3aTeJlhHhIX HanpaB.neHHH pecpopMHpüBaHuH rocyn.apcuseH­

HOÜ CJI}')l(6h1. BMecre c 3THM, .uesrreJlhHOCTb 311.MHHHcrpaTHBHbIX cy­

.UOB 6yueT cnoco6CTBoBaTh pa3BHTHJO 3aKOHO.U.aTeJihCTBa B o6JiaCTH 

rocynapCTBeHHOH CJI}')l(6hl (3TO ßOJI.TBep)l(J..l.aeT TaJOKe HCTOpHSI pa3BH­

THSI ny6JIHqHQH CJI)l)K6hI B <l>Pf1.9). 

VIII. Ue1ITpaJihHoe 3uaqeuHe .UJIH pa3BHTHSI poccHücKoro CJI)')Ke6-

uoro IIpaBa 6yn.er HMeTh cneUHaJihHhIH opra11t co3uasaeMhlR JlJISI 

CTBO HMeer ßa')KHOC 3Haqeune npn peweHHH Ha npaKTHKe BOßpüCOB IOpß,llHqec­

JCOH araeTCTBeHHocnt ,LJ;OJI:.KHOCTHhlX .rnu". CM.: Ta.M :JKe. 

18 Kououoe ll. Jf. YKa3. coq. C. 16. 

19 C. H. Ule, Die Entwicklung des Beamtenrechts durch die Rechtsprechung der 

Vetwaltungsgerichte, in: H. R Külz/R. Naumann (Hrsg.), Staatsbürger und 

Staatsgewalt: Verwaltungsrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit in Geschichte 

und Gegenwart, 1963, S. 113 (116 ff.). 
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npoBen.eHHSI pecpopMhl H ynpasJieHHH rocy.uapCTBeHHOH CJI)1)1(60H. 

BruIOiyID po.rrh .u.o;u1rna HrpaTh <f>opMHpyromru1cH cHcreMa coUHa.rrb­

ao-rrpasosoro KOHTJ>OJISI 3a n.esrreJihHOCThlO rocyn.apCTBeHHhIX CJI}')Ka­

Ill.HX. 0Ha rrpH3BaHa npeJloTBpamaTh npaaonapymeHMH H 3Jloyno'Tpe6-
JieHH SI rocy.uapCTBeHHhIX CJI}')Kaill.ßX, HapymeHHH HMH npa.B H CB06on. 

rpIDK.UaHHHa, a TaJOKe o6ecneqHBaTh npaKTßqecgyro pea.JIH3aII.HJO yc­

TaHOBJienao:H cy.ue6HOÜ 3anI,HTbl OT HenpaBOMepHbIX .ue:ü.CTBH:Ü. H pe­
meHIIH .IT.OJDKHOCTHhlX Jlßll rocy.uapcrna. 

IX. BruKneH:me:ü. npe.urrochl.TIKOH uopMaJihHoro Ql)'HKUHOHHpoBa­

HHH .u.eMOKpaTHH (.ueMOKparnqecKOH CHCTeMbI) H rrocrpoeHHH rrpaBO­

BOro rocyn.apCTBa S1BJIHeTcS1, c O.ll.BOH cropoHhI, ocym.eCTBJieHHe rocy­

.uapcrneHHhIMH CJI~amHMH CBOHX cpy1uar,HH Ha OCHOBe rrpHHUHIIa 

Kax ,ll;OJDKHOCTHOH .uesrre.llbHOCTH yKa.3aHHH OT Ka.KHX 6bl TO HH 6hIJIO 

IIOJIHmqecKHx naPTff:H. C .upyro:H: cropoHhI, rocynapcrneHHhie peme­

HJHI B yCJIOBHHX MHoro11apnniHoCTH nporpaMMHpyroTc11 H pa3pa6a­

ThIBaJOTCH BHyrpH KOHKpeTIIhIX IlOJißTHqecKHX naprn:H. Ile.TIO rocyna­

pCTBCHHhIX C.TI}')KaIII.HX - pea.TIH3aUHH rocy.aapcraeHHhIX pemeHHH, 

npHHSIThIX B pe3YJihTaTe o6cyxc.rr.eHHH rrpoeKTOB 3THX peIIIeHHH pa.3.TIH­

qHhIMH IIaJ>TH SIMH. 

B KoHCTHT)'UHH PoccHilcKoß: <l>en.epailHH ycraHOBJieHa MHoronap­

THHHaH CHCTeMa. CJie)loBaTe.llbHO, cpopMHpoBaHHe HOBOH rocyD.apcr­

BeHuo:H CJI)')l(6h1 6y.n.eT npoucxOJI.HTh B yc.rroBusrx TaK Ha3hIBaeMoro 
11napni:HHoro rocynapCTBa 11 (rocyJJ.apCTBa c MHoronapniifHoß: cucre­

Mo:ü. ). 3aKOHOJJ.aTeJIIO C.Tle.UOB3JIO 6hl Il01lYM3Th 0 BOnpoce ycraHOBJle­

HHH CJieJJ.yronurx DpHHUHilOB rocy.uapCTBeHHOH CJiy;K6hI: 

IIOJIHoe .UOBepHe rocyn.apCTBa CBOHM qßHOBHHKa.M B 

ocym.eCTBJie-HHH HMH ny6J1HqffbIX cp}'HKUHH; 

o6Sl3aHHOCTb BepHOCTH CJI)':«a.IQHX rocyaapCTBy; 

B CJiyqae He11ocpe.ucrneHnoH: onacnoCTH Jl)IH rocy.uapCTBa 

ofönaH-HOCTb HeMelI)leHHOH 3aIII.HThI CJIJXCaIII,HMH 

KOHCTHTYßllOHHoro crpoSI crpaHbl, ßCIIOJlb3YR npH 3TOM JIHillb 

ycraHoB.TieHHh!e 3aKOHOM !!paBO-Bh!e cpe.u.CIBa H MeTO.lI.h!; 
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o6ecneqeHHC IlOJIHTHqecKOH ,lleSITeJibHOCTH rocy.n.apCTBeHHblX 

CJI}')f(aIUHX JI,JIK peaJIH33.UHH HX KOHCTH'I)'UHOHHblX npaB H 

cBo6on; 

IlOJißTHqecKHH HeKrpaJIHTeT rocy.napCTBeHHbIX CJI)l)l(aJIU{X. 

B 6y.rr.ymeM MoJKeT BOOHHKHyTb H TaIGUI npo6J1eMa KaK 3Kcrpe­

MH3M Ha rocy.u.apcrneuuo:U: CJiyJK6e. Heo6xoJJ.HMO npe.nycMOTJ>CTh B 

3aKoHe nperpa.Ll.hI, npe).1.oTBpam.aromne 3aMemeHne rocy.uapCTBeHHhlX 

ll.OJDKHOcreß H ll.OJDKHOCTeH. B opranax Mecrnoro caMoynpaBJieHHSI 

(nocrynJieHHe Ha CJiyJK6y) qJieHaMH JICBO- HJIH npaB03KcrpeMHCTCICHX 

JlBH)l(eHIIH H o6pa3oBaHHH. HeJih3R 11.orrycKaTh, trro6hl OHH HMeJJH 

B03MO)f(HOCTh )lCHCTBOBaTb npoTHB caMoro rocy.rr.apcTBa, HaxO,WICL 

BffYTPH ero crpyKTyph1. 

X. B ttacroHm.ee BpeMR nepeocMhICJIHBaeTcR crpyicrypa aJI.MHHHCT­

paTHBHoro npaBaZO. ECTb BCe OCHOBaIIHSI IIOJlaraTht lfTO B 6ynymeM 

rocynapCTBennaR CJ1yxc6a craueT 3BeHoMt BXOll.SIIIUfM B Oco6eHHYJO 

qaCTb an.MHHHcrpaTHBHoro 11paBa. CaMa )l(e Oco6eHHaH qaCTbt JI.}'Ma­

ercsr, 6y.n.eT rrocrpoena B OTJI.ffqHe OT COBpeMeHHoro COCTOSIHIUI no 

.n.pyroMy npHHlI.ß.ßY - no npunuuny BhIJlCJICHHSI CXOJI.HbIX npaBOOTHO­

meHHH H HX Cll.HHOMY aJI.MHHHCTpaTHBHO-npaBOBOMY peryJIHposa-

HHIO. Be!lb II0.1IlfTHKa, }1IIpaB.JieHlle, 3KOHOP.flIKa, COlUfaJibHaSJ XCli3Hb II 

K}'Jibl)'pa, oxpana 11paeonopsu1.Ka, 6e3onacHoCTb H o6opoHat HHocrpaH­

Hhie n.eJla H BHemHe'.'JKOHOMHqecKasr n.esrreJibHOCTb, TaMO)l(CHHoe n.e­

JIO, Ha}'Ka H Hapo.[l.Hoe o6pa30BaHHe, crpOHTeJihCTBO H KOMMyttaJibHoe 

X03Sl.HCTBO - BCe '.'JTO B KoneqnoM cqere onpe.u.eJUICTCH KaqecrBOM yn­
paBJieHqec.Koro nepcona.11a, npa<flecc110HaJIH3MOM H KoMneTeHTIIoc­

ThIO CJl}')l(aIII.HX, ajxpeKTHBHOH CHCTCMOH ynpaBJICHHR rocy.uapCTBeH­

HOH CJI}'?K6oß:, ocymeCTBnHeMo:H KaJI.pOBOH noJIHTHKOH. TaKHM o6pa-

20 CM., HanpHMep: Eaxpax a. H. ßa)ICHMe BOnpochl uay1rn aJJ,MHHltcrpanrnnoro npa­

ea. rocy)l,apCTBO H npaeo. 1993. N° 2. c. 37-45; Eaxpax f(. H, OcuHu,ee a. B. 

CTporpaMM)' no 8)1.MHHHCTpaTifBHOM)' npaey MO:lKHO YJIY'illlHTb. rocy.uapcreo H 

· npaeo. 1994. N° 1. C. 23-2.5; MaHoxuu B. M., KoHUH H. M. KouuenuuH nporpaM­

Mbl KfPC<l aMJHHHCTpaTHBHOro npa.oa. rocy.n;apcreo H npaoo. 1993. N° 5. c. 52-

68; IOcynoe B. A. AJCTY3J1hHLie npo6JieMhl a)l,MHHttcrpaTHeHOro npa.oa. Coe. rocy­

,ll,apcmo n npano. 1991. N° 11. C. 35-41. 
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30M, Bce Tpacr.HUHOHHbie, a Ta.IOK'e HOBble HHCTH'I)TbI aJl.MHHHcrpa­

TßBHoro npaBa ( cy6'beKTbl anMHHHcrpaTIIBnoro apaBa, c11creMa H cr­

pyicrypa rocy.aapCTBCHHOro ynpaBJieHHH, npHHUHIIbl rocynapCTBeHHO­

ro ynpaBJieHHH, az:I.MHHHCTpaTHBHble a:IITbI, aJI,MHHHCTpaTHBHhle Jl.0-

rosophr, a.n.MHHHcrpaTHBHoe npHH)'JKll.eHHe, aJJ.MHHHCTpaTHBHhlH 

npouecc H T.Jl..) Haxo.11.HT cBoe peaJibHoe npaKTHqecKoe npnMeHeHne 

TOJibKO ßOCpellCTBOM cPYHKUHOHHpüBaHHSI HHCTH-ryra rocy,u.apCTBeH­

HOH CJI}')K6hI H Ca.MHX qßHOBHHKOB. 

XI. CJ1yxe6Hoe npaso craHeT 01un1M H3 BaJKHeHIIIHX yqe6HhIX Kyp­

cos allMHHHCTpaTIIBHo-npaBOBOro 11,HKJia (HanpaBJieHHSI). Kaxc;::r.brii 

yqe6HhIH Kypc MO)l(CT ycnemao rrpeIIO}laBaThCH H COBepmeHCTBOBaTb­

CH, eCJIH .ll.TIH Hera cymeCTByeT }')Ke orrpenCJieHHbiß uayqHo-Teopem-

q:ecKHH 3aIJ.CJI, HOpMarnBHrui 6coa, eCJIH pä3pa6arnIBaJOTCH li npn:HH-

MalOTCH HOBhle 3aKOHO,UaTeJihHhie H JI.pyrne HOpMaTHBHhie aKTbI. 

Ony6JIHKOBaHHh1e Te3HChI KoauerrUHH no pecpopMHposauu10 rocy­

LI.apcrneHHoil CJI}')K6hI CTaBHT 3aJI.aqy o6pa30fülHHH HOBOÜ: CJI}')f(6hI no­

cpeJJ.CTBOM nposeneHHSI KOMIIJieKca OllHOBpeMeHHhIX JJ.CHCTBHH c pac­

KJHUI.KOH HX Ha 3Tallbl. Ilo3TOMY H 3aKOHOLl.aTeJihCTBO 0 rocynapCTBeH­

HOH CJJ)1)K6e Ta~e, BHJIHMO, 6y11eT pa.3BMBaThcSI no3TanHo. CJJe.rr.oBa­

TeJihHO, yqe6HbIH icypc 6yn.er npoXOJI.HTh COOTBeTCTBytomue 3Tanhl B 

CBoeM pa3BHTHH. Üll.HaKo BBO)lHTb B yqe6HbIC IIJiaHbl By:JOB ll.aHHhIH 

Kypc ueJiecoo6pa3Ho yxe cero,IJ.HH. ECJIH nocMoTpeTh c TaKHX yqe6Ho­

reopeTHqecKHX no3HUHil Ha rocyJlapCTBeHffYIO CJiyJK6y KaK Ha cnell.Ha­

JihHhIH yqe6Hhl:Ü Kypc, TO MO)K.HO IIOilhITaThCH Bhl11CJIHTh CJ1e11yiomee: 

a) n1y60Ka.S1 Teopen111ecKasr pa3pa6oTaHHOCTb rocynapcrseauo­

CJI}')Ke6HhIX BOßpOCOB B cneII.HaJihHOH JIHTeparype 1103BOJIHeT o6ecne­

quBaTb yqe6ub1H. npouecc pa3JIHlJHhIMH TeoperuqecKHMH MaTepua­

JiaMH; 

6) BhIJlCJICHHe rocy11.apCTBeHHOH CJI}'JK6hl B KaqeCTBe CaMOCTOH­

TCJJhHOrO cneIJ.HaJihHoro yqe6Horo Kypca (c.11y:HCef5noe npaBo) oTBeqa­

eT HaMeniBillHMcSi TeHD.eHII.HSiM no pä.3.llCJieHuro poccnücKoro npaBa 

Ha npaBo liacmuoe H nyfJ.!lu11.1-1oe. IlpaBOBhie ycraHoBJieHHH o rocy.z:tap­

crseHHoil CJiyJK6e H C03,U,aJOT CHCTCMY ny6JIHlJHOro npaBa PoccHH. ro­

cy.u.apCTBeHHrul CJI}JK6a - 3TO rry6JißqHrur CJI}")K6a, B paMKax KOTOpoit: 

CJI)")l(aID.HMH ocymeCTBJIHIQTCH ay6JißqHblC cPYHKU.HH, 3aJI.aqu rocy.D.a-
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pCTBa, ero HCllOJIHHTeJibHO-pacnop.H.IT.HTeJibHbIX opraHOB, (T. e. ci>YHK­
UHH He TOJlbKO rocynapCTBa, HO H opraHOB MeCTHoro CaMoynpaBJie­

HIUI ). B crpyicrype nyOJIHqßQH CJI}')KObl HaxO.IUITC.H TaIOKe H KOMMy­

HaJihHbie CJI}"X(alIUle, pa6oTIUOm.He B opraHax MeCTHoro Ca.MoynpaBJie­

HHH, KOTOpbie HBJIHIOTCH cy6'heKTaMH ny6JIHqHoro npaBa. 

rocy.u.apCTBeHHaJl CJI,}l)f(6a KaJC IlpaBOBOH HHCTH1)T HBJUieTCH COC­

TaBHOH "'tfaCTbIO a..II.MHHHcrpaTHBHoro npasa PoccHH (K rrpHMepy, B cr­

paHax 3ana.LI.Holi EsponhI HHCTHl)T npcxpeccttoHaJihHOro qHHOBHHl.Je­

CTBa [ny6JIHl.JHa.SI CJiy:>K6a, qHHOBHOe npaBo] TaIOKe .SIBJIHeTC.SI qaCThlO 

a.llMHHHcrpamBHoro npa.Ba). AHaJIH3 pa31n1qHbIX sonpocos TeopHH 

rocy.u.apCTBeHHOH CJiyJK6hI no.nTBep)l(.UaeT, 'tfl'O OCHOBHbie H3 HHX HB­

JUllOTCH npe.Il,MeTOM H3ytieHHH a.rI.MHHHcrpamBHO-npaBOBOH Ha)'KH. 

HhlX 3a.BeJJ.eHHHX B paMKax 1cypca a.JI.MHHHCTpaTHBHOro rrpaBa B IIOJI­

HOM o6'heMe HeuocraToquo; 

B) CJiyxe6Hoe rrpaso HMeeT saxrnelimee npaKTHqecKoe 3HaqeuHe 

JI.JIH BceqopoHHeß IIO.JJrOTOBKH cneUHaJIHCTOB-IOpHCTOB; OHO Il03BO­

JlllT 6onee Kal.JeCTBeHHO opraHH30BhIBa'Th ynpaBJieHqecKHH Tpy)I., co­

BepIIIeHCTBOBaTb n.eJITeJihHOCTb nepCOHaJia. 

XII. IlonhITKa a.HaJIH3a cospeMeHHo:ü. cucreMw pa3BHBaIOIUerocH 

3aKoHoJl,aTeJihCTBa o rocy.napCTBeuuo:H. CJJ}'JK6e B PoccHH e conepxa­

lllHXCH B HayqHhIX rpy.u.ax npe.llJIO)f(CHHH yqeHbIX npHBO.ll.HT K OlUI0-

3HaqaoMy BhIBony, LITO pecpopMHpoBaHHe rocy.n.apCTBeHHOH CJI}')l(6bl 

rrpoBOLUITCSI cerO.ll.HSI B 6oJihIIICH Mepe no Orrhrry ~Pr. Ün.HaKO BMec­

Te c HCIIOJih30BaHHeM B PoccHH scero noJie3Horo H3 3aKoHo.a.aTeJihCT­

Ba 0 rocyJlapCTBeHHOH CJI)')K6e repMaHH.H (HJIH KaKOH-TO JJ.pyroli crpa­

Hhl) ue H}'JKHO noBTOpSITh ll}')KHX omu6oK. B repMaHHH, HanpHMep, 

Ha npOTSl)l(eHHH HeCKOJibKHX JieT H)leT ,JlHCK)'CClUI 0 JIHKBHD.aUHH qff­

HOBHHKOB, T.e. cneUHaJibHOro BHJla rocy.aapCTBeHHhlX CJI}")f(amHX, 

HMelOIII.HX oco6bIH craryc (Beamte )21. BIDKHO yqHTbIBaTh cneUH<f>H-
w w ~ -qecKite JCJIOBllß: Hamelf COBpe~teHHOlf. poCClfllCKOll rocynapCTBeHIIO= 

npaBOBOH, IlOJIHTHqecKOH H o6meCTBeHHOH CHryaII.HH. 

21 CM., HanpHMep: F. Ronneberger/U. Rödel/J. Walchshöfer, Der "häßliche" Beamte: 

Kritik und Gegenkritik des Berufsbeamtentums, 1975, S. 9 ff. 
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Dietrich Frenzke 

uer Wortiaut der russischen Verfassung 
vom 12.12. 1993 

Übersetzen heißt allenthalben Kompromisse eingehen. Im Falle der russischen Verfas­
sung zeigt sich dieses Problem gleich beim ersten Wort. „Konstitucija Rossijskoj Fede­
racii" lautet deren Titel. Das Wort „konstitucija" bedeutet nach Auskunft eines russischen 
Fremdwörterbuchs (Slovar' inostrannych slov, Moskva 1955, S. 353) „Grundgesetz eines 
Staates, welches dessen gesellschaftlichen und staatlichen Aufbau, Wahlsystem, Organisa­
tions- und Tätigkeitsprinzipien der Organe der Staatsgewalt und Verwaltung sowie die 
Grundrechte und -pflichten der Bürger beschreibt". Das ist genau das, was wir unter „Ver­
fassung" verstehen.· 

Das russische Wort „konstitucija" ist also mit dem deutschen Wort „Verfassung" zu 
übersetzen, nach dem Grundsatz, daß einem gebräuchlichen Ausdruck der Sprache des 
Originals der entsprechend gebräuchliche Ausdruck der Übersetzungssprache zuzuord­
nen ist. Indem dieser Grundsatz befolgt wird, wird jedoch ein anderes Übersetzungsprin­
zip gebrochen, nach welchem dann, wenn das Original ein Fremdwort benutzt, auch in der 
Übersetzung tunlichst ein Fremdwort verwendet werden sollte. Wir müßten den Titel also 
gemäß diesem Prinzip mit „Konstitution der Russischen Föderation" übersetzen. Dem 
steht aber entgegen, daß „Konstitution" im Deutschen nicht der allgemein gebräuchliche 
Ausdruck zur Bezeichnung des Begriffs „Verfassung" ist, sondern als ein Fremdwort ver­
standen wird, das, fast nur im Fachschrifttum, aus stilistischen Gründen Berücksichtigung 
findet, nämlich um die stereotype Verwendung des Wortes „Verfassung" zu vermeiden. 

Der Problemkomplex der Übersetzung von russisch „konstitucija" ergibt sich also dar­
aus, daß in der Originalsprache ein Fremdwort den Begriff definiert, in der Übersetzungs­
sprache dagegen ein einheimisches Wort und ein Fremdwort zur Verfügung stehen, wobei 
letzteres nur in Ausnahmefällen berücksichtigt wird. Im Russischen wird übrigens zu glei­
chem Zwecke der Ausdruck „osnovnoj zakon" („Grundgesetz") benutzt (ebenso wie 
auch bei uns), doch ist dies eine andere Frage. 

Während die Übersetzung von russisch „konstitucija" ein seit langem bestehendes 
Problem darstellt (möglicherweise seit dem Zeitpunkt, da dieses Wort 1704 unter Peter 
dem Großen in den russischen Wortschatz aufgenommen wurde; siehe Max Vasmer, Rus­
sisches etymologisches Wörterbuch, Erster Band, Heidelberg 1953, S.616), ist die Über­
setzung des zweiten Wortes des Titels, „Rossijskoj", erst in letzter Zeit problematisiert 
worden. In der russischen Sprache gab es seit Jahrhunderten neben den eigenständigen 
Formen „Rus"' oder „Rusija" („Rußland") und „russkij" („russisch") auch die Lautung 
mit einem 0 („Rossija" und „rossijskij"). Letztere stammt aus der Kanzlei der Patriar­
chen von Konstantinopel und wurde als einer unter zahllosen Kirchenslawismen in die 
russische Sprache übernommen, zuerst nachgewiesen in einer Moskauer Urkunde des 
Jahres 1517 (Vasmer, a.a.O., Zweiter Band, S.538, 550 und 551-552). Die (der Herkunft 
nach kirchenslawische) Form „rossijskij" wurde später in der russischen Schriftsprache al­
lenthalben verwendet, unter anderem auch in der Sowjetzeit. Die amtliche Bezeichnung 
der russischen Teilrepublik der Sowjetunion etwa lautete „Rossijskaja Sovetskaja Federa-
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tivnaja Socialistieeskaja Respublika", was bei uns allgemein mit „Russische Sozialistische 
Föderative Sowjetrepublik" übersetzt wurde. 

Neuerdings aber sprechen (und schreiben) einige Fachleute bei uns nicht mehr von der 
„Russischen Föderation", sondern von der „Rußländischen Föderation". Der Grund für 
diese Neuerung ist nicht ganz überzeugend - er soll darin liegen, daß in diesem Staatsge­
bilde nicht nur Russen, sondern auch andere Nationen und Nationalitäten leben, und die 
adjektivische Ableitung sei daher nicht von den „Russen", sondern von „Rußland" zu de­
duzieren. Da stellen sich einige Fragen, die jedoch hier nur angedeutet werden können. 
Reflektiert die Verfassung wirklich die Interessen der verschiedenen Völker und Völker­
schaften dieses Staates? Ist sie nicht vielmehr eine Konstitution, in welcher die russische 
Sicht der Geschichte des Staates und die russische Dominanz im Staate niedergelegt ist? 
Oder soll die Verwendung des Attributs „Rußländisch" nicht die Tatsache, sondern den 
Anspruch ausdrücken, die Verfassung als eine Gesamtheit von Rechtsregeln zu begreifen, 
in welchen die Interessen der anderen Völker ebenso niedergelegt sein sollten wie die der 
Russen? Manche dieser Fragen werden erst nach intensiver Diskussion zwischen den 
Fachleuten zu beantworten sein, und auch die reale verfassungsrechtliche Entwicklung in 
Rußland wird zum Urteil beitragen. Erst gefestigte (politische und rechtliche) Werturteile 
sollten in der Übersetzung einen spezifischen Ausdruck finden, denn die übersetzerische 
Variante ist, für sich genommen, noch nicht geeignet, einen bestimmten politischen oder 
rechtlichen Inhalt zu transportieren. Eine allgemeine Übereinstimmung besteht in diesem 
Punkte zwischen den Fachautoren noch längst nicht. 

Des weiteren stellt sich die Frage, wie es um die Ad-hoc-Schöpfung „rußländisch" steht. 
Nach brieflicher Auskunft der Sprachberatungsstelle der Dudenredaktion ist diese Bil­
dung zwar durchaus möglich, doch in keiner Weise üblich; mit einer solchen unüblichen 
Bildung sei darüber hinaus die Gefahr verbunden, von den anderen Sprachteilnehmern 
nicht (richtig) verstanden zu werden, da der eigentliche Wortinhalt nicht als „Allgemein­
gut" angesehen werde. 

Unter dem Gesichtspunkt allgemeiner Übersetzungsprinzipien ist der Ausdruck „ruß· 
ländisch" daher zumindest solange mit Skepsis aufzunehmen, als der von den heutigen 
Anhängern dieses Ausdrucks verstandene Inhalt nicht zum „Allgemeingut" jedenfalls der 
ostrechtlichen Fachterminologie geworden ist. 

Wie lange es dauern kann, bis sich die Fachwelt auf eine bestimmte Übersetzung für 
einen russischen Fachausdruck einigt, läßt sich an dem kleinen russischen Wort „kraj" de­
monstrieren. Auch in der neuen Verfassung kommt es wieder vor, nämlich bei der Auf­
zählung der Bestandteile der Russischen Föderation in den Artikeln 5 und 65. Es wird 
hier mit dem (keineswegs in jeder Hinsicht befriedigenden) Wort „Region" übersetzt. 
Während einige Autoren seit Jahrzehnten auf der deutschen Übersetzung „Gau" beste­
hen, überwiegt doch seit längerem der Ausdruck „Region", und dieser wurde auch hier 
verwendet, gemäß dem übersetzerischen Grundsatz, möglichst denjenigen Wortbestand 
zu verwenden, der sich allgemein oder in Fachkreisen der größeren Akzeptanz erfreut. 
Für diese vorherrschende Akzeptanz der „Region" spricht etwa die Verwendung im gro­
ßen Kommentar zur sowjetischen Verfassung des Jahres 1977 von Martin Fincke (Hand­
buch der Sowjetverfassung, Berlin 1983; siehe beispielsweise die Artikel 88, 89, 141, 145, 
151 und 166), an dem die Creme der deutschen Ostrechtsforschung mitgearbeitet hat und 
dessen Terminologie in diesem Zusammenhang eine besondere Bedeutung beizumessen 
ist, aber auch die Verwendung in den Moskauer Verfassungsausgaben in deutscher Über-
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setzung (siehe etwa: Verfassung (Grundgesetz) der Union der Sozialistischen Sowjetrepu­
bliken, herausgegeben vom Verlag Progress, Moskau 1977). 

In diesem Falle entscheidet den Kompromiß also der Gesichtspunkt der größeren Ak­
zeptanz eines Fachausdrucks. Würde man den russischen Ausdruck „kraj" übrigens, un­
abhängig von dem geschilderten überwiegenden Usus, nach dem Bedeutungsinhalt des 
Wortes übersetzen, so würde sich das Wort „Mark" in der Bedeutung „Grenzland" anbie­
ten, wie es in der „Mark Brandenburg" oder der „Ostmark" verwendet wurde oder wird. 
Auch das russische Wort „kraj" bedeutet „Rand, Saum, Land, Gegend, Ende" (Vasmer, 
a. a. 0., Erster Band, S. 654 ), und ebenso wie die „Mark Brandenburg" befanden bezie­
hungsweise befinden sich die „Marken" Krasnodar, Stawropol, Altai, Krasnojarsk, Cha­
barowsk und Primorje in einer Randlage (des deutschen beziehungsweise des russischen 
Staates). Nur: Wem ist mit der Verwendung des „richtigen" Wortes „Mark" an dieser Stel­
le gedient? Den Ausschlag gibt hier die größere Akzeptanz, zugunsten der „falschen" 
Übersetzung „Region". 

Ein gleichbleibend akutes Thema der Übersetzung russischer Verfassungen bringt der 
Terminus „polnomocie" mit sich. Ursprünglich als Lehnübersetzung des deutschen Wor­
tes „ Vollmacht" entstanden (Vasmer, a. a. 0., Zweiter Band, S.394), hat es seither einen 
ungeheuren Bedeutungsumfang angenommen, und in den meisten „A ... nwendungsfä!Ien be-
deutet es im Sprachgebrauch des russischen Juristen etwas ganz anderes als das deutsche 
Ausgangswort, das ja im allgemeinen wie im fachlichen Kontext den Inhalt hat, „die durch 
Rechtsgeschäft erteilte Ermächtigung, den Vollmachtgeber zu vertreten", zu bezeichnen 
(Der neue Brockhaus, Bd.5, Wiesbaden 1975, S.449). 

Der neue russische Verfassunggeber ist in dieser Hinsicht nicht von der Praxis der So­
wjetzeit abgewichen. Gemäß der sowjetischen Verfassung von 1977 besaßen auch schon alle 
nur erdenklichen Amtsträger und Staatsorgane „Vollmachten", so der Oberste Sowjet (Ar­
tikel 90und 124), dasPräsidiumdesOberstenSowjets(Artikel 121Ziffer18undArtikel 138 
Satz 2), der Ministerrat (Artikel 129 Absatz 4 und Artikel 131Absatz2), die örtlichen So­
wjets (Artikel 147 und Artikel 148 Satz 1), die Deputierten (Artikel 104Absatz1 und 2 
sowie Artikel 110 Absatz 4), die Organe der Staatsanwaltschaft (Artikel 168 Absatz 1) 
sowie die Staatsanwälte (Artikel 167), die Amtsträger allgemein (Artikel 58 Absatz 2) und 
schließlich die ganze UdSSR selbst (Artikel 77 Absatz 2 und Artikel 83 Absatz 2). 

Nicht minder umfassend ist dieser Kreis nach der neuen russischen Verfassung. „Voll­
machten" besitzen beispielsweise die Organe der Staatsgewalt (Artikel 5 Absatz 3 und 
Artikel 11Absatz3), die örtliche Selbstverwaltung (Artikel 12 Satz 2 und Artikel 132 Ab­
satz 2), die Bundesorgane der vollziehenden Gewalt (Artikel 78 Absatz 1-4), der Präsi­
dent (Artikel 82 Absatz l; Artikel 92 Absatz 1 und 2 sowie Artikel 109 Absatz 5), die 
Staatsduma (Artikel 99 Absatz 4), die Regierung (Artikel 114 Absatz 1 Buchstabe g; Ar­
tikel 116 und Artikel 117 Absatz 5), die Richter (Artikel 121 Absatz 2), das Verfassungs­
gericht (Artikel 128 Absatz 3), die Staatsanwaltschaft (Artikel 129 Absatz 5), die Depu­
tierten (Artikel 98 Absatz 1) und sogar die Russische Föderation selbst (Artikel 73; Arti­
kel 77 Absatz 2 und Artikel 79). 

Dieses ungemein breite Spektrum zwingt den Übersetzer allenthalben zur Aufgabe des 
idealen Grundsatzes, jedem Ternlinus tech.nicus der russischen Rechtssprache einen (ein­
zigen) bestimmten Ausdruck der deutschen Rechtssprache gegenüberzustellen. Die 
Übersetzung in Finckes Kommentar zur Sowjetverfassung von 1977 verwendet, je nach 
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Kontext, die Wörter „Mandat" (im Zusammenhang mit der Rechtsstellung der Deputier­
ten), „Befugnisse", „Amtsbefugnisse", „Amtsperiode", aber auch „Vollmachten" (Arti­
kel 124 bezüglich des Obersten Sowjets und seines Präsidiums und Artikel 129 Absatz 4 
und Artikel 131Absatz2 bezüglich des Ministerrates). In der hier folgenden Übersetzung 
der neuen russischen Verfassung wird nach Möglichkeit der Terminus „Befugnisse" ver­
wendet. 

Eine Quelle terminologischer Differenzen dürften künftig schließlich alle jene Stellen 
bieten, an denen in der Verfassung die „föderativen" beziehungsweise „föderalen" Insti­
tutionen behandelt werden. 

Das Adjektiv „federativnyj" verwendet der Verfassunggeber dort, wo er von der Eigen­
schaft spricht. Hier ist stets das Wort „föderativ" benutzt worden, so in Artikel 1 Absatz 1 
(„Die Russische Föderation ... ist ein demokratischer föderativer Rechtsstaat ... "), Arti­
kel 5 Absatz 3 („Die föderative Ordnung der Russischen Föderation ... "; desgleichen Ar­
tikel 71 Buchstabe b) und Artikel 11Absatz3 („ ... durch föderativen Vertrag ... "). 

Dagegen bezeichnet das Adjektiv „federal'nyj" in der Sprache des Verfassunggebers 
die konkrete Zugehörigkeit zur (Russischen) Föderation. Hier bieten sich im Deutschen 
mehrere Möglichkeiten an („föderal'', „Föderations-", „der Föderation", aber auch 
„Bundes-" oder „des Bundes"). In der folgenden Übersetzung wurden nach Möglichkeit 
die Varianten „Bundes-" und „des Bundes" verwendet, zum Beispiel in Artikel 5 Absatz 4 
(„Bundesorgane"), Artikel 3 Absatz 4 („Bundesgesetz") oder Artikel 41 Absatz 2 („Bun­
desprogramme"). Gewiß könnte man hier auch die Bildungen „föderal", „Föderations-" 
oder „der Föderation" verwenden, aber in anderen Zusammensetzungen erscheinen 
diese nicht so gut geeignet, so in den Artikeln 83, 110 und 112, wo von den „Bundesmini­
stern" („föderalen Ministern", „Föderationsministern"?) die Rede ist, oder in Kapitel 5 
(Artikel 94-109), wo es um die „Bundesversammlung" („Föderale Versammlung", „Fö­
derationsversammlung"?) geht. Nur bei der „Stadt von föderaler Bedeutung" (Artikel 5 
usw.) wurde das Wort „föderal" verwendet, wegen der gestelzten Ausdrucksweise auch 
schon im Russischen. 

Vieles ist hier Geschmackssache, es geht meistens nicht um falsch oder richtig. Wie bei 
den meisten Dingen sprachlicher Entwicklung wird der schlichte Usus entscheiden. 
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Der Wortlaut der Verfassung: 

Wir, das multinationale Volk der Russischen Föderation, vereint durch das gemeinsame 
Schicksal auf unserer Erde, 

verabschieden, 
- indem wir die Rechte und Freiheiten der Menschen, inneren Frieden und Eintracht be-

kräftigen, 
- die historisch entstandene staatliche Einheit wahren, 
- von den allgemein anerkannten Prinzipien der Gleichberechtigung und Selbstbestim-

mung der Völker ausgehen, 
- das Andenken der Vorfahren in Ehren halten, die uns die Liebe und Achtung für das 

Vaterland und den Glauben an das Gute und die Gerechtigkeit überliefert haben, 
- das souveräne Staatswesen Rußlands erneuern und die Unerschütterlichkeit seiner de­

mokratischen Grundlage bestätigen, 
- die Sicherung des Wohlergehens und Gedeihens Rußlands anstreben, 
- von der Verantwortung für unsere Heimat vor der heutigen Generation und den kam-

menden Generationen ausgehen und 
- uns dessen bewußt sind, ein Teil der Weltgemeinschaft zu sein, 
die 

VERFASSUNG DER RUSSISCHEN FÖDERATION. 

Erster Abschnitt 

Kapitel l. Die Grundlagen der Verfassungsordnung 

Artikel 1. 1. Die Russische Föderation (Rußland) ist ein demokratischer föderativer 
Rechtsstaat mit republikanischer Regierungsform. 

2. Die Bezeichnungen „Russische Föderation" und „Rußland" sind gleichbedeutend. 

Artikel 2. Der Mensch, seine Rechte und Freiheiten sind die höchsten Werte. Die An­
erkennung, die Einhaltung und der Schutz der Rechte und Freiheiten des Menschen und 
Bürgers sind Pflicht des Staates. 

Artikel 3. 1. Träger der Souveränität und einzige Quelle der Gewalt in der Russischen 
Föderation ist ihr multinationales Volk. 

2. Das Volk übt seine Gewalt unmittelbar wie auch durch die Organe der Staatsgewalt 
und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung aus. 

3. Höchster unmittelbarer Ausdruck der Volksgewalt sind das Referendum und die 
freien Wahlen. 

4. Niemand darf Gewalt in der Russischen Föderation an sich ziehen. Die Ergreifung 
der Gewalt und das Ansichziehen von hoheitlichen Befugnissen werden gemäß dem Bun­
desgesetz verfolgt. 

Artikel 4. 1. Die Souveränität der Russischen Föderation erstreckt sich auf ihr gesamtes 
Territorium. 
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2. Die Verfassung der Russischen Föderation und die Bundesgesetze haben auf dem ge­
samten Territorium der Russischen Föderation Vorrang. 

3. Die Russische Föderation gewährleistet die Integrität und Unantastbarkeit ihres Ter-
ritoriums. 

Artikel 5. 1. Die Russische Föderation besteht aus Republiken, Regionen, Gebieten, 
Städten von föderaler Bedeutung, einem autonomen Gebiet und autonomen Bezirken -
aus gleichberechtigten Subjekten der Russischen Föderation. 

2. Die Republik (der Staat) hat ihre (seine) eigene Verfassung und Gesetzgebung. Die 
Region, das Gebiet, die Stadt von föderaler Bedeutung, das autonome Gebiet und der au­
tonome Bezirk haben ihre eigene Satzung und Gesetzgebung. 

3. Die föderative Ordnung der Russischen Föderation beruht auf ihrer staatlichen Inte­
grität, dem einheitlichen System der Staatsgewalt, der Abgrenzung der Zuständigkeitsbe­
reiche und der Befugnisse zwischen den Organen der Staatsgewalt der Russischen Föde­
ration und den Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation sowie 
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker in der Russischen Föderation. 

4. In den Beziehungen zu-den Bundesorganen der Staatsgewalt sind alle Subjekte der 
Russischen Föderation untereinander gleichberechtigt. 

Artikel 6. 1. Die Staatsangehörigkeit der Russischen Föderation wird erworben und be· 
endigt gemäß dem Bundesgesetz, sie ist einheitlich und gleich, unabhängig von der 
Grundlage des Erwerbs. 

2. Jeder Bürger der Russischen Föderation hat auf deren Territorium alle Rechte und 
Freiheiten sowie die gleichen Pflichten, wie sie durch die Verfassung der Russischen Fö­
deration vorgesehen sind. 

3. Einern Bürger der Russischen Föderation darf seine Staatsangehörigkeit oder das 
Recht, diese zu wechseln, nicht aberkannt werden. 

Artikel 7. 1. Die Russische Föderation ist ein Sozialstaat, dessen Politik auf die Schaf­
fung von Voraussetzungen gerichtet ist, welche ein Leben in Würde und eine freie Entfal­
tung des Menschen gewährleisten. 

2. In der Russischen Föderation werden die Arbeit und die Gesundheit der Menschen 
geschützt, wird ein garantierter Mindestlohn festgelegt, wird die staatliche Unterstützung 
für die Familie, für Mutter, Vater und Kind, für Invaliden und ältere Bürger gewährleistet, 
wird ein System von Sozialdiensten entwickelt und werden staatliche Renten, Unterstüt­
zungen und andere Garantien der sozialen Sicherung festgelegt. 

Artikel 8. 1. In der Russischen Föderation werden die Einheit des Wirtschaftsraums, 
die freie Bewegung von Waren, Dienstleistungen und Finanzmitteln, die Förderung des 
Wettbewerbs und die Freiheit der Wirtschaftstätigkeit garantiert. 

2. In der Russischen Föderation werden die private, staatliche, munizipale und andere 
Eigentumsformen in gleicher Weise anerkannt und geschützt. 

Artikel 9. 1. Der Boden und die anderen natürlichen Ressourcen werden in der Russi­
schen Föderation als Grundlage des Lebens und der Tätigkeit der Völker, die auf dem be­
treffenden Territorium leben, genutzt und geschützt. 

2. Der Boden und die anderen natüriichen Ressourcen können sich in der priva­
ten, staatlichen oder munizipalen Form oder in anderen Formen des Eigentums befin­
den. 
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Artikel 10. Die Staatsgewalt in der Russischen Föderation wird auf der Grundlage der 
Teilung in die gesetzgebende, vollziehende und rechtsprechende Gewalt ausgeübt. Die Or­
gane der gesetzgebenden, vollziehenden und rechtsprechenden Gewalt sind selbständig. 

Artikel lL 1. Die Staatsgewalt in der Russischen Föderation üben der Präsident der 
Russischen Föderation, die Bundesversammlung (der Föderationsrat und die Staatsdu­
ma), die Regierung der Russischen Föderation und die Gerichte der Russischen Födera­
tion aus. 

2. Die Staatsgewalt in den Subjekten der Russischen Föderation üben die von diesen zu 
bildenden Organe der Staatsgewalt aus. 

3. Die Abgrenzung der Zuständigkeitsbereiche und Befugnisse zwischen den Organen 
der Staatsgewalt der Russischen Föderation und den Organen der Staatsgewalt der Subjek­
te der Russischen Föderation erfolgt durch diese Verfassung, durch föderativen Vertrag 
und andere Verträge über die Abgrenzung der Zuständigkeitsbereiche und Befugnisse. 

Artikel 12. In der Russischen Föderation wird die örtliche Selbstverwaltung anerkannt 
und garantiert. Die örtliche Selbstverwaltung ist im Rahmen ihrer Befugnisse selbständig. 
Die Organe der örtlichen Selbstverwaltung gehören nicht zum System der Organe der 
Staatsgewalt. 

Artikel 13. 1. In der Russischen Föderation wird die Vielfalt der Ideologien anerkannt. 
2. Keine Ideologie darf sich zur Staatsideologie oder zur verbindlichen Ideologie her­

ausbilden. 
3. In der Russischen Föderation werden die politische Vielfalt und die Parteienvielfalt 

anerkannt. 
4. Die gesellschaftlichen Vereinigungen sind vor dem Gesetz gleich. 
5. Die Gründung und die Tätigkeit von gesellschaftlichen Vereinigungen, deren Ziele 

oder Handlungen auf die gewaltsame Änderung der Grundlagen der Verfassungsordnung 
und die Verletzung der Integrität der Russischen Föderation, die Untergrabung der 
Staatssicherheit, die Schaffung von bewaffneten Formationen und die Entfesselung sozia­
len, rassischen, nationalen und religiösen Haders gerichtet sind, sind verboten. 

Artikel 14. 1. Die Russische Föderation ist ein weltlicher Staat. Keine Religion darf sich 
zur Staatsreligion oder verbindlichen Religion herausbilden. 

2. Die religiösen Vereinigungen sind vom Staat getrennt und vor dem Gesetz gleich. 

Artikel 15. 1. Die Verfassung der Russischen Föderation hat höchste Rechtskraft und 
unmittelbare Geltung und wird auf dem gesamten Territorium der Russischen Föderation 
angewendet. Die Gesetze und anderen Rechtsakte, die in der Russischen Föderation an­
genommen werden, dürfen nicht in Widerspruch zur Verfassung stehen. 

2. Die Organe der Staatsgewalt, die Organe der örtlichen Selbstverwaltung, die Amts­
personen, die Bürger und ihre Vereinigungen sind verpflichtet, die Verfassung der Russi­
schen Föderation und die Gesetze einzuhalten. 

3. Gesetze müssen offiziell veröffentlicht werden. Unveröffentlichte Gesetze werden 
nicht angewandt. Jegliche normativen Rechtsakte, welche die Rechte, Freiheiten und 
Pflichten des Menschen und Bürgers berühren, dürfen nicht angewandt werden, wenn sie 
nicht zur allgemeinen Kenntnisnahme offiziell veröffentlicht worden sind. 

4. Die aiigemein anerkannten Prinzipien und Normen des Völkerrechts und die inter­
nationalen Verträge der Russischen Föderation sind Bestandteil ihres Rechtssystems. 
Wenn durch einen internationalen Vertrag der Russischen Föderation andere Regeln fest-
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gelegt worden sind als die im Gesetz vorgesehenen Regeln, so werden die Regeln des in­
ternationalen Vertrages angewandt. 

Artikel 16.1. Die Bestimmungen dieses Kapitels der Verfassung bilden die Grundlagen 
der Verfassungsordnung der Russischen Föderation und dürfen nicht anders als gemäß 
dem Verfahren geändert werden, das in dieser Verfassung festgelegt worden ist. 

2. Keinerlei andere Bestimmungen dieser Verfassung dürfen im Widerspruch zu den 
Grundlagen der Verfassungsordnung der Russischen Föderation stehen. 

Kapitel 2. Die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers 

Artikel 17.1. In der Russischen Föderation werden die Rechte und Freiheiten des Men­
schen und Bürgers gemäß den allgemein anerkannten Prinzipien und Normen des Völ­
kerrechts und in Übereinstimmung mit dieser Verfassung anerkannt und garantiert. 

2. Die Grundrechte und -freiheiten des Menschen sind unveräußerlich, und er hat sie 
von Geburt an. 

3. Die Wahrnehmung der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers darf nicht 
gegen die Rechte und Freiheiten anderer Personen verstoßen. 

Artikel 18. Die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers gelten unmittelbar. 
Sie bestimmen den Sinn, den Inhalt und die Anwendung der Gesetze, die Tätigkeit der ge­
setzgebenden und der vollziehenden Gewalt und der örtlichen Selbstverwaltung und wer­
den durch die Rechtsprechung gewährleistet. 

Artikel 19. 1. Vor dem Gesetz und dem Gericht sind alle gleich. 
2. Der Staat garantiert die Gleichheit der Rechte und Freiheiten des Menschen und 

Bürgers unabhängig von dem Geschlecht, der Rasse, Nationalität, Sprache, Herkunft, 
Vermögenslage, dem Amt, Wohnsitz, der Einstellung zur Religion, den Überzeugungen, 
der Zugehörigkeit zu gesellschaftlichen Vereinigungen wie auch von anderen Umständen. 
Jegliche Formen der Beschränkung der Bürgerrechte je nach sozialer, rassischer, nationa-

3. Mann und Frau haben die gleichen Rechte und Freiheiten und die gleichen Möglich­
keiten zu deren Realisierung. 

Artikel 20. 1. Jeder hat das Recht auf Leben. 
2. Die Todesstrafe darf bis zu ihrer Aufhebung durch ein Bundesgesetz als außeror­

dentliche Strafmaßnahme für besonders schwere Verbrechen gegen das Leben festgelegt 
werden, wobei der Beschuldigte Anspruch darauf hat, daß seine Sache vor Gericht mit 
Beteiligung von Geschworenen verhandelt wird. 

Artikel 21. 1. Die Würde der Persönlichkeit wird durch den Staat geschützt. Nichts 
kann Grundlage für ihre Herabsetzung sein. 

2. Niemand darf der Folter, der Gewalt oder einer anderen grausamen oder die mensch­
liche Würde herabsetzenden Behandlung oder Bestrafung unterworfen werden. Niemand 
darf ohne freiwillige Zustimmung medizinischen, wissenschaftlichen oder anderen Versu­
chen ausgesetzt werden. 

Artikel 22. 1. Jeder hat das Recht auf Freiheit und persönliche Unverletzlichkeit. 
2. Verhaftung, Untersuchungshaft und Haft sind nur gemäß einer gerichtlichen Ent-
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scheidung zulässig. Bis zur gerichtlichen Entscheidung darf eine Person nicht länger als 
48 Stunden festgenommen werden. 

Artikel 23. 1. Jeder hat das Recht auf Unverletzlichkeit seines Privatlebens, seiner Pri­
vatsphäre und seines Familienlebens sowie auf den Schutz seiner Ehre und seines guten 
Rufs. 

2. Jeder hat das Recht auf das Brief-, Telephon-, Post- und Telegrammgeheimnis und 
das Geheimnis seiner sonstigen Kommunikation. Eine Einschränkung dieses Rechts ist 
nur aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung zulässig. 

Artikel 24. 1. Die Sammlung, Aufbewahrung und Verbreitung einer Information über 
das Privatleben einer Person ist ohne deren Zustimmung nicht zulässig. 

2. Die Organe der Staatsgewalt und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung sowie 
ihre Amtspersonen sind verpflichtet, einem jeden die Möglichkeit zu sichern, sich mit den­
jenigen Dokumenten und Materialien vertraut zu machen, die seine Rechte und Freihei­
ten unmittelbar berühren, soweit das Gesetz nicht anderes vorsieht. 

Artikel 25. Die Wohnung ist unverletzlich. Niemand ist berechtigt, in eine Wohnung 
gegen den Willen der in ihr wohnenden Personen einzudringen, es sei denn in den durch 
Bundesgesetz festgelegten Fällen oder aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung. 

Artikel 26. 1. Jeder ist berechtigt, seine nationale Zugehörigkeit festzulegen und anzu­
geben. Niemand dart zur Festlegung und Angabe seiner nationalen Zugehörigkeit ge­
zwungen werden. 

2. Jeder hat das Recht auf den Gebrauch seiner Muttersprache und auf die freie Wahl sei­
ner Umgangs- und Unterrichtssprache und der Sprache der Erziehung und des Schaffens. 

Artikel 27. 1. Jeder, der sich legal auf dem Territorium der Russischen Föderation auf­
hält, hat das Recht, sich frei zu bewegen und den Aufenthalts- und Wohnort frei zu wählen. 

2. Jeder kann aus der Russischen Föderation frei ausreisen. Ein Bürger der Russischen 
Föderation hat das Recht, ungehindert in die Russische Föderation zurückzukehren. 

Artikel 28. Jedem wird Gewissensfreiheit garantiert, die Freiheit des Glaubensbe­
kenninisses, einschiießiich des Rechts, sich individueii oder gemeinsam mit anderen zu 
einer beliebigen Religion zu bekennen oder sich zu keiner Religion zu bekennen, religiöse 
und andere Überzeugungen frei zu wählen, zu haben und zu verbreiten und diesen gemäß 
zu handeln. 

Artikel 29. 1. Jedem wird die Freiheit des Gedankens und des Wortes garantiert. 
2. Eine Propaganda oder Agitation, die aus sozialen, rassischen, nationalen oder reli­

giösen Gründen Haß und Feindschaft schürt, ist unzulässig. Die Propaganda einer sozia­
len, rassischen, nationalen, religiösen oder sprachlichen Überlegenheit ist verboten. 

3. Niemand darf gezwungen werden, seine Meinungen und Überzeugungen zu äußern 
oder diese aufzugeben. 

4. Jeder hat das Recht, auf rechtmäßige Weise frei Information zu suchen, zu erhalten, 
weiterzugeben, zu erzeugen und zu verbreiten. Das Verzeichnis der Nachrichten, die 
Staatsgeheimnis sind, wird durch Bundesgesetz festgelegt. 

5. Die Freiheit der Masseninformation wird garantiert. Zensur ist verboten. 

Artike! 30. 1~ Jeder hat das Recht auf Vereinigung, einsct"Jießlich des Rechts, zum 
Schutze seiner Interessen Gewerkschaften zu gründen. Die Freiheit der Tätigkeit von ge­
sellschaftlichen Vereinigungen ist garantiert. 
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2. Niemand darf zum Eintritt in eine Vereinigung oder zum Verbleiben in ihr gezwun­
gen werden. 

Artikel 31. Die Bürger der Russischen Föderation haben das Recht, sich friedlich und 
ohne Waffen zu versammeln und Versammlungen, Meetings und Demonstrationen, Um­
züge und Streikwachen zu veranstalten. 

Artikel 32. 1. Die Bürger der Russischen Föderation haben das Recht, an der Verwal­
tung der Angelegenheiten des Staates sowohl unmittelbar als auch durch ihre Vertreter 
teilzunehmen. 

2. Die Bürger der Russischen Föderation haben das Recht, in die Organe der Staatsge­
walt und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung zu wählen und gewählt zu werden 
sowie am Referendum teilzunehmen. 

3. Das Recht zu wählen und gewählt zu werden haben nicht diejenigen Bürger, die vom 
Gericht für geschäftsunfähig erklärt worden sind oder sich aufgrund eines Gerichtsurteils 
in Freiheitsentziehungsanstalten befinden. 

4. Die Bürger der Russischen Föderation haben gleichen Zugang zum Staatsdienst. 
5. Die Bürger der Russischen Föderation haben das Recht, sich an der Ausübung der 

Rechtsprechung zu beteiligen. 

Artikei 33. Die Bürger der Russischen Föderation haben das Recht, sich persöniich an 
die Staatsorgane und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung zu wenden sowie indivi­
duelle und kollektive Eingaben an diese zu richten. 

Artikel 34. l. Jeder hat das Recht auf freie Nutzung seiner Fähigkeiten und seines Ver­
mögens für eine unternehmerische Tätigkeit und andere gesetzlich nicht verbotene Wirt­
schaftstätigkeit. 

2. Eine Wirtschaftstätigkeit, welche auf Monopolisierung und unlauteren Wettbewerb 
ausgerichtet ist, ist unzulässig. 

Artikel 35. 1. Das Recht des Privateigentums ist durch das Gesetz geschützt. 
2. Jeder ist berechtigt, Eigentümer von Vermögen zu sein, es zu besitzen, zu nutzen und 

über es zu verfügen, und zwar sowohl als Einzelperson als auch gemeinsam mit anderen 
Personen. 

3. Niemandem darf sein Vermögen entzogen werden, es sei denn aufgrund einer ge­
richtlichen Entscheidung. Eine Zwangsenteignung von Vermögen für staatlichen Bedarf 
kann nur unter der Voraussetzung der vorherigen und gleichwertigen Entschädigung vor­
genommen werden. 

4. Das Recht der Vererbung wird garantiert. 

Artikel 36. 1. Die Bürger und ihre Vereinigungen sind berechtigt, Privateigentümer von 
Boden zu sein. 

2. Der Besitz und die Nutzung des Bodens und der anderen natürlichen Ressourcen 
sowie die Verfügung über diese werden von deren Eigentümern frei gestaltet, soweit dies 
die Umwelt nicht schädigt und die Rechte und rechtmäßigen Interessen anderer Personen 
nicht verletzt. 

3. Die Bedingungen und die Ordnung der Bodennutzung werden aufgrund eines Bun­
desgesetzes festgelegt. 

Artikei37. i. Die Arbeit ist frei. Jeder hat das Recht, frei über seine Fähigkeiten zur 
Arbeit zu verfügen und die Art seiner Tätigkeit und seinen Beruf zu wählen. 

2. Zwangsarbeit ist verboten. 
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3. Jeder hat das Recht auf Arbeit unter Bedingungen, die den Anforderungen der Si­
cherheit und Hygiene entsprechen, auf Arbeitslohn ohne jegliche Diskriminierung und 
nicht unterhalb des durch Bundesgesetz festgelegten Mindestlohns wie auch das Recht 
auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. 

4. Das Recht auf individuelle und kollektive Arbeitsstreitigkeiten unter Inanspruch­
nahme der durch Bundesgesetz festgelegten Mittel ihrer Beilegung, einschließlich des 
Rechts auf Streik, ist anerkannt. 

5. Jeder hat das Recht auf Erholung. Dem aufgrund Arbeitsvertrages Arbeitenden wer­
den eine durch Bundesgesetz festgelegte Dauer der Arbeitszeit, freie Tage und Feiertage 
sowie bezahlter Jahresurlaub garantiert. 

Artikel 38. 1. Mutter und Kind sowie die Familie stehen unter dem Schutz des Staates. 
2. Die Sorge für die Kinder und ihre Erziehung sind gleichermaßen Recht und Pflicht 

der Eltern. 
3. Arbeitsfähige Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, müssen für die arbeits· 

unfähigen Eltern sorgen. 

Artikel 39. 1. Jedem wird die soziale Sicherung im Alter, bei Krankheit, Invalidität und 
Verlust des Ernährers, für die Kindererziehung und in anderen gesetzlich festgelegten 
Fällen garantiert. 

2. Staatliche Renten und Sozialunterstützungen werden durch Gesetz festgelegt 
3. Die freiwillige Sozialversicherung und die Schaffung zusätzlicher Formen der sozia­

len Sicherung und die Wohltätigkeit werden gefördert 

Artikel 40. 1. Jeder hat das Recht auf Wohnung. Niemandem darf willkürlich die Woh­
nung genommen werden. 

2. Die Organe der Staatsgewalt und die Organe der örtlichen Selbstverwaltung fördern 
den Wohnungsbau und schaffen die Voraussetzungen für die Verwirklichung des Rechts 
auf Wohnung. 

3. An minderbemittelte und andere im Gesetz genannte wohnungssuchende Bürger 
wird die Wohnung unentgeltlich oder gegen ein erschwingliches Entgelt aus dem staatli­
chen, munizipalen oder einem anderen Wohnungsfonds gemäß den gesetzlich festgeleg­
ten Normen vergeben. 

Artikel 41. 1. Jeder hat das Recht auf Schutz der Gesundheit und medizinische Versor­
gung. Die medizinische Versorgung in den staatlichen und munizipalen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens wird den Bürgern unentgeltlich aus den Mitteln des entsprechenden 
Haushalts, den Versicherungsbeiträgen und anderen Einnahmen gewährt 

2. In der Russischen Föderation werden Bundesprogramme zum Schutz und zur Stär­
kung der Gesundheit der Bevölkerung finanziert, Maßnahmen zur Entwicklung der staat­
lichen, munizipalen und privaten Systeme des Gesundheitswesens ergriffen und wird die 
Tätigkeit zur Stärkung der Gesundheit des Menschen, zur Entwicklung der Körperkultur 
und des Sports sowie zur Förderung der ökologischen und sanitär-epidemiologischen 
Wohlfahrt unterstützt. 

3. Die Verheimlichung von Tatsachen und Umständen, welche eine Bedrohung des Le­
bens und der Gesundheit der Menschen darstellen, durch Amtsträger zieht die Verant­
wortlichkeit gemäß einem Bundesgesetz nach sich. 

Artikel 42. Jeder hat das Recht auf eine gesunde Umwelt, auf zuverlässige Informie­
rung über ihren Zustand und auf Ersatz des Schadens, der seiner Gesundheit oder seinem 
Vermögen durch ökologische Rechtsverletzung zugefügt worden ist. 
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Artikel 43. 1. Jeder hat das Recht auf Bildung. 
2. Die allgemeine Zugänglichkeit und Unentgeltlichkeit der Vorschul-, allgemeinen 

Hauptschul- und mittleren Berufsausbildung in den staatlichen oder munizipalen Bil­
dungsanstalten und in den Betrieben wird garantiert. 

3. Jeder ist berechtigt, auf der Grundlage des Wettbewerbs in einer staatlichen oder mu­
nizipalen Bildungsanstalt oder in einem Betrieb unentgeltlich eine höhere Bildung zu er­
halten. 

4. Die allgemeine Hauptschulbildung ist verbindlich. Die Eltern oder die ihre Stelle ein­
nehmenden Personen stellen sicher, daß die Kinder die allgemeine Hauptschulbildung er­
halten. 

5. Die Russische Föderation legt bundesstaatliche Bildungsstandards fest und unter­
stützt die verschiedenen Formen der Ausbildung und Selbstbildung. 

Artikel 44. 1. Jedem wird die Freiheit des literarischen, künstlerischen, wissenschaftli­
chen und technischen Schaffens sowie der anderen Arten des Schaffens und der Lehre ga­
rantiert. Geistiges Eigentum ist gesetzlich geschützt. 

2. Jeder hat das Recht auf Teilnahme am kulturellen Leben und auf Benutzung der Kul­
tureinrichtungen sowie auf Zugang zu den kulturellen Werten. 

3. Jeder ist verpflichtet, für die Erhaltung des historischen und kulturellen Erbes zu sor­
gen und die Denkmäler der Geschichte und der Kultur zu bewahren. 

Artikel 45. 1. Der staatliche Schutz der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bür­
gers ist in der Russischen Föderation garantiert. 

2. Jeder ist berechtigt, seine Rechte und Freiheiten mit allen Mitteln zu schützen, die 
gesetzlich nicht verboten sind. 

Artikel 46. 1. Jedem wird der gerichtliche Schutz seiner Rechte und Freiheiten garan­
tiert. 

2. Die Entscheidungen und Handlungen (oder die Untätigkeit) von Organen der 
Staatsgewalt, Organen der örtlichen Selbstverwaltung, gesellschaftlichen Vereinigungen 
und Amtspersonen können vor Gericht angefochten werden. 

3. Jeder ist berechtigt, in Übereinstimmung mit den internationalen Verträgen der Rus­
sischen Föderation zwischenstaatliche Organe zum Schutz der Rechte und Freiheiten des 
Menschen anzurufen, wenn alle vorhandenen innerstaatlichen Mittel des Rechtsschutzes 
ausgeschöpft sind. 

Artikel 47. 1. Niemandem darf das Recht auf Verhandlung seiner Sache vor dem Ge­
richt und dem Richter entzogen werden, für welche diese nach dem Gesetz zuständig sind. 

2. Jeder der Begehung einer Straftat Beschuldigte hat das Recht auf Verhandlung sei­
ner Sache vor Gericht unter Teilnahme von Geschworenen in den durch Bundesgesetz 
vorgesehenen Fällen. 

Artikel 48. 1. Jedem wird das Recht auf den Erhalt qualifizierten juristischen Beistan­
des garantiert. In den durch Gesetz vorgesehenen Fällen wird der juristische Beistand un­
entgeltlich geleistet. 

2. Jeder Festgenommene, Untersuchungsgefangene und der Begehung einer Straftat 
Beschuldigte hat das Recht, den Beistand eines Anwalts (Verteidigers) jeweils vom Zeit­
punkt der Festnahme, Verhaftung oder Anklageerhebung an in Anspruch zu nehmen. 

Artikel 49. l. Jeder der Begehung einer Straftat Beschuldigte gilt als unschuldig, solan-
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ge seine Schuld nicht in einem durch Bundesgesetz vorgesehenen Verfahren bewiesen 
und durch ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichts festgestellt worden ist. 

2. Der Beschuldigte ist nicht verpflichtet, seine Unschuld zu beweisen. 
3. Unausräumbare Zweifel an der Schuld des Beschuldigten \Verden zugunsten des Be= 

schuldigten ausgelegt. 

Artikel 50. l. Niemand darf für ein und dieselbe Straftat erneut verurteilt werden. 
2. Bei der Ausübung der Rechtsprechung ist die Verwendung von Beweisen, die unter 

Verletzung eines Bundesgesetzes erhoben worden sind, unzulässig. 
3. Jeder wegen einer Straftat Verurteilte hat das Recht aut Überprüfung des Urteils 

durch das übergeordnete Gericht in dem durch Bundesgesetz vorgeschriebenen Verfah­
ren, wie auch das Recht, um Begnadigung oder Strafmilderung zu bitten. 

Artikel 51. 1. Niemand ist verpflichtet, gegen sich selbst, seinen Ehegatten und nahe 
Verwandte, deren Kreis durch ein Bundesgesetz festgelegt ist, Zeugnis abzugeben. 

2. Durch Bundesgesetz können auch andere Fälle der Befreiung von der Zeugnispflicht 
festgelegt werden. 

Artikel 52. Die Rechte der durch Straftaten und Mißbrauch im Amt Geschädigten wer­
den durch das Gesetz geschützt. Der Staat gewährleistet den Geschädigten den Zugang 
zur Rechtsprechung und Kompensation des zugefügten Schadens. 

Artikel 53. Jeder hat das Recht auf Ersatz des Schadens durch den Staat, der durch wi­
derrechtliche Handlungen (oder durch Unterlassung) der Organe der Staatsgewalt oder 
ihrer Amtsträger zugefügt worden ist. 

Artikel 54. 1. Das Gesetz, das eine Verantwortlichkeit festlegt oder erschwert, hat keine 
rückwirkende Kraft. 

2. Niemand ist verantwortlich für eine Handlung, die im Zeitpunkt ihrer Begehung 
nicht als Rechtsverletzung galt. Wurde nach Begehung der Rechtsverletzung die Verant­
wortlichkeit für sie aufgehoben oder gemildert, so wird das neue Gesetz angewendet. 

Artikel 55. L Die Aufzählung der Grundrechte und -freiheiten in der Verfassung der 
Russischen Föderation darf nicht ausgelegt werden als Ablehnung oder Schmälerung an­
derer allgemein anerkannter Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers. 

2. In der Russischen Föderation dürfen keine Gesetze erlassen werden, welche die 
Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers aufheben oder schmälern. 

3. Die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers können durch Bundesgesetz 
nur in dem Maße eingeschränkt werden, wie dies für den Schutz der Grundlagen der Ver­
fassungsordnung, der Moral, der Gesundheit, der Rechte und der rechtmäßigen Interes­
sen anderer Personen sowie für die Sicherung der Landesverteidigung und der Staatssi­
cherheit notwendig ist. 

Artikel 56. 1. Unter den Bedingungen des Ausnahmezustandes zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Bürger und zum Schutz der Verfassungsordnung in Übereinstimmung mit 
einem Bundesverfassungsgesetz können einzelne Beschränkungen der Rechte und Frei­
heiten unter Angabe des Rahmens und der Dauer ihrer Geltung festgelegt werden. 

2. Der Ausnahmezustand auf dem gesamten Territorium der Russischen Föderation 
und in deren einzeinen Landesteiien kann bei Voriiegen der Umstände und gemäß dem 
Verfahren verhängt werden, die in einem Bundesverfassungsgesetz festgelegt sind. 

3. Nicht eingeschränkt werden dürfen die Rechte und Freiheiten, die in den Arti-
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kein 20, 21, 23 (Absatz 1), 24, 28, 34 (Absatz 1), 40 (Absatz 1) und 46-54 der Verfassung 
der Russischen Föderation vorgesehen sind. 

Artikel 57. Jeder ist verpflichtet, die gesetzlich festgelegten Steuern und Abgaben zu 
zahlen. Die Gesetze, die neue Steuern festlegen oder die Stellung des Steuerzahlers ver­
schlechtern, haben keine rückwirkende Kraft. 

Artikel 58. Jeder ist verpflichtet, die Natur und die Umwelt zu erhalten und sorgsam mit 
den natürlichen Reichtümern umzugehen. 

Artikel 59. l. Die Verteidigung des Vaterlandes ist Pflicht und Schuldigkeit eines Bür­
gers der Russischen Föderation. 

2. Ein Bürger der Russischen Föderation leistet den Wehrdienst in Übereinstimmung 
mit dem Bundesgesetz. 

3. Ein Bürger der Russischen Föderation hat, falls die Leistung des Wehrdienstes sei­
nen Überzeugungen oder seinem Glaubensbekenntnis widerspricht, wie auch in anderen 
durch Bundesgesetz festgelegten Fällen das Recht, als Ersatz für diesen einen alternativen 
Zivildienst zu leisten. 

Artikel 60. Ein Bürger der Russischen Föderation kann seine Rechte und Pflichten in 
vollem Umfang vom 18. Lebensjahr an selbständig wahrnehmen. 

Artikel 6L 1. Ein Bürger der Russischen Föderation darf nicht aus der Russischen Fö­
deration ausgewiesen oder an einen anderen Staat ausgeliefert werden. 

2. Die Russische Föderation garantiert ihren Bürgern Schutz und Fürsorge jenseits 
ihrer Grenzen. 

Artikel 62. l. Ein Bürger der Russischen Föderation kann in Übereinstimmung mit 
dem Bundesgesetz oder einem internationalen Vertrag der Russischen Föderation auch 
die Staatsangehörigkeit eines ausländischen Staates (die doppelte Staatsangehörigkeit) 
besitzen. 

2. Besitzt ein Bürger der Russischen Föderation die Staatsangehörigkeit eines ausländi­
schen Staates, so schmälert dies nicht seine Rechte und Freiheiten und befreit ihn nicht 
von seinen Pflichten aus der russischen Staatsangehörigkeit, soweit durch Bundesgesetz 
oder intematinalen Vertrag der Russischen Föderation nicht anderes vorgesehen ist. 

3. Ausländer und Staatenlose genießen in der Russischen Föderation dieselben Rechte 
und haben dieselben Pflichten wie dieBürgerder Russischen Föderation, mit Ausnahme der 
im Bundesgestz oder internationalen Vertrag der Russischen Föderation festgelegten Fälle. 

Artikel 63.1. Die Russische Föderation gewährt Ausländern und Staatenlosen in Über­
einstimmung mit den allgemein anerkannten Normen des Völkerrechts politisches Asyl. 

2. In der Russischen Föderation ist die Auslieferung von Personen, die wegen ihrer po­
litischen Überzeugungen oder wegen Handlungen (oder wegen einer Unterlassung), die 
in der Russischen Föderation nicht als Straftat gelten, verfolgt werden, an andere Staaten 
unzulässig. Die Auslieferung von Personen, die der Begehung einer Straftat beschuldigt 
werden, wie auch die Überstellung von Verurteilten zur Verbüßung ihrer Strafe in ande­
ren Staaten erfolgt auf der Grundlage eines Bundesgesetzes oder eines internationalen 
Vertrages der Russischen Föderation. 

Artikel 64. Die Bestimmungen dieses Kapiteis biiden die Grundlagen des Rechtsstatus 
der Person in der Russischen Föderation und können nur gemäß dem in dieser Verfassung 
festgelegten Verfahren geändert werden. 
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Kapitel J, Der föderative Aufbau 

Artikel 65. 1. Bestandteile der Russischen Föderation sind die folgenden Subjekte der 
Russischen Föderation: 
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die Republik Adygeja (Adygeja), die Republik Altaj, die Republik Baschkortostan, die 
Republik Burjätien, die Republik Dagestan, die Inguschische Republik, die Kabardino­
Balkarische Republik, die Republik Kalmückien - Chal'mg Tangtsch, die Karatschaio­
Tscherkessische Republik, die Republik Karelien, die Republik der Komi, die Republik 
Marij EI, die Republik Mordowien, die Republik Sacha (Jakutien), die Republik Nordos­
setien, die Republik Tatarstan (Tatarstan), die Republik Tuwa, die Udmurtische Repu­
blik, die Republik Chakassien, die Tschetschenische Republik und die Tschuwaschische 
Republik - Tschawasch Republik; 

die Regionen Altaj, Krasnodar, Krasnojarsk, Primorje, Stawropol und Chabarowsk; 
die Gebiete Amur, Archangelsk, Astrachan, Belgorod, Brjansk, Wladimir, Wolgograd, 

Wologda, Woronesch, Iwanowo, Irkutsk, Kaliningrad, Kaluga, Kamtschatka, Kemerowo, 
Kirow, Kostroma, Kurgan, Kursk, Leningrad, Lipezk, Magadan, Moskau, Murmansk, 
Nishnij Nowgorod, Nowgorod, Nowosibirsk, Omsk, Orenburg, Orel, Pensa, Perm, Pskow, 
Rostow, Rjasan, Samara, Saratow, Sachalin, Swerdlowsk, Smolensk, Tambow, Twer, 
Tomsk, Tula, Tjumen, Uljanowsk, Tscheljabinsk, Tschita und Jaroslawl; 

die Städte von föderaler Bedeutung Moskau und Sankt Petersburg; 
das Jüdische Autonome Gebiet und 
der Burjätische Autonome Bezirk Aginskoje, der Autonome Bezirk der Komi-Permja­

ken, der Autonome Bezirk der Korjaken, der Autonome Bezirk der Nenzen, der Autonome 
BezirkTaimyrder Dolganen und Nenzen, der Burjätische Autonome Bezirk Ust-Ordynskij, 
der Autonome Bezirk der Chanten und Mansen, der Autonome Bezirk der Tschuktschen, 
der Autonome Bezirk der Ewenken und der Autonome Bezirk der Jamal-Nenzen. 

2. Die Aufnahme eines neuen Subjekts in die Russische Föderation und die Bildung 
eines neuen Subjekts in ihr erfolgen gemäß dem durch ein Bundesverfassungsgesetz fest­
gelegten Verfahren. 

Ariikei 66. 1. Der Status einer Republik wird durch die Verfassung der Russischen Fö­
deration und durch die Verfassung der Republik festgelegt. 

2. Der Status einer Region, eines Gebiets, einer Stadt von föderaler Bedeutung, eines 
autonomen Gebiets oder eines autonomen Bezirks wird durch die Verfassung der Russi­
schen Föderation und die Satzung der Region, des Gebiets, der Stadt von föderaler Be­
deutung, des autonomen Gebiets oder des autonomen Bezirks festgelegt, die von dem 
gesetzgebenden Organ (dem Vertretungsorgan) des entsprechenden Subjekts der Russi­
schen Föderation angenommen worden ist. 

3. Auf Vorschlag der gesetzgebenden und vollziehenden Organe des autonomen Ge­
bietes oder autonomen Bezirks kann ein Bundesgesetz über das autonome Gebiet oder 
den autonomen Bezirk angenommen werden. 

4. Die Beziehungen der autonomen Bezirke, die Bestandteil einer Region oder eines 
Gebietes sind, können durch Bundesgesetz und durch Vertrag zwischen den Organen der 
Staatsgewalt des autonomen Bezirks und - je nachdem - den Organen der Staatsgewalt 
der Region oder des Gebietes geregelt werden. 

5. Der Status eines Subjekts der Russischen Föderation kann im gegenseitigen Einver­
nehmen der Russischen Föderation und des Subjekts der Russischen Föderation in Über­
einstimmung mit dem Bundesverfassungsgesetz geändert werden. 
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Artikel 67. 1. Das Territorium der Russischen Föderation umfaßt die Territorien ihrer 
Subjekte, die Binnengewässer und die Hoheitsgewässer sowie den Luftraum über ihnen. 

2. Die Russische Föderation besitzt die souveränen Rechte und übt die Jurisdiktion auf 
dem Kontinentalschelf und in der ausschließlichen Wirtschaftszone der Russischen Födera­
tion in der Weise aus, wie diese durch Bundesgesetz und Völkerrechtsnormen festgelegt ist. 

3. Die Grenzen zwischen den Subjekten der Russischen Föderation können im gegen­
seitigen Einvernehmen geändert werden. 

Artikel 68. 1. Staatssprache der Russischen Föderation ist auf ihrem gesamten Territo­
rium die russische Sprache. 

2. Die Republiken sind berechtigt, ihre eigenen Staatssprachen festzulegen. In den Or­
ganen der Staatsgewalt, den Organen der örtlichen Selbstverwaltung und den staatlichen 
Einrichtungen der Republiken werden sie neben der Staatssprache der Russischen Föde­
ration angewendet. 

3. Die Russische Föderation garantiert allen ihren Völkern das Recht auf Bewahrung 
der Muttersprache und auf die Schaffung von Voraussetzungen für deren Erlernung und 
Entwicklung. 

Artikel 69. Die Russische Föderation garantiert die Rechte der kleinen autochthonen 
Völker in Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten Prinzipien und Normen des 
Völkerrechts und den internationalen Verträgen der Russischen Föderation. 

Artikel 70. 1. Die Staatsflagge, das Staatswappen und die Staatshymne der Russischen 
Föderation, ihre Beschreibung und die Regeln für ihre offizielle Anwendung werden 
durch Bundesverfassungsgesetz festgelegt. 

2. Hauptstadt der Russischen Föderation ist die Stadt Moskau. Der Status der Haupt­
stadt wird durch Bundesgesetz festgelegt. 

Artikel 7L Zur Zuständigkeit der Russischen Föderation gehören: 
a) die Annahme und Änderung der Verfassung der Russischen Föderation und der Bun­

desgesetze sowie die Kontrolle über ihre Einhaltung; 
b) die föderative Ordnung und das Territorium der Russischen Föderation; 
c) die Regeiung und der Schurz der Rechte und Pflichten des Menschen und Bürgers; die 

Staatsangehörigkeit in der Russischen Föderation; die Regelung und der Schutz der 
Rechte der nationalen Minderheiten; 

d) die Festlegung des Systems der Bundesorgane der gesetzgebenden, vollziehenden und 
rechtsprechenden Gewalt, des Verfahrens ihrer Organisation und Tätigkeit; die Errich­
tung von Bundesorganen der Staatsgewalt; 

e) das Staatseigentum des Bundes und seine Verwaltung; 
f) die Festlegung der Grundlagen der Bundespolitik und die Bundesprogramme auf dem 

Gebiet der staatlichen, ökonomischen, ökologischen, sozialen, kulturellen und nationa­
len Entwicklung der Russischen Föderation; 

g) die Festlegung der Rechtsgrundlagen für den einheitlichen Markt; die Regelung der Fi­
nanz-, Währungs-, Kredit- und Zollfragen, die Geldemission und die Grundlagen der 
Preispolitik; die Wirtschaftsdienste des Bundes, einschließlich der Bundesbanken; 

h) der Bundeshaushalt; die Bundessteuern und -abgaben; die Bundesfonds für die regio­
nale Entwicklung; 

i) die Bundessysteme für Energie, Kernenergie und Spaltmaterial~ das Transport\vesen, 
die Verkehrswege, das Informations- sowie das Post- und Fernmeldewesen des Bundes; 
die Aktivitäten im Weltraum; 
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j) die Außenpolitik und die internationalen Beziehungen der Russischen Föderation, die 
internationalen Verträge der Russischen Föderation; die Fragen von Krieg und Frie­
den; 

k) die außen,:11irtschaft!ichen Beziehungen der Russischen Föderation; 
I) Verteidigung und Sicherheit; die Verteidigungsindustrie; die Festlegung des Verfahrens 

beim An- und Verkauf von Waffen, Munition, Militärtechnik und anderem Militärver­
mögen; die Herstellung von Giftstoffen und Betäubungsmitteln und die Art ihrer Nut­
zung; 

m) die Bestimmung des Status und der Schutz der Staatsgrenze, der Hoheitsgewässer, des 
Luftraums, der ausschließlichen Wirtschaftszone und des Kontinentalschelfs der Russi­
schen Föderation; 

n) die Gerichtsverfassung; die Staatsanwaltschaft; die Straf-, Strafprozeß- und Strafvoll­
zugsgesetzgebung; die Amnestie und Begnadigung; die Gesetzgebung über das Zivil­
recht, den Zivilprozeß und das Arbitrageverfahren; die rechtliche Regelung betreffend 
das geistige Eigentum; 

o) das Kollisionsrecht des Bundes; 
p) der meteorologische Dienst, die Standards, das Eichwesen, das metrische System und 

die Zeitmessung; die Geodäsie und die Kartographie; die Bezeichnung geographischer 
Objekte; die amtliche Statistik und Buchführung; 

q) die staatlichen Auszeichnungen und Ehrentitel der Russischen Föderation; 
r) der Staatsdienst des Bundes. 

Artikel 72. 1. Zur gemeinsamen Zuständigkeit der Russischen Föderation und der Sub­
jekte der Russischen Föderation gehören: 
a) die Gewährleistung der Übereinstimmung der Verfassungen und Gesetze der Republi­

ken sowie der Satzungen, Gesetze und anderen normativen Rechtsakte der Regionen, 
Gebiete, Städte von föderaler Bedeutung, des autonomen Gebietes und der autono­
men Bezirke mit der Verfassung der Russischen Föderation und den Bundesgesetzen; 

b) Der Schutz der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers; der Schutz der 
Rechte der nationalen Minderheiten; die Gewährleistung der Gesetzlichkeit, Rechts­
ordnung und öffentiichen Sicherheit; das Regime der Grenzzonen; 

c) Fragen des Besitzes und der Nutzung des Bodens, der Bodenschätze, der Wasser- und 
anderen natürlichen Ressourcen sowie die Verfügung über diese; 

d) die Abgrenzung des Staatseigentums; 
e) die Naturnutzung, der Umweltschutz und die Sicherung des ökologischen Gleichge­

wichts; die besonders schützenswerten Naturgebiete; der Schutz der historischen Denk­
mäler und der Kulturdenkmäler; 

f) die allgemeinen Fragen der Erziehung, Bildung, Wissenschaft, Kultur, Körperkultur 
und des Sports; 

g) die Koordination der Fragen des Gesundheitswesens; der Schutz von Familie, Mutter, 
Vater und Kind; die soziale Sicherung, einschließlich der Sozialfürsorge; 

h) die Durchführung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Katastrophen, elementaren 
Unglücksfällen und Epidemien sowie die Beseitigung ihrer Folgen; 

i) die Festlegung allgemeiner Prinzipien der Besteuerung und der Abgaben in der Russi­
schen Föderation; 

j) die Verwaltungs-, Verwaltungsprozeß-, Arbeits-, Familien-, Wohnungs-, Boden-, Was­
ser- und Forstgesetzgebung sowie die Gesetzgebung betreffend die Bodenschätze und 
den Umweltschutz; 
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k) das Personal der Gerichts- und Rechtsschutzorgane; die Rechtsanwaltschaft und das 
Notariat; 

1) der Schutz des angestammten Lebensraums und der traditionellen Lebensweise der 
kleinen ethnischen Gemeinschaften; 

m) die Festlegung allgemeiner Organisationsprinzipien für das System der Organe der 
Staatsgewalt und der örtlichen Selbstverwaltung; 

n) die Koordination der internationalen und außenwirtschaftlichen Verbindungen der 
Subjekte der Russischen Föderation und die Erfüllung der internationalen Verträge der 
Russischen Föderation. 
2. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten in gleichem Maße für die Republiken, Re­

gionen, Gebiete, Städte von föderaler Bedeutung, das autonome Gebiet und die autono­
men Bezirke. 

Artikel 73. Außerhalb des Rahmens der Zuständigkeit der Russischen Föderation und 
der Befugnisse der Russischen Föderation bezüglich der Gegenstände gemeinsamer Zu­
ständigkeit der Russischen Föderation und der Subjekte der Russischen Föderation besit­
zen die Subjekte der Russischen Föderation die gesamte Fülle der Staatsgewalt. 

Artikel 74. 1. Auf dem Territorium der Russischen Föderation ist die Festlegung von 
Zoiigrenzen, Zöiien und Abgaben sowie jegiicher anderer Hindernisse für die freie Bewe­
gung von Waren, Dienstleistungen und Finanzmitteln unzulässig. 

2. Beschränkungen der Bewegung von Waren und Dienstleistungen können in Über­
einstimmung mit dem Bundesgesetz eingeführt werden. wenn dies für die Gewährleistung 
der Sicherheit, zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der Menschen und zur Erhal­
tung der Natur und der kulturellen Werte notwendig ist. 

Artikel 75. L Die Geldeinheit in der Russischen Föderation ist der Rubel. Die Geld­
emission erfolgt ausschließlich durch die Zentralbank der Russischen Föderation. Die 
Einführung und Emission von anderem Geld ist in der Russischen Föderation unzulässig. 

2. Der Schutz und die Gewährleistung der Stabilität des Rubels ist die Hauptfunktion 
der Zentralbank der Russischen Föderation, die sie unabhängig von anderen Organen der 
Staatsgewalt ausübt. 

3. Das System der Steuern, die für den Bundeshaushalt erhoben werden, und die allge­
meinen Prinzipien der Besteuerung und Abgaben in der Russischen Föderation werden 
durch Bundesgesetz festgelegt. 

4. Staatsanleihen werden in der durch Bundesgesetz festgelegten Art und Weise aufge­
legt und auf der Grundlage der Freiwilligkeit untergebracht. 

Artikel 76. 1. Zu Gegenständen der Zuständigkeit der Russischen Föderation werden 
Bundesverfassungsgesetze und Bundesgesetze angenommen, die auf dem gesamten Ter­
ritorium der Russischen Föderation unmittelbar gültig sind. 

2. Zu Gegenständen der gemeinsamen Zuständigkeit der Russischen Föderation und 
der Subjekte der Russischen Föderation werden Bundesgesetze und in Übereinstimmung 
mit diesen anzunehmende Gesetze und andere normative Rechtsakte der Subjekte der 
Russischen Föderation erlassen. 

3. Die Bundesgesetze dürfen den Bundesverfassungsgesetzen nicht widersprechen. 
4. Außerhalb des Rahmens der Zuständigkeit der Russischen Föderation und der ge­

meinsamen Zuständigkeit der Russischen Föderation und der Subjekte der Russischen 
Föderation treffen die Republiken, Regionen, Gebiete, Städte von föderaler Bedeutung, 
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das autonome Gebiet und die autonomen Bezirke eigene rechtliche Regelungen, ein­
schließlich der Annahme von Gesetzen und anderen normativen Rechtsakten. 

5. Die Gesetze und anderen normativen Rechtsakte der Subjekte der Russischen Föde­
ration dürfen nicht den Bundesgesetzen, die in Übereinstimmung wit den Absätzen 1 und 
2 dieses Artikels angenommen worden sind, widersprechen. Im Falle des Widerspruchs 
zwischen einem Bundesgesetz und einem anderen in der Russischen Föderation erlasse­
nen Akt gilt das Bundesgesetz. 

6. Im Falle des Widerspruchs zwischen einem Bundesgesetz und einem normativen 
Rechtsakt eines Subjekts der Russischen Föderation, der in Übereinstimmung mit Ab­
satz 4 dieses Artikels erlassen worden ist, gilt der normative Rechtsakt des Subjekts der 
Russischen Föderation. 

Artikel 77. 1. Das System der Organe der Staatsgewalt der Republiken, Regionen, Ge­
biete, Städte von föderaler Bedeutung, des autonomen Gebietes und der autonomen Be­
zirke wird von den Subjekten der Russischen Föderation in Übereinstimmung mit den 
Grundlagen der Verfassungsordnung der Russischen Föderation und den allgemeinen 
Prinzipien für die Organisation der Vertretungsorgane und der vollziehenden Organe der 
Staatsgewalt, die durch Bundesgesetz bestimmt worden sind, selbständig festgelegt. 

2. Im Rahmen der Zuständigkeit der Russischen Föderation und der Befugnisse der 
Russischen Föderation bezüglich der Gegenstände der gemeinsamen Zuständigkeit der 
Russischen Föderation und der Subjekte der Russischen Föderation bilden die Bundesor­
gane der vollziehenden Gewalt und die Organe der vollziehenden Gewalt der Subjekte 
der Russischen Föderation ein einheitliches System der vollziehenden Gewalt in der Rus­
sischen Föderation. 

Artikel 78. 1. Die Bundesorgane der vollziehenden Gewalt können zur Ausübung ihrer 
Befugnisse eigene Territorialorgane bilden und entsprechende Amtspersonen ernennen. 

2. Die Bundesorgane der vollziehenden Gewalt können in Vereinbarung mit den Orga­
nen der vollziehenden Gewalt der Subjekte der Russischen Föderation diesen die Aus­
übung eines Teils ihrer eigenen Befugnisse übertragen, soweit dies nicht der Verfassung 
der Russischen Föderation und den Bundesgesetzen widerspricht. 

3. Die Organe der vollziehenden Gewalt der Subjekte der Russischen Föderation kön­
nen in Vereinbarung mit den Bundesorganen der vollziehenden Gewalt diesen die Aus­
übung eines Teils ihrer eigenen Befugnisse übertragen. 

4. Der Präsident der Russischen Föderation und die Regierung der Russischen Födera­
tion gewährleisten in Übereinstimmung mit der Verfassung der Russischen Föderation 
die Ausübung der Befugnisse der Staatsgewalt des Bundes auf dem gesamten Territorium 
der Russischen Föderation. 

Artikel 79. Die Russische Föderation kann sich in Übereinstimmung mit internationa­
len Verträgen an zwischenstaatlichen Vereinigungen beteiligen und diesen einen Teil ihrer 
eigenen Befugnisse übertragen, soweit dies keine Beschränkung der Rechte und Freihei­
ten des Menschen und Bürgers nach sich zieht und nicht den Grundlagen der Verfassungs­
ordnung der Russischen Föderation widerspricht. 

Kapitel 4. Der Präsident der Russischen Föderation 

Artikel 80. 1. Der Präsident der Russischen Föderation ist das Staatsoberhaupt. 
2. Der Präsident der Russischen Föderation ist der Garant der Verfassung der Russi~ 
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sehen Föderation sowie der Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers. Gemäß 
dem von der Verfassung der Russischen Föderation festgelegten Verfahren trifft er Maß­
nahmen zum Schutz der Souveränität der Russischen Föderation, ihrer Unabhängigkeit 
und staatlichen Integrität und gewährleistet das koordinierte Funktionieren und Zusam­

menwirken der Organe der Staatsgewalt. 
3. Der Präsident der Russischen Föderation bestimmt in Übereinstimmung mit der Ver­

fassung der Russischen Föderation und den Bundesgesetzen die Hauptrichtungen der 
Innen- und Außenpolitik des Staates. 

4. Der Präsident der Russischen Föderation vertritt als Staatsoberhaupt die Russische 
Föderation innerhalb des Landes und in den internationalen Beziehungen. 

Artikel 81. 1. Der Präsident der Russischen Föderation wird von den Bürgern der Rus­
sischen Föderation auf der Grundlage des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wah !­
rechts in geheimer Abstimmung für vier Jahre gewählt. 

2. Zum Präsidenten der Russischen Föderation kann ein Bürger der Russischen Föde­
ration gewählt werden, der mindestens 35 Jahre alt ist und mindestens 10 Jahre ständig in 
der Russischen Föderation lebt. 

3. Ein und dieselbe Person darf das Amt des Präsidenten der Russischen Föderation 
nicht mehr als zwei Amtsperioden nacheinander innehaben. 

4. Das Verfahren der Wahl des Präsidenten der Russischen Föderation wird durch Bun­
desgesetz bestimmt. 

Artikel 82. 1. Bei seinem Amtsantritt leistet der Präsident der Russischen Föderation 
dem Volk folgenden Eid: 

,Jch schwöre, bei der Ausübung der Befugnisse des Präsidenten der Russischen Föde­
ration die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers zu achten und zu wahren, die 
Verfassung der Russischen Föderation einzuhalten und zu verteidigen, die Souveränität 
und Unabhängigkeit, die Sicherheit und Integrität des Staates zu verteidigen und dem 
Volk treu zu dienen. 

2. Der Eid wird in feierlichem Rahmen in Anwesenheit der Mitglieder des Föderations­
rates, der Deputierten der Staatsduma und der Richter des Verfassungsgerichts der Rus­
sischen Föderation geleistet. 

Artikel 83. Der Präsident der Russischen Föderation 
a) ernennt mit Zustimmung der Staatsduma den Vorsitzenden der Regierung der Russi­

schen Föderation; 
b) hat das Recht, auf Sitzungen der Regierung der Russischen Föderation den Vorsitz zu 

führen; 
c) entscheidet über den Rücktritt der Regierung der Russischen Föderation; 
d) schlägt der Staatsduma die Kandidatur für die Ernennung zum Vorsitzenden der Zen­

tralbank der Russischen Föderation vor; legt der Staatsduma die Frage der Entlassung 
des Vorsitzenden der Zentralbank der Russischen Föderation aus seinem Amt vor; 

e) ernennt und entläßt auf Vorschlag des Vorsitzenden der Regierung der Russischen Fö­
deration die Stellvertreter des Vorsitzenden der Regierung der Russischen Föderation 
und die Bundesminister; 

f) schlägt dem Föderationsrat die Kandidaturen für die Ernennung zu Richtern des Ver­
fassungsgerichts der Russischen Föderation, des Obersten Gerichts der Russischen Fö­
deration und des Obersten Arbitragegerichts der Russischen Föderation sowie die 
Kandidatur für den Generalstaatsanwalt der Russischen Föderation vor; er schlägt dem 
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Föderationsrat die Entlassung des Generalstaatsanwalts der Russischen Föderation aus 
seinem Amt vor; er ernennt die Richter der anderen Bundesgerichte; 

g) bildet und leitet den Sicherheitsrat der Russischen Föderation, dessen Status durch 
Bundesgesetz festgelegt wird; 

h) bestätigt die Militärdoktrin der Russischen Föderation; 
i) bildet die Administration des Präsidenten der Russischen Föderation; 
j) ernennt und entläßt die bevollmächtigten Vertreter des Präsidenten der Russischen Fö­

deration; 
k) ernennt und entläßt das Oberkommando der Streitkräfte der Russischen Föderation; 
1) ernennt nach Konsultationen mit den entsprechenden Komitees oder Kommissionen 

der Kammern der Bundesversammlung die diplomatischen Vertreter der Russischen 
Föderation in ausländischen Staaten und bei internationalen Organisationen und be­
ruft sie gemäß demselben Verfahren ab. 

Artikel 84. Der Präsident der Russischen Föderation 
a) beraumt in Übereinstimmung mit der Verfassung der Russischen Föderation und dem 

Bundesgesetz die Wahlen zur Staatsduma an; 
b) löst die Staatsduma in den Fällen und gemäß dem Verfahren auf, die in der Verfassung 

der Russischen Föderation vorgesehen sind; 
c) beraumt ein Referendum gemäß dem Verfahren an, das durch Bundesverfassungsge-

setz festgelegt worden ist; 
d) bringt in die Staatsduma Gesetzentwürfe ein; 
e) unterzeichnet und verkündet die Bundesgesetze; 
f) richtet Jahresbotschaften über die Lage im Lande und über die Hauptrichtungen der 

Innen- und Außenpolitik des Staates an die Bundesversammlung. 

Artikel 85. 1. Der Präsident der Russischen Föderation kann Schlichtungsverfahren zur 
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen den Organen der Staatsgewalt der 
Russischen Föderation und den Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen 
Föderation sowie zwischen den Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen 
Föderation anwenden. Falls eine einvernehmliche Lösung nicht erreicht wird, kann er die 
Beilegung der Streitigkeit dem entsprechenden Gericht zur Prüfung übergeben. 

2. Der Präsident der Russischen Föderation ist berechtigt, die Geltung von Akten der 
Organe der vollziehenden Gewalt der Subjekte der Russischen Föderation im Falle des 
Verstoßes dieser Akte gegen die Verfassung der Russischen Föderation und Bundesgeset­
ze und gegen internationale Verpflichtungen der Russischen Föderation oder im Falle der 
Verletzung von Rechten und Freiheiten des Menschen und Bürgers bis zur Entscheidung 
dieser Frage durch das entsprechende Gericht auszusetzen. 

Artikel 86. Der Präsident der Russischen Föderation 
a) besorgt die Leitung der Außenpolitik der Russischen Föderation; 
b) führt Verhandlungen und unterzeichnet die internationalen Verträge der Russischen 

Föderation; 
c) unterzeichnet die Ratifikationsurkunden; 
d) nimmt die Beglaubigungs- und Abberufungsschreiben der bei ihm akkreditierten di­

plomatischen Vertreter entgegen. 

Artikel 87. 1. Der Präsident der Russischen Füderation ist der Oberste Befehlshaber 
der Streitkräfte der Russischen Föderation. 

2. Im Falle einer Aggression gegen die Russische Föderation oder der unmittelbaren 

163 



164 

Der Wortlaut der russischen Verfassung vom 12. 12. 1993 313 

Gefahr einer Aggression verhängt der Präsident der Russischen Föderation auf dem Ter­
ritorium der Russischen Föderation oder in einzelnen ihrer Landesteile das Kriegsrecht 
und benachrichtigt davon unverzüglich den Föderationsrat und die Staatsduma. 

3~ Das Regime des Kriegsrechts wird durch Bundesverfassungsgesetz festgelegt. 

Artikel 88. Der Präsident der Russischen Föderation verhängt unter den Umständen 
und gemäß dem Verfahren, die in einem Bundesverfassungsgesetz vorgesehen sind, auf 
dem Territorium der Russischen Föderation oder in einzelnen ihrer Landesteile den Aus­
nahmezustand und benachrichtigt davon unverzüglich den Föderationsrat und die Staats­
duma. 

Artikel 89. Der Präsident der Russischen Föderation 
a) entscheidet Fragen der Staatsangehörigkeit der Russischen Föderation und der Ge­

währung von politischem Asyl; 
b) zeichnet mit staatlichen Auszeichnungen der Russischen Föderation aus, verleiht Eh­

rentitel der Russischen Föderation sowie höchste militärische Dienstgrade und höchste 
besondere Titel; 

c) übt das Begnadigungsrecht aus. 

Artikel 90. 1. Der Präsident der Russischen Föderation erläßt Dekrete und Verfügun­
gen. 

2. Die Dekrete und Verlügungen des Präsidenten der Russischen Föderation sind auf 
dem gesamten Territorium der Russischen Föderation verbindlich zu vollziehen. 

3. Die Dekrete und Verfügungen des Präsidenten der Russischen Föderation dürfen 
der Verfassung der Russischen Föderation und den Bundesgesetzen nicht widersprechen. 

Artikel 9L Der Präsident der Russischen Föderation genießt Immunität. 

Artikel 92. 1. Der Präsident der Russischen Föderation nimmt seine Amtsgeschäfte im 
Zeitpunkt der Eidesleistung auf, und er beendet sie mit dem Ablauf seiner Amtszeit im 
Zeitpunkt der Eidesleistung durch den neugewählten Präsidenten der Russischen Föde­
ration. 

2. Der Präsident der Russischen Föderation beendet seine Amtsgeschäfte vorzeitig, 
falls er zurücktritt, falls er aus Gesundheitsgründen fortdauernd außerstande ist, sein Amt 
auszuüben, oder falls er seines Amtes enthoben wird. Dabei müssen die Wahlen des Prä­
sidenten der Russischen Föderation spätestens drei Monate nach dem Zeitpunkt der vor­
zeitigen Beendigung der Amtsgeschäfte stattfinden, 

3. In allen Fällen, in denen der Präsident der Russischen Föderation außerstande ist. 
seine Pflichten zu erfüllen, nimmt diese vorübergehend der Vorsitzende der Regierung 
der Russischen Föderation wahr. Der amtierende Präsident der Russischen Föderation 
hat nicht das Recht, die Staatsduma aufzulösen, ein Referendum anzuberaumen und Vor­
schläge über die Korrektur und Revision von Bestimmungen der Verfassung der Russi­
schen Föderation zu unterbreiten. 

Artikel 93. l. Der Präsident der Russischen Föderation kann nur dann durch den Föde­
rationsrat seines Amtes enthoben werden, wenn die Staatsduma gegen ihn Anklage 
wegen Hochverrats oder Begehung einer anderen schweren Straftat erhebt, die gestützt 
ist auf ein Gutachten des Obersten Gerichts der Russischen Föderation darüber, daß die 
Handlungen des Präsic.ienien der Russischen Föderation die Merkmale der Straftat auf­
weisen, sowie auf ein Gutachten des Verlassungsgerichts der Russischen Föderation dar­
über, daß das festgelegte Verfahren der Anklageerhebung eingehalten worden ist. 
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2. Der Beschluß der Staatsduma über die Anklageerhebung und der Beschluß des Fö­
derationsrates über die Amtsenthebung des Präsidenten müssen mit zwei Dritteln der Ge­
samtstimmenzahl in jeder der Kammern auf Initiative von mindestens einem Drittel der 
Deputierten der Staatsduma und nach Vorlage eines Gutachtens einer von der Staatsdu-
ma gebildeten Sonderkommission gefaßt werden. 
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3. Der Beschluß des Föderationsrates über die Amtsenthebung des Präsidenten der _ 
Russischen Föderation muß spätestens drei Monate nach der Erhebung der Anklage 
gegen den Präsidenten durch die Staatsduma gefaßt werden. Wird innerhalb dieser Frist 
ein Beschluß des Föderationsrates nicht gefaßt, so gilt die Anklage gegen den Präsidenten 
als abgewiesen. 

Kapitel 5. Die Bundesversammlung 

Artikel 94. Die Bundesversammlung - das Parlament der Russischen Föderation - ist 
das Vertretungs- und Gesetzgebungsorgan der Russischen Föderation. 

Artikel 95. 1. Die Bundesversammlung besteht aus zwei Kammern -dem Föderations­
rat und der Staatsduma. 

2. Dem Föderationsrat gehören je zwei Vertreter von jedem Subjekt der Russischen Fö­
deration an, nämiich je einer aus dem Vertretungsorgan und dem voHziehenden Organ 
der Staatsgewalt. 

3. Die Staatsduma besteht aus 450 Deputierten. 

Artikel 96. 1. Die Staatsduma wird für vier Jahre gewählt. 
2. Das Verfahren der Bildung des Föderationsrates und das Verfahren der Wahl der De­

putierten der Staatsduma wird durch Bundesgesetze festgelegt. 

Artikel 97. 1. Zum Deputierten der Staatsduma kann ein Bürger der Russischen Föde­
ration gewählt werden, der das 21. Lebensjahr vollendet hat und das Recht besitzt, an 
Wahlen teilzunehmen. 

2. Ein und dieselbe Person kann nicht gleichzeitig Mitglied des Föderationsrates und 
Deputierter der Staatsduma sein. Ein Deputierter der Staatsduma kann nicht Deputierter 
anderer Vertretungsorgane der Staatsgewalt und der Organe der örtlichen Selbstverwal­
tung sein. 

3. Die Deputierten der Staatsduma üben ihre Tätigkeit ständig und hauptberuflich aus. 
Die Deputierten der Staatsduma dürfen nicht im Staatsdienst stehen oder einer anderen 
bezahlten Tätigkeit nachgehen, abgesehen von der Tätigkeit in Lehre und Wissenschaft 
und anderer schöpferischer Tätigkeit. 

Artikel 98. 1. Die Mitglieder des Föderationsrates und die Deputierten der Staatsduma 
genießen während ihrer gesamten Amtsperiode Immunität. Sie dürfen nicht festgenom­
men, verhaftet oder einer Durchsuchung, abgesehen von den Fällen der Festnahme am 
Tatort, wie auch einer Personenkontrolle unterzogen werden, mit Ausnahme der Fälle, in 
denen dies durch Bundesgesetz zur Gewährleistung der Sicherheit anderer Menschen 
vorgesehen ist. 

2. Die Frage der Aufhebung der Immunität wird auf Vorschlag des Generalstaatsan­
walts der Russischen Föderation von der entsprechenden Kammer der Bundesversamm­
lung entschieden. 

Artikel 99. 1. Die Bundesversammlung ist ein ständig tätiges Organ. 
2. Die Staatsduma tritt zur ersten Sitzung am dreißigsten Tag nach der Wahl zusammen. 
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Der Präsident der Russischen Föderation kann eine Sitzung der Staatsduma vor diesem 

Zeitpunkt einberufen. 
3. Die erste Sitzung der Staatsduma eröffnet der älteste Deputierte. 
4. Im Zeitpunkt des Beginns der Arbeit der StaatsdUr-na der neuen Legislaturperiode 

erlöschen die Befugnisse der Staatsduma der vorherigen Legislaturperiode. 

Artikel 100. 1. Der Föderationsrat und die Staatsduma treten zu getrennten Sitzungen 
zusammen. 

2. Die Sitzungen des Föderationsrats und der Staatsduma sind öffentlich. In den von der 
Geschäftsordnung einer Kammer vorgesehenen Fälle ist diese berechtigt, geschlossene 
Sitzungen abzuhalten. 

3. Die Kammern können gemeinsam zusammentreten, um Botschaften des Präsidenten 
der Russischen Föderation, Botschaften des Verfassungsgerichts der Russischen Födera­
tion und Reden von Führern ausländischer Staaten zu hören. 

Artikel 101. 1. Der Föderationsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden des Födera­
tionsrates und seine Stellvertreter. Die Staatsduma wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzen­
den der Staatsduma und seine Stellvertreter. 

2. Der Vorsitzende des Föderationsrates und seine Stellvertreter sowie der Vorsitzende 
der Staatsduma und seine Steiivertreter ieiten die Sitzungen und sorgen für die Einhai­
tung der Geschäftsordnung der Kammer. 

3. Der Föderationsrat und die Staatsduma bilden Komitees und Kommissionen und 
veranstalten zu Fragen ihrer Zuständigkeit parlamentarische Anhörungen. 

4. Jede Kammer verabschiedet ihre eigene Geschäftsordnung und entscheidet Fragen 
der internen Ordnung ihrer Tätigkeit. 

5. Zur Ausübung der Kontrolle über den Vollzug des Bundeshaushalts bilden der Föde­
rationsrat und die Staatsduma einen Rechnungshof, dessen Zusammensetzung und Ver­
fassungsordnung durch Bundesgesetz bestimmt wird. 

Artikel 102. 1. Zur Zuständigkeit des Föderationsrates gehören: 
a) die Bestätigung einer Änderung der Grenzen zwischen den Subjekten der Russischen 

Föderation; 
b) die Bestätigung eines Dekrets des Präsidenten der Russischen Föderation über die 

Verhängung des Kriegsrechts; 
c) die Bestätigung eines Dekrets des Präsidenten der Russischen Föderation über die Ver­

hängung des Ausnahmezustands; 
d) die Entscheidung über die Möglichkeit des Einsatzes der Streitkräfte der Russischen 

Föderation außerhalb des Territoriums der Russischen Föderation; 
e) die Anberaumung der Wahl des Präsidenten der Russischen Föderation: 
f) die Amtsenthebung des Präsidenten der Russischen Föderation; 
g) die Ernennung der Richter des Verfassungsgerichts der Russischen Föderation. des 

Obersten Gerichts der Russischen Föderation und des Obersten Arbitragegerichts der 
Russischen Föderation; 

h) die Ernennung und die Amtsenthebung des Generalstaatsanwalts der Russischen Fö­
deration; 

i) die Ernennung und die Amtsenthebung des Stellvertreters des Vorsitzenden des Rech­
nungshofs und der Hälfte seiner Prüfer. 
2. Der Föderationsrat faßt Beschlüsse zu Fragen, die von der Verfassung der Russi­

schen Föderation in seine Zuständigkeit gestellt worden sind. 
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3. Die Beschlüsse des Föderationsrates werden mit der Mehrheit der Stimmen der Ge­
samtzahl der Mitglieder des Föderationsrates gefaßt, soweit durch die Verfassung der 
Russischen Föderation nicht ein anderes Verfahren der Beschlußfassung vorgesehen ist. 

Artikel 103. L Zur Zuständigkeit der Staatsduma gehören: 
a) die Erteilung der Zustimmung zur Ernennung des Vorsitzenden der Regierung der 

Russischen Föderation durch den Präsidenten der Russischen Föderation; 
b) die Entscheidung über die Vertrauensfrage der Regierung der Russischen Föderation; 
c) die Ernennung und die Amtsenthebung des Vorsitzenden der Zentralbank der Russi­

schen Föderation; 
d) die Ernennung und die Amtsenthebung des Vorsitzenden des Rechnungshofs und der 

Hälfte seiner Prüfer; 
e) die Ernennung und die Amtsenthebung des Menschenrechtsbeauftragten, der in Über­

einstimmung mit einem Bundesverfassungsgesetz tätig ist; 
f} die Verkündung der Amnestie; 
g) die Erhebung der Anklage gegen den Präsidenten der Russischen Föderation zum 

Zwecke seiner Amtsenthebung. 
2. Die Staatsduma faßt Beschlüsse zu Fragen, die von der Verfassung der Russischen 

Föderation in ihre Zuständigkeit gestellt worden sind. 
3. Die Beschlüsse der Staatsduma werden mit der Mehrheit der Stimmen der Gesamt­

zahl der Deputierten der Staatsduma gefaßt, soweit durch die Verfassung der Russischen 
Föderation nicht ein anderes Verfahren der Beschlußfassung vorgesehen ist. 

Artikel 104. 1. Das Recht der Gesetzesinitiative haben der Präsident der Russischen 
Föderation, der Föderationsrat, die Mitglieder des Föderationsrates, die Deputierten der 
Staatsduma, die Regierung der Russischen Föderation und die Gesetzgebungs- (Vertre­
tungs-)organe der Subjekte der Russischen Föderation. Das Recht der Gesetzesinitiative 
haben ferner das Verfassungsgericht der Russischen Föderation, das Oberste Gericht der 
Russischen Föderation und das Oberste Arbitragegericht der Russischen Föderation zu 
Fragen ihrer Zuständigkeit. 

2. Gesetzentwürfe werden in die Staatsduma eingebracht. 
3. Gesetzentwürfe über die Einführung oder Abschaffung von Steuern und die Befrei­

ung von der Steuerzahlung, über die Auflage von Staatsanleihen und über die Änderung 
der finanziellen Verpflichtungen des Staates sowie andere Gesetzentwürfe, die Ausgaben 
zu Lasten des Bundeshaushalts vorsehen, können nur dann eingebracht werden, wenn ein 
Gutachten der Regierung der Russischen Föderation vorliegt. 

Artikel 105. 1. Bundesgesetze werden von der Staatsduma angenommen. 
2. Bundesgesetze werden mit der Mehrheit der Stimmen der Gesamtzahl der Deputier­

ten der Staatsduma angenommen, soweit durch die Verfassung der Russischen Föderati­
on nichts anderes vorgesehen ist. 

3. Die von der Staatsduma angenommenen Bundesgesetze werden innerhalb von fünf 
Tagen dem Föderationsrat zur weiteren Erörterung zugeleitet. 

4. Ein Bundesgesetz gilt als vom Föderationsrat gebilligt, wenn mehr als die Hälfte der 
Gesamtzahl der Mitglieder dieser Kammer dafür gestimmt hat oder wenn es innerhalb 
von vierzehn Tagen vom Föderationsrat nicht erörtert worden ist. Falls das Bundesgesetz 
Yom Föderationsrat abgelehnt wird, können die Kammein zur Beseitigung der ~vfeinungs­
verschiedenheiten eine Schlichtungskommission bilden, woraufhin das Bundesgesetz er­
neut von der Staatsduma zu erörtern ist. 
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5. Ist die Staatsduma mit dem Beschluß des Föderationsrates nicht einverstanden, so 
gilt das Bundesgesetz als angenommen, wenn bei der erneuten Abstimmung mindestens 
zwei Drittel der Gesamtzahl der Deputierten der Staatsduma dafür gestimmt haben. 

Artikel 106. Der obligatorischen Erörterung im Föderationsrat unterliegen die von der 
Staatsduma angenommenen Bundesgesetze zu Fragen 
a) des Bundeshaushalts; 
b) der Bundessteuern und -abgaben; 
c) der Regelung von Finanz-, Währungs-, Kredit- und Zollangelegenheiten sowie der 

Geldemission; 
d) der Ratifikation und Kündigung von internationalen Verträgen der Russischen Föde­

ration; 
e) des Status und des Schutzes der Staatsgrenze der Russischen Föderation; 
f) von Krieg und Frieden. 

Artikel 107. 1. Das angenommene Bundesgesetz wird innerhalb von fünf Tagen dem 
Präsidenten der Russischen Föderation zwecks Unterzeichnung und Verkündung zugelei­
tet. 

2. Der Präsident der Russischen Föderation unterzeichnet und verkündet das Bundes-
gesetz innerhalb von vierzehn Tagen. 

3. Lehnt der Präsident der Russischen Föderation das Bundesgesetz während der vier­
zehn Tage nach dessen Eingang ab, so erörtern die Staatsduma und der Föderationsrat 
das betreffende Gesetz gemäß dem von der Verfassung der Russischen Föderation festge­
legten Verfahren erneut. Wird das Bundesgesetz bei der erneuten Erörterung in der zuvor 
angenommenen Fassung von einer Mehrzahl von mindestens zwei Dritteln der Stimmen 
der Gesamtzahl der Mitglieder des Föderationsrates und der Deputierten der Staatsduma 
gebilligt, so muß es vom Präsidenten der Russischen Föderation innerhalb von sieben 
Tagen unterzeichnet und verkündet werden. 

Artikel 108. 1. Bundesverfassungsgesetze werden zu den Fragen angenommen, die in 
der Verfassung der Russischen Föderation vorgesehen sind. 

mindestens drei Vierteln der Stimmen der Gesamtzahl der Mitglieder des Föderationsra­
tes und mindestens zwei Dritteln der Stimmen der Gesamtzahl der Deputierten der 
Staatsduma gebilligt worden ist. Das angenommene Bundesverfassungsgesetz muß vom 
Präsidenten der Russischen Föderation innerhalb von vierzehn Tagen unterzeichnet und 
verkündet werden. 

Artikel 109. 1. Die Staatsduma kann in den durch die Artikel 111 und 117 der Verfas­
sung der Russischen Föderation vorgesehenen Fällen vom Präsidenten der Russischen 
Föderation aufgelöst werden. 

2. Im Falle der Auflösung der Staatsduma wird der Wahltermin vom Präsidenten der 
Russischen Föderation so anberaumt, daß die neugewählte Staatsduma spätestens vier 
Monate nach dem Zeitpunkt der Auflösung zusammentritt. 

3. Die Staatsduma darf aus den in Artikel 117 der Verfassung der Russischen Föderati­
on vorgesehenen Gründen nicht innerhalb eines Jahres nach ihrer Wahl aufgelöst werden. 

4. Die Staatsduma darf in der Zeit zwischen ihrer Erhebung der Anklage gegen den 
Präsidenten der Russischen Föderation und der entsprechenden Beschlußfassung durch 
den Föderationsrat nicht aufgelöst werden. 

5. Die Staatsduma darf während der Geltung des Kriegsrechts oder des Ausnahmezu-
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standes auf dem gesamten Territorium der Russischen Föderation sowie sechs Monate 
vor Beendigung der Amtsperiode des Präsidenten der Russischen Föderation nicht aufge­
löst werden, 

Kapitel 6. Die Regierung der Russischen Föderation 

Artikel 110. 1. Die vollziehende Gewalt der Russischen Föderation wird von der Regie­
rung der Russischen Föderation ausgeübt. 

2. Die Regierung der Russischen Föderation besteht aus dem Vorsitzenden der Regie­
rung der Russischen Föderation, den Stellvertretern des Vorsitzenden der Regierung der 
Russischen Föderation und den Bundesministern. 

Artikel 111. 1. Der Vorsitzende der Regierung der Russischen Föderation wird vom 
Präsidenten der Russischen Föderation mit Zustimmung der Staatsduma ernannt. 

2. Der Vorschlag für die Kandidatur zum Vorsitzenden der Regierung der Russischen 
Föderation wird spätestens zwei Wochen nach dem Amtsantritt des neugewählten Präsi­
denten der Russischen Föderation oder nach dem Rücktritt der Regierung der Russischen 
Föderation oder innerhalb einer Woche nach dem Tage der Ablehnung der Kandidatur 
durch die Staatsduma eingebracht. 

3. Die Staatsduma erörtert die vom Präsidenten der Russischen Föderation vorgeschla­
gene Kandidatur zum Vorsitzenden der Regierung der Russischen Föderation innerhalb 
einer Woche nach dem Tage der Unterbreitung des Kandidatenvorschlags. 

4. Nach dreimaliger Ablehnung der vorgeschlagenen Kandidaturen zum Vorsitzenden 
der Regierung der Russischen Föderation durch die Staatsduma ernennt der Präsident 
der Russischen Föderation den Vorsitzenden der Regierung der Russischen Föderation, 
löst er die Staatsduma auf und beraumt Neuwahlen an. 

Artikel 112. 1. Der Vorsitzende der Regierung der Russischen Föderation legt dem Prä­
sidenten der Russischen Föderation spätestens eine Woche nach seiner Ernennung Vor­
schläge über die Struktur der Bundesorgane der vollziehenden Gewalt vor. 

2. Der Vorsitzende der Regierung der Russischen Föderation schlägt dem Präsidenten 
der Russischen Föderation die Kandidaturen für die Ämter der Stellvertreter des Vorsit­
zenden der Regierung der Russischen Föderation und der Bundesminister vor. 

Artikel 113. Der Vorsitzende der Regierung der Russischen Föderation bestimmt 
in Übereinstimmung mit der Verfassung der Russischen Föderation, den Bundes­
gesetzen und den Dekreten des Präsidenten der Russischen Föderation die Hauptrich­
tungen der Tätigkeit der Regierung der Russischen Föderation und organisiert ihre 
Arbeit. 

Artikel 114. 1. Die Regierung der Russischen Föderation 
a) arbeitet den Bundeshaushalt aus, legt ihn der Staatsduma vor und gewährleistet seinen 

Vollzug; sie erstattet der Staatsduma Bericht über den Vollzug des Bundeshaushalts; 
b) gewährleistet in der Russischen Föderation eine einheitliche Finanz-, Kredit- und 

Geldpolitik; 
c) gewährleistet in der Russischen Föderation eine einheitliche Staatspolitik auf dem Ge­

biet der Kultur, der Wissenschaft, der Bildung, des Gesundheitswesens, der sozialen Si­
cherung und der Ökologie; 

169 



170 

Der Wortlaut der russischen Verfassung vom 12. 12. 1993 319 

d) besorgt die Verwaltung des Bundeseigentums; 
e) trifft Maßnahmen zur Gewährleistung der Landesverteidigung und der Staatssicherheit 

sowie zur Realisierung der Außenpolitik der Russischen Föderation; 
f) trifft tv1aßnahmen zur Gewährleistung der Gesetzlichkeit und der Rechte und Freihei= 

ten der Bürger, zum Schutz des Eigentums und der öffentlichen Ordnung und zur Be­
kämpfung der Kriminalität; 

g) übt andere Befugnisse aus, die ihr durch die Veriassung der Russischen Föderation, 
durch Bundesgesetze und durch Dekrete des Präsidenten der Russischen Föderation 
zugewiesen worden sind. 
2. Die Verfahrensordnung der Regierung der Russischen Föderation wird durch Bun­

desverfassungsgesetz bestimmt. 

Artikel 115. l. Auf der Grundlage und in Vollzug der Verfassung der Russischen Föde­
ration, der Bundesgesetze und der normativen Dekrete des Präsidenten der Russischen 
Föderation erläßt die Regierung der Russischen Föderation Verordnungen und Verfü­
gungen und sichert deren Vollzug. 

2. Die Verordnungen und Verfügungen der Regierung der Russischen Föderation sind 
in der Russischen Föderation verbindlich. 

3. Die Verordnungen und Verfügungen der Regierung der Russischen Föderation kön­
nen im Falle des Widerspruchs zur Verfassung der Russischen Föderation, zu Bundesge­
setzen und Dekreten des Präsidenten der Russischen Föderation vom Präsidenten der 
Russischen Föderation aufgehoben werden. 

Artikel 116. Vor dem neugewählten Präsidenten der Russischen Föderation legt die 
Regierung der Russischen Föderation ihr Amt nieder. 

Artikel 117. 1. Die Regierung der Russischen Föderation kann ihren Rücktritt einrei­
chen, der vom Präsidenten der Russischen Föderation angenommen oder abgelehnt wird. 

2. Der Präsident der Russischen Föderation kann eine Entscheidung über den Rücktritt 
der Regierung der Russischen Föderation treffen. 

3. Die Staatsduma kann der Regierung der Russischen Föderation das Mißtrauen aus­
sprechen. Der Beschluß über das Mißtrauen gegen die Regierung der Russischen Föde­
ration wird mit der Mehrheit der Stimmen der Gesamtzahl der Deputierten der Staats­
duma gefaßt. Hat die Staatsduma der Regierung der Russischen Föderation das 
Mißtrauen ausgesprochen, so ist der Präsident der Russischen Föderation berechtigt, 
den Rücktritt der Regierung der Russischen Föderation zu erklären oder dem Beschluß 
der Staatsduma nicht zuzustimmen. Spricht die Staatsduma der Regierung der Russi­
schen Föderation innerhalb von drei Monaten erneut das Mißtrauen aus, so erklärt der 
Präsident der Russischen Föderation den Rücktritt der Regierung oder er löst die 
Staatsduma auf. 

4. Der Vorsitzende der Regierung der Russischen Föderation kann vor der Staatsduma 
die Vertrauensfrage für die Regierung der Russischen Föderation stellen. Verweigert die 
Staatsduma das Vertrauen, so entscheidet der Präsident innerhalb von sieben Tagen über 
den Rücktritt der Regierung der Russischen Föderation oder über die Auflösung der 
Staatsduma und die Anberaumung von Neuwahlen. 

5. Im Falle des Rücktritts oder der Amtsniederlegung führt die Regierung der Russi­
schen Föderation im Auftrag des Präsidenten der Russischen Föderation die Geschäfte 
bis zur Bildung einer neuen Regierung der Russischen Föderation weiter. 
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Kapitel 7. Die rechtsprechende Gewalt 

Artikel 118. 1. Die Rechtsprechung \vird in der Russischen Föderation nur durch das 
Gericht ausgeübt 

2. Die rechtsp~echende Gewalt wird vermittels des Verfassungs-, Zivil-, Verwaltungs­
und Strafgerichtsverfahrens ausgeübt. 

3. Das Gerichtssystem der Russischen Föderation wird durch die Verfassung der Russi­
schen Föderation und durch ein Bundesverfassungsgesetz festgelegt. Die Errichtung von 
Sondergerichten ist unzulässig. 

Artikel 119. Richter können Bürger der Russischen Föderation sein, die das 25. Le­
bensjahr vollendet haben und über eine juristische Hochschulausbildung sowie eine juri­
stische Berufspraxis von mindestens fünf Jahren verfügen. Durch Bundesgesetz können 
zusätzliche Anforderungen an die Richter der Gerichte der Russischen Föderation festge­
legt werden. 

Artikel 120. 1. Die Richter sind unabhängig und nur an die Verfassung der Russischen 
Föderation und das Bundesgesetz gebunden. 

2. Hat ein Gericht bei der Verhandlung einer Sache die NichtübereinstL.111mung des 
Aktes eines Staatsorgans oder eines anderen Organs mit dem Gesetz festgestellt, so ent­
scheidet es in Übereinstimmung mit dem Gesetz. 

Artikel 121. 1. Die Richter sind unabsetzbar. 
2. Die Befugnisse eines Richters können nur gemäß dem Verfahren und aus den Grün­

den beendet oder ausgesetzt werden, die durch Bundesgesetz festgelegt worden sind. 

Artikel 122. 1. Die Richter sind unverletzlich. 
2. Ein Richter kann nur gemäß dem durch Bundesgesetz festgelegten Verfahren straf­

rechtlich zur Verantwortung gezogen werden. 

Artikel 123. 1. Die Verhandlung ist vor allen Gerichten öffentlich. Eine Verhandlung in 
geschlossener Gerichtssitzung ist nur in den durch Bundesgesetz vorgesehenen Fällen zu­
lässig. 

2. Die Verhandlung von Strafsachen in Abwesenheit ist vor den Gerichten nicht zuläs­
sig, abgesehen von den durch Bundesgesetz vorgesehenen Fällen. 

3. Das Gerichtsverfahren erfolgt auf der Grundlage des kontradiktorischen Verfahrens 
und der Gleichberechtigung der Parteien. 

4. In den durch Bundesgesetz vorgesehenen Fällen erfolgt das Gerichtsverfahren unter 
Beteiligung von Geschworenen. 

Artikel 124. Die Finanzierung der Gerichte erfolgt nur aus dem Bundeshaushalt und 
muß die Möglichkeit einer vollständigen und unabhängigen Ausübung der Rechtspre­
chung in Übereinstimmung mit dem Bundesgesetz gewährleisten. 

Artikel 125. 1. Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation besteht aus 19 Rich­
tern. 

2. Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation entscheidet auf Anfragen des 
Präsidenten der Russischen Föderation des Födcrationsratest der Staatsduma, eines Fünf-
tels der Mitglieder des Föderationsrates oder der Deputierten der Staatsduma, der Regie­
rung der Russischen Föderation, des Obersten Gerichts der Russischen Föderation und 
des Obersten Arbitragegerichts der Russischen Föderation sowie der Organe der gesetz-
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gebenden und der vollziehenden Gewalt der Subjekte der Russischen Föderation Rechts­
streitigkeiten über die Übereinstimmung mit der Verfassung der Russischen Föderation 
von 

Föderationsrates, der Staatsduma und der Regierung der Russischen Föderation; 
b) Verfassungen der Republiken, von Satzungen sowie Gesetzen und anderen Normativ­

akten der Subjekte der Russischen Föderation, die zu Fragen erlassen wurden, die zur 
Zuständigkeit der Organe der Staatsgewalt der Russischen Föderation und zur gemein­
samen Zuständigkeit der Organe der Staatsgewalt der Russischen Föderation und der 
Organe der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation gehören; 

c) Verträgen zwischen Organen der Staatsgewalt der Russischen Föderation und Organen 
der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation sowie Verträgen zwischen 
Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation; 

d) nicht in Kraft getretenen internationalen Verträgen der Russischen Föderation. 
3. Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation entscheidet Kompetenzstreitig­

keiten 
a) zwischen den Bundesorganen der Staatsgewalt; 
b) zwischen den Organen der Staatsgewalt der Russischen Föderation und den Organen 

der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation; 
c) zwischen den höchsten Staatsorganen der Subjekte der Russischen Föderation. 

4. Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation überprüft auf Beschwerden 
wegen Verletzung der verfassungsmäßigen Rechte und Freiheiten der Bürger sowie auf 
Anfragen der Gerichte die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes, das in einer konkreten 
Sache angewendet worden oder anzuwenden ist, gemäß dem durch Bundesgesetz festge­
legten Verfahren. 

5. Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation legt auf Anfragen des Präsiden­
ten der Russischen Föderation, des Föderationsrates, der Staatsduma, der Regierung der 
Russischen Föderation und der Organe der gesetzgebenden Gewalt der Subjekte der 
Russischen Föderation die Verfassung der Russischen Föderation aus. 

6. Die Akte oder ihre Einzelbestimmungen, die für verfassungswidrig erklärt worden 
sind, verlieren ihre Geltung; die mit der Verfassung der Russischen Föderation nicht über­
einstimmenden internationalen Verträge der Russischen Föderation dürfen nicht in Kraft 
gesetzt und angewendet werden. 

7. Das Verfassungsgericht der Russischen Föderation erstattet auf Anfrage des Födera­
tionsrates ein Gutachten über die Einhaltung des festgelegten Verfahrens bei der Erhe­
bung der Anklage gegen den Präsidenten der Russischen Föderation wegen Hochverrats 
oder Begehung einer anderen schweren Straftat. 

Artikel 126. Das Oberste Gericht der Russischen Föderation ist das höchste Gerichts­
organ für Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und andere Sachen, für welche die Gerichte der or­
dentlichen Gerichtsbarkeit zuständig sind, führt in den durch Bundesgesetz vorgesehenen 
prozessualen Formen die gerichtliche Aufsicht über deren Tätigkeit und gibt Erläuterun­
gen zu Fragen der Rechtsprechung. 

Artikel 127. Das Oberste Arbitragegericht der Russischen Föderation ist das höchste 
Gerichtsorgan zur Entscheidung von Wirtschaftsstreitigkeiten und anderen Sachen, die 
von Arbitragegerichten verhandeit werden, führt in den durch Bundesgesetz vorgesehe­
nen prozessualen Formen die gerichtliche Aufsicht über deren Tätigkeit und gibt Erläute­
rungen zu Fragen der Rechtsprechung. 
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Artikel 128. 1. Die Richter des Verfassungsgerichts der Russischen Föderation, des 
Obersten Gerichts der Russischen Föderation und des Obersten Arbitragegerichts der 
Russischen Föderation werden auf Vorschlag des Präsidenten der Russischen Föderation 
durch den Föderationsiat ernannt~ 

2. Die Richter der anderen Bundesgerichte werden vom Präsidenten der Russischen 
Föderation gemäß dem durch Bundesgesetz festgelegten Verfahren ernannt. 

3. Befugnisse, Errichtung und Tätigkeit des Verfassungsgerichts der Russischen Föde­
ration, des Obersten Gerichts der Russischen Föderation, des Obersten Arbitragegerichts 
der Russischen Föderation und der anderen Bundesgerichte werden durch Bundesverfas­
sungsgesetz festgelegt. 

Artikel 129. 1. Die Staatsanwaltschaft der Russischen Föderation bildet ein einheitli­
ches zentralisiertes System, in dem die untergeordneten Staatsanwälte den übergeordne­
ten Staatsanwälten und dem Generalstaatsanwalt der Russischen Föderation unterstellt 
sind. 

2. Der Generalstaatsanwalt der Russischen Föderation wird auf Vorschlag des Präsi­
denten der Russischen Föderation durch den Föderationsrat in sein Amt eingesetzt und 
seines Amtes enthoben. 

3. Die Staatsanwälte der Subjekte der Russischen Föderation werden in Abstimmung 
mit ihren Subjekten durch den Generalstaatsanwalt der Russischen Föderation ernannt. 

4. Die anderen Staatsanwälte werden durch den Generalstaatsanwalt der Russischen 
Föderation ernannt. 

5. Befugnisse, Organisation und Tätigkeit der Staatsanwaltschaft der Russischen Föde­
ration werden durch Bundesgesetz bestimmt. 

Kapitel 8. Die örtliche Selbstverwaltung 

Artikel 130. 1. Die örtliche Selbstverwaltung in der Russischen Föderation gewährlei­
stet die selbständige Entscheidung der Bevölkerung über die Fragen von örtlicher Bedeu­
tung sowie den Besitz und die Nutzung von munizipalem Eigentum und die Verfügung 
über dieses. 

2. Die örtliche Selbstverwaltung wird von den Bürgern durch Referendum, Wahlen und 
andere Formen der unmittelbaren Willensbekundung sowie durch gewählte und andere 
Organe der örtlichen Selbstverwaltung verwirklicht. 

Artikel 131. 1. Die örtliche Selbstverwaltung wird in den städtischen und ländlichen 
Siedlungen sowie in den anderen Territorien unter Berücksichtigung der historischen und 
sonstigen örtlichen Traditionen verwirklicht. Die Struktur der Organe der örtlichen 
Selbstverwaltung wird von der Bevölkerung selbständig bestimmt. 

2. Eine Änderung der Grenzen der Territorien, in denen die örtliche Selbstverwaltung 
verwirklicht wird, ist unter B'erücksichtigung der Meinung der Bevölkerung der betreffen­
den Territorien zulässig. 

Artikel 132. 1. Die Organe der örtlichen Selbstverwaltung verwalten selbständig das 
munizipale Eigentum, stellen den örtlichen Haushalt auf, bestätigen und vollziehen ihn, 
legen örtliche Steuern und Abgaben fest, sorgen für den Schutz der öffentHchen Ordnung 
und entscheiden sonsiige Fragen von örtiicher Bedeutung. 

2. Die Organe der örtlichen Selbstverwaltung können durch Gesetz mit einzelnen staat­
lichen Befugnissen ausgestattet werden, zu deren Vollzug ihnen die erforderlichen mate-
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riellen und finanziellen Mittel übergeben werden. Die Realisierung der übertragenen Be­
fugnisse unterliegt der Kontrolle des Staates. 

Artikel 133. Die örtliche Selbstverwaltung wird in der Russischen Föderation garantiert 
durch das Recht auf gerichtlichen Schutz und auf Erstattung der zusätzlichen Ausgaben, 
die aufgrund der von den Organen der Staatsgewalt gefaßten Beschlüsse entstanden sind, 
und durch das Verbot einer Einschränkung derjenigen Rechte der örtlichen Selbstverwal­
tung, die durch die Verfassung der Russischen Föderation und durch Bundesgesetze fest­
gelegt worden sind. 

Kapitel 9. Verfassungskorrekturen und Verfassungsrevision 

Artikel 134. Vorschläge über Korrekturen und Revision von Bestimmungen der Verfas­
sung der Russischen Föderation können der Präsident der Russischen Föderation, der Fö­
derationsrat, die Staatsduma, die Regierung der Russischen Föderation, die Gesetzge­
bungs- (Vertretungs- )organe der Subjekte der Russischen Föderation sowie eine Gruppe 
von mindestens einem Fünftel der Mitglieder des Föderationsrates oder der Deputierten 
der Staatsduma unterbreiten. 

Artikel 135. 1. Die Bestimmungen der Kapitel 1, 2 und 9 der Verfassung der Russischen 
Föderation können von der Bundesversammlung nicht revidiert werden. 

2. Wird ein Vorschlag über die Revision von Bestimmungen der Kapitel 1, 2 und 9 der 
Verfassung der Russischen Föderation von drei Fünftein der Stimmen der Gesamtzahl der 
Mitglieder des Föderationsrates und der Deputierten der Staatsduma unterstütze so wird 
in Übereinstimmung mit dem Bundesverfassungsgesetz die Verfassungsversammlung ein­
berufen. 

3. Entweder bekräftigt die Verfassungsversammlung die Unveränderlichkeit der Ver­
fassung der Russischen Föderation oder sie arbeitet den Entwurf einer neuen Verfassung 
der Russischen Föderation aus, der von der Verfassungsversammlung mit zwei Dritteln 
der Stimmen der Gesamtzahl ihrer Mitglieder angenommen oder zum Gegenstand einer 
Volksabstimmung gemacht wird. Bei Durchführung der Volksabstimmung gilt die Verfas­
sung der Russischen Föderation als angenommen, wenn mehr als die Hälfte derjenigen 
Wähler für sie gestimmt hat, die an der Abstimmung teilgenommen haben, unter der Vor­
aussetzung, daß an ihr mehr als die Hälfte der Wähler teilgenommen hat. 

Artikel 136. Korrekturen an den Kapiteln 3-8 der Verfassung der Russischen Föderati­
on werden gemäß dem Verfahren angenommen, das für die Annahme eines Bundesver­
fassungsgesetzes vorgesehen ist, und treten nach ihrer Billigung durch die Organe der ge­
setzgebenden Gewalt von mindestens zwei Dritteln der Subjekte der Russischen 
Föderation in Kraft. 

Artikel 137. 1. Änderungen in Artikel 65 der Verfassung der Russischen Föderation, 
der die Zusammensetzung der Russischen Föderation bestimmt, erfolgen auf der Grund­
lage des Bundesverfassungsgesetzes über die Aufnahme in die Russische Föderation und 
die Bildung eines neuen Subjekts der Russischen Föderation innerhalb derselben sowie 
über die Änderung des verfassungsrechtlichen Status eines Subjekts der Russischen Föde-
raticn. 

2. Im Falle der Änderung der Bezeichnung einer Republik, einer Region, eines Ge­
biets, einer Stadt von föderaler Bedeutung, des autonomen Gebiets oder eines autono-
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men Bezirks ist die neue Bezeichnung des Subjekts der Russischen Föderation in Arti­
kel 65 der Verfassung der Russischen Föderation aufzunehmen. 

Zl\'eiter Abschnitt 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

1. Die Verfassung der Russischen Föderation tritt am Tage ihrer offiziellen Veröffentli­
chung entsprechend den Resultaten der Volksabstimmung in Kraft. 

Der Tag der Volksabstimmung, der 12.Dezember 1993, gilt als der Tag der Annahme 
der Verfassung der Russischen Föderation. 

Gleichzeitig endet die Geltung der am 12.April 1978 angenommenen Verfassung (des 
Grundgesetzes) der Russischen Föderation (Rußlands) mit den späteren Änderungen 
und Ergänzungen. 

Falls Bestimmungen des Föderationsvertrages - des Vertrages über die Abgrenzung 
der Zuständigkeitsbereiche und Befugnisse zwischen den Bundesorganen der Staatsge­
walt der Russischen Föderation und den Organen der Staatsgewalt der souveränen Repu­
bliken in der Russischen Föderation, des Vertrages über die Abgrenzung der Zuständig­
keitsbereiche und Befugnisse zwischen den Bundesorganen der Staatsgewalt der 
Russischen Föderation und den Organen der Staatsgewalt der Regionen, Gebiete und der 
Städte Moskau und Sankt Petersburg der Russischen Föderation, des Vertrages über die 
Abgrenzung der Zuständigkeitsbereiche und Befugnisse zwischen den Bundesorganen 
der Staatsgewalt der Russischen Föderation und den Organen der Staatsgewalt des auto­
nomen Gebietes und der autonomen Bezirke in der Russischen Föderation sowie der an­
deren Verträge zwischen den Bundesorganen der Staatsgewalt der Russischen Föderation 
und den Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation und der Ver­
träge zwischen den Organen der Staatsgewalt der Subjekte der Russischen Föderation -
mit den Bestimmungen der Verfassung der Russischen Föderation nicht übereinstimmen, 
gelten die Bestimmungen der Verfassung der Russischen Föderation. 

2. Gesetze und andere Rechtsakte, die auf dem Territorium der Russischen Föderation 
vor dem Inkrafttreten dieser Verfassung gegolten haben, werden in dem Teil angewendet, 
der der Verfassung der Russischen Föderation nicht widerspricht. 

3. Der Präsident der Russischen Föderation, der in Übereinstimmung mit der Verfas­
sung (dem Grundgesetz) der Russischen Föderation (Rußlands) gewählt worden ist, übt 
von dem Tage des Inkrafttretens dieser Verfassung an die durch diese festgelegten Befug­
nisse bis zum Ablauf des Zeitraums aus, für den er gewählt wurde. 

4. Der Ministerrat (die Regierung) der Russischen Föderation übernimmt vom Tage des 
Inkrafttretens dieser Verfassung an die Rechte, die Pflichten und die Verantwortung der Re­
gierung der Russischen Föderation, die durch die Verfassung der Russischen Föderation 
festgelegt worden sind, und wird fortan „Regierung der Russischen Föderation" genannt. 

5. Die Gerichte in der Russischen Föderation üben die Rechtsprechung in Überein­
stimmung mit ihren Befugnissen aus, die durch diese Verfassung festgelegt worden sind. 

Nach Inkrafttreten der Verfassung behalten die Richter aller Gerichte der Russischen Fö­
deration ihre Befugnisse bis zum Ablaut des Zeitraums, für den sie gewählt worden sind. Va­
kante Steilen werden gemäß dem durch diese Verfassung festgelegten Verfahren besetzt. 

6. Bis zum inkraftireten des Bundesgesetzes, weiches das Verfahren der Verhandiung 
von Sachen vor Gericht unter Teilnahme von Geschworenen festlegt, wird das bisherige 
Verfahren der gerichtlichen Verhandlung der entsprechenden Sachen beibehalten. 
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Solange die Strafprozeßgesetzgebung der Russischen Föderation nicht mit den Bestim­
mungen dieser Verfassung in Übereinstimmung gebracht worden ist, wird das bisherige 
Verfahren der Verhaftung, der Haft und der Festnahme von Personen, die der Begehung 
einer Straftat verdächtig sind, beibehalten. 

7. Der Föderationsrat der ersten Legislaturperiode und die Staatsduma der ersten Le­
gislaturperiode werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 

8. Der Föderationsrat tritt zu seiner ersten Sitzung am dreißigsten Tag nach seiner Wahl 
zusammen. Die erste Sitzung des Föderationsrates eröffnet der Präsident der Russischen 
Föderation. 

9. Ein Deputierter der Staatsduma der ersten Legislaturperiode kann gleichzeitig Mit­
glied der Regierung der Russischen Föderation sein. Für die Deputierten der Staatsduma. 
die Mitglieder der Regierung der Russischen Föderation sind, gelten nicht die Bestim­
mungen dieser Verfassung über die Unverletzlichkeit der Deputierten, soweit es die Ver­
antwortlichkeit für Handlungen (oder Unterlassungen) im Zusammenhang mit der Erfül­
lung ihrer Dienstpflichten betrifft. 

Die Deputierten des Föderationsrates der ersten Legislaturperiode üben ihre Befugnis­
se nicht ständig aus. 

Quelle: Rossijskaja gazeta, Nr. 237 vom 25. Dezember 1993 


